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Vorwort

Nach einer mehrjahrigen Arbeit mit intensiven Beratungen in all seinen Gremien kann der Regionale
Planungsverband Bayer. Untermain jetzt seinen verbindlichen Regionalplan vorlegen. Es ist der erste
Regionalplan in Bayern, der vom Bayer. Staatsministerium fir Landesentwicklung und Umweltfragen fir
verbindlich erklart wurde.

Mit dem Regionalplan hat sich die Region selbst ein umfassendes Regionalkonzept fir die kommenden Jahre
vorgegeben. Es sind Leitlinien fir die Entwicklung der Region, die fir alle Behérden in ihren
Planungsentscheidungen bindend sind und fir alle privaten Entscheidungstrdger eine verlaRliche
Orientierungshilfe sein kénnen.

Im Mittelpunkt unserer BemuUhungen stand die Absicht, ein ausgewogenes Verhaltnis zwischen den
Okologischen und Okonomischen Erfordernissen zu erreichen. Ein besonderes Bedurfnis war dabei die
Aufstellung von Zielen zur Erhaltung der natirlichen Lebensgrundlagen und zur Sicherung der vorhandenen
Ressourcen. Der Regionale Planungsverband hat deshalb Landschafts- und Naturschutzgebiete vorgeschlagen,
Gebiete fur die Bannwaldausweisung festgelegt, den wasserwirtschaftlich bedeutsamen Flachen einen klaren
Vorrang eingeraumt und flr volkswirtschaftlich wichtige Bodenschatze Rohstoffsicherungsflachen ausgewiesen.
Andere Schwerpunkte des Regionalplans liegen beim Ausbau der Infrastruktur und der Sicherung der hohen
wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit der Region.

Der Weg von den ersten Entwirfen einzelner Kapitel bis zum verbindlichen Gesamtplan war demokratisch und
kommunalfreundlich, aber oft langwierig und mihevoll. Oftmals muf3ten Eigeninteressen hinter das Gemeinwohl
zurlickgestellt und Kompromisse bei der Beseitigung von Zielkonflikten geschlossen werden. Dabei ist
offenkundig geworden, dall es in Zukunft nicht mehr um die Verteilung von Zuwachsraten, sondern weit mehr
um die Erhaltung des erreichten Standards gehen wird. Mein Dank gilt allen, die zum Gelingen des Werkes
beigetragen haben, allen mitwirkenden Fachstellen und Behoérden, der Regionalplanungsstelle bei der
Regierung von Unterfranken, vor allem aber den Mitgliedern des Regionalen Planungsverbandes, seines
Planungsausschusses und des Planungsbeirates, die in vielen Sitzungen um den gar nicht selbstverstandlichen
regionalen Konsens gerungen haben.

Die Verbindlicherkldrung des Regionalplans laRt uns den Blick auch in die Zukunft richten, fir deren
Bewaltigung der Plan erstellt wurde. Unser aller Anstrengungen missen sich nun auf die Beachtung und
Realisierung der Ziele richten. Notwendig ist ein Umsetzen der regionalen Zielsetzungen in die tagliche Arbeit
der Kommunen und Fachplanungstrager, die sich mit konkreten Einzelvorhaben beschéftigen. Hierzu wiinsche
ich uns allen viel Erfolg.

Aschaffenburg
Juli 1985

s

Roland Eller
Landrat
Verbandvorsitzender



Verbindlicherklarung des Regionalplans
Region Bayerischer Untermain (1)

(Wortlaut des Bescheids des Bayerischen Staatsministeriums fiir Landesentwicklung und Umweltfragen zur
Verbindlicherklarung des Regionalplans der Region Bayerischer Untermain vom 29.03.1985 Nr. 5382-322-
11742)

Das Staatsministerium fir Landesentwicklung und Umweltfragen erlaf3t im Einvernehmen mit den (brigen
Staatsministerien aufgrund von Art. 18 Abs. 2 Satz 1 des Bayer. Landesplanungsgesetzes - BayLplG - (BayRS
230-1-U) folgenden

Bescheid:
.

1. Der vom Regionalen Planungsverband Bayerischer Untermain am 07. Dezember 1983 beschlossene
Regionalplan ,,Region Bayerischer Untermain (1) wird mit den in Nummer 2 aufgefiihrten
Ausnahmen und nach Mafigabe der in Nummer 3 festgelegten Fassung flir verbindlich erklart.

Die Verbindlichkeit umfal3t die Ziele des Regionalplans, und zwar die in beschreibender Form sowie
die in den Karten .Raumstruktur”, Siedlung und Versorgung” und “Landschaft und Erholung” in zeich-

nerisch verbindlicher Form dargestellten Ziele.

Die Verbindlichkeit wird bis zum 31.12.1989 befristet. Die Befristung entfallt, wenn bis zu diesem
Zeitpunkt die in Ziffer | 4.4 auferlegte Fortschreibung des Ziels B IV 2.1.1.1 dieses Regionalplans in

Kraft tritt.
2. Von der Verbindlicherklarung ausgenommen werden die im folgenden aufgefiihrten Ziele und Zielteile:
21 In Ziel A IV 1 die nachstehend aufgefiihrten Entwicklungsachsen von regionaler Bedeutung gem. der

zeichnerisch verbindlichen Darstellung in Karte 1 , Raumstruktur®;
- Eschau-Monchberg-Groftheubach

- Mémbris-HAsbach-Bessenbach

- Mémlingen-Landesgrenze

- GroRRostheim-Landesgrenze

- Bessenbach-Waldaschaff-Rothenbuch

- Amorbach-Kirchzell-Landesgrenze

- Miltenberg-Eichenbulhl-Landesgrenze.

2.2 In Ziel A IV 2.1 das flinfte und siebte Tiret:
»~ Mombris und Hosbach,

- Miltenberg und Eichenbdihl.”

23 Das Ziel A IV 2.7: ,Die Entwicklungsachse von regionaler Bedeutung zwischen Miltenberg und
Kreuzwertheim soll zu einer Entwicklungsachse von Uberregionaler Bedeutung ausgebaut werden.”

24 In Ziel AV 1 Satz 2 die Worte ,und Eichenbuhl”.

2.5 Das Ziel A V 2.2.1 Abs. 4: ,Das Unterzentrum Alzenau i. Ufr. soll zum Mittelzentrum entwickelt
werden”.

26 In Ziel AV 2.4 Abs. 1 die Worte ,zum Oberzentrum.”

2.7 In Ziel AV 2.4 Abs. 2, fiinftes Tiret, die Worte ,vor allem durch die Schaffung von an das Abitur

anschlieflenden Bildungseinrichtungen”.
2.8 In Ziel AV 2.4 Abs. 2, siebtes Tiret, die Worte ,von Leistungszentren flr Leicht- und Schwerathletik”.
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In Ziel B | 3.1.2, Satz 2: ,Eine Bebauung soll nicht stattfinden.”
In Ziel B | 3.2.4 die Worte ,in Einzelfallen”.

Das Ziel B | 4: ,Uber die Notwendigkeit von Landschaftsplanen als Bestandteile der Flachen-
nutzungsplane soll im Einzelfall von den Genehmigungsbehdrden entschieden werden.”

In Ziel B Ill 2.1, 4. Tiret, die Worte ,im Spessart und im Odenwald zusatzlich”.

In Ziel B VI 2.1 die Wortbestandteile ,und Haupt-“.

Das Ziel B VI 3.2: ,Die Errichtung einer Altenpflegeschule in der Region soll angestrebt werden.
AuRerdem soll im moglichen Oberzentrum Aschaffenburg die Errichtung einer Berufsoberschule der
Ausbildungsrichtung Technik und Gewerbe angestrebt werden.”

Das Ziel B VI 3.3: ,Im mdglichen Oberzentrum Aschaffenburg soll in enger Verbindung zu den
staatlichen Berufsschulen ein Neubau fur die Staatliche Berufsschule Landwirtschaft, Hauswirtschaft

und Kinderpflege errichtet werden.”

Das Ziel B VI 4: ,Im mdglichen Oberzentrum Aschaffenburg soll eine Fachhochschule errichtet
werden.”

In Ziel B VI 5.1.2 die Wortbestandteile “und Unter-“.
In Ziel B VI 5.1.3 die Worte “ bzw. eine Jugendbildungsstatte”.

Das Ziel B VI 5.2.2: ,Die Arbeit der offenen Erziehungshilfe soll sich verstarkt der Probleme
auslandischer Jugendlicher annehmen.”

In Ziel B VI 9.3, Satz 2: ,Insbesondere soll die Errichtung eines Leistungszentrums flir Leichtathletik
und eines Leistungszentrums fiir Schwerathletik angestrebt werden.”

In Ziel B VIIl 4.2 die Worte ,die arztliche Versorgungsdichte verbessert und”.

Das Ziel B VIII 5.4: ,Fur die stationare Entwdhnung Suchtkranker soll in der Region eine fachlich
qualifizierte Einrichtung vorhanden sein.”

Das Ziel B VIII 7.1: ,Die Beratungs- und Betreuungsmdglichkeiten fir Nichtselhafte und
Strafentlassene im moglichen Oberzentrum Aschaffenburg sollen erhalten werden. Bei Bedarf soll
auch in den Mittelzentren ein entsprechendes Angebot eingerichtet werden.”

Das Ziel B VIl 7.2: ,Das Eingliederungsheim fiir Nichtsef3hafte und Strafentlassene im maoglichen
Oberzentrum Aschaffenburg soll erhalten werden.”

In Ziel B IX 2.1 die StralRenbezeichnung ,B 47”.

In Ziel B X 1.1 das dritte Tiret , - keine neuen Standorte fir weitere grolte Warmekraftwerke
auszuweisen”.

In Ziel B X 1.2 das zweite Tiret , - 100 kV-Doppelleitung von Gro3heubach nach Amorbach mit einem
110/20 kV-Umspannwerk in Amorbach”.

Die nachstehend aufgefiihrten Ziele oder Zielteile werden in jeweils folgender Fassung fur verbindlich
erklart:

Das Ziel B 1 2.2.2 i. d. Fassung: ,Zur Erhaltung der als Naturschutzgebiet schiitzenswerten Land-
schaftsrdume oder Teile davon sollen Ordnungs- und PflegemaflRnahmen vorgesehen werden.*
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Das Ziel B 12.3.2, Satz 3, i. d. Fassung: ,PflegemalRnahmen sollen durchgefiihrt werden, soweit es im
Interesse des Schutzzwecks erforderlich ist.”

Das Ziel B IV 2.1 .| Abs. 3, Satz 1, i. d. Fassung: ,In Vorbehaltsflachen soll fur Uberdrtlich raumbe-
deutsame Abbauvorhaben in der Regel eine raumordnerische Uberprifung durchgefiihrt werden.”

Das Ziel B VIl 4.1.2 i. d. Fassung: ,In den Krankenhausern sollen Belegbetten fiir niedergelassene
Gebietsarzte bereitgestellt werden, sofern ein Bedarf besteht und dies der Aufgabenstellung des
Krankenhauses entspricht.”

Das Ziel B X 2.2 i. d. Fassung: ,Das regionale Erdgasverteilernetz soll dem Bedarf und den
Méglichkeiten entsprechend weiter ausgebaut werden; hierbei soll insbesondere die Verwirklichung
folgender MaRnahmen ermdglicht werden:

- Weitere ErschlieBung zwischen Alzenau i. Ufr., Mémbris und Schéllkrippen

- Anbindung des Raumes Stadtprozelten.”

Die Verbindlicherklarung wird mit folgenden Auflagen verbunden:

Der Regionalplan ist entsprechend den Nummern 2 und 3 dieses Bescheids fur die o6ffentliche
Auslegung zu Uberarbeiten. Die von der Verbindlicherklarung ausgenommenen Ziele und Zielteile sind
zu streichen oder als nicht verbindlich zu kennzeichnen.

Die Begriindung einschlieBlich der zeichnerisch erlauternden Darstellungen und die in Karten dar-
gestellten bestehenden Nutzungen und Festsetzungen sind entsprechend anzupassen.

Bezugnahmen auf das Landesentwicklungsprogramm Bayern sind an dessen Fortschreibung 1984
(Verordnung vom 3. Mai 1984, GVBI S. 121, ber. S. 337) anzupassen.

Das Ziel B IV 2.1.1.1 ist hinsichtlich des flachenmaRigen Gesamtumfangs der ausgewiesenen
Vorrang- und Vorbehaltsflachen fir einen Zeitraum von mindestens finf weiteren Jahren
fortzuschreiben. Dabei sind Auswirkungen, die sich auf andere Inhalte des Regionalplans ergeben, zu
berucksichtigen. Fir die Fortschreibung ist bis spatestens 31.12.1987 Antrag auf Verbindlicherklarung
zu stellen.

Absatz 7 Satz 1 der Begriindung (,Auf den ausgewiesenen Vorrang- und Vorbehaltsflachen steht ein
Sand- und Kiesvolumen zur Verfugung, mit dem voraussichtlich auch langerfristig der regionale
Bedarf gedeckt werden kann, sofern die Abbauflachen von den Betrieben erworben oder angepachtet
werden kénnen.”) ist zu streichen.

In der Begrindung zu B VIII 4.1.1 ist in Absatz 3 Satz 3 (,Die Kapazitadt des Kreiskrankenhauses
Miltenberg soll erhéht werden.”) zu streichen.

In Ziel B VIII 4.2 ff. sowie dessen Begriindung sind die Bezeichnung “Facharzt” und deren begriffliche
Verbindungen entsprechend zu ersetzen durch die Bezeichnung “Gebietsarzt”.

Die Begriindungen der Ziele zur ambulanten arztlichen Versorgung (B VIII 4.2 ff.) sind entsprechend
der fur verbindlich erklarten Fassung des Ziels dahingehend zu Uberarbeiten, dall sie den
Ergebnissen der kassenarztlichen Bedarfsplanung nicht widersprechen. Von einer davon
abweichenden eigenen Bedarfsplanung ist abzusehen.

In die Begrindung zum Ziel B X 1.2 ist anstelle von Absatz 1 der Hinweis aufzunehmen: “Die
freizuhaltenden Trassen und Standorte sind in der Karte ,Siedlung und Versorgung” als
Umspannwerk/Schaltwerk bzw. Freileitungen zeichnerisch erlauternd dargestellt.”

Dieser Bescheid ergeht kostenfrei.
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Griinde:
.

Das Staatsministerium fur Landesentwicklung und Umweltfragen ist als oberste Landesplanungs-
behdérde gemal Art. 18 Abs. 2 Satz 1 BayLplG fir die Verbindlicherklarung zustandig. Die Ubrigen
Staatsministerien haben ihr Einvernehmen erklart.

Die Verbindlicherkldrung des Regionalplans setzt voraus, dal® der nach Art. 17 Abs. 2 BaylLplG
vorgeschriebene Mindestinhalt eingehalten ist. Nach Art. 17 Abs. 2 Nr. 5 in Verbindung mit Art. 2 Nr. 9
Buchst. a BayLplG und dem Landesentwicklungsprogramm Bayern - LEP - (Verordnung vom 3. Mai
1984, GVBI S . 121, ber. S. 337) Teil B IV 1.1.1 (ebenso LEP 1976, Teil B IV 3.2.3) sollen in den
Regionalplanen Flachen zur Deckung des derzeitigen und kiinftigen regionalen und Uberregionalen
Bedarfs an Bodenschatzen vorgesehen werden. Von besonderer Bedeutung ist die Sicherung und
Ordnung des Abbaus der Massenrohstoffe Kies und Sand. Der regionale Planungsverband hat dazu
ca. 345 ha Vorrang- und ca. 330 ha Vorbehaltsflachen ausgewiesen.

Die Prifung des Konzepts hat ergeben, dal® von den ausgewiesenen Vorrangflachen ca. 220 ha
bereits abgebaut sind. Es verbleiben somit ca. 125 ha noch nicht abgebauter Vorrangflachen; dies
entspricht einem Vorrat von ca. 12 Mio t Sand und Kies. In diesen Vorrangflachen kommt dem Abbau
von Bodenschatzen Vorrang vor anderweitigen Nutzungen zu. Demgegeniber bedeutet die
Ausweisung als Vorbehaltsflache fir die Belange der Rohstoffsicherung und -gewinnung lediglich im
Einzelfall bei Abwagungen mit anderen Nutzungsansprichen (z. B. in Raumordnungsverfahren) die
Zuerkennung eines besonderen Gewichtes. Diese besondere Gewichtung mufd bei der Abwagung
nicht zwangslaufig zu einem positiven Ergebnis fir ein Abbauvorhaben fiihren. Aus diesem Grunde
kann nicht von vorneherein davon ausgegangen werden, dal} die in den Vorbehaltsflachen gelegenen
Rohstoffvorkommen tatsachlich in vollem Umfang abgebaut werden kénnen. Erfahrungsgemal ist
davon auszugehen, dafl} ein Drittel der ausgewiesenen Vorbehaltsflachen auch tatsachlich fir den
Abbau verfiigbar wird; dies entspricht einem Vorrat von ca. 100 ha bzw. 11 Mio t.

Als Gesamtsumme abbaufahiger, verfiigbarer Flachen verbleiben daher ca. 225 ha. Dies entspricht
einer Vorratsmenge von ca. 23 Mio t Sand und Kies. Der jahrliche Bedarf belauft sich durchschnittlich
auf ca. 4,5 Mio t. Daraus ergibt sich, daf® allenfalls fir einen Zeitraum von 5 Jahren von der Existenz
eines schliissigen Konzepts fiir den Kies- und Sandabbau ausgegangen werden kann.

Nach Ablauf von spatestens 5 Jahren ist die als Teil des Mindestinhalts eines Regionalplans
geforderte Sicherungs- und Ordnungsfunktion fiir den Kiesund Sandabbau nicht mehr gegeben. Damit
entfallt die Voraussetzung fir die Verbindlichkeit des Regionalplans. Aus diesem Grund ist die
Verbindlichkeit auf den 31.12.1989 zu befristen. Die Befristung entfallt, wenn durch eine
Fortschreibung der entsprechenden Ziele der Mindestinhalt auch Uber den 31.12.1989 gegeben ist.
Die Fortschreibung obliegt gemaf Art. 18 Abs. 6 BayLplG dem regionalen Planungsverband.

Gemal Art. 4 Abs. 1 BayLplG enthalt der Regionalpla Ziele der Raumordnung und Landesplanung in
beschreibender und zeichnerischer Form. Ziele in zeichnerischer Form sind nur die Darstellungen in
den in Nr. 1 Abs. 2 des Bescheids genannten Karten und nur insoweit, als die Legende auf
.zeichnerisch verbindliche Darstellungen” verweist. Gemal Art. 18 Abs. 2 Satz 3 BayLplG waren
einzelne im Regionalplan enthaltene Ziele und Zielteile von der Verbindlicherklarung auszunehmen.
Bezlglich dieser Ziele und Zielteile liegen die Voraussetzungen fiir eine Ablehnung des Antrags auf
Verbindlicherklarung vor, da sie einerseits den geltenden Rechtsvorschriften widersprechen und
andererseits ihre Herausnahme aus der Verbindlicherklarung die anzustrebende raumliche Ordnung
und Entwicklung der Region im dbrigen nicht oder nur unwesentlich berihrt (Art. 18 Abs. 2 Satz 2
BayLplGi. V. m. Art. 95 Abs. 2 LKrO).

AuRerdem wurden Ziele ausgenommen, die durch Verwirklichung erledigt sind.
Die Ausnahmen von der Verbindlicherklarung sind im einzelnen wie folgt begriindet:

Die ausgenommenen Entwicklungsachsen von regionaler Bedeutung widersprechen LEP A IV 2.2
und damit einer Rechtsnorm im Range einer Verordnung. Die Entwicklungsachsen folgen weder
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bestehenden oder geplanten leistungsfahigen Verkehrsverbindungen noch ist eine deutliche
Verdichtung von Wohn- und Arbeitsstatten entlang ihres Verlaufs gegeben. Sie kdbnnen daher auch
nicht als deutlich ausgepragte Schwerelinien der Siedlungsstruktur und der Bandinfrastruktur im Sinne
der Begriindung des Regionalplans zu A IV 1 angesehen werden.

Bei den Entwicklungsachsen Moémlingen-Landesgrenze, Grofiostheim-Landesgrenze, Bessenbach-
Waldaschaff-Rothenbuch, Amorbach-Kirchzell-Landesgrenze sowie Miltenberg-Eichenbdhl-
Landesgrenze kénnen die Voraussetzungen auch unter Einbeziehung der angrenzenden Regionen
nicht als erflllt angesehen werden, weil entsprechende Achsenfortsetzungen dort nicht ausgewiesen
sind.

Als Folge der Ausnahme der in Ziffer 1.2.1 genannten Entwicklungsachsen von der
Verbindlicherklarung sind die Ausbauziele fiir diese Achsen ebenfalls von der Verbindlicherklarung
auszunehmen.

Das Ziel widerspricht Art. 13 Abs. 2 Nr. 4 BaylLplG, wonach die Entwicklungsachsen von
Uberregionaler Bedeutung im LEP zu bestimmen sind. GemaR LEP A IV 2.1 sind die
Entwicklungsachsen von Uberregionaler Bedeutung in der ,,Strukturkarte” (Anhang 8 zum LEP)
enthalten. Eine Entwicklungsachse wird nicht nur durch den formellen Akt der Ausweisung bestimmt;
auch der Auftrag, eine Achse entsprechend auszubauen, ist Teil dieser Bestimmung. Das Ziel im
Regionalplan Bayerischer Untermain, die Entwicklungsachse von regionaler Bedeutung zwischen
Miltenberg und Kreuzwertheim zu einer Entwicklungsachse von Uberregionaler Bedeutung
auszubauen, stellt somit eine Festlegung dar, die allein dem LEP vorbehalten ist.

Der Zielteil widerspricht LEP A IV 1.4.2.4, wonach nur Kleinzentren im Sinne von LEP A IV 1.4.1.7
bevorzugt entwickelt werden sollen. Die Gemeinde Eichenbihl ist jedoch als Kleinzentrum gemaf
LEPAIV 1.4 .1.9 ausgewiesen.

Das Ziel bzw. der Zielteil widerspricht Art. 13 Abs. 2 und 2.6 Nr. 3 BayLplG, wonach Grundsatze fir
den weiteren Ausbau der zentralen Orte nach der Eigenart und Bedeutung der angestrebten
Mittelpunktsauf gaben im LEP zu bestimmen sind. Entsprechende Grundsatze sind in LEP A IV
enthalten. Die Festlegungen im Regionalplan Bayerischer Untermain, das mdgliche Oberzentrum
Aschaffenburg zum Oberzentrum und das Unterzentrum Alzenau i. Ufr. zum Mittelzentrum zu
entwickeln, widersprechen diesen Grundsatzen. Sie legen eine Entwicklung fest, die uber den im LEP
bestimmten Ausbau der Mittelpunktsfunktion hinausgeht, der diesen Gemeinden entsprechend ihrer
Einstufung gemal ist.

Im Ubrigen ist das zentralortliche System nicht darauf angelegt, eine bestimmte zentralortliche
Kategorie zu einer nachsthdheren zu entwickeln. Eine entsprechende Zielaussage ist im LEP nicht
enthalten. Jede zentralortliche Kategorie hat eine eigenstandige Versorgungsaufgabe. Unberihrt
davon bleibt die Frage, ob ein zentraler Ort, der sich von sich aus in eine hdhere Kategorie
hineinentwickelt, infolgedessen auch héherrangig eingestuft werden muf.

Der Zielteil widerspricht LEP A IV 1.9.1, wonach an das Abitur anschlieBende Bildungsstatten nur fir
Oberzentren Solleinrichtungen darstellen. Mogliche Oberzentren kénnen nur geeignete Standorte
oberzentraler Einrichtungen sein, soweit ein tragfédhiger Einzugsbereich gewahrleistet ist. Eine
uneingeschrankte Aussage flur alle offentlichen Planungstrager, in mdoglichen Oberzentren die
Schaffung von an das Abitur anschlieRenden Bildungsstatten zu beachten, kann deshalb in einem
Regionalplan nicht normiert werden.

Der Zielteil widerspricht Art. 17 Abs. 1 BayLplG, da die Errichtung von Leistungszentren, d. h. von
Sportstatten einer bestimmten Qualitat fur Spitzenathleten und Nachwuchstalente, keine Planung oder
MafRnahme zur raumlichen Ordnung und Entwicklung der Region darstellt. Zwar kommt der Errichtung
von Sportstatten grundsatzlich Raumbedeutsamkeit zu, deren Qualifizierung als Leistungszentren auf
Bundes- oder Landesebene liegt jedoch ausschliellich im Bereich der fachlichen Zustandigkeit und
stellt keinen Belang der regionalen Raumordnung dar.

Das Staatsministerium fur Unterricht und Kultus hat im Ubrigen aus diesem Grund die Erteilung seines
Einvernehmens zur Verbindlicherklarung von der Ausnahme des Zielteils abhangig gemacht.
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Der Zielteil widerspricht dem Rechtsstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 3 GG), wonach eine Rechtsnorm der
notwendigen Bestimmtheit bedarf. Das in diesem Zielteil normierte Bauverbot bedeutet, daf nach der
Beachtenspflicht des § 5 Abs. 4 ROG i.V. m. § 35 BBauG die Genehmigung von Einzelvorhaben im
AuRenbereich versagt werden miiRte. Diese Rechtswirkung erfordert eine hinreichend konkrete
textliehe oder kartographische Bezeichnung der durch den Zielteil betroffenen Flachen (vgl. BVerwG,
Urt. v. 20.01.1984, BayVBI. 1984, S. 473), die in diesem Fall nicht vorgenommen wurde.

Der Zielteil widerspricht LEP B Ill 4.1, wonach die aus der landwirtschaftlichen Nutzung ausscheiden-
den Flachen in Abstimmung mit den Belangen des Naturschutzes und der Landschaftspflege sowie
mit anderen Nutzungsansprichen aufgeforstet werden sollen. Diese generelle Zielsetzung kann durch
einen Regionalplan nicht auf Einzelfalle beschrankt werden.

Das Ziel widerspricht Art. 3 Abs. 2 BayNatSchG, wonach Uber die Notwendigkeit von
Landschaftsplanen die Gemeinden zu entscheiden haben.

Der Zielteil widerspricht Art. 1 Nr. 4 i. V. m. Art. 5 Nrn. 1 und 3 sowie Art. 14 BayWaldG. Die
Nutzfunktion des Waldes ist dort grundsatzlich fir jeden Wald festgelegt und kann durch die
Regionalplanung nicht auf einzelne Waldgebiete beschrankt werden.

Der Zielteil widerspricht LEP A IV 1.4, wonach eine Hauptschule nicht im Katalog der
Solleinrichtungen eines Kleinzentrums enthalten ist. Gemal LEP A IV 1.4.2.2i. V. m. LEP A IV 1.51
sind Kleinzentren lediglich bei Bedarf geeignete Standorte fir eine Hauptschule. Auch unter dem
Gesichtspunkt des sog. Vorhalteprinzips kann ein uneingeschranktes Ziel zur Erhaltung einer
bestehenden Hauptschule nicht aufrechterhalten werden, da es dem Bedarfsvorbehalt des LEP
widerspricht.

Das Ziel widerspricht Art. 49 Abs. 1 Nr. 3 Bayerische Verfassung (BV) i.V. m. § 5 Nr. 1 der
Verordnung Uber die Geschéaftsverteilung der Bayerischen Staatsregierung ( St R G W ). Der
regionale Planungsverband hat der Zielaussage eigene Bedarfsermittiungen zugrunde gelegt.
Bedarfsfeststellungen fir schulische Einrichtungen sind jedoch eine Fachaufgabe und damit allein der
Zustandigkeit des Geschéaftsbereichs des Staatsministeriums fir Unterricht und Kultus unterworfen.

Der Bedarf an beruflichen Schulen wird im Schulentwicklungsplan - Abschnitt berufliche Schulen -
festgestellt. Der regionale Planungsverband hat im Hinblick auf Art. 22 Bayerisches Gesetz (ber das
Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) zwar die Médglichkeit, auf die Aufstellung der
Schulentwicklungsplane Einflu zu nehmen, er kann jedoch die fachlichen Bedarfsfeststellungen nicht
durch eigene abweichende Bedarfsermittiungen mit der Folge einer Forderung nach weiteren
schulischen Einrichtungen ersetzen, wie dies mit dem Ziel zur Errichtung einer Altenpflegeschule und
einer Berufsoberschule geschehen ist. Planerische Erwagungen koénnen dagegen unter
Berlcksichtigung der fachlichen Bedarfsfeststellungen durchaus getroffen werden, wie es z. B. das
LEP praktiziert, indem es fiir verschiedene Stufen von zentralen Orten bestimmte Schularten als Soll-
oder Kanneinrichtungen festlegt (LEP A 1V). 1 0 Das Staatsministerium fur Unterricht und Kultus hat
aus den genannten Ablehnungsgrunden die Ertellung seines Einvernehmens zur Verbindlicherklarung
von der Ausnahme des Ziels abhanglg gemacht.

Das Ziel hat sich durch Verwirklichung der angesprochenen MaRnahme erledigt.

Das Ziel widerspricht § 69 Abs 1 Hochschulrahmengesetz (HRG) und Art 8 Abs 3 Bayerisches
Hochschulgesetz (BayHSchG), wonach Ausbaustand und vorgesehene Entwicklung fir jede
Hochschule im Hochschulgesamtplan dargestellt werden. Die Errichtung einer Fachhochschule im
mdglichen Oberzentrum Aschaffenburg ist nicht vorgesehen

Der regionale Planungsverband hat im Hinblick auf § 69 Abs 1 HRG und Art 8 Abs 4 BayHSchG zwar
die Moglichkeit auf den Hochschulgesamtplan Einfluld zu nehmen, er kann jedoch die fachlichen
Entwicklungsvorstellungen nicht durch planerische Vorstellungen mit der Folge einer Forderung nach
neuen Hochschuleinrichtungen ersetzen, wie dies mit dem Ziel zur Errichtung einer Fachhochschule
im mdglichen Oberzentrum Aschaffenburg geschehen ist.
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219

2.20

2.21

2.22

2.23

Planerische = Erwagungen kdonnen dagegen unter Bericksichtigung der fachlichen
Entwicklungsvorstellungen durchaus getroffen werden, wie es z. B. das LEP praktiziert, indem es
Einrichtungen des Hochschulwesens bestimmten Stufen von zentralen Orten als Soll- oder
Kanneinrichtungen zuordnet (LEP A IV 1.8.1 und 1.9.1)

Das Staatsministenum fir Unterricht und Kultus hat aus den genannten Ablehnungsgriinden die
Erteilung seines Einvernehmens zur Verbindlicherklarung von der Ausnahme des Ziels abhéngig
gemacht.

Der Zielteil widerspricht LEP B VII 5.1, wonach Jugendfreizeitstatten nur in Mittelzentren und
zentralen Orten hoherer Stufe zur Verfliigung stehen sollen.

Der Zielteil widerspricht Art. 4 Abs 2 BayLplG, wonach die Ziele des Regionalplans zu begriinden
sind. Eine hinreichende Begriindung fiir die Forderung nach einer bestimmten Einrichtung muR eine
planerische Rechtfertigung fiir eine derartige Zielaussage beinhalten Nach den Darlegungen in der
Begriindung zu B VI 5.1. 3 besteht jedoch derzeit kein Bedarf an Jugendbildungsstatten. Der Bedarf
konnte im ubrigen nur von den zustandigen Fachbehdrden festgestellt werden (s. Begriindung zu
2.14).

Das Ziel widerspricht § 3 Abs. 1 ROG und Art. 17 Abs. 1 BayLplG. Die Frage, inwieweit sich eine
fachliche Einrichtung (Erziehungshilfe) bestimmter Problemgruppen (ausléndische Jugendliche)
annimmt. ist nicht raumbedeutsam und damit nicht Gegenstand der raumlichen Ordnung und
Entwicklung einer Region.

Siehe Begriindung zu 2.8.

Das Ziel widerspricht § 368 Abs. 4 Reichsversicherungsordnung (RVO), wonach die kassenarztlichen
Vereinigungen auf Landesebene nach Mallgabe der von den Bundesausschiissen erlassenen
Richtlinien einen Bedarfsplan zum Zweck der Sicherstellung der kassendrztlichen Versorgung
aufzustellen und jeweils der Entwicklung anzupassen haben. Der regionale Planungsverband hat
demgegenlber seiner Zielaussage nach einer Verbesserung der arztlichen Versorgungsdichte eigene
Bedarfsermittlungen zugrundegelegt. Der regionale Planungsverband hat im Hinblick auf § 368 Abs. 4
Satz 2 RVO zwar die Mdéglichkeit, auf die kassenarztliche Bedarfsplanung Einflu zu nehmen, er kann
jedoch die fachlichen Bedarfsfeststellungen nicht durch eigene abweichende Bedarfsermittiungen mit
der Folge einer Forderung nach Verbesserung der arztlichen Versorgungsdichte tber die fachlichen
Bedarfsfeststellungen hinaus (s. Begriindung des Ziels) ersetzen. Planerische Erwagungen kdnnen
dagegen unter Bertcksichtigung der fachlichen Bedarfsfeststellungen durchaus getroffen werden, wie
das z. B. das LEP praktiziert, indem es z. B. fUr die verschiedenen Stufen von zentralen Orten eine
bestimmte arztliche Versorgung festlegt (LEP A 1V), oder wie es im Regionalplan mit den Ubrigen
Zielen zur ambulanten arztlichen Versorgung der Fall ist.

Das Staatsministerium fir Arbeit und Soziaiordnung als zusténdige oberste Landesbehdrde (§ 368 k
Abs. 3 RVO) hat aus den genannten Ablehnungsgriinden die Erteilung seines Einvernehmens zur
Verbindlicherklarung von der Ausnahme des Zielteils und einer der kassenarztlichen Bedarfsplanung
nicht widersprechenden Begriindung dieser Zielaussage abhangig gemacht.

Das Ziel widerspricnt den Vorschriften Uber die Krankenhausbedarfsplanung (§ 6 Krankenhaus-
finanzierungsgesetz; Art. 3 ff. Bayer. Krankenhausgesetz), wonach im Krankenhausbedarfsplan
festgelegt wird, welche Krankenhduser zur bedarfsnotwendigen Versorgung erforderlich sind. Der
regionale Planungsverband kann diese Festlegungen durch eigene, abweichende
Bedarfsermittlungen mit der Folge einer Forderung nach Errichtung oder Bestandssicherung von
Krankenhdusern Uber die fachliche Bedarfsfeststellung hinaus (s. Begrindung des Ziels) nicht
ersetzen.

Das Staatsministerium fir Arbeit und Sozialordnung als zustandige oberste Landesbehdrde hat aus
den genannten Ablehnungsgriinden die Erteilung seines Einvernehmens zur Verbindlicherklarung von
der Ausnahme des Ziels abhangig gemacht.

Die Ziele widersprechen Art 17 Abs 1 BayLplG, wonach im Regionalplan die rdumliche Ordnung und
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und 2.24 Entwicklung der Region festzulegen ist. Fragen der Resozialisierung NichtseRhafter und

2.25

2.26

2.27

3.1
und 3.2

3.3

3.4

3.5

Strafentlassener sind nicht Gegenstand der rdumlichen Ordnung und Entwicklung einer Region.

Der Zielteil widerspricht dem Gesetz Gber den Ausbau der Bundesfernstralen (FStrAbG), wonach das
Netz der Bundesfernstrallen nach einem diesem Gesetz als Anlage beigefligten Bedarfsplan
ausgebaut wird. Damit sind Festlegungen zum Ausbau der Bundesfernstrafen ausschlief3lich dem
Bedarfsplan vorbehalten, dessen Aussagen vom Regionalplan allenfalls deklaratorisch Gbernommen,
nicht aber durch verbindliche Ziele erganzt werden kénnen. Nach der Begriindung handelt es sich bei
den Verbesserungen im Zuge der Bundesfernstrale B 47 um die Ortsumgehung Schneeberg. Diese
MafRnahme ist im Bedarfsplan fir den Ausbau der Bundesfernstral3en in den Jahren 1981 bis 1985
(Anlage zum 2. Gesetz zur Anderung des FStrAbG) nicht enthalten.

Der Zielteil widerspricht dem .Energieprogramm fiir Bayern - Teil: Standortsicherungsplan fir Warme-
kraftwerke”, der gemaR LEP B XI 8 als fachlicher Plan i. S. v. Art. 15 BayLplG aufgestellt wird. Gemaf
Art. 17 Abs. 4 BayLplG sind die staatlichen Planungsziele bei der Ausarbeitung von Regionalplanen
zu beachten. Es kann daher einer Fortschreibung des Energieprogramms durch Ziele des
Regionalplans nicht vorgegriffen werden.

Der Zielteil hat sich durch Verwirklichung der angesprochenen MalRnahme erledigt.

Die oberste Landesplanungsbehdrde kann geringfiigige Anderungen der Ziele vornehmen, soweit die
Voraussetzungen fir die Ausnahme des Ziels von der Verbindlicherklarung gegeben sind (Art. 18
Abs. 3 Satz 2 BaylLplG). Die Regelung eroffnet die Maoglichkeit, ohne Eingriff in das
Planungsermessen und ohne die Notwendigkeit einer erneuten Befassung von Verbandsorganen
Ziele fur verbindlich zu erklaren, die andernfalls von der Verbindlichkeit ausgenommen werden
miRten. Durch die vorgenommenen Anderungen wird eine Anpassungspflicht fiir kommunale
Gebietskorperschaften nicht begriindet, so daR deren erneute Anhérung nicht erforderlich ist.

Die Ziele widersprechen in der von der Verbandsversammlung beschlossenen Fassung Art. 7 Abs. 3
bzw. Art. 12 Abs. 2 BayNatSchG, wonach lediglich Ordnungs-, nicht aber PflegemaRnahmen Inhalt
von Schutzverordnungen sein koénnen. Die geanderten Fassungen tragen dem offensichtlichen
Anliegen des Planungsverbandes Rechnung.

Das Ziel widerspricht in der von der Verbandsversammlung beschlossenen Fassung Art. 23 Abs. 3
BayLplG, wonach die Zustandigkeit fir die Einleitung und Durchfihrung von Raumordnungsverfahren
den Landesplanungsbehdérden Ubertragen ist. Im Rahmen dieser Zustandigkeit haben die
Landesplanungsbehodrden u.a. auch zu prifen, ob die Einleitung eines Raumordnungsverfahrens
geboten erscheint oder die erforderliche Abstimmung auf andere Weise erreicht werden kann (s.
Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums fir Landesentwicklung und Umweltfragen uber
die Durchfiihrung von Raumordnungsverfahren und die landesplanerische Abstimmung auf andere
Weise vom 27.03.1984, LUMBI S. 29). Dem pflichtgemaflen Ermessen der Landesplanungsbehérde
kann insoweit durch ein Ziel des Regionalplans nicht vorgegriffen werden. Die geanderte Fassung
tragt dem eigentlichen Anliegen des regionalen Planungsverbandes Rechnung.

Das Ziel widerspricht in der von der Verbandsversammlung beschlossenen Fassung dem Rechts-
staatsprinzip (Art. 20 Abs. 3 GG), wonach eine Rechtsnorm der notwendigen Bestimmtheit bedarf. Die
vorliegende Fassung lalt nicht erkennen, was Gegenstand der staatlichen Billigung ist. Sie steht
daruber hinaus im Widerspruch zu Art. 4 Abs. 3 Bayer. Krankenhausgesetz, wonach Belegbetten nur
fir Krankenhauser der 1. Versorgungsstufe vorgesehen sind. Die geanderte Fassung tragt dem
offensichtlichen Anliegen des Planungsverbandes Rechnung.

Das Staatsministerium flr Arbeit und Sozialordnung als zusténdige oberste Landesbehtrde hat die
Erteilung seines Einvernehmens zur Verbindlicherklarung von der Anderung der Zielformulierung
abhéangig gemacht.

Der Zielteil widerspricht in der von der Verbandsversammlung beschlossenen Fassung dem
Rechtsstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 3 GG), wonach eine Rechtsnorm der notwendigen Bestimmtheit
bedarf. Die festgelegte Offenhaltung einer Trasse fiur bestimmte MalRnahmen begriindet eine
Beachtenspflicht i. S. des § 5 Abs. 4 ROG fur alle 6ffentlichen Planungstrager bei raumbedeutsamen
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41
und 4.2

4.3

4.4

4.5

Einzelvorhaben sowie eine Anpassungspflicht fiir die Trager der Bauleitplanung (§ 1 Abs. 4 BBauG)
dahingehend, dal® konkurrierende Nutzungsanspriche die Verwirklichung der MalRnahmen im Verlauf
der offenzuhaltenden Trassen nicht unmdglich machen dirfen. Diese Bindungswirkung erfordert eine
hinreichend konkrete kartographische Darstellung der durch den Zielteil betroffenen Flachen, die nicht
vorgenommen wurde.

Im Ubrigen sind die im zweiten Tiret bzgl. des Raumes Miltenberg angesprochenen Mafinahmen
sowie die MaRnahmen im dritten Tiret zwischenzeitlich verwirklicht worden. Die geanderte Fassung
tragt dem offensichtlichen Anliegen des Planungsverbandes Rechnung.

Die Verbindlicherklarung des Regionalplans wird gemafl Art. 36 Abs. 2 BayVwVfG mit Auflagen
verbunden.

Die Auflagen sind im einzelnen wie folgt begriindet:

Gemal Art. 18 Abs. 5i. V. m. Art. 16 Abs. 4 BayLplG sind die im Regionalplan enthaltenen Ziele der
Raumordnung und Landesplanung nach der Verbindlicherklarung zur Einsichtnahme fiir jedermann
auszulegen. Dies bedingt eine Uberarbeitung des Regionalplans nach dem Ergebnis dieses
Bescheids. Im Interesse der Publizitdt und zum besseren Verstandnis der Ziele ist es notwendig, auch
die Begriindung auszulegen, um die Transparenz des gesamten Planwerks zu gewahrleisten. Dies
bedingt in gleicher Weise eine Uberarbeitung auch der Begriindung.

Der Regionalplan wurde am 07.12.1983 beschlossen. In Zielen und Begrindung wird noch auf das
Landesentwicklungsprogramm Bayern in der Fassung vom 10. Marz 1976 Bezug genommen. Die
Fortschreibung des Landesentwicklungsprogramms ist am 1. Mai 1984 in Kraft getreten. Eine An-
passung des Regionalplans an die Rechtslage zum Zeitpunkt des Inkrafttretens ist erforderlich.

Die ausgewiesenen Vorrang- und Vorbehaltsflachen sichern die Deckung des derzeitigen und
kinftigen regionalen und Uberregionalen Bedarfs an Flachen zur Gewinnung von Kies und Sand nur
fir einen Zeitraum von allenfalls 5 Jahren (s. 1.1 der Begrindung). Durch die Auflage zur
Fortschreibung des Ziels B IV 2.1.1.1 soll sichergestellt werden, daf’ im Regionalplan auch tber 1989
hinaus ausreichende Flachenausweisungen fiur mindestens 5 weitere Jahre gewahrleistet sind. Damit
wird der Mindestinhalt des Regionalplans eingehalten und eine Fortgeltung des Regionalplans
insgesamt iber 1989 hinaus sichergestellt. Die Festlegung von Flachen fiir den Kies- und Sandabbau
kann erhebliche Auswirkungen auf andere Ziele des Regionalplans haben. Ggf. sind deshalb auch
diese Ziele mit den fortgeschriebenen Zielen zum Abbau von Bodenschétzen in Einklang zu bringen.

Die Vorlagefrist zum 31.12.1987 soll sicherstellen, dal3 die Fortschreibung rechtzeitig vor Ablauf der
Verbindlichkeit des Regionalplans in Kraft treten kann.

Sie gewahrt darlber hinaus einen ausreichenden zeitlichen Rahmen, um bei Nichtvorlage durch den
regionalen Planungsverband die Aufstellung eines schlissigen Konzeptes von Vorrang- und
Vorbehaltsflachen flr den Kies- und Sandabbau durch die oberste Landesplanungsbehdrde als
einzelnes Ziel der Raumordnung und Landesplanung gern. Art. 26 BayLplG zu ermdglichen.

Die Streichung von Absatz 7 Satz 1 der Begrindung muf} als notwendige Anpassung an die in Ziff. I.
1. Abs. 3 des Bescheids ausgesprochene Befristung und die damit in Ziff. I. 4.4 verbundene Auflage
zur Fortschreibung erfolgen.

Absatz 3 Satz 3 der Begriindung entspricht nicht der Zielaussage, wonach neben der Neuerrichtung
eines Krankenhauses im moglichen Oberzentrum Aschaffenburg die anderen Krankenhduser
bedarfsgerecht gesichert werden sollen. Eine Kapazitatserh6hung in Miltenberg lielte sich auch aus
fachlicher Sicht im Hinblick auf bestehende Belegungsreserven in Erlenbach a. Main sowie auf die zu
erwartende Entlastung fir die gesamte Region durch das neu erbaute Krankenhaus in Aschaffenburg
nicht rechtfertigen.

Das Staatministerium flr Arbeit und Sozialordnung hat als zustandige oberste Landesbehotrde aus
diesem Grund die Erteilung des Einvernehmens zur Verbindlicherklarung von der Anpassung der
Begriindung abhangig gemacht.
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4.6

4.7

4.8

Mit ErlaR der neuen Weiterbildungsordnung fiir Arzte vom 09.10.1977 (in Kraft seit 1.1.1978) durch
die Bayerische Landesarztekammer auf der Grundlage des Art. 22 Abs. 1 des Kammergesetzes
(BayRS 2122-3-1) wurde die Berufsbezeichnung ,Facharzt” fiir weitergebildete Arzte abgeschafft. Der
Bayerische Verfassungsgerichtshof hat mit Urteil vom 17. 05. 1982 die Giiltigkeit der neuen Regelung
bestatigt.

Nach der Neuregelung ist nunmehr anstelle der Bezeichnung ,Facharzte” die Bezeichnung
.Gebietsarzte” zu verwenden. Eine Anpassung des Regionalplans an die Rechtslage zum Zeitpunkt
des Inkrafttretens ist erforderlich.

Von Ziel B VIl 4.2 wird ein Teil von der Verbindlichkeit ausgenommen (vgl. I, 2.21 des Bescheides).
Gern. Art. 4 Abs. 2 BayLplG sind die Begriindungen zu B VIII 4.2 ff. auf den flr verbindlich erklarten
Zielteil abzustellen.

Das Staatsministerium fir Arbeit und Sozialordnung hat als zusténdige oberste Landesbehoérde die
Erteilung des Einvernehmens zur Verbindlicherklarung davon abhangig gemacht, dafl Ziele und
Begriindungen den Ergebnissen der kassenarztlichen Bedarfsplanung nicht widersprechen.

Soweit in einzelnen Zielen Trassen oder Standorte freigehalten werden sollen, ist es nach dem Be-
stimmtheitsgebot (Ausflul des Rechtsstaatsprinzips - Art. 20 Abs. 3 GG) zwingend erforderlich, in der
Begrindung auf die Art der zeichnerischen Darstellung in der Karte ,Siedlung und Versorgung” zu
verweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Art. 29 BayLplG.

Hinweise:

Bei der Verbindlicherklarung von Zielen des Regionalplans, die als sog. Hinwirkungsziele formuliert
sind (z. B. B X 1.1) , wird davon ausgegangen, daf} die Pflicht zur Beachtung dieser Ziele bereits
durch solche Planungen und MaRnahmen erfullt ist, die eine Realisierung des Zielinhaltes
unterstitzen.

In Ziel B Ill 2.1 wird aus redaktionellen Griinden empfohlen, den verbleibenden Teil des 4. Tirets in
das 1. Tiret einzubeziehen (, - in der ganzen Region die Nutz- und die Erholungsfunktion”).

In Ziel und Begriindung B VI 51.2 sollte eine begriffiche Anpassung dergestalt vorgenommen werden,
dafd nur der im LEP enthaltene Begriff ,Jugendfreizeitstatte” verwendet wird.

Satz 3 der Begriindung zu B VIII 4.1.2 ist geeignet, im Hinblick auf das Ziel eine unrealistische Erwar-
tungshaltung hervorzurufen und damit die von dem Ziel ausgehende Bindungswirkung zu miRdeuten.
Der Antrag auf Einrichtung einer Belegabteilung fiir Augenheilkunde am Kreiskrankenhaus Erlenbach
a. Main wurde unter Hinweis auf das Beratungsergebnis des bayerischen Krankenhausplanungs-aus-
schusses vom 08.0581 mit Schreiben des Staatsministeriums flr Arbeit und Sozialordnung vom
15.0581 an die Regierung von Unterfranken abgelehnt.

Die gebotene Unmilverstandlichkeit und Bestimmtheit regionalplanerischer Ziele macht es
erforderlich, in der Begriindung von Aussagen abzusehen, die die tatsachlichen Gegebenheiten nicht
erkennen lassen. Es wird daher gebeten, auf Satz 3 der Begriindung zu verzichten.

In der Begrindung zu B VIII 4.3 sollten die in der Tabelle wiedergegebenen Zahlen an die
Fortschreibung des Dialyseversorgungsplans zum 01.12.83 angepal’t werden. Dabei ist von
folgenden Daten auszugehen:

Dialysepatienten: Bestand 1981: Prognose 1986:
insgesamt 46 103
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Klinikdialyse 30 31
Zentrumsdialyse 7 54
Heimdialyse 9 15

Die in Ziel B XI 2.5 Abs. 1 gewdahlte Formulierung ,,gemeindliche Einzelversorgungsanlagen” ist
fachlich nicht eindeutig. Nach DIN 4046 Nr. 1.8 und 1.10 versteht man unter Einzelwasserversorgung
eine Eigenwasserversorgung, die nicht der Allgemeinheit dient. Aus der Begrindung des Ziels geht
hervor, dal® mit der Formulierung einzelne Wasserversorgungsanlagen von Gemeinden, d. h.
offentliche Wasserversorgungen, gemeint sind. Eine entsprechende Klarstellung erscheint sinnvoll.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage beim
Bayerischen Verwaltungsgericht Wirzburg, Stephanstrale 2, 8700 Wirzburg, schriftlich oder zur
Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschaftsstelle des Gerichts erhoben werden. Die Klage muf}
den Klager, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Streitgegenstand bezeichnen und soll einen
bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrindung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen
angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefligt werden. Der Klage
und allen Schriftsatzen sollen drei Abschriften fir die Ubrigen Beteiligten beigefiigt werden.

l.A.
gez.

Dr. Buchner
Ministerialdirektor
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Aufgrund des Art. 18 Abs. 1 Satz 1 des Bayerischen Landesplanungsgesetzes (BayLplG) i.d:F. der
Bekanntmachung vom 4. Januar 1982 (GVBI S. 2), geandert durch Gesetz vom 3. August 1982 (GVBI S. 500),
beschliel3t der Regionale Planungsverband Bayerischer Untermain folgenden Regionalplan:

PRAAMBEL

Der Regionalplan der Region Bayer. Untermain ist ein langfristiges Entwicklungskonzept, dessen Ziele fur alle
offentlichen Planungstrager verbindlich und fir jeden Burger eine zuverlassige Orientierungshilfe sind.

Der Regionalplan soll den Entscheidungsspielraum des Blrgers und der privaten Planungstrager erhalten und
erweitern, nicht aber deren Entscheidungen ersetzen.

Zeitpunkt und Umfang der offentlichen Ausgaben zur Verwirklichung der Ziele der Raumordnung und
Landesplanung bemessen sich nach den jeweils verfigbaren offentlichen Mitteln.

Die fir die Verwirklichung der Ziele der Raumordnung und Landesplanung mafgeblichen raumwirksamen
offentlichen Investitionen sind im Investitionsteil des Landesentwicklungsprogramms Bayern regionsweise
dargestellt und werden alle zwei Jahre fortgeschrieben.

) TEIL A
UBERFACHLICHE ZIELE

| Allgemeine Ziele

1 Die gunstige Entwicklung der Region soll gesichert werden.

Die Eigenstandigkeit der Region gegeniiber dem Rhein-Main-Gebiet soll weiter gestarkt werden.

3 Das zwischen den einzelnen Teilen der Region bestehende Gefélle der Lebens- und Arbeitsbeding-
ungen soll vermindert werden:

Die Leistungsfahigkeit des Verdichtungsraumes soll gesichert und weiter ausgebaut werden. Dabei
sollen durch geeignete Ordnungsmaflnahmen zusatzliche Umweltbelastungen nach Médglichkeit
vermieden und bestehende abgebaut werden.

Im landlichen Raum soll eine starkere wirtschaftliche Entwicklung angestrebt werden.

4 Bei der kiinftigen Ordnung und Entwicklung der Region soll den 6kologischen Erfordernissen verstarkt
Rechnung getragen werden.

5 Die Zusammenarbeit mit den angrenzenden Bundeslandern Hessen und Baden-Wirttemberg bei
raumbedeutsamen Planungen und MalRnahmen soll geférdert und verstarkt fortgesetzt werden, wobei
die Fachbereiche Verkehr, Energieversorgung, Wasserwirtschaft und Technischer Umweltschutz
besonders zu beriicksichtigen sind.

! Raumstruktur
1 Okologische Erfordernisse
11 Um das Gleichgewicht des Naturhaushaltes zu wahren oder wiederherzustellen und die typischen

Landschaftsbilder zu erhalten, soll eine mdglichst vielfaltige Nutzungsmischung beibehalten bzw.
angestrebt werden.
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Hugo-S


Hugo-S
2             Die Eigenständigkeit der Region gegenüber dem Rhein-Main-Gebiet soll weiter gestärkt werden.


1.2

1.3

1.4

1.5

1.6

1.6.1

1.6.2

1.7

1.8

2.1
211

2.13

Die Waldflachen in der Untermainebene sollen in ihrem Umfang erhalten bzw. mdglichst vergréRert
werden; die Spessart- und Odenwaldtaler dagegen sollen von Wald freigehalten werden.

Der naturliche Aufbau der Waldrander soll erhalten bzw. wiederhergestellt werden.

Die Gebiete mit naturlichen und naturnahen Lebensgemeinschaften sollen als &kologische
Ausgleichsraume gesichert werden. Aus der. landwirtschaftlichen Nutzung ausscheidende Flachen
sollen dort der natirlichen Sukzession Uberlassen bleiben, wo sie den Zielen des Naturschutzes in
besonderer Weise dienen.

Die kleinrdumige und Uberlagernde Nutzungsstruktur, vor allem in den Té&lern des Mains und der
kleineren  Flieligewasser, auf den Flugsandflachen, auf den Schotterterrassen, im
Hahnenkammvorland, im Vor- Spessart sowie an freien Hangbereichen auf Buntsandstein, soll erhalten
bleiben, insbesondere in ihrer Bedeutung fiir die Erholung und die Okologie. Die extensiven
Landnutzungsformen und Bewirtschaftungsarten sollen soweit wie moglich beibehalten werden.

Die Gebiete mit intensiver Landnutzung sollen unter Berilcksichtigung der land- und
forstwirtschaftlichen Erfordernisse so erhalten, gepflegt und entwickelt werden, dall sie zu einem
vielgestaltigen Landschaftsbild beitragen. Dies gilt insbesondere fir die landschaftsgliedernden
Elemente in der intensiv genutzten Flur.

Die Walder sollen so erhalten bzw. bewirtschaftet werden, dal sie ihre Nutz-, Schutz- und
Erholungsfunktion bestméglich erfillen kénnen.

Wo an Steillagen der Wald zum Schutz gegen Bodenabtrag und Erdbewegung und damit zur Sicherung
des Naturhaushalts beitragt, soll er erhalten bleiben. Standortgerechte Baumarten sollen bei der
Waldverjingung bevorzugt werden.

In Gebieten mit stadtisch-industrieller Nutzung, vordringlich in den Talern des Mains und der kleineren
FlieRgewasser, auf den Schotterterrassen, im Hahnenkammvorland und an freien Hangbereichen auf
Buntsandstein, sollen MalRnahmen insbesondere landschaftsdkologischer Art zur Verbesserung der
Umweltqualitdt beitragen. Dabei sollen die Belange der wirtschaftlichen Weiterentwicklung
berlcksichtigt werden.

In Gebieten mit stadtisch-industrieller Nutzung soll bei der Nutzung der Landschaft die unterschiedliche
Belastbarkeit des Naturhaushalts beachtet werden. Hierbei soll das Landschaftsbild mitberticksichtigt
werden. Beeintrachtigungen soll durch landschaftspflegerische und -gestalterische Ausgleichsmal3-
nahmen entgegengewirkt werden.

Okonomische Erfordernisse

Verdichtungsraum

Der Verdichtungsraum Aschaffenburg soll als Siedlungs- und Wirtschaftsschwerpunkt die Entwicklung der ge-
samten Region fordern

Bei der Entwicklung der Siedlungsstruktur sollen zusatzliche nachteilige Auswirkungen der Verdichtung
vermieden werden. Hierzu soll bei der Ausweisung und Nutzung von Wohn-, gewerblichen und
infrastrukurellen Flachen auf eine wesentlich verbesserte Abstimmung der Planungsabsichten aller
beteiligten Planungstrager hingewirkt werden; dabei soll insbesondere der Luftverunreinigung, der
Larmbelastigung und einer Gbermafigen Beanspruchung der Landschaft entgegengewirkt werden.

Das Arbeitsplatzangebot soll gesichert, strukturell verbessert und, vor allem im Dienstleistungsbereich, erweitert [
werden. Schwerpunkte der industriell-gewerblichen Entwicklung sollen die zentralen Orte Aschaffenburg, Obern-[]
burg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main und Alzenau i. Ufr. sein.

Zwischen den Entwicklungsachsen sollen ausreichende Freirdume insbesondere fir die Erholung und
den Okologischen Ausgleich erhalten werden. Den Bedirfnissen der Land- und Forstwirtschaft bei der

Bewirtschaftung dieser Flachen soll Rechnung getragen werden. Weitere Einrichtungen der
Infrastruktur sollen in diesen Rdumen nur im unabdingbar notwendigen Umfang errichtet werden.
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In den zum Verdichtungsraum gehdrenden Teilen der Fremdenverkehrsgebiete Spessart und Bayer.
Odenwald sollen der Fremdenverkehr weiterentwickelt und die Erholungsmdglichkeiten fiir die Tages-
und Wochenenderholung gesichert und verbessert werden. Die Erfordernisse der Tages- und
Wochenenderholung sollen dartber hinaus besonders beachtet werden im Bereich des Maintals und
der Untermainebene aulRerhalb der Fremdenverkehrsgebiete.

Der offentliche Personennahverkehr soll vorrangig im Zuge der Entwicklungsachsen mit Ausrichtung

auf das mdgliche Oberzentrum Aschaffenburg und die anderen Arbeitsplatzschwerpunkte verbessert
werden.

Landlicher Raum

Der landliche Raum soll weiter gestarkt werden.

In allen Nahbereichen des landlichen Raumes sollen das produzierende Gewerbe und der
Fremdenverkehr unter Beachtung der jeweiligen Erfordernisse entwickelt werden. Miltenberg soll als

Arbeitsplatzschwerpunkt regionaler Bedeutung weiter ausgebaut werden.

Es soll darauf hingewirkt werden, dal3 Land- und Forstwirtschaft ihre wichtigen Funktionen fir die
Erhaltung und Pflege der Kulturlandschaft erfiillen kénnen.

Die Wohnverhaltnisse sollen durch Malnahmen des Wohnungsbaus, der Wohnungsmodernisierung,

der stadtebaulichen Sanierung und der Dorferneuerung ggf. im Zusammenhang mit der Flurbereinigung

verbessert werden. Dabei soll insbesondere

- im Maintal auf die Erhaltung der vielfach wertvollen baulichen Substanz der Ortskerne geachtet,

- im Kahlgrund auf die Erhaltung ausreichender

- Grin- und Freiflachen zwischen den Siedlungseinheiten hingewirkt und

- im Odenwald auf die Belange der Landwirtschaft mit ihrer dort verbreiteten Tierhaltung geachtet
werden.

Durch den Ausbau der VerkehrserschlieRung bevorzugt entlang der Entwicklungsachsen sowie durch

den Ausbau der offentlichen Verkehrsbedienung mit Ausrichtung auf die Arbeitsplatzschwerpunkte im
Maintal soll deren Erreichbarkeit fiir den landlichen Raum verbessert werden.

Bevodlkerung und Arbeitsplatze

Bevolkerung
Die zu erwartende glinstige Bevdlkerungsentwicklung soll gesichert werden.
Arbeitsplatze

Zur Starkung der Eigensténdigkeit ‘der Region soll weiterhin eine deutlich Gber dem Landesdurchschnitt
liegende Zunahme der nichtlandwirtschaftlichen Arbeitsplatze angestrebt werden.

Der landliche Raum soll am Zuwachs der nichtlandwirtschaftlichen Arbeitsplatze einen gréRReren Anteil
haben als in der Vergangenheit.

Zugleich soll in allen Teilen der Region eine Verbesserung der Arbeitsplatzstruktur angestrebt werden.

Entwicklungsachsen

Festlegung der Entwicklungsachsen von regionaler Bedeutung
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Die Entwicklungsachsen von regionaler Bedeutung sollen das Netz der Entwicklungsachsen von
Uberregionaler Bedeutung ergadnzen und vervollstandigen und somit zur Ordnung des Verdichtungs-
raums Aschaffenburg und zur Entwicklung des landlichen Raums der Region beitragen. Der Verlauf der
Entwicklungsachsen bestimmt sich nach der Karte ,,Raumstruktur”, die Bestandteil des Regionalplans
ist.

Ausbau der Entwicklungsachsen

Eine Verbesserung der Bandinfrastruktur entlang der Entwicklungsachsen ist vordringlich zwischen

- Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main, Miltenberg und Amorbach,

- Landesgrenze Hessen, Stockstadt a. Main, Aschaffenburg und Laufach,

- Mespelbrunn, Eschau und Elsenfeld,

- Kahl a. Main, Alzenau i. UFr., Schéllkrippen und Wiesen,

- M©émbris und Hésbach,

- Burgstadt und Dorfprozelten,

- Miltenberg und Eichenbiihl. ’

Zuge der Entwicklungsachsen soll die weitere Landkreis Miltenberg Verdichtung von Wohn- und
Arbeitsstatten auf die zentralen Orte einschlieBlich ihrer Ortsteile konzentriert werden.

Auf eine Abstimmung zwischen der weiteren Verdichtung von Wohn- und Arbeitsstatten einerseits und
den Belangen des Personennahverkehrs andererseits soll in besonderem Mafle in den
Entwicklungsachsen hingewirkt werden, die von den zentralen Orten mittlerer und hdéherer Stufen
ausgehen.

Ausreichende Griin- und Freiflachen zwischen den Siedlungseinheiten an den Entwicklungsachsen sol-
len vordringlich erhalten werden zwischen

- Kahl a. Main, Aschaffenburg, Obernburg a. Main/ Elsenfeld/Erlenbach a. Main und Miltenberg,
- Stockstadt a. Main, Aschaffenburg und Hésbach.

Beim Ausbau der Entwicklungsachsen sollen die Belange des Fremdenverkehrs und der Tages- und
Wochenenderholung besonders berlcksichtigt werden.

Die Sicherstellung gesunder Umweltbedingungen entlang der Entwicklungsachsen ist vordringlich
zwischen

- Kahl a. Main, Aschaffenburg und Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main,
- Stockstadt a. Main, Aschaffenburg und Hésbach.

Die Entwicklungsachse von regionaler Bedeutung zwischen Miltenberg und Kreuzwertheim/Wertheim
soll zu einer Entwicklungsachse von (iberregionaler Bedeutung ausgebaut werden.

Zentrale Orte

Festlegung der Kleinzentren

Als zentrale Orte der untersten Stufe (Kleinzentren) werden folgende Gemeinden bestimmt, wobei
durch Schragstrich verbundene Gemeinden Doppelzentren bezeichnen.

Landkreis Aschaffenburg

Glattbach/Johannesberg
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Haibach/Bessenbach
Heigenbricken
Heimbuchenthal/Mespelbrunn
Karlstein a. Main
Kleinostheim
Laufach

Mainaschaff
Mombris
Schollkrippen
Stockstadt a. Main
Waldaschaff

Landkreis Miltenberg

Dorfprozelten/Stadtprozelten
Eichenbuhl

Eschau/Ménchberg
Grolheubach/Kleinheubach
GroRwallstadt/Kleinwallstadt
Klingenberg a. Main/Wérth a. Main
Leidersbach

Moémlingen

Niedernberg/Sulzbach a. Main

Die Kleinzentren Heigenbriicken, Heimbuchenthal/ Mespelbrunn und Eichenbiihl” sollen bevorzugt ent
wickelt werden.

2 Ausbau der zentralen Orte

Die zentralen Orte sollen in der Erfullung ihrer zentralortlichen Aufgaben fir ihren jeweiligen
Verflechtungsbereich gesichert und gestarkt werden. Entwicklungschancen anderer Gemeinden sollen
damit nicht beeintrachtigt werden.

21 Kleinzentren
In den Kleinzentren sollen insbesondere angestrebt werden:
In Glattbach/Johannesberg

- die Verbesserung der Einkaufsmoglichkeiten,

- die Erweiterung des Angebots an Einrichtungen fiir die Tages- und Wochenenderholung,
insbesondere durch die Schaffung einer Mehrzweckhalle,

- der Abbau stadtebaulictier und funktionaler Mangel,

- die Verbesserung des sozialpflegerischen Dienstes:

in Haibach/Bessenbach

- die Erweiterung des Angebots an Einrichtungen
- fur den Fremdenverkehr und fir die Tages- und Wochenenderholung,
- der Abbau stadtebaulicher und funktionaler Mangel;

in Heigenbricken

- die Verbesserung der Einkaufsméglichkeiten,

- die Erweiterung und Vervollstandigung des Angebots an Einrichtungen fiir den Fremdenverkehr und
fur die Tages- und Wochenenderholung, insbesondere durch die Errichtung eines Hallenbaus,

- der Abbau stadtebaulicher und funktionaler Mangel,

" von der Verbindlicherklirung ausgenommen
18



- zusatzliche nichtlandwirtschaftliche Arbeitsplatze;
in Heimbuchenthal/Mespelbrunn

- regelmaRige Veranstaltungen der Erwachsenenbildung,

- die Verbesserung der Einkaufsmoglichkeiten, die Erweiterung und Vervollstandigung des Angebots
an Einrichtungen fur den Fremdenverkehr und fir die Tages- und Wochenenderholung,

- der Abbau stadtebaulicher und funktionaler Mangel,

- die Verbesserung des sozialpflegerischen Dienstes,

- die Entlastung vom Durchgangsverkehr,

- zusatzliche nichtlandwirtschaftliche Arbeitsplatze;

in Karlstein a. Main

die Verbesserung des Angebots im Bulchereiwesen,
die Erweiterung des Angebots an Einrichtungen

fur die Tages- und Wochenenderholung,

die Entlastung vom Durchgangsverkehr,

- die Schaffung eines Ortsmittelpunktes;

in Kleinostheim

- die Erweiterung des Angebots an Einrichtungen fiir die Tages- und Wochenenderholung,
- der Abbau stadtebaulicher und funktionaler Mangel,
- die Entlastung vom Durchgangsverkehr;

in Laufach

- die Verbesserung der Einkaufsmoglichkeiten,

- die Erweiterung des Angebots an Einrichtungen fir den Fremdenverkehr, fiir die Tages- und
Wochenenderholung und fir den Sport,

- der Abbau stadtebaulicher und funktionaler Mangel,

- die Entlastung vom Durchgangsverkehr;

in Mainaschaff

- die Erweiterung und qualitative Verbesserung des Angebots an Einrichtungen fiir die Tagesund
Wochenenderholung,
- die attraktivere Gestaltung des Ortskerns;

in MOGmbris

- die Erweiterung des Angebots an Einrichtungen fiir den Fremdenverkehr und fir die Tages- und
Wochenenderholung,

- der Abbau stadtebaulicher und funktionaler Mangel,

- die Entlastung vom Durchgangsverkehr;

in Schollkrippen

- die Erweiterung des Angebots an Einrichtungen fir den Fremdenverkehr, fiir die Tages- und
Wochenenderholung und fiir den Sport,

- der Abbau stadtebaulicher und funktionaler Mangel,

- die Entlastung vom Durchgangsverkehr,

- zusatzliche nichtlandwirtschaftliche Arbeitsplatze;

in Stockstadt a. Main

- die Erweiterung des Angebots an Einrichtungen fiir die Tages- und Wochenenderholung,
- der Abbau stadtebaulicher und funktionaler Mangel,
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- die Entlastung vom Durchgangsverkehr;
in Waldaschaff

- die Verbesserung der Einkaufsmoglichkeiten,

- die Erweiterung des Angebots an Einrichtungen fir den Fremdenverkehr, fir die Tages- und
Wochenenderholung und fur den Sport,

- der Abbau stadtebaulicher und funktionaler Mangel;

in Dorfprozelten/Stadtprozelten

- die erhebliche Erweiterung des Angebots an Einrichtungen fir den Fremdenverkehr und fir die
Tages- und Wochenenderholung,

- der Abbau stadtebaulicher und funktionaler Mangel,

- die Erhaltung des touristisch und bauhistorisch attraktiven Baubestandes, insbesondere in
Stadtprozelten,

- die Erhaltung des Bahnanschlusses,

- zusatzliche nichtlandwirtschaftliche Arbeitsplatze;

in Eichenbihl

die Verbesserung der Einkaufsmdglichkeiten,

die Erweiterung des Angebots an Einrichtungen fir den Fremdenverkehr, fir die Tages- und
Wochenenderholung und fiir den Sport,

der Abbau stadtebaulicher und funktionaler Mangel,

zusatzliche nichtlandwirtschaftliche Arbeitsplatze;

in Eschau/Monchberg

regelmalige Veranstaltungen der Erwachsenenbildung,

die Verbesserung des Angebots im Bilchereiwesen.

die Entlastung vom Durchgangsverkehr in Eschau und in Ménchberg,

die Vervollstandigung des Angebots an Einrichtungen flr den Fremdenverkehr und fir die Tages-
und Wochenenderholung,

die Einrichtung eines sozialpflegerischen Dienstes;

in GrofRheubach/Kleinheubach

- die Vervollstandigung des Angebots an Einrichtungen fur den Fremdenverkehr, fir die Tages und
Wochenenderholung und fir den Sport,

- die Entlastung vom Durchgangsverkehr;

in GroRwallstadt/Kleinwallstadt

die Verbesserung der Einkaufsmoglichkeiten,

die Erweiterung des Angebots an Einrichtungen fur den Fremdenverkehr, fir die Tages- und
Wochenenderholung und fiir den Sport,

die Entlastung vom Durchgangsverkehr,

der Bau einer Mainbricke (alternativ zu Niedernberg/ Sulzbach a. Main);

in Klingenberg a. Main/Woérth a. Main

- die Vervollstandigung des Angebots an Einrichtungen fiir den Fremdenverkehr und fir die Tages-
und Wochenenderholung,

- die Entlastung vom Durchgangsverkehr,

- die Erhaltung des touristisch und bauhistorisch attraktiven Baubestandes;

in Leidersbach
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- die Vervollstandigung des Angebots an Einrichtungen fir den Fremdenverkehr, fiir die Tages- und
Wochenenderholung und fiir den Sport;

in Mémlingen
- die Vervollstdndigung des Angebots an Einrichtungen fir den Fremdenverkehr und fiir die Tages-
und Wochenenderholung,

- der Abbau stadtebaulicher und funktionaler Mangel;

in Niedernberg/Sulzbach a. Main

die Verbesserung der Einkaufsmoglichkeiten,

die Erweiterung des Angebots an Einrichtungen fir den Fremdenverkehr, fur die Tages- und
Wochenenderholung und fir den Sport,

die Entlastung vom Durchgangsverkehr,

der Bau einer Mainbricke (alternativ zu GroRwallstadt/ Kleinwallstadt).

Unterzentren

Die Unterzentren Alzenau i. UFr., Amorbach, Goldbach/Hdsbach, GroRostheim und Kahl a. Main sollen
in ihren unterzentralen Versorgungsaufgaben fir ihren jeweiligen Verflechtungsbereich weiter gestarkt
werden.

Im Unterzentrum Alzenau i. UFr. sollen zur weiteren Beseitigung stadtebaulicher und funktionaler
Mangel im Altstadtgebiet die MalRnahmen nach dem Stadtebauférderungsgesetz fortgesetzt werden.

Die Arbeitsplatzzentralitat soll noch erheblich verbessert werden. Das Unterzentrum soll als regional
bedeutsamer Arbeitsplatzschwerpunkt ausgebaut werden. Die glnstige Verkehrslage soll durch
Ausweisung entsprechender Industrie- und Gewerbegebiete genutzt werden.

Die Funktionsfahigkeit der Freizeitzentren Vorspessart | und Il als regional und u{berregional
bedeutsame Erholungsschwerpunkte soll gesichert und ihre Leistungsfahigkeit entsprechend der
Bauleitplanung ausgebaut werden.

Das Unterzentrum Alzenau i. UFr. soll zum Mittelzentrum entwickelt werden.”

Im Unterzentrum Amorbach sollen Sanierungsmafinahmen zur Beseitigung stadtebaulicher und funktio-
naler Mangel im Altstadtgebiet angestrebt werden. Dabei sollen vor allem die Erfullung der zentral-
ortlichen Aufgaben verbessert, der bauhistorisch wertvolle Baubestand beriicksichtigt und eine Attrakti-
vitatssteigerung des Ortskernes fir den Fremdenverkehr erreicht werden.

Bei der angestrebten Erweiterung des Angebots an nichtlandwirtschaftlichen Arbeitsplatzen sollen die
Belange des Fremdenverkehrs besonders berucksichtigt werden.

Die Einrichtungen vor allem im Bildungsbereich sollen gesichert, das Angebot an Einrichtungen fiir. den
Sport soll erweitert werden.

Der Bahnanschluf} soll erhalten bleiben

Im Unterzentrum Goldbach/Hésbach soll die Flachennutzung gemeinsam geplant und verwirklicht
werden.

Im Siedlungs- und Versorgungskern sollen alle MaRnahmen zur Milderung der vor allem durch die
Konzentration der Verkehrsinfrastruktur verursachten Umweltbelastungen unterstutzt werden.

Die Arbeitsplatzzentralitat soll gesichert werden.

Der Bau eines Heimes der Altenhilfe soll angestrebt werden.

* von der Verbindlicherklarung ausgenommen

21


Hugo-S
                Der Bahnanschluß soll erhalten bleiben


224

225

23

2.31

23.2

Im Unterzentrum GrofRRostheim sollen die Beseitigung stadtebaulicher und funktionaler Mangel im
Ortskern und dessen Entlastung vom Durchgangsverkehr angestrebt werden.

Die volle Funktionsfahigkeit des Landeplatzes Aschaffenburg soll gesichert werden.
Im Unterzentrum Kahl a. Main soll eine Mehrzweckhalle errichtet werden.

Die Einrichtung einer Altenwohnanlage in Verbindung mit einem entsprechenden Ausbau der
sozialpflegerischen Dienste soll angestrebt werden.

Die Funktionsfahigkeit der Freizeitzentren Vorspessart | und Il als regional und Uberregional
bedeutsame Erholungseinrichtungen soll gesichert und ihre Leistungsfahigkeit entsprechend der
Bauleitplanung ausgebaut werden.

Das Unterzentrum soll vom Durchgangsverkehr entlastet werden.

Mittelzentren

Das Mittelzentrum Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main soll vordringlich zum mittelzentralen
Versorgungszentrum fur den Sudteil des Verdichtungsraumes Aschaffenburg entwickelt werden.

Insbesondere sollen angestrebt werden:

- Die Beseitigung stadtebaulicher und funktionaler Mangel vor allem durch die Fortfihrung der
SanierungsmalRnahmen in Elsenfeld und in Obernburg a. Main sowie durch die Schaffung
eines attraktiven Ortsmittelpunktes in Erlenbach a. Main durch den weiteren Ausbau der B 469 und
durch den Neubau von Mainbriicken zwischen Obernburg a. Main und Elsenfeld sowie zwischen Er-
lenbach a. Main und Wérth a. Main

- eine gemeinsame Flachennutzungsplanung, die vor allem eine sinnvolle Zuordnung der Wohn- und(
Gewerbegebiete und der Infrastruktur in sowie zwischen den drei Gemeinden bewirkt,

- die Starkung des Dienstleistungsbereichs, vor allem durch eine vorwiegend qualitative Verbesserung
des gewerblichen Beherbergungsangebots,

- die Erganzung der industriellen Branchenstruktur, die Ausweisung geeigneter Gewerbeflachen und
die Sicherung und der Ausbau der Verkehrsanbindung an das Uberregionale Verkehrsnetz,

- der Ausbau im sozialen Bereich, vor allem durch eine Verbesserung der Sozialbetreuung fur
Auslander.

Das Mittelzentrum Miltenberg soll in seinen mittelzentralen Versorgungsaufgaben fir den sudlichen Teil
der Region sowie in seinen Funktionen fir Fremdenverkehr und Tages- und Wochenenderholung
gestarkt werden.

Insbesondere sollen angestrebt werden:

- Die Beseitigung stadtebaulicher und funktionaler Mangel im Altstadtgebiet, vor allem durch die Fort
fuhrung der MaBnahmen nach dem Stadtebauférderungsgesetz, durch die Erweiterung der
verkehrsberuhigten Zonen und durch den Bau einer UmgehungsstralRe mit zusatzlicher Main
Uberflihrung zwischen Miltenberg und Blirgstadt,

- die Starkung des Dienstleistungsbereichs, vor allem durch eine vorwiegend qualitative Verbesserung
des gewerblichen Beherbergungsangebots im Fremdenverkehrsbereich,

- die Verbesserung des Arbeitsplatzangebots, vor allem durch die Sicherung der Stand-
ortbedingungen, durch die Erhaltung aller Schienenanschlisse und durch den Ausbau der B 469,

- ein ausreichendes Angebot an Uberbetrieblichen Ausbildungsplatzen.
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Mogliches Oberzentrum Aschaffenburg

Das magliche Oberzentrum Aschaffenburg soll in seinen oberzentralen Versorgungsaufgaben fir die
gesamte Region zum Oberzentrum weiterentwickelt werden.

Insbesondere sollen angestrebt werden:

- Die Beseitigung stadtebaulicher und funktionaler Mangel, vor allem durch die Fortfihrung und
Vollendung der Mallnahmen nach dem Stadtebauférderungsgesetz, durch eine Verbesserung der
Verkehrsanbindung an das regionale und Uberregionale ,Verkehrsnetz sowie durch eine Erweiterung
der verkehrsberuhigten Zonen in der Kernstadt,

- die weitere Ausweisung von Wohnbauflachen, um sicherzustellen, dal Aschaffenburg weiterhin
Schwerpunkt der Siedlungstatigkeit bleibt,

- die Erganzung der Gewerbestruktur, vor allem durch die Ausweisung weiterer gewerblicher
Bauflachen als Voraussetzung flur weitere gewerbliche Ansiedlungen,

- die Verbesserung im Dienstleistungsbereich, vor allem durch ein verstarktes Arbeitsplatzangebot,

- die Vervollstandigung des Angebots im Bereich des Bildungswesens, vor allem durch die Schaffung
von an das Abitur anschlieBenden Bildungseinrichtungen, ’

- die Erweiterung des vielseitigen kulturellen Angebots durch die Erstellung weiterer Raume fir
kulturelle und gesellschaftliche Aktivitdten, insbesondere im Rahmen eines Kultur- und
Burgerzentrums,

- der weitere Ausbau von Einrichtungen fiir die Tages- und Wochenenderholung, fir den Sport und fir
den Fremdenverkehr, vor allem die Errichtung eines grofleren Stadions, von Leistungszentren fir
Leicht- und Schwerathletik sowie geeigneter Raume fiir Tagungen und Kongresse im Rahmen eines
Kultur- und Burgerzentrums,

- die Verbesserung des Sozial- und Gesundheitswesens, vor allem durch den Neubau eines
Krankenhauses der Il. Versorgungsstufe und eines psychiatrischen Krankenhauses,

- die Verbesserung im Verkehrswesen, vor allem durch den Ausbau des aufleren Rings und der
Anschlisse der Region an das mogliche Oberzentrum sowie durch die Einrichtung eines zentralen
Busbahnhofs fur den Regionalverkehr in Verbindung mit einer wesentlich verstarkten
Zusammenarbeit aller Trager des offentlichen Personennahverkehrs.

Regionalplanerische Funktionen der Gemeinden

Alle Gemeinden der Region, auch die ohne zentralértliche Einstufung, sollen als wichtige Glieder der
Siedlungsstruktur im Interesse der dort wohnenden Bevdlkerung, der Erhaltung eines aktiven
kommunalen Lebens sowie der kulturellen, sozialen und wirtschaftlichen Werte der historisch
gewachsenen Siedlungsstruktur weiter entwickelt und geférdert werden.

Die Ausstattung der Gemeinden ohne zentral6rtliche Einstufung mit értlichen Infrastruktureinrichtungen
ist zu gewahrleisten. Art und GroRe dieser Einrichtungen werden durch Aufgabe und GroéRe der
Gemeinde bestimmt.

Die Gemeinden sollen so entwickelt und gefordert werden, daf} sie in der Lage sind, die ihnen im
Rahmen der angestrebten Raum-, Siedlungs- und Wirtschaftsstruktur nach Mallgabe dieses

" von der Verbindlicherklirung ausgenommen
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Regionalplans Ubertragenen Funktionen voll wahrzunehmen. Im einzelnen sollen sie vorrangig die
folgenden regionalplanerischen Funktionen erfillen, wobei bedeutet:

M Mittelpunktsfunktionen; sie beinhalten gleichzeitig die Funktionen aus dem Bereich der
Wohnsiedlungstatigkeit (WS) und aus dem Bereich der gewerblichen Wirtschaft (GE)

VA Kleinraumige Versorgungsfunktionen; sie beinhalten gleichzeitig die Funktionen aus dem
Bereich der Wohnsiedlungstatigkeit (WS)

WS Funktionen aus dem Bereich der Wohnsiedlungstatigkeit

GE Funktionen aus dem Bereich der gewerblichen Wirtschaft

B Funktionen aus dem Bereich des Bildungs- und Erziehungswesens und der Kultur

FV Funktionen aus dem Bereich des Fremdenverkehrs und der Tages- und Wochenenderholung

N Funktionen aus dem Bereich der Tages- und Wochenenderholung

SG Funktionen aus dem Bereich des Sozial- und Gesundheitswesens

E Funktionen aus dem Bereich der Energieversorgung

U Funktionen aus dem Bereich des Umweltschutzes

Kreisfreie Stadt Aschaffenburg: M, B, FV, SG, E, U

Landkreis Aschaffenburg:

Alzenau i. UFr. M, B, FV, SG
Bessenbach M, FV
Blankenbach FV
Dammbach FV
Geiselbach FV
Glattbach M, N
Goldbach M, Sg
GrofRostheim M, Sg
Haibach M, FV
Heigenbricken M, FV
Heimbuchenthal M, FV
Heinrichsthal FV

Hosbach M, B, FV, SG
Johannesberg M, N

Kahl a. Main M, FV
Karlstein a. Main M,N, E, U
Kleinkahl FV
Kleinostheim M, N
Krombach FV

Laufach M, FV
Mainaschaff M, N
Mespelbrunn M, FV
Mombris M, FV
Rothenbuch B, FV, SG
Sailauf FV
Schollkrippen M, B, FV, SG
Sommerkahl FV
Stockstadt a. Main M, U
Waldaschaff M, FV
Weibersbrunn VA, FV, SG
Westerngrund FV

Wiesen FV
Landkreis Miltenberg:

Altenbuch FV
Amorbach M, B, FV
Bulrgstadt VA, GE, B, FV
Collenberg VA, GE, B, FV
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Dotfprozelten M, FV

Eichenbiihl M, FV
Elsenfeld M, FV
Eflenbach a. Main M, FV
Eschau M, FV
Faulbach VA, GE, B, FV
GroRRheubach M, FV, SG, U
GrofRwallstadt M, N
Hausen FV
Kirchzell VA, FV
Kleinheubach M, FV
Kleinwallstadt M, FV, SG
Klingenberg a. Main M, FV
Laudenbach FV
Leidersbach M, B, FV
Miltenberg M, FV
Moémlingen M, FV
Ménchberg M, FV
Neunkirchen FV
Niedernberg M, N
Obernburg a. Main M, FV I
Rollbach FV
Ridenau FV
Schneeberg FV
Stadtprozelten M, FV
Sulzbach a. Main M, FV
Weilbach FV

Worth a. Main M, FV, U

TEIL B
FACHLICHE ZIELE

Natur und Landschaft

Landschaftliches Leitbild

Insbesondere im Verdichtungsraum Aschaffenburg soll die natirliche Umwelt durch ein
zusammenhangendes System von Freirdumen gesichert und erhalten werden.

Einer Uberbeanspruchung der natiirlichen Landschaftsfaktoren soll insbesondere im
Verdichtungsraum Aschaffenburg begegnet werden. Eingetretene Schaden sollen saniert werden.

Grof¥flachige und bandartige Siedlungsraume sollen durch Trenngrin gegliedert werden.
Schutz und Pflege der Landschaft

Die schutzwirdigen Landschaftsteile der Region, ein System von Naturparken, Landschafts-
schutzgebieten, Naturschutzgebieten, Naturdenkmalern und Landschaftsbestandteilen, sollen ge-
sichert, vorhandene Schaden durch entsprechende Ordnungs-, Sanierungs- und Pflegemalinahmen
behoben werden. Diese schutzwirdigen Landschaftsteile sollen in ihrer Funktion als biologisch und
strukturell bereichernde Elemente der Landschaft, als Kornpensatoren der Belastungen von
Naturhaushalt und Landschaftsbild und als Lebensrdume hier seltener bzw. selten gewordener
Pflanzen- und Tiergesellschaften gestarkt werden.

Ausweisung landschaftlicher Vorbehaltsgebiete
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Als landschaftliche Vorbehaltsgebiete werden ausgewiesen:

- Uberwiegende Teile der naturrdumlichen Einheiten Sandsteinspessart, Vorderer Spessart und
Sandsteinodenwald,

- Waldfladchen und Kahltal bei Kahl a. Main und Alzenau i. UFr.,

- Lindigwald bei Karlstein a. Main und Kleinostheim,

- Unter- und Oberhiibnerwald bei Stockstadt a. Main

Die landschaftlichen Vorbehaltsgebiete bestimmen sich nach der Karte “Landschaft und Erholung”,
die Bestandteil des Regionalplans ist.

2.2 Grundsatze zur Sicherung und Pflege von Naturschutzgebieten

2.2.1 Die als Naturschutzgebiet geschiitzten Landschaftsraume oder Teile davon sollen in ihrem Bestand
gesichert werden. Als Naturschutzgebiete sollen darliber hinaus geschutzt werden:

- unberthrt erhaltene Bachlaufe sowie naturnahe Bestande der typischen Waldgesellschaften in
Spessart und Odenwald,

- Sandgrasheiden auf Flugsanden im Maintal im Raum Kahl a. Main/Alzenau i. UFr.,

- reprasentative schutzwirdige Feuchtbereiche im Maintal und in den Talern der Mainneben-
gewasse,

- Lebensraume hier seltener bzw. selten gewordener Tier- und Pflanzengemeinschaften im Ver-
dichtungsraum Aschaffenburg,

- Gewasser im Untermaingebiet und aufgelassene Steinbriiche im Siden der Region, die wegen
des Reichtums oder der Seltenheit der Tier- und Pflanzenwelt Uberregional bedeutsam sind,

- Zeugen kulturgeschichtlich bedeutsamer Bewirtschaftungsformen in den Talern des Vor-
spessarts,Spessarts und Odenwaldes.

222 Zur Erhaltung der als Naturschutzgebiet schiitzenswerten Landschaftsraume oder Teile davon sollen Ordnungs- [
und Pflegemalinahmen vorgesehen werden.

23 Grundsatze zur Sicherung und Pflege von Landschaftsbestandteilen

2.3.1 Als Landschaftsbestandteile sollen in Ergdnzung der Naturschutzgebiete insbesondere unter Schutz

gestellt werden:

- Hecken und Feldgehdlze im Vorspessart,
- Hecken und Hutungen der Hangbereiche des Spessarts und Odenwaldes,
- Feuchtbereiche der Gewasserniederungen in den Spessart- und Odenwaldtalern.

23.2 In den Landschaftsbestandteilen sollen den Naturhaushalt und das Landschaftsbild nachteilig
verandernde Eingriffe vermieden werden. Die Landschaftsbestandteile sollen in der Regel einer
natirlichen Sukzessionsentwicklung Uberlassen werden. PflegemalRnahmen sollen durchgefihrt
werden, soweit es im Interesse des Schutzzwecks erforderlich ist.

3 Gestaltungs- und PflegemaRnahmen
3.1 Grundsatze zur Granordnung im Siedlungsbereich
3.11 Zwischen den Siedlungseinheiten an den Entwicklungsachsen sollen ausreichende Freiflachen

regionaler Bedeutung (regionale Griinziige und Trenngriin) erhalten oder nach Méglichkeit geschaffen
werden. Sie sollen zusammenhangende Zonen bilden mit den Aufgaben,

- den Siedlungsbereich zu gliedern und somit Ordnungsfunktionen zu erfillen,
- Freiflachenausgleich fir dichtbesiedelte Gebiete zu bieten,

- der Luftverbesserung und Lufterneuerung zu dienen,

- Naherholungsflachen bereitzustellen.

3.1.2 In den Freiflaichen regionaler Bedeutung sollen Vorhaben zuldssig sein, die die Erfullung der
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3.2
3.2.1

3.2.2

3.2.3

3.24

3.2.5

3.2.6

3.2.7

Aufgaben nach 3.5.1 nicht beeintrachtigen. Eine Bebauung soll nicht stattfinden.”

In den Talern der Region, insbesondere in den Talern von Main, Kahl, Aschaff, Elsava, Mémling, Mud
und Erf, sollen die Uberschwemmungsgebiete auch innerhalb der Siedlungseinheiten als Freiflaichen
erhalten bzw. nach Mdéglichkeit wieder in Freiflachen umgewandelt werden. Der Zugang zu ihnen soll
gewabhrleistet und ihre Nutzung fir die Erholung erméglicht werden.

Bei Siedlungsvorhaben im Naturpark auRerhalb der Schutzzone soll auf das Landschaftsbild
besondere Ricksicht genommen werden.

Im innerodrtlichen und ortsnahen Bereich soll der Erhaltung vorhandener Grin- und Freiflachen
einschlieBlich wertvoller Baumbestdnde sowie der Entwicklung neuer Grunflachen im Zuge der
Bauleitplanung verstarkt Rechnung getragen werden.

Siedlungsrandbereiche sollen an die freie Landschaft durch Gehdlzpflanzungen angebunden werden.

Zur Sicherung besonderer o©kologischer Belange werden am Rande von Siedlungsbereichen
Richtungen festgelegt, in die keine Siedlungsentwicklung erfolgen soll. Sie bestimmen sich nach der
Karte ,,Siedlung und Versorgung” bzw. nach der Karte “Landschaft und Erholung”, die Bestandteile
des Regionalplans sind.

Gestaltungs-, Pflege- und Sanierungsmafnahmen in der freien Landschaft

Landschaftsteile, die das charakteristische Landschaftsbild der Region pragen, insbesondere in den
Talern und an den Talhangen des Mains und seiner Nebengewasser, im Vorderen Spessart und auf
den waldfreien Flachen des Sandsteinspessarts und Sandsteinodenwaldes, sollen zur Erhaltung der
typischen Landschaftseigenart genutzt, gepflegt bzw. entwickelt werden.

Einer Aufforstung der Spessart- und Odenwaldtaler, insbesondere der nach Art. 7, 9 und 12
BayNatSchG geschitzten bzw. zu schitzenden Flachen sowie der Talabschnitte mit zu erhaltendem
raumpragenden, charakteristischen Landschaftsbild, soll grundsatzlich entgegengewirkt werden.

Landschaftsschaden, insbesondere in landschaftlichen Vorbehaltsgebieten, sollen saniert werden.
Dies gilt vor allem fir Landschaftsschaden, die durch ungeordnete bauliche Entwicklung,
hauptsachlich ungelenktes Freizeitwohnen mit seinen Schwerpunkten im Umland von Aschaffenburg,
am nordlichen Odenwaldrand bei GroRRostheim sowie an den Maintalhdngen zwischen Birgstadt und
Obernburg a. Main, entstanden sind. AulRerdem gilt dies fur Landschafts Schaden, die durch nicht
rekultivierte Entnahmestellen von Bodenschatzen entstanden sind.

Die auf Dauer aus der landwirtschaftlichen Nutzung ausscheidenden Flachen sollen, soweit sie nicht
als Siedlungsflachen vorgesehen sind, vor allem im Verdichtungsraum Aschaffenburg unter
Berlcksichtigung der Erfordernisse des Naturschutzes und der Landschaftspflege verwendet werden.
Dabei sollen die Brachflachen ggf. entweder der natirlichen Vegetationsentwicklung Gberlassen oder
durch Landbewirtschaftung oder PflegemalRnahmen offengehalten oder in Einzelféllen aufgeforstet
werden. Die Malinahmen fir die einzelnen Flachen sollen im jeweiligen Fachplan festgesetzt werden.

In den Landschaftsteilen der Region, die intensiv ackerbaulich genutzt werden und nur relativ wenig
Baume und Straucher enthalten, soll der hier oft vergleichsweise geringe Bestand an 6kologischen
Ausgleichsflachen vorrangig gesichert und gepflegt werden. Darlber hinaus soll hier auf die Anlage
von Gehoélzpflanzungen hingewirkt werden, die in Anpassung an das Relief die Flur gliedern und die
FlieRge- Wasser starker in die Landschaft einbinden sollen.

Bei der Erstellung von Verkehrs-, Wasserversorgungs- und Abwasserbeseitigungsanlagen sowie An-
lagen der Energieversorgung soll verstarkt auf die Erhaltung des Naturhaushaltes und des
Landschaftsbildes geachtet werden.

Bei einem weiteren Ausbau des Mains entsprechend den Anforderungen der modernen
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3.2.8

3.2.9

1.1

1.2

1.3

1.4

1.5

1.6

1.7

Binnenschiffahrt sollen die vorhandenen Altwasser und Buhnenfelder in ihrem Bestand und ihrer
Funktion erhalten bleiben.

Die oberirdischen Gewasser sollen zusammen mit ihren zugehdrigen Feuchtbereichen naturnah
erhalten und soweit mdglich in ihrem urspriinglichen Zustand belassen bleiben. MalRnahmen, die ein
Absinken des Grundwasserstandes bewirken, sollen unterbleiben.

Der Zugang zu den Ufern des Mains und der grofieren Baggerseen soll verbessert werden.
Landschaftliche Folgeplanungen

Uber die Notwendigkeit von Landschaftsplénen als Bestandteile der Flachennutzungspléne soll im
Einzelfall von den Genehmigungsbehérden entschieden werden.

Siedlungswesen

Siedlungsleitbild

In der Region soll eine Siedlungsentwicklung angestrebt werden, die eine gute Zuordnung der
Wohnund Arbeitsstatten und der zentralen Einrichtungen zu den Verkehrswegen, den Haltepunkten
der o6ffentlichen Nahverkehrsmittel, den brigen Versorgungseinrichtungen und den Erholungsflachen
gewahrleistet.

Der Verdichtungsraum Aschaffenburg soll weiterhin Schwerpunkt der Siedlungstatigkeit innerhalb der
Region sein. In ihren Ubrigen Teilen soll eine gunstige Siedlungsentwicklung angestrebt bzw.
beibehalten werden.

Dabei soll eine zusatzliche Belastung des Naturhaushalts und des Landschaftsbildes vermieden
werden.

Siedlungsnahe Bereiche, vor allem im Verdichtungsraum, die fur die Erholung besonders geeignet
sind,
sollen von einer baulichen oder industriell-gewerblichen Nutzung freigehalten werden.

Innerhalb des Verdichtungsraumes soll die Siedlungstatigkeit bevorzugt in den zentralen Orten und
anderen im Zuge von Entwicklungsachsen gelegenen geeigneten Gemeinden erfolgen. Schwerpunkte
sollen dabei das mogliche Oberzentrum Aschaffenburg, das Mittelzentrum Obernburg a.
Main/Elsenfeld/ Erlenbach a. Main und das Unterzentrum Alzenau i. UFr. sein.

Folgende Gemeinden sind fiir eine Uber die organische Entwicklung hinausgehende Siedlungstatigkeit
im Wohnsiedlungsbereich geeignet und aufnahmefahig:

alle zentralen Orte,
daneben die Gemeinden Blrgstadt, Collenberg, Faulbach, Kirchzell und Weibersbrunn.

Folgende Gemeinden sind flr eine Uber die organische Entwicklung hinausgehende Siedlungstatigkeit
im gewerblich-industriellen Siedlungsbereich geeignet und aufnahmefahig:

alle zentralen Orte,
daneben die Gemeinden Blrgstadt, Collenberg und Faulbach.

Die Siedlungstatigkeit in den Ubrigen Gemeinden der Region soll sich sowohl im
Wohnsiedlungsbereich als auch im gewerblichen Siedlungsbereich im Rahmen einer organischen
Entwicklung vollziehen.

MaBnahmen zur Verhinderung der Zersiedlung
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2.2

3.1

3.2

3.3

3.4

3.5

4.1

4.2

4.3

4.4

In der Region soll eine Siedlungsstruktur angestrebt werden, die den besonderen Erfordernissen des
jeweiligen Landschaftsraumes Rechnung tragt. Dabei soll in den Talern des Spessarts und Vor-
spessarts sowie im Maintal von Aschaffenburg bis Kahl a. Main einer bandartigen
Siedlungsentwicklung entgegengewirkt werden.

Vor allem in den Entwicklungsachsen, insbesondere im naheren Umkreis der Stadt Aschaffenburg
und nordwestlich davon, sollen das Trenngrin und die regionalen Grinzige gemal B | 3.1.1 als
gliedernde Griin- und Freiflachen zur 6kologischen Stabilisierung und zur klaren Abgrenzung von
Siedlungslandschaft und freier Landschaft erhalten und gesichert werden.

Neue Bauflachen sollen regelmafig nur im Anschluf® an geschlossene Siedlungsgebiete ausgewiesen
werden und sich im MaRstab und in der rdumlichen Ordnung an die bereits bestehende Besiedlung an
passen. Dies gilt insbesondere fiir den Vorderen Spessart.

Die Ausschopfung von Flachenreserven und eine angemessene Verdichtung in den bestehenden
Siedlungseinheiten sollen Vorrang haben vor der Ausweisung neuer Baugebiete.

Wohnungsbau

In den zentralen Orten als Arbeitsplatzschwerpunkten der regionalen Arbeitsmarkte sollen
Wohnbaugebiete in glinstiger Zuordnung zu den Arbeitsplatzen ausgewiesen werden.

In den Kernbereichen der zentralen Orte der mittleren und hoéheren Stufen soll die Wohnqualitat
verbessert werden. Vor allem soll durch den verstarkten Ausbau und eine Erweiterung der
Infrastruktur eine Qualitatssteigerung des Wohnumfeldes angestrebt werden.

Vor allem bei Neuplanungen soll eine gunstige Zuordnung der Funktionen Wohnen, Arbeiten und
Erholen angestrebt werden.

Im  moglichen  Oberzentrum  Aschaffenburg, in den  Mittelzentren  Obernburg a.
Main/Elsenfeld/Erlenhach a. Main und Miltenberg sowie im Unterzentrum Alzenau i. UFr. soll auf eine
starkere Siedlungsdichte in den Wohnbaugebieten hingewirkt werden.

Vorrangig im mdglichen Oberzentrum Aschaffenburg sowie in den Mittelzentren sollen Mangel an
Wohnraum fiir einkommensschwache Bevoélkerungsgruppen abgebaut werden.

Wohnbaugebiete sollen vor allem gegenliber stark belasteten Verkehrswegen und emittierenden
Industrie- und Gewerbebetrieben nur mit den erforderlichen Schutzabstanden ausgewiesen werden.
Dies gilt insbesondere im Maintal zwischen Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main und Kahl
a. Main sowie im Aschafftal.

Gewerbliches Siedlungswesen

Bei der Ausweisung von Industrie- und Gewerbeflachen soll, insbesondere in der Untermainebene
und in den engen Mittelgebirgstalern, auf eine Vermeidung von Beeintrachtigungen der umgebenden
Bebauung hingewirkt werden. Dabei sollen die vorherrschenden Windrichtungen, besonders in den
Tallagen, bertcksichtigt werden.

Im Verdichtungsraum Aschaffenburg sollen Industrie- und Gewerbegebiete unter Berucksichtigung
der funktionalen Zuordnung gegentber Wohn- und Freizeitgebieten abgegrenzt werden. Dabei sollen
Grun- und Freiflachen zur Auflockerung der Bebauung beitragen.

In den zentralen Orten als Arbeitsplatzschwerpunkten der regionalen Arbeitsmarkte sollen Industrie
und Gewerbegebiete konzentriert und — bezogen auf den jeweiligen zentral6rtlichen Verflechtungsbe
reich - in ausreichendem Umfang ausgewiesen werden. Dabei sollen die natlrlichen und
landschaftlichen Gegebenheiten berucksichtigt werden.

Eine weitere Ausweisung von Sonderbaugebieten zur Errichtung integrierter
EinzelhandelsgroRprojekte soll in der Regel in der Region nur in Unterzentren oder in zentralen Orten
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héherer Stufe erfolgen.
Freizeitwohngelegenheiten

Fur die Errichtung touristisch genutzter Freizeitwohngelegenheiten sollen vorrangig folgende Gemein-
den in Betracht kommen, wobei auf eine landschaftsgerechte Einbindung entsprechender Vorhaben
hingewirkt werden soll:

Alzenau i. UFr.
Amorbach
Collenberg
Dammbach
Eichenbiihl
GroRheubach
Heigenbriicken
Heimbuchenthal
Kahl a. Main
Kirchzell
Klingenberg a. Main
Mespelbrunn
Miltenberg
Ménchberg
Rothenbuch
Schollkrippen
Stadtprozelten
Waldaschaff
Weibersbrunn

Nicht touristisch genutzte Freizeitwohngelegenheiten (eigengenutzte Freizeitwohngelegenheiten)
sollen nur aufierhalb von Raumen mit starker Erholungsnutzung und auferhalb landschaftlich
besonders schitzenswerter Gebiete errichtet werden.

Gemal LEP B Il 5.2 werden im folgenden Raume unterschiedlicher Eignung fiir die Zulassigkeit der
Errichtung eigengenutzter Freizeitwohngelegenheiten bestimmt.

Ggf. sollen eigengenutzte Freizeitwohngelegenheiten vorrangig in den Hauptsiedlungskernen der
Gemeinden und da grundsatzlich nur innerhalb der bebauten Ortslagen oder in Anbindung daran
errichtet werden. Dabei soll bereits vorhandene, ungenutzte Bausubstanz méglichst fir diesen Zweck
nutzbar gemacht werden.

Die Raume, in denen die Errichtung eigengenutzter Freizeitwohngelegenheiten nicht in Betracht
kommt, umfassen den Naturpark Spessart, das Maintal von Obernburg a. Main bis Burgstadt und das
Mudtal von Miltenberg bis Amorbach.

Die Raume, in denen die Errichtung eigengenutzter Freizeitwohngelegenheiten mit Einschrankungen
in Betracht kommt, umfassen den Ubrigen Naturpark Bayer. Odenwald.

In den noch verbleibenden Gebieten der Region kommt die Errichtung eigengenutzter Freizeitwohn-
gelegenheiten grundsatzlich in Betracht.

Camping

Als Standorte fiir touristisch genutzte Campingplatze sollen vorrangig folgende Gemeinden in Betracht
kommen:

Alzenau i. UFr.
Amorbach
Aschaffenburg
Dammbach
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Eichenbihl
GrolRheubach
GrofRwallstadt
Heigenbrucken
Heimbuchenthal
Kahl a. Main
Kirchzell
Kleinostheim
Klingenberg a. Main
Mainaschaff
Mespelbrunn
Miltenberg
Moénchberg
Niedernberg
Rothenbuch
Schollkrippen
Stadtprozelten
Waldaschaff
Weibersbrunn

In der Region sollen keine weiteren Campingplatze mit einem Uberwiegenden Anteil Iangerfristig zu
nutzender Standplatze errichtet werden. Die bereits bestehenden Campingplatze dieser Art sollen im
Rahmen ihrer Kapazitat weiter bedarfsgerecht ausgebaut werden.

Gemeinden mit Campinglatzen mit einem Uberwiegenden Anteil langerfristig zu nutzender
Standplatze sind:

Collenberg
Erlenbach a. Main
Faulbach
GrofRostheim

Kahl a. Main
Karlstein a. Main
Kirchzell
Klingenberg a. Main
Laudenbach
Obernburg a. Main
Wiesen

Worth a. Main

Stadtebauliche Entwicklungs- und SanierungsmaBnahmen und Dorferneuerung

Die bereits angelaufenen stadtebaulichen Sanierungs- und EntwicklungsmaRnahmen nach dem
Stadtebauférderungsgesetz und nach dem Bayer. Stadtebauférderungsprogramm sollen fortgefuhrt
werden. Fur Amorbach soll die Durchfiihrung entsprechender MalRnahmen angestrebt werden.

Im Rahmen stadtebaulicher Sanierungsmalinahmen vor allem in den zentralen Orten mittlerer und
héherer Stufen soll der Uberalterte und in seinem Wohnwert deutlich abgesunkene Wohnbaubestand
verstarkt modernisiert werden. Dabei sollen vor allem die Wohnnutzung erhalten und die
erforderlichen Gemeinbedarfs- und Infrastruktureinrichtungen verbessert bzw. erstellt werden.
Daneben sollen in diesen Bereichen verkehrsberuhigte Zonen geschaffen werden. Durch diese
MafRnahmen sollen die Erhaltung und Wiedergewinnung der Funktionsfahigkeit der Innenstadt- und
Innenstadtrandgebiete angestrebt und ihr Wohnwert qualitativ weiter gesteigert werden.

In den zentralen Orten sollen in den Ortskernen bedarfsgerechte Modernisierungsmallnahmen
planerisch vorbereitet und durchgefiihrt werden. Dabei sollen die jeweiligen Funktionen der
Gemeinden besonders berlicksichtigt werden.

Auf Dorferneuerungen soll in landlich strukturierten Gemeinden mit stadtebaulichen Mangeln
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hingewirkt werden.
Schutz und Pflege der Baudenkmaler

Die historisch wertvollen Ortskerne der Region sollen als Ganzes (Ensemble) erhalten und soweit
erforderlich saniert werden.

Die stadtbauliche Struktur der Altstadtquartiere und deren Malstablichkeit sollen bei Neubauten
weitgehend bewahrt werden. Dabei soll vor allem im Verdichtungsraum Aschaffenburg wegen seiner
intensiven baulichen Entwicklung die Bindung der Orte und ihrer Bauformen an die geschichtliche
Situation besonders bericksichtigt werden.

Aus der Sicht der Regionalplanung besonders erhaltenswerte Ortskerne sind:

Alzenau i. UFr.
Amorbach
Elsenfeld
GrofRostheim
Kleinheubach
Kleinwallstadt
Klingenberg a. Main
Miltenberg
Obernburg a. Main
Stadtprozelten
Stockstadt a. Main
Wotth a. Main

Siedlungseinheiten mit historisch gewachsenen und landschaftspragenden Siedlungsbildern sollen
auch im landlichen Raum in ihrer und in ihrem Malstab und ihrer baulichen Struktur gesichert werden.
Dies gilt besonders fiir Ortskerne am westlichen Spessartrand.

Zum Schutz und zur Erhaltung der typischen Hausformen des Spessarts und des Odenwalds sollen
insbesondere folgende Ortsbilder in ihrer baulichen Substanz gesichert werden:

Birgstadt

Edelbach (Gemeinde Kleinkahl)
Feldkahl (Gemeinde Hosbach)
Horstein (Stadt Alzenau i. UFr.)
Hofstetten (Gemeinde Kleinwallstadt)
Laudenbach

Ménchberg

Monbrunn (Stadt Miltenberg)

Zum Schutz der Kulturdenkmaler sollen Schwerpunkte der Denkmalpflege gebildet werden. Dabei
sollen Baudenkmaler, die das Orts- oder Landschaftsbild besonders pragen, durch stadtebauliche
bzw. landschaftspflegerische Malknahmen in ihrer Wirkung gestarkt werden.

Folgende Baudenkmaler sollen aus der Sicht der Regionalplanung in ihrer Substanz vordringlich
gesichert und erhalten werden:

Burganlage Alzenau i. UFr.

Klosteranlage und Schlof3 Amorbach

Schlof® Pompejanum und dazugehérige Parkanlage in der Stadt Aschaffenburg
Park Schonbusch in der Stadt Aschaffenburg

SchloRanlage Emmerichshofen (Gemeinde Kahl a. Main)

Schlof3- und Parkanlage Fechenbach (Gemeinde Collenberg)

Kloster Grol3heubach

Kloster Himmelthal (Gemeinde Elsenfeld)

Schlof3 und Park Kleinheubach
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Schlof3 Laudenbach

Wallfahrtskirche mit Klausengut (Stadt Alzenau i, UFr., Ortsteil Kalberau)
Schlof3 Maisenhausen (Stadt Alzenau i. UFr., Stadtteil Michelbach)
Wasserschlofd Mespelbrunn

Kirche in Hessenthal (Gemeinde Mespelbrunn)

Schlof Michelbach (Stadt Alzenau i. UFr.)

Burganlage Miltenberg

Wasserschlofd Oberaulenbach (Gemeinde Eschau)

ehemaliges Jagdschlof® Rothenbuch mit ehemaliger Schlof3kapelle
Burgruine Stadtprozelten

Burgruine Collenberg

Hauensteiner Hof (Gemeinde Krambach)

Schlof3 Mairhofen (Stadt Klingenberg a. Main)

Wildenburg (Gemeinde Kirchzell)

Burgruine Klingenburg

Jagdschlof® Wiesen

sowie die in der Liste der Denkmaler aufgefuhrten Baudenkmaler besonderer Art.

Die charakteristischen bzw. besonders landschaftstypischen Weiler im Spessart und Odenwald sollen
in ihrer baulichen Struktur und in ihrem Ortsbild erhalten und gesichert werden. Neubaugebiete sollen
deutlich von der Altbausubstanz abgegrenzt werden.

Land- und Forstwirtschaft

Landwirtschaft

Im Spessart und im Odenwald soll auf die Erhaltung der landwirtschaftlichen Nutzung der freien Flur
hingewirkt werden.

Die Flachen mit den jeweils glnstigsten natirlichen Erzeugungsbedingungen sollen der
Landwirtschaft gesichert werden. Dies gilt auch im Verdichtungsraum Aschaffenburg.

Auf die Sicherung und Erleichterung der Grinlandwirtschaft im Odenwald soll - insbesondere durch
bauliche Verbesserungen der Wirtschaftsgebaude im Rahmen der Dorferneuerung - hingewirkt
werden

i:)er Weinbau soll in geologisch und klimatisch geeigneten Lagen erhalten und geférdert werden.

Die Zusammenlegung des zersplitterten Grundbesitzes und der landliche Wegebau sollen vorrangig
durchgefuhrt werden. Darlber hinaus sollen im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen die fur
offentliche und gemeinschaftliche Zwecke erforderlichen Flachen zur Verfugung gestellt werden.

Es soll darauf hingewirkt werden, daR in Gebieten mit giinstigen natirlichen Voraussetzungen nach
Mdglichkeit landwirtschaftliche Vollerwerbsbetriebe entwickelt und dall die landwirtschaftlichen
Nebenerwerbsbetriebe mdglichst ohne arbeitsintensive Viehhaltung unter Einschaltung des
Maschinen- und Betriebshilfsrings bewirtschaftet werden.

Auf den weiteren Ausbau der Uberbetrieblichen Zusammenarbeit in Form der Nachbarschaftshilfe im
Rahmen von Maschinen- und Betriebshilfsringen sowie von Erzeugerringen soll hingewirkt werden.

Auf die Weiterentwicklung unternehmerisch gefiihrter Betriebs- und Wirtschaftsformen, die sich fir die
grofflachige Nutzung der vor allem im Spessart brachgefallenen landwirtschaftlichen Flachen eignen,
soll hingewirkt werden. Die Voraussetzungen hierfir sollen auch im Rahmen der Flurbereinigung
verbessert werden.

Forstwirtschaft

In der gesamten Region soll auf die Erhaltung des Waldes hingewirkt werden; er soll so bewirtschaftet
und genutzt werden, dal® er die ihm jeweils zukommenden Funktionen voll erfiillen kann.
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Insbesondere sollen dabei

- inder ganzen Region die Nutz- und die Erholungsfunktion,

- im Westen und Nordwesten die Klima-, Immissions- und Wasserschutzfunktion,
- anden Talhdngen der Spessart- und Odenwaldtéler die Bodenschutzfunktion
gesichert werden.

Auf die Verhinderung von Waldkrankheiten soll besonders hingewirkt werden.
Folgende Gebiete sollen zu Bannwald erklart werden:

- Das Waldgebiet zwischen den Ortslagen von Alzenau i. UFr. und Kahl a. Main sowie ndérdlich
davon. Der Teil des Waldgebietes noérdlich der St 2305, der gemall Karte ,Siedlung und
Versorgung” gleichzeitig als Vorbehaltsflache fir die Gewinnung von Sand und Kies ausgewiesen
ist, soll erst nach dem Sandabbau und nach der Wiederaufforstung zu Bannwald erklart werden.

- ,Unterwald” und ,Tanne”,

- das gesamte Waldgebiet auf dem Hahnenkamm und sudlich davon bis einschlieRlich ,Strietwald”
sowie ,Lindigwald”,

- ,Unterer Hibnenvald”, ,Oberer Hibnerwald” und ,Unterwald GroRRostheim”,

- ,Elsenwald” und ,Forstwald”.

Die Abgrenzung der einzelnen Gebiete bestimmt sich nach der Karte ,Landschaft und Erholung”.

Bis zum Inkrafttreten der Bannwaldverordnungen sollen Planungen und Malinahmen unterbleiben, die
geeignet sind, die Erklarung zu Bannwald in Frage zu stellen.

Die nachteiligen Folgen der vor allem im noérdlichen Vorspessart sowie teilweise im Spessart und im
Odenwald vorhandenen unglinstigen Besitzstruktur im  Kleinprivatwald sollen  durch
Waldflurbereinigungen, Uberbetriebliche Zusammenschlisse und verstarkte Beratung der
Waldbesitzer abgebaut und maéglichst tberwunden werden.

Der Nichtstaatswald, und hier bevorzugt der Kleinprivatwald, soll durch Neu- und Ausbau befestigter
Forstwirtschaftswege ausreichend erschlossen werden. Dabei sollen die ErschlieBungsmallnahmen
insbesondere mit der Erholungsfunktion des Waldes und mit den Belangen der Landschaftspflege
abgestimmt werden.

Ertragslose oder ertragsschwache Waldungen, insbesondere im Kleinprivatwald, auf den armen Flug-
sandstandorten in der Mainebene sowie auf verarmten Standorten in den Mittelgebirgen, sollen in
mdglichst naturnahe, standortgemalle, ertragreichere Waldungen umgewandelt oder umgebaut
werden. Der charakteristische, von Natur aus hohe Laubbaumante soll insbesondere im Staats- und
Gemeindewald gesichert bzw. wiederhergestellt werden.

Die Taler im Spessart und Odenwald sollen grundsatzlich nicht aufgeforstet werden.
Gewerbliche Wirtschaft
Regionale Wirtschaftsstruktur

Durch MaBnahmen zur Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur soll die wirtschaftliche
Leistungsfahigkeit der gesamten Region, insbesondere auch ihrer landlich strukturierten Teilraume,
erhalten und gesteigert werden.

Zur Starkung der Eigenstandigkeit der Region gegeniiber dem Verdichtungsraum Rhein-Main sollen
die vorhandenen Arbeitsplatze gesichert und das Arbeitsplatzangebot quantitativ und qualitativ
verbessert werden. Dadurch soll auch auf eine gréRere Stabilitat bei konjunkturellen Schwankungen
und strukturellen Verédnderungen hingewirkt werden.

In den Mittelbereichen Aschaffenburg und Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main soll durch
eine Ergadnzung des Branchen- und Berufsfachers vor allem eine qualitative Verbesserung des
Arbeitsplatzangebots angestrebt werden. Auf die Schaffung zusatzlicher Arbeitsplatze fir Frauen soll
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besonders hingewirkt werden.

Im Kahlgrund soll das Arbeitsplatzangebot zum Abbau des Pendlerdefizits quantitativ und qualitativ
verbessert werden. Dabei sollen insbesondere auch wohnortnahe Arbeitsplatze fur den I&ndlichen
Raum im Oberen Kahlgrund geschaffen werden.

Im Mittelbereich Miltenberg sollen zum Abbau des innerregionalen Strukturgefalles zwischen dem
Verdichtungsraum und dem landlichen Raum zusatzliche Arbeitsplatze geschaffen werden.

Durch den weiteren Ausbau der Bandinfrastruktur in den Entwicklungsachsen, insbesondere im
Verlauf des Maintales, sowie der sonstigen Infrastruktur in den zentralen Orten sollen die
Standortvoraussetzungen fiir die gewerbliche Wirtschaft verbessert und Anreize fir die Ansiedlung
neuer Betriebe geschaffen werden.

Fir die Erweiterung und Verlagerung bestehender sowie die Ansiedlung neuer Betriebe sollen
insbesondere in den zentralen Orten entsprechend der jeweiligen Zentralitatsstufe und Tragfahigkeit
des Verflechtungsbereiches in ausreichendem Umfang gewerbliche Flachen in der Bauleitplanung
ausgewiesen und bei konkretem Bedarf erschlossen werden. Neben dem moglichen Oberzentrum
Aschaffenburg sollen die Mittelzentren Obernburg a. Main/Elsenfeld/ Erlenbach a. Main und
Miltenberg sowie das Unterzentrum Alzenau i. UFr. als regional bedeutsame Schwerpunkte im
industriell-gewerblichen Bereich weiter ausgebaut werden. Das moégliche Oberzentrum Aschaffenburg
soll auch als Dienstleistungszentrum der Region gestarkt und weiter ausgebaut werden.

Durch den. moglichst landschaftsgerechten Ausbau des Versorgungsnetzes flr elektrische Energie
sowie des regionalen Gasleitungsnetzes sollen die Energieversorgung langfristig gesichert und der
Wirtschaft umweltfreundliche Energien angeboten werden.

Zur Verbesserung der Standortqualitat im sudlichen Teil der Region sollen der weitere vierspurige
Ausbau der B 469 sowie der Ausbau der StaatsstraRen 2308 und 2317 vordringlich vorgenommen
werden. Die Bahnverbindungen sollen in vollem Umfang erhalten werden.

Sektorale Wirtschaftsstruktur
Gewinnung und Sicherung von Bodenschatzen

Die in der Region vorhandenen Bodenschatze sollen gegenlber anderen raumbeanspruchenden
Vorhaben langfristig gesichert und zur Gewahrleistung der Rohstoffversorgung der Wirtschaft bei
Bedarf erschlossen werden. Hierzu werden Vorrang- und Vorbehaltsflachen fir Bodenschatze
ausgewiesen, die sich nach der Karte ,Siedlung und Versorgung” bestimmen.

In Vorrangflachen ist der Abbau von Bodenschatzen grundsatzlich regionalplanerisch unbedenklich.
Gegenuber anderen Nutzungsanspriichen soll der Gewinnung von Bodenschatzen in diesen Flachen
der Vorrang eingeraumt werden.

In Vorbehaltsflachen soll fir Uberértlich raumbedeutsame Abbauvorhaben in der Regel eine
raumordnerisehe Uberpriifung durchgefiihrt werden. Dabei soll der Gewinnung von Bodenschétzen
aus regionalplanerischer Sicht auch unter Abwagung mit konkurrierenden Nutzungsanspriichen
besonderes Gewicht beigemessen werden.

Der Abbau von Sand und Kies soll zur langerfristigen Sicherung der Rohstoffversorgung in der Region
und zur Vermeidung weiterer Landschaftsschaden vordringlich geordnet und schwerpunktmaRig
konzentriert werden. Dabei sollen weitere Eingriffe in den Waldbestand westlich und nérdlich von
Aschaffenburg vermieden werden.

Als Vorrangflachen fir Sand undloder Kies werden folgende Flachen ausgewiesen:

~,Nordwestlich Alzenau” Alzenau i. UFr.,
Lkr Aschaffenburg
LVorspessart I’ Alzenau i. UFr.,
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,Ostlich Ringheim”
,Ostlich der B 469”
~oudlich Rallfeld”

,Sudodstlich Gro3heubach”

Lkr Aschaffenburg
Grof3ostheim,

Lkr Aschaffenburg
Niedernberg,

Lkr Miltenberg
Klingenberg a. Main,
Lkr Miltenberg
GroRheubach,

Lkr Miltenberg

Als Vorbehaltsflachen fiir Sand und/oder Kies werden folgende Flachen ausgewiesen:

,Nordwestlich Alzenau”
»Sudlich Dettingen”
,Ostlich Ringheim”

,,Westlich Schénbusch”
,Sudlich Kleinwallstadt”

,Sudostlich Groheubach®

,Nordostlich Faulbach

Alzenau i. UFr.,
Lkr Aschaffenburg
Karlstein a. Main,
Lkr Aschaffenburg
GroRostheim,

Lkr Aschaffenburg
Aschaffenburg
Kleinwallstadt und Elsenfeld,
Lkr Miltenberg
GroRRheubach,

Lkr Miltenberg
Faulbach,

Lkr Miltenberg

Der Abbau von Sand und Kies soll entsprechend dem jeweiligen Bedarf stufenweise und bevorzugt in
den ausgewiesenen Vorrang- und Vorbehaltsflachen vorgenommen werden.

Bei allen Abbaumalnahmen soll auf eine vollstandige Ausbeute der Lagerstatte bis zur
gréRtmoglichen Abbautiefe hingewirkt werden.

Als Vorbehaltsflachen fur Kupfer- und Silberfahlerz werden folgende Flachen ausgewiesen:

~Westerngrund/Kleinkahl*

~Schollkrippen/Laufach”

,Sudlich Frohnhofen”

Westerngrund, Kleinkahl, Geiselbach und Schollkrippen,

Lkr Aschaffenburg

Schollkrippen, Sommerkahl, Blankenbach, Hoésbach, Sailauf und
Laufach,

Lkr Aschaffenburg

Laufach und Bessenhach,

Lkr Aschaffenburg

Als Vorbehaltsflachen fiir Schwerspat werden folgende Flachen ausgewiesen:

~oudostlich Schollkrippen”
»Sudlich Eichenberg”

“Ostlich Laufach”
~Jakobsthal/Heigenbricken”
,,Nordlich/stdlich Waldaschaff

~,Grunmorsbach/Hessenthal”

Schollkrippen und Sommerkahl,
Lkr Aschaffenburg

Sailauf und Hésbach,

Lkr Aschaffenburg

Laufach,

Lkr Aschaffenburg

Heinrichsthal und Heigenbricken,
Lkr Aschaffenburg

Waldaschaff und Bessenbach,
Lkr Aschaffenburg

Haibach, Bessenbach und Mespelbrunn,
Lkr Aschaffenburg

Als Vorrangflachen fir Spezialton werden folgende Flachen ausgewiesen:
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,Ostlich Klingenberg* Klingenberg a. Main,
Lkr Miltenberg
~oudlich Schippach* Elsenfeld,
Lkr Miltenberg
Als Vorbehaltsflachen fur Spezialton werden folgende Flachen ausgewiesen:

Ostlich Klingenberg* Klingenberg a. Main, Erlenbach a. main und Ménchberg
Lkr Miltenberg
»oudlich Schippach® Elsenfeld,
Lkr Miltenberg
,Nordwestlich Kleinostheim* Kleinostheim,
Lkr Aschafenburg
2.1.1.5 Als Vorrangflachen fir Buntsandstein werden folgende Flachen ausgewiesen:
,Ostlich Rollfeld” Klingenberg a. Main,
Lkr Miltenberg
~Westlich Klotzenhof” GroRRheubach,
Lkr Miltenberg
“Nordlich Grof3heubach” GroRheubach,

Lkr Miltenberg
.Nordlich Miltenberg/ Burgstadt”  Miltenberg, Grol3heubach, Birgstadt und Collenberg,
Lkr Miltenberg

.Nordwestlich Kirschfurt” Collenberg,
Lkr Miltenberg
~Westlich Dorfprozelten” Dorfprozelten,
Lkr Miltenberg
,Sudlich Miltenberg” Miltenberg,
Lkr Miltenberg
,Ostlich Eichenbiihl” Eichenbdhl,

Lkr Miltenberg

Als Vorbehaltsflachen fiir Buntsandstein werden folgende Flachen ausgewiesen:

,Ostlich Réllfeld” Klingenberg a. Main,
Lkr Miltenberg
~Westlich Klotzenhof” GrolRheubach,
Lkr Miltenberg
.Nordlich Gro3heubach” Groltheubach,

Lkr Miltenberg
.Nordlich Miltenbergl/Blrgstadt”  GroRRheubach und Collenberg,
Lkr Miltenberg

,2Nordwestlich Kirschfurt” Collenberg,
Lkr Miltenberg
,NOrdlich Reistenhausen” Collenberg,
Lkr Miltenberg
~oudlich Miltenberg” Miltenberg,
Lkr Miltenberg
~Westlich Schippach” Miltenberg,
Lkr Miltenberg
,Ostlich Neudorf’ Amorbach,
Lkr Miltenberg
,Ostlich Eichenbuhl” Eichenbihl und Neunkirchen,
Lkr Miltenberg
~Westlich Umpfenbach* Eichenbihl und Neunkirchen,
Lkr Miltenberg
,Nordlich Neunkirchen” Neunkirchen,

Lkr Miltenberg

2.1.1.6  Als Vorrangflachen fir Kristallin werden folgende Flachen ausgewiesen:
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,Nordlich Sailauf’ Sailauf,

Lkr Aschaffenburg
~Westlich Haibach” Haibach,

Lkr Aschaffenburg
,Ostlich Dérrmorsbach” Haibach und Bessenbach,

Lkr Aschaffenburg

Als Vorbehaltsflache fur Kristallin wird folgende Flachen ausgewiesen:

“Nordlich Hemsbach” Alzenau i. UFr. und Mémbris,

Lkr Aschaffenburg
Als Vorrangflache fur Zechstein (Kalk) wird folgende Flache ausgewiesen:
,Ostlich Rottenberg” Hésbach,

Lkr Aschaffenburg

Als Vorbehaltsflache fir Zechstein (Kalk) werden folgende Flachen ausgewiesen:

.Nordwestlich Eichenberg” Sommerkahl, Sailauf und Hésbach,
Lkr Aschaffenburg

.Nordwestlich Rottenberg” Hdsbach,
Lkr Aschaffenburg

~oudwestlich Rottenberg” Hosbach,
Lkr Aschaffenburg

Als Vorrangflachen fur Ton/Lehm werden folgende Flachen ausgewiesen:

Ostlich Alzenau” Alzenau i. UFr.,
Lkr Aschaffenburg
,Ostlich Geiselbach” Geiselbach,
Lkr Aschaffenburg
,NOrdlich Hésbach” Hdsbach,
Lkr Aschaffenburg
Als Vorbehaltsflache fiir Ton/Lehm wird folgende Flache ausgewiesen:
.Nordlich Huckelheim” Westerngrund,
Lkr Aschaffenburg

AuBerhalb der ausgewiesenen Vorrang- und Vorbehaltsflachen sollen MaRnahmen zur Errichtung
neuer und Erweiterung bestehender Abbaustatten in der Regel raumordnerisch Uberprift werden.
Begrenzte Erweiterungen im Anschluf® an vorhandene Abbaustatten zur Erhaltung bestehender
Betriebe sollen vor allem unter dem Gesichtspunkt einer endgiltigen Ausgestaltung und
Rekultivierung zulassig sein.

Bei allen AbbaumalBnahmen sollen die Gestaltung der Abbaustatte und ihre Einbindung in die
Landschaft auf der Grundlage eines Landschafts- bzw. Gestaltungsplanes Zug um Zug mit dem
fortschreitenden Abbau vorgenommen werden. Bei Abbaumalinahmen in den Vorrangflachen sollen
dabei nachstehende Folgenutzungen angestrebt werden:

Land- und/oder Forstwirtschaft in den Vorrangflachen

- fur Sand und Kies ,Nordwestlich Alzenau”, ,Ostlich Ringheim”, ,Sidlich Rdlifeld”, ,Stddstlich
GrofRheubach”,

- fur Buntsandstein ,Sudlich Miltenberg”, ,0stlich Eichenbihl”,

- fur Ton/Lehm ,Ostlich Geiselbach”, ,Nérdlich Hésbach”;

Biotopentwicklung in den Vorrangflachen

- fir Ton ,Ostlich Klingenberg”,“Siidlich Schippach”,

- fur Buntsandstein ,Ostlich Réllifeld”, “Westlich Klotzenhof’, ,Nérdlich GroRheubach”, ,Nérdlich
Miltenberg/Biirgstadt”, ,Westlich Dorfprozelten”,
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- fur Kristallin ,,Nt}_rdlich Sailauf’, ,Westlich Haibach”, ,0stlich Dérrmorsbach”,
- fir Ton/Lehm ,Ostlich Alzenau”;

Forstwirtschaft, Biotopentwicklung in den Vorrangflachen
- fur Buntsandstein ,Nordwestlich Kirschfurt”,
- flr Zechstein ,Ostlich Rottenberg”;

Sport, Freizeit, Erholung und/oder Biotopentwicklung in den Vorrangflachen
- fir Sand und Kies ,,Vorspessart I, ,Ostlich der B 469”.

Industrie

Zur Erhaltung der hohen wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit der Region soll vordringlich auf die
Sicherung der bestehenden Arbeitsplatze hingewirkt werden. Durch MaRnahmen zur Verbesserung
der Standortvoraussetzungen und die Bereitstellung von Flachen fir Betriebserweiterungen und —ver-
lagerungen sollen auch die Anpassung an Strukturveranderungen erleichtert und die
Voraussetzungen fir eine positive Entwicklung geschaffen und verbessert werden.

Auf eine Verbesserung des Arbeitsplatzangebots im industriell-gewerblichen Bereich und auf eine
Auflockkerung der etwas einseitigen Industriestruktur soll hingewirkt werden.

Im mdéglichen Oberzentrum Aschaffenburg sollen durch die Ansiedlung neuer Industriebetriebe das
industriell- gewerbliche Arbeitsplatzangebot stabilisiert und die Branchenstruktur verbessert werden.
Dabei sollen insbesondere eine Erhdhung des Arbeitsplatzangebots flir Frauen sowie die Schaffung
zusatzlicher qualifizierter Arbeitsplatze entsprechend der zentralortlichen Funktion der Stadt
Aschaffenburg angestrebt werden.

Im Ubrigen Mittelbereich Aschaffenburg, insbesondere im Kahlgrund, soll unter Ausnutzung der
glinstigen Standortlage sowie der vielfaltigen Flhlungs- und Agglomerationsvorteile das industriell-ge-
werbliche Arbeitsplatzangebot ergénzt -und qualitativ verbessert werden.

Im Mittelbereich Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenhach a. Main soll auf eine Verbesserung der Bran-
chenstruktur hingewirkt werden. Als Voraussetzungen hierfiir sollen die wirtschaftsnahe Infrastruktur
ausgebaut und ein ausreichendes Flachenangebot fir ansiedlungswillige Betriebe bereitgestellt
werden.

Zum Ausgleich des innerregionalen Strukturgefélles soll im Mittelbereich Miltenberg sowohl auf eine
qualitative als auch auf eine quantitative Verbesserung des industriell-gewerblichen Arbeitsplatzange-
bots hingewirkt werden. Die Voraussetzungen sollen durch die Erhaltung und durch den Ausbau der
wirtschaftsnahen Infrastruktur sowie durch die Bereitstellung von Industrie- und Gewerbegebieten ge-
schaffen werden.

Zur Differenzierung der BetriebsgroRenstruktur soll in der Region vor allem die Ansiedlung kleinerer
und mittlerer Betriebe unterstitzt werden. Dadurch sollen die Industriestruktur verbessert und die
Anfalligkeit der Region gegeniber konjunkturellen Schwankungen verringert werden.

Handwerk

Der hohe Leistungsstand des Handwerks in der Region soll erhalten und entsprechend dem sich
andernden Bedarf an handwerklichen Produktions- und Dienstleistungen weiter verbessert werden.
Die erforderliche Anpassung an die durch die technische und wirtschaftliche Entwicklung bedingten
strukturellen Veranderungen soll durch staatliche Mafinahmen erleichtert werden.

Fir die gesamte Region, insbesondere auch fir den landlichen Raum, soll langfristig eine bedarfs-
gerechte und maoglichst gleichwertige Versorgung der Bevdlkerung und Wirtschaft mit handwerklichen
Leistungen angestrebt werden. In den Fremdenverkehrsgebieten Spessart” und ,,Bayer. Odenwald”
sollen dabei die spezifischen Bedirfnisse von Erholungssuchenden und Urlaubern an handwerklichen
Dienstleistungen berlcksichtigt werden.
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Zur Auflockerung und Erganzung der Branchenstruktur soll in der gesamten Region auf die
Ansiedlung

mittelstdndischer Betriebe des Produzierenden Handwerks, insbesondere des Metallhandwerks, hin-
gewirkt werden. Im Verdichtungsraum Aschaffenburg sollen dabei auch handwerkliche Zulieferer-
betriebe zu den ansassigen GroRbetrieben der Industrie berucksichtigt werden.

Fur die Aussiedlung stérender Handwerksbetriebe aus den Ortskernen von Siedlungseinheiten sowie
zur Ansiedlung neuer Betriebe zur Deckung des ortlichen Bedarfs sollen bei der Bauleitplanung
grundsatzlich alle Gemeinden geeignete Flachen als Gewerbegebiete ausweisen.

In Neubaugebieten sollen in angemessenem Verhaltnis zur vorgesehenen Einwohnerzahl Flachen fir
nicht stérende handwerkliche Dienstleistungsbetriebe zur Versorgung der Bevolkerung vorgesehen
werden.

Die Versorgung der Region mit handwerklichen Gulitern und Leistungen des Uiberértlichen Bedarfs soll
langfristig gesichert werden. Als geeignete Standorte fir entsprechende Handwerksbetriebe sind
grundsatzlich alle zentralen Orte anzusehen.

Als mdégliche Standorte fur einheitlich geplante Handwerkerhdfe und sonstige Gewerbezentren sollen
bei Bedarf stadtebaulich und verkehrsmafig integrierte Gewerbegebiete im moglichen Oberzentrum
Aschaffenburg, in den Mittelzentren Miltenberg und Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main
sowie im Unterzentrum Alzenau i. UFr. vorgesehen werden.

Handel

Fir die gesamte Region, insbesondere fir die schwacher strukturierten Teilrdume im landlichen
Raum, soll eine bedarfsgerechte Warenversorgung der Bevolkerung und Wirtschaft angestrebt
werden. Um einer Unterversorgung der Bevdlkerung im landlichen Raum entgegenzuwirken, soll
insbesondere angestrebt werden, dald in den gréReren Ortsteilen aller Gemeinden stationare Betriebe
der Einzelhandelsgrundversorgung erhalten bleiben.

Das mogliche Oberzentrum Aschaffenburg und das Mittelzentrum Miltenberg mit ihren integrierten
Geschaftszentren sollen als traditionelle Schwerpunkte des Handels in der Region gesichert und
weiter ausgebaut werden. Im maoglichen Oberzentrum Aschaffenburg soll dabei insbesondere auch
auf die Verbesserung des Warenangebots zur Deckung des spezialisierten hoheren Bedarfs
hingewirkt werden. Im Mittelzentrum Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main sowie in den
Unterzentren Alzenau i. UFr. und Amorbach soll auf die Erhaltung und den Ausbau des
Warenangebots fur den allgemeinen und gehobenen Bedarf hingewirkt werden. Die Geschéaftszentren
dieser zentralen Orte sollen durch flankierende stadtebauliche und verkehrliehe MaRnahmen in ihrer
Versorgungsfunktion gestarkt werden.

Im Rahmen der Bauleitplanung, insbesondere im Zusammenhang mit der Sanierung von Ortskernen,
sollen die Belange und Funktionen des ansassigen Handels beriicksichtigt und geeignete Standorte
fur Handelsbetriebe gesichert werden. An verkehrsglinstigen Standorten sollen auch die
Voraussetzungen fiir die Aus- bzw. Ansiedlung von Grof3handelsbetrieben geschaffen werden.

In der Region sollen grundsatzlich fir Einzelhandelsgrof3projekte, die stadtebaulich und
verkehrsmaRig nicht in bestehende Geschaftszentren integriert sind, keine Flachen mehr
ausgewiesen werden. Weitere Flachen zur Errichtung von Einzelhandelsgrof3projekten, die
stadtebaulich und verkehrsmafig integriert sein und in angemessenem Verhaltnis zur Grolke des
jeweiligen Verflechtungsbereichs stehen sollen, sollen in der Regel nur in Unterzentren und zentralen
Orten hoherer Stufe ausgewiesen werden.

Im Ubrigen sollen fir EinzelhandelsgroRRprojekte Flachen nur ausgewiesen werden, wenn diese Vor-
haben die Funktionsfahigkeit der zentralen Orte in der Region sowie die verbrauchernahe Versorgung
der Bevolkerung mit Waren des kurzfristigen Bedarfs, insbesondere mit Nahrungs- und Genuf3mitteln,
in ihrem Einzugsbereich nicht wesentlich beeintrachtigen.
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Fremdenverkehrswirtschaft

In den Fremdenverkehrsgebieten ,Spessart” und ,Bayer. Odenwald” soll die Wettbewerbsfahigkeit der
Fremdenverkehrswirtschaft vor allem durch eine Verbesserung und nachfragegerechte Erganzung der
bestehenden gewerblichen und kommunalen Einrichtungen sowie durch Schutz gegenlber
Beeintrachtigungen durch andere Interessen gesichert und entwickelt werden.

Die natirliche Eignung der Landschaft fir eine vorwiegend extensive Erholung, gekennzeichnet durch
einen hohen Waldanteil und charakteristische Wiesentaler, soll als Grundlage des Fremdenverkehrs
auf Dauer erhalten und gesichert werden.

Im Spessart sollen besonders Vorhaben von Betrieben unterstitzt werden, die auf eine Verbesserung
des gastgewerblichen Angebots abzielen. Im Bayer. Odenwald sollen auch eine Verbesserung des
Bettenangebots angestrebt und die Durchfiihrung von Modernisierungsmafnahmen in bestehenden
Fremdenverkehrsbetrieben unterstitzt werden.

Zur besseren Auslastung der Kapazitdt sollen beim Ausbau des Fremdenverkehrs vordringlich
MaRnahmen durchgefiihrt werden, die der Saisonverlangerung dienen. Bei Bedarf sollen
insbesondere schwerpunktmaflig Moglichkeiten zur Beheizung von Schwimmbadern vorgesehen und
Uberdachte Freizeitanlagen errichtet sowie Aktivitdten durchgefiihrt werden, die auf eine bestimmte
Zielgruppe oder Jahreszeit abgestellt sind.

Sldspessart und Oberer Kahlgrund sollen fir den im Ansatz bereits vorhandenen Fremdenverkehr
weiter erschlossen werden. Insbesondere sollen eine gezielte Gemeinschaftswerbung betrieben, die
Ubernachtungsméglichkeiten fiir Langzeiturlauber verbessert, Betriebe der Gastronomie modernisiert
und ausgebaut sowie Fremdenverkehrseinrichtungen bedarfsgerecht errichtet werden.

Im Spessart und Bayer. Odenwald soll der Urlaub auf dem Bauernhof durch den Ausbau, die Ausstatt-
ung und Einrichtung von Raumen zur Unterbringung von Feriengasten verstarkt werden.

Der Geschafts- und Durchreiseverkehr in Aschaffenburg sowie der Stadtetourismus in Aschaffenburg,
Miltenberg und Amorbach sollen durch eine qualitative Verbesserung der vorhandenen Fremdenver-
kehrseinrichtungen in Verbindung mit einer entsprechenden Ortsbildpflege gesichert und entwickelt
werden. Im mdglichen Oberzentrum Aschaffenburg sollen insbesondere auch Einrichtungen des
héheren Fremdenverkehrs- und Freizeitbedarfs geschaffen werden. Die von den touristischen Attrak-
tionen ausgehenden Impulse, verstarkt durch eine breitenwirksame Imagewerbung, sollen auch in den
jeweiligen Verflechtungsbereichen zur Steigerung des Fremdenverkehrs genutzt werden.

Durch Gemeinschafts- und Imagewerbung, die Anwendung neuzeitlicher Marketingkonzeptionen und
den modernen Ausbau der Fremdenverkehrseinrichtungen soll die Attraktivitdt der Fremdenverkehrs-
gebiete in der Region gestarkt werden. Es soll angestrebt werden, den langer verweilenden Urlaubs-
verkehr anzuziehen und zur Verlangerung der Saison auch ein Angebot fur Kurzurlauber und sonstige
Erholungssuchende bereitzustellen.

Arbeitsmarkt

Arbeitsmarktausgleich

Dem in der Region insgesamt und innerhalb der regionalen Arbeitsmarkte bestehenden Ungleichge-
wicht zwischen dem Angebot an und der Nachfrage nach Arbeitsplatzen soll entgegengewirkt werden.

Unter Berlcksichtigung der starken innerregionalen Verflechtungen, insbesondere zwischen den
regionalen Arbeitsmarkten Aschaffenburg und Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main, soll
ein Arbeitsmarktausgleich weitgehend innerhalb der einzelnen Mittelbereiche angestrebt werden.

Durch MalRnahmen zur Verbesserung der Arbeitsmarktstruktur, insbesondere zur Verbesserung der

beruflichen Qualifikation der Arbeitnehmer, soll darauf hingewirkt werden, dal® dem unter strukturpoli-
tischen Zielsetzungen angestrebten Arbeitsplatzangebot in allen Teilrdumen der Region ein quantitativ
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und qualitativ entsprechendes Arbeitskraftepotential gegeniibersteht.

Durch Maflnahmen der Arbeits- und Berufsberatung, Ausbildung, Fortbildung und Umschulung sollen
die beruflichen Chancen von Problemgruppen des Arbeitsmarktes verbessert werden. Diese Malinah-
men sollen sich in der Region bevorzugt auf Jugendliche, vor allem ohne berufliche Ausbildung,
Frauen, vor allem bei Beschrankung auf Teilzeitarbeit, sowie altere oder leistungsgeminderte
Arbeitnehmer erstrecken.

Durch geeignete MalRnahmen soll in der Region die Eingliederung langerfristig Arbeitsloser in den
Arbeitsprozel} erleichtert werden.

Um der Freisetzung von Arbeitskraften entgegenzuwirken, soll bei strukturellen Anpassungs- und Um-
stellungsprozessen, vor allem in den strukturbestimmenden Wirtschaftszweigen der Region, auf eine
bessere berufliche Qualifizierung der Arbeitnehmer hingewirkt werden.

Gegeniber der zusatzlichen Beschaftigung auslandischer Arbeitnehmer soll nach Mdglichkeit auf die
ErschlieBung einheimischer Arbeitsmarktreserven hingewirkt werden. In Teilrdumen der Region mit
einem hohen Anteil auslandischer Arbeithehmer sollen beim weiteren Ausbau der Infrastruktur die
sich hieraus ergebenden spezifischen Anforderungen in besonderer Weise berlcksichtigt werden.

Die MaRnahmen zum besseren Ausgleich des Arbeitsmarktes sollen bevorzugt in den zentralen Orten
aller Stufen durchgefiihrt werden.

Durch den weiteren Ausbau der Infrastruktur, insbesondere der Verkehrsinfrastruktur unter Ein-
beziehung des offentlichen Personennahverkehrs, sollen die Wechselbeziehungen zwischen den
regionalen Arbeitsmarkten und die Verbindungen zum zentralitatstypischen Arbeitsplatzangebot des
maoglichen Oberzentrums Aschaffenburg verbessert und dadurch der Arbeitsmarktausgleich im
Rahmen zumutbarer Pendelentfernungen erleichtert werden.

Struktur der regionalen Arbeitsmarkte

Mittelbereich Aschaffenburg

Die MaRnahmen zur Verbesserung der Arbeitsmarktstruktur sollen im Mittelbereich Aschaffenburg die
strukturpolitische Zielsetzung einer Ergédnzung und Differenzierung des Branchen- und Berufsfachers
unterstutzen.

Durch Arbeits- und Berufsberatung, Aus- und Fortbildung sowie Umschulung sollen im Mittelbereich
Aschaffenburg vor allem die beruflichen Chancen von Frauen und alteren Arbeitnehmern aus Ange-
stelltenberufen verbessert sowie die Eigenstandigkeit des regionalen Arbeitsmarktes gestarkt werden.

In der Stadt Aschaffenburg, die entsprechend ihrer zentralértlichen Funktion als
Dienstleistungszentrum der Region gestarkt und weiter ausgebaut werden soll, sollen vor allem auch
die Berufsbereiche des Dienstleistungssektors bertcksichtigt werden.

Durch MaRnahmen zur Verbesserung der Arbeitsmarktstruktur sollen die Funktionsfahigkeit des regio-
nalen Teilarbeitsmarktes im Kahlgrund gestarkt und der strukturpolitisch angestrebte Abbau des
Pendlerdefizits gegentiber dem hessischen Verdichtungsraum Rhein-Main unterstitzt werden.

Mittelbereich Obernburg a. Main/ Elsenfeld/Erlenbach a. Main

Durch Arbeits- und Berufsberatung, Aus- und Fortbildung sowie Umschulung soll im Mittelbereich
Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main die strukturpolitische Zielsetzung einer Erganzung
des Branchen- und Berufsfachers unterstitzt werden.

Bei den MaRnahmen zur Verbesserung der Arbeitsmarktstruktur sollen der bisher relativ schwach

entwickelte Dienstleistungsbereich sowie der Teilarbeitsmarkt fir Frauen besonders berlcksichtigt
werden.
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Die bestehenden engen Verflechtungen mit dem Mittelbereich Aschaffenburg sollen im Sinne einer
gegenseitigen Erganzung des jeweiligen Arbeitsplatzpotentials sowie unter Bericksichtigung der
vorhandenen Arbeitskraftereserven weiter ausgebaut werden.

Mittelbereich Miltenberg

Durch die MaRnahmen zur Verbesserung der Arbeitsmarktstruktur soll im Mittelbereich Miltenberg die
strukturpolitische Zielsetzung einer Verbreiterung des Arbeistplatzangebots zum Abbau des
innerregionalen Strukturgefalles unterstiitzt werden.

Durch Arbeits- und Berufsberatung, Aus- und Fortbildung sowie Umschulung sollen vor allem die
beruflichen Chancen von Frauen, Jugendlichen und alteren Arbeitnehmern verbessert und die
Eingliederung von freigesetzten an- und ungelernten Arbeitskraften in den Arbeitsprozefly im Rahmen
zumutbarer Pendelentfernungen erleichtert werden. Die Bemiihungen um eine Starkung des
Dienstleistungsbereichs, vor allem durch den weiteren Ausbau des Fremdenver kehrs und der Tages-
und Wochenenderholung, sollen dabei besonders berlicksichtigt werden.

Bildungs- und Erziehungswesen, kulturelle Angelegenheiten

Vorschulische Erziehung und Erziehung im auBerschulischen Bereich

Das Angebot an Kindergartenplatzen soll in unterversorgten Nahbereichen erweitert, in anderen
Nahbereichen bei Bedarf erweitert werden.

Die Sanierung bestehender Kindergartenplatze soll fortgefiihrt werden.
Allgemeinbildende Schulen
Mindestens in den Kleinzentren soll eine Grund- und Haupt*schule erhalten bleiben.

Bei zuklnftigen Anderungen der Volksschulorganisation soll, insbesondere im léandlichen Raum, auf
mdglichst kurze Schulwegzeiten besonderes Gewicht gelegt werden.

Eine Schule zur Erziehungshilfe soll im méglichen Oberzentrum Aschaffenburg eingerichtet werden.

Bei Bedarf soll eine weitere Aulenstelle der Schule fir Sprachbehinderte Aschaffenburg fir die
Jahrgangsstufen 1 und 2 im Mittelzentrum Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main errichtet
werden.

Die weiterfuhrenden allgemeinbildenden Schulen im Unterzentrum Amorbach sollen in ihrem Bestand
gesichert werden.

Berufliches Bildungswesen

Die Leistungskraft der Berufsschulen soll unter Beriicksichtigung der langfristig zu erwartenden
Schulerzahlen gestarkt werden.

Die Errichtung einer Altenpflegeschule in der Region soll angestrebt werden. Aul3erdem soll im
méglichen Oberzentrum Aschaffenburg die Errichtung einer Berufsoberschule der
Ausbildungsrichtung Technik und Gewerbe angestrebt werden.

Das berufspraktische Bildungszentrum der Handwerkskammer flr Unterfranken in Aschaffenburg soll
entsprechend dem Bedarf weiter ausgebaut werden. Soweit insbesondere unter Berlicksichtigung der
langfristig zu erwartenden Schiilerzahlen erforderlich, soll unter der Voraussetzung, daf} hierfiir nicht
in bestehenden Berufsbildungseinrichtungen des Handwerks freie Kapazitaten zur Verfiigung stehen,
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zur Erganzung der betrieblichen Ausbildung in Miltenberg eine ausreichende Anzahl von
Uberbetrieblichen Ausbildungsplatzen bereitgestellt werden.

Die Meisterschule fur das Steinmetzhandwerk in Aschaffenburg soll erhalten werden.
Fachhochschule

Im méglichen Oberzentrum Aschaffenburg soll eine Fachhochschule errichtet werden.’
Jugend

Jugendarbeit

Die Jugendarbeit soll erheblich intensiviert, das Angebot an entsprechenden Einrichtungen und
MafRnahmen der Bildung, Erholung und Freizeitgestaltung wesentlich erweitert werden.

In allen Teilen der Region, insbesondere im Mittelbereich Aschaffenburg, sollen weitere Jugendraume
und Jugendheime errichtet werden.

Jugendfreizeitstatten sollen bei Bedarf im maéglichen Oberzentrum Aschaffenburg und in den Mittel-
und Unter zentren errichtet werden.

Weitere Jugendtagungshauser bzw. eine Jugendbildungsstatte sollen errichtet werden.

Das Angebot an uberdrtlichen Einrichtungen der Jugenderholung soll insbesondere in den
Naturparken Spessart und Bayer. Odenwald wesentlich erweitert werden.

In den Nahbereichen Amorbach und Schoéllkrippen soll auf die Errichtung je einer Jugender-
holungsstatte hingewirkt werden.

Insbesondere in den Naturparken Spessart und Bayer. Odenwald sollen weitere Jugendzeltplatze
errichtet werden.

Die Errichtung weiterer Jugendiibernachtungsstatten soll angestrebt werden; sie sollen in zentralen
Orten der Region errichtet werden.

Die Leistungskraft der Jugendherbergen soll verbessert werden.

Vorrangig in den Mittelzentren und im moglichen Oberzentrum Aschaffenburg sollen Jugend-
beratungsdienste eingerichtet werden.

Erziehungshilfe

Im Mittelzentrum Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenhach a. Main und im Unterzentrum Alzenau i.
UFr. soll auf die Errichtung von Erziehungsberatungsstellen hingewirkt werden.

Die Arbeit der offenen Erziehungshilfe soll sich verstérkt der Probleme auslédndischer Jugendlicher
annehmen.

Der Bestand an Heimplatzen der Erziehungshilfe soll zumindest gesichert werden.
Erwachsenenbildung

Die Leistungskraft der Einrichtungen der Erwachsenenbildung soll gestarkt werden.
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Die Weiterbildungsversorgung im Siden der Region soll verbessert werden.

Im moglichen Oberzentrum Aschaffenburg soll fir die Bevdlkerung des Mittelbereiches ein alle
Themenbereiche umfassendes Angebot realisiert werden.

Das Angebot an Veranstaltungen der Erwachsenenbildung in den Mittelzentren Miltenberg und
Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main sowie im Versorgungsbereich Alzenau i. UFr. soll so
ausgebaut bzw. das Kursangebot soweit gesichert werden, dal3 auf Dauer ein breitgefachertes, alle
Stoffgebiete umfassendes Programm gewahrleistet werden kann.

In den Ubrigen zentralen Orten, insbesondere im Iandlichen Raum, soll auf weitere Verbesserungen
des Angebots an Veranstaltungen der Erwachsenenbildung hingewirkt werden.

Die Errichtung einer Bildungsstatte mit Ubernachtungsmdglichkeiten soll angestrebt werden.
Kunst- und Kulturpflege

Das kulturelle Angebot der Region soll insgesamt erweitert werden. Auf eine gleichwertige
Versorgung der Mittelbereiche Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main und Miltenberg
gegenuber dem Mittelbereich Aschaffenburg soll geachtet werden. Wesentliche Versorgungsaufgaben
bei der Durchfihrung kultureller Veranstaltungen sollen in den zentralen Orten gemal ihrer
zentralortlichen Einstufung erflllt werden.

Im mdoglichen Oberzentrum Aschaffenburg soll durch das geplante Kultur- und Blrgerzentrum das
Platzangebot fir Theaterauffiihrungen und Konzerte erweitert werden.

Eine Einrichtung fir Studioauffihrungen soll im mdglichen Oberzentrum Aschaffenburg geschaffen
werden.

In den Ubrigen Teilrdumen der Region soll auf eine langfristig gesicherte, gleichwertige Versorgung
mit Theatereinrichtungen hingewirkt werden.

Es soll darauf hingewirkt werden, dall das Angebot an lberértlich bedeutsamen Musikveranstaltungen
gesichert und die Voraussetzungen fir weitere Uberortlich bedeutsame, insbesondere die Jugend
interessierende Musikveranstaltungen geschaffen werden.

Beim Aufbau weiterer Sing- und Musikschulen sollen die Mittelzentren Obernburg a.
Main/Elsenfeld/Erlenhach a. Main und Miltenberg sowie das Unterzentrum Alzenau i. UFr. als
Standorte bevorzugt werden.

Schwerpunktmuseen von Uberregionaler Bedeutung sind das Museum der Stadt Aschaffenburg im
Schlof3 Johannisburg und die dort befindliche Staatsgalerie mit staatlicher graphischer Sammlung.
Das Pompejanum soll im Innern wiederhergestellt und mit einer staatlichen antiken Sammlung
ausgestattet werden. Im Schlo® Johannisburg der Stadt Aschaffenburg soll eine Galerie fir
gegenwartige Kunst errichtet werden.

Auf eine bessere Ausstattung der vorhandenen Heimatmuseen soll hingewirkt werden. Die Errichtung
weiterer Heimat- und Spezialmuseen, insbesondere eines Schiffahrtsmuseums in Wérth a. Main und
eines Weinbaumuseums in Klingenberg a. Main, soll angestrebt werden.

Auf die Erhaltung und Wiederbelebung des Brauchtums der Region soll hingewirkt werden.

Folgende Bodendenkmaler sollen geschitzt und, soweit erforderlich, gepflegt werden: Die Grab-
hagelfelder in der Mainebene, die Befestigungen auf den Hohen von Spessart und Odenwald und die
Befestigungsanlagen aus romischer Zeit. Die Glashutte im Birklesgrund soll in ihrem freigelegten
Bestand gesichert und der Offentlichkeit zugénglich gemacht werden.

Die in der Denkmalliste eingetragenen Baudenkmaler einschlief3lich kennzeichnender Ortsbilder der
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Region sollen entsprechend LEP B VII 7.4 geschitzt werden.

Die historischen Garten, insbesondere in Aschaffenburg, Amorbach und Kleinheubach, sollen in ihrem
Charakter bewahrt werden.

Bibliotheken

Die Literaturversorgung der Bevolkerung soll den standig steigenden Anforderungen auf allen
Gebieten der allgemeinen Bildung, der beruflichen Aus-, Fort- und Weiterbildung, der Information und
der Unterhaltung entsprechen.

Dabei soll der Bichereiausbau in den in Ziel 8.1, Abs. 1 und 2, genannten zentralen Orten und
sonstigen Gemeinden vorrangig angestrebt werden. Die Blchereiversorgung soll moglicht durch
standortgebundene Biichereien gewahrleistet werden. Der weitere Ausbau des gehobenen und
spezialisierten Medienangebots soll angestrebt werden.

Im Mittelzentrum Miltenberg soll die Errichtung einer neuen Bucherei angestrebt werden.

Erhebliche Erweiterungen des vorhandenen Medienbestandes sollen in folgenden zentralen Orten
und sonstigen Gemeinden angestrebt werden: Alzenau i. UFr., Amorbach, Bessenbach/Haibach,
Burgstadt, DorfprozeltenlStadtprozelten, Eichenbhl, Glattbachldohannesberg,
GroRwallstadt/Kleinwallstadt, HeimbuchenthallMespelbrunn, Karlstein a. Main, Kleinostheim, Laufach,
Leidersbach, Mémbris, Mémlingen, Niedernberg/Sulzbach a. Main, Schoéllkrippen, Stockstadt a. Main.

Eine Ausweitung des Medienbestandes soll in folgenden zentralen Orten und sonstigen Gemeinden
angestrebt werden: EschaulMoénchberg, Goldbach/ Hoésbach, GroRheubachlKleinheubach,
GroRostheim, Heigenbriicken, Kahl a. Main, Klingenberg a. Main/ Wérth a. Main, Mainaschaff, Sailauf,
Waldaschaff.

Vor allem im landlichen Raum soll der Einsatz von Fahrblichereien erwogen werden, wenn eine
wirksame Literaturversorgung durch Blichereien nicht moglich ist.

Die Deckung des gehobenen Bedarfs soll durch entsprechenden Ausbau der Btichereien in den
Mittelzentren Miltenberg und Obernburg a. Main/Elsenfeld/ Erlenbach a. Main sowie im Unterzentrum
Alzenau i. UFr. und durch die Bibliothek im Unterzentrum Goldbach/Hésbach vorgenommen werden.
Im mdglichen Oberzentrum Aschaffenburg soll die Versorgung des Mittelbereichs Aschaffenburg
durch Erweiterung des Medienbestandes gesichert werden.

Die Versorgung mit Literatur des spezialisierten hdheren Bedarfs soll durch die Hofbibliothek
Aschaffenburg und durch die Landeskundliche Bibliothek flir Spessart und Untermain des Stadt- und
Stiftsarchivs Aschaffenburg gewahrleistet werden. Die Versorgung mit spezieller Literatur durch die
Universitatsbibliothek Wurzburg in dem bereits bestehenden Verbund mit der Hofbibliothek
Aschaffenburg soll weiter gepflegt und noch starker ausgebaut werden.

Sport

Ausbau und Verbesserung der bestehenden Einrichtungen sollen beim Sportstattenbau Vorrang
haben.

Daneben soll das Netz der vorhandenen Sporteinrichtungen erganzt werden.

Freisportanlagen sollen insbesondere in folgenden Nahbereichen errichtet bzw. ausgebaut werden:
Amorbach, Dorfprozelten/Stadtprozelten, Eichenbihl, Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a.
Main, EschaulMénchberg, GlattbachlJohan’nesberg, Goldbach/Hoésbach, GroRheubachiKleinheubach,
Heimbuchenthal/Mespelbrunn, Kahl a. Main, Klingenberg a. Main/Wérth a. Main, Laufach, Mombris,
Niedernberg/Sulzbach a. Main, Schéllkrippen.

Sporthallen sollen mindestens in folgenden zentralen Orten errichtet werden: Amorbach, Eichenbdihl,
GroBheubachlKleinheubach, GroRwallstadt/Klein- Wallstadt, Kahl a. Main, Laufach, Miltenberg.
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Darlber hinaus sollen in den Nahbereichen Eichenbihl und Schoéllkrippen weitere Sporthallen
errichtet werden.

Im mdglichen Oberzentrum Aschaffenburg soll das Angebot an oberzentralen Einrichtungen des
Sports erweitert werden. Insbesondere soll die Errichtung eines Leistungszentrums fiir Leichtathletik
und eines Leistungszentrums flir Schwerathletik angestrebt werden.

Freizeit und Erholung

Allgemeines

Der Erholungswert der Region mit seiner landschaftlichen und kulturellen Attraktivitat soll erhalten und
durch den weiteren Ausbau des Angebots an Erholungseinrichtungen gesichert und verbessert
werden.

Die groRen, zusammenhangenden Waldgebiete der Region sollen in ihrer Erholungsfunktion gesichert
werden.

Die Spessart- und Odenwaldtaler sollen als landschaftspragende
Elemente offengehalten werden.

Bei der kunftigen Entwicklung des Maintals und seiner gréReren Nebentaler vor allem im
Verdichtungsraum soll deren Erholungseignung besonders beachtet werden.

Die Attraktivitat der zahlreichen, typischen, bauhistorisch oft wertvollen Ortsbilder und anderer
Sehenswiirdigkeiten soll fur die Erholungsnutzung erhalten und weiter verbessert werden.

Innerhalb der bebauten Ortslagen entlang des Mains und seiner gréferen Nebenflisse sollen die
Uferbereiche verstarkt fir die Erholungsnutzung zuganglich gemacht werden.

Erholungseinrichtungen

In allen Gemeinden der Region sollen ein angemessenes Angebot an Erholungseinrichtungen und
ausreichende Erholungsflachen zur Verfligung stehen. Dabei sollen die Bedirfnisse des
Verdichtungsraums Aschaffenburg und die Inanspruchnahme durch die Bevolkerung des Rhein-Main-
Gebiets besonders berlicksichtigt werden.

Far die zentralen Orte soll eine Uber die nach dem Landesentwicklungsprogramm erforderlichen
Mindestanforderungen hinausgehende Ausstattung mit Erholungseinrichtungen angestrebt werden.

Das Netz der Wanderwege soll im Maintal und im Kahlgrund erweitert, im Odenwald vervollstandigt
und im Spessart geordnet werden.

Im Maintal soll die Einrichtung eines durchgehenden Radwegs mit Anschliissen an die gréReren
Mainnebentéler fortgesetzt werden, der auch gefahrlos von den Ortskernen der jeweils berihrten
Stadte und Gemeinden erreichbar sein soll.

Von geeigneten Einrichtungen ausgehend soll ein Reitwegenetz aufgebaut werden, das méglichst
getrennt vor allem von Wanderwegen gefiihrt werden soll.

Im Spessart und Odenwald sollen Maéglichkeiten fir den Skilanglauf vorgehalten werden.
Auf eine Verbesserung der Erholungsmdglichkeiten entlang des Mains und seiner groReren
Nebenflisse soll hingewirkt werden. Bei der angestrebten Erweiterung der Wassersportmaoglichkeiten

auf dem Main sollen die Belange des Larmschutzes berlcksichtigt werden.

An den Baggerseen im Maintal sollen Méglichkeiten zum Baden und fiir andere Wassersportarten
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weiter ausgebaut und untereinander geordnet werden.

Im Spessart und im Odenwald soll auf die Schaffung von Wasserflachen zur Steigerung des
Erholungswertes der Landschaft hingewirkt werden.

Die Erholungseignung der Naturparke soll unter Berticksichtigung der Einrichtungsplane gesichert und
weiter verbessert werden.

Die Eignung der Waldungen und Wasserflichen in der ndheren Umgebung des mdglichen

Oberzentrums Aschaffenburg soll fir die Erholung weiter verbessert werden. Insbesondere sollen
vermehrt Einrichtungen zum Wandern, Radfahren und Reiten angelegt werden.

Sozial- und Gesundheitswesen

Sozialpflegerische Dienste, Sozialberatung

Die Region soll flachendeckend von sozialen Diensten versorgt werden. Die bereits erreichte Grund-
versorgung soll gesichert und nach Moglichkeit weiter verbessert werden.

Auf einen Ausbau der Ehe- und Familienberatungsstelle im maéglichen Oberzentrum Aschaffenburg
und auf die Einrichtung entsprechender Beratungsangebote in den Mittelzentren sowie im
Unterzentrum Alzenau i. UFr. soll hingewirkt werden.

Die Beratungsmoglichkeiten fur Schwangere im moglichen Oberzentrum Aschaffenburg und im Mittel-
zentrum Miltenberg sollen gesichert werden. Es soll darauf hingewirkt werden, daf} ein ent-
sprechendes Beratungsangebot nach Mdoglichkeit auch im Mittelzentrum Obernburg a.
Main/Elsenfeld/Erlenhach a. Main eingerichtet wird.

Die Beratungs- und Betreuungsmaglichkeiten flr auslandische Arbeitnehmer und deren Familien im
moglichen Oberzentrum Aschaffenburg und im Mittelzentrum Miltenberg sollen gesichert werden. Auf
die Einrichtung eines entsprechenden Angebots im Mittelzentrum Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlen-
bach a. Main soll hingewirkt werden.

Altenhilfe

Das Angebot an Einrichtungen der offenen und stationaren Altenhilfe soll erhalten und den
Bedurfnissen alter Menschen entsprechend weiter ausgebaut werden.

Offene Altenhilfe
Auf die Einrichtung weiterer Mahlzeiten- und Haushaltshilfsdienste soll hingewirkt werden.

Es soll angestrebt werden, dal} in allen Gemeinden bzw. Ortsteilen mit ausreichender Einwohnerzahl
Altenclubs vorhanden sind.

Auf den Bau weiterer altengerechter Wohnungen soll hingewirkt werden, vor allem im mdglichen
Oberzentrum Aschaffenburg.

Auf die Einrichtung eines Altenbetreuungszentrums im mdglichen Oberzentrum Aschaffenburg soll
hingewirkt werden.

Stationare Altenhilfe

Im Bereich der stationaren Altenhilfe soll vordringlich das Defizit an Pflegeplatzen, insbesondere in
den Landkreisen Aschaffenburg und Miltenberg, abgebaut werden. Wohnplatze in Heimen der
Altenhilfe sollen vor allem im Landkreis Aschaffenburg geschaffen werden.

Rehabilitation
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Die Frahfordereinrichtungen sollen gesichert werden. Auf die Einrichtung allgemeiner
Frihforderstellen im Mittelzentrum Miltenberg und im Unterzentrum Alzenau i. UFr. soll hingewirkt
werden.

Die berufsvorbereitenden Lehrgange fiir behinderte Jugendliche sollen gesichert werden. Fir die
Berufsausbildung lernbehinderter Jugendlicher sollen Sonderklassen an den Berufsschulen im
moglichen Oberzentrum Aschaffenburg und in den Mittelzentren nach Bedarf eingerichtet werden.

Die Werkstatten flr Behinderte sollen weiter ausgebaut werden.” Als Standorte fir weitere
Werkstatten kommen vorrangig das Mittelzentrum Obernburg a. MainlElsenfeldlErlenbach a. Main
und das Unterzentrum Alzenau i. UFr. in Betracht.

Auf die Einrichtung von Wohnheimen flir Behinderte sowie behindertengerechter Wohnungen soll vor
allem im moglichen Oberzentrum Aschaffenburg, in den Mittelzentreq und an den Standorten der
Werkstatten fir Behinderte hingewirkt werden.

Stationare und ambulante arztliche Versorgung

Krankenhauser

Zur Gewahrleistung einer angemessenen Krankenhausversorgung in der Region sollen im mdglichen
Oberzentrum Aschaffenburg vordringlich die Stadtischen Krankenanstalten durch ein neues
Krankenhaus der Versorgungsstufe |l ersetzt werden. Die anderen Krankenhauser sollen
bedarfsgerecht gesichert werden.

In den Krankenhadusern sollen Belegbetten fiir niedergelassene Gebietsarzte bereitgestellt werden,
sofern ein Bedarf besteht und dies der Aufgabenstellung des Krankenhauses entspricht.

Ambulante arztliche Versorgung

Es soll darauf hingewirkt werden, dal in allen Teilen der Region die érztliche Versorgungsdichte
verbessert und eine gleichmalige ambulante arztliche Versorgung der Bevolkerung durch
niedergelassene Allgemein-,Gebiets- und Zahnarzte sichergestellt wird.

Auf die Niederlassung weiterer Allgemeinarzte soll hingewirkt werden.

Auf die Niederlassung weiterer Gebietsarzte, insbesondere in Mittel- und Unterzentren, soll mit beson-
derem Nachdruck hingewirkt werden.

Auf die Niederlassung weiterer Zahnarzte und Kieferorthopéaden soll mit besonderem Nachdruck
hingewirkt werden.

Dialyseversorgung

Die Versorgung chronisch nierenkranker Patienten soll innerhalb der Region sichergestellt werden. Im
Krankenhaus der Versorgungsstufe [l im moglichen Oberzentrum Aschaffenburg soll eine
Dialysestation eingerichtet werden.

Versorgung psychisch Kranker, psychisch Behinderter sowie Suchtkranker

Die Dienste und Einrichtungen fiir psychisch Kranke, psychisch Behinderte sowie fir Suchtgefahrdete
und -kranke sollen erhalten, soweit nétig verbessert und durch neue Dienste und Einrichtungen zu
einem abgestimmten Versorgungsangebot vervollstandigt werden.

Der Sozialpsychiatrische Dienst im mdglichen Oberzentrum Aschaffenburg soll gesichert werden. Im
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Mittelzentrum Miltenberg soll ein entsprechendes Angebot eingerichtet werden.

Das Beratungsangebot fir Suchtgefahrdete und -kranke im méglichen Oberzentrum Aschaffenburg
und im Mittelzentrum Miltenberg soll ausgebaut werden.

Im Mittelzentrum Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main und im Unterzentrum Alzenau i. UFr.
sollen entsprechende Beratungsmaoglichkeiten angeboten werden.

Im moglichen Oberzentrum Aschaffenburg soll ein psychiatrisches Krankenhaus errichtet werden.

Fir die stationdre Entw6hnung Suchtkranker soll in der Region eine fachlich qualifizierte Einrichtung
vorhanden sein.

Die Bildung therapeutischer Wohngemeinschaften als spezifische Wohnform fiir psychisch Kranke
und psychisch Behinderte sowie flir Suchtkranke soll vor allem im Verdichtungsraum Aschaffenburg
angestrebt werden.

Auf die Bildung weiterer Laienhelfergruppen fiir psychisch Kranke und psychisch Behinderte und
Selbsthilfegruppen fir Suchtkranke soll hingewirkt werden.

Aufnahme und Eingliederung der Aussiedler und Zuwanderer

Das Ubergangswohnheim fiir Aussiedler und Zuwanderer im méglichen Oberzentrum Aschaffenburg
soll erhalten werden.

Eine ausreichende Zahl von Wohneinheiten flr die endglltige Eingliederung der Aussiedler und
Zuwanderer soll vor allem im Verdichtungsraum Aschaffenburg bereitgestellt werden.

Resozialisierung NichtseBhafter und Strafentlassener

Die Beratungs- und Betreuungsmdglichkeiten fiir NichtseBhafte und Strafentlassene im méglichen
Oberzentrum Aschaffenburg sollen erhalten werden. Bei Bedarf soll auch in den Mittelzentren ein
entsprechendes Angebot eingerichtet werden.

Das Eingliederungsheim fiir NichtseBhafte und Strafentlassene im méglichen Oberzentrum Aschaffen-
burg soll erhalten werden.

Verkehr

Offentlicher Personennahverkehr

Die Verkehrsbedienung durch den o6ffentlichen Personennahverkehr soll in allen Teilen der Region,
vor allem im Verlauf der Entwicklungsachsen, durch Verbesserungen der ErschlieBung und des Be-
dienungsstandards sowie durch eine verstarkte Zusammenarbeit der Nahverkehrstrager gesichert und
weiter ausgebaut werden.

Im Einzugsbereich des moglichen Oberzentrums Aschaffenburg, der Mittelzentren Miltenberg und
Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main sowie des Unterzentrums Alzenau i.UFr. soll vor
allem der Bedienungsstandard im 6ffentlichen Personennahverkehr weiter verbessert werden.

Im maoglichen Oberzentrum Aschaffenburg soll die Verknlipfung der stadtischen Buslinien mit den
regionalen Buslinien und mit den Schienenpersonennahverkehrslinien der Deutschen Bundesbahn
verbessert werden.

Die Verbindungen zwischen den peripheren Gebieten der Region und dem mdglichen Oberzentrum
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Aschaffenburg sollen gesichert und weiter verbessert werden.
StraBenbau

Das Stralennetz soll so ausgebaut werden, dal® es dem regionalen und Uberregionalen Verkehr
gerecht wird, einer weiteren Verbesserung der innerregionalen ErschlieBung dient und zur
Beseitigung von Engstellen sowie Unfallschwerpunkten beitragt. Insbesondere die Belange des
Naturschutzes und der Landschaftspflege, der Land- und Forstwirtschaft, des Siedlungswesens sowie
des Immissionsschutzes sollen bei allen Strallenbaumalnahmen berucksichtigt werden.

Zur Starkung der Uberregionalen Entwicklungsachsen, zur verbesserten Anbindung der Region an die
Uberregionalen Verkehrswege und zur weiteren Entlastung vor allem der Ortsdurchfahrten vom
Fernund Durchgangsverkehr soll eine Verbesserung der Verkehrsverbindungen insbesondere im
Zuge der BundesfernstraRen A 3, B 8, B 26, B 47, B 469 und der StaatsstraRe 2309 angestrebt
werden.

Eine weitere Verbesserung der Verkehrssituation im Verlauf der regionalen Entwicklungsachsen und
eine verbesserte Anbindung zentraler Orte an das Bundesfernstraltennetz soll vor allem durch den
Ausbau der StaatsstralRen 2305, 2307, 2308, 2311, 2315, 2317, 2441 und 2805 angestrebt werden.

Der Verkehr im Einzugsbereich des mdglichen Oberzentrums Aschaffenburg soll durch eine
Verbesserung der Verkehrsverbindungen vor allem im Zuge der Bundesstra’en 8, 26 und 469 sowie
der Staatsstraflen 2309 und 3115 weiter entflochten, geordnet und beschleunigt werden.

Zur weiteren Ordnung des Verkehrs im Einzugsbereich des Mittelzentrums Obernburg a.
Main/Elsenfeld/ Erlenbach a. Main sollen Verbesserungen vor allem im Zuge der Bundesstralle 469
sowie der Staatsstrallen 2308 und 2309 angestrebt werden.

Zur weiteren Ordnung des Verkehrs im Einzugsbereich des Mittelzentrums Miltenberg sollen
Verbesserungen vor allem im Zuge der Bundesstralte 469 sowie der StaatsstraRen 2309 und 2310
angestrebt werden.

In folgenden Raumen soll der Bau neuer Mainbriikken angestrebt werden:

- im Raum Seligenstadt/GroRwelzheim,

- im Raum Niedernberg/Sulzbach a. Main bzw. alternativim Raum GroRwallstadt/Kleinwallstadt,
- im Raum Erlenbach a. Main/Wérth a. Main und

- im Raum Miltenberg.

Schienenverkehr
Die Anbindung der Region an die Bundesbahnstrecke Frankfurt a. Main - Wurzburg soll verbessert
und der Verkehr auf dieser Strecke erleichtert und beschleunigt werden.

Der Schienenpersonen- und -glterverkehr soll insbesondere
-im Verlauf der Uberregionalen Entwicklungsachse zwischen Aschaffenburg, Erlenbach a. Main,
Miltenberg, Amorbach und der Landesgrenze Baden- Wirttemberg und

- im Verlauf der regionalen Entwicklungsachsen zwischen Miltenberg und Wertheim sowie zwischen
Kahl a. Main und Schollkrippen

im bisherigen Umfang aufrechterhalten und nach Moglichkeit verbessert werden.

Im Schienenguterverkehr soll die Einbeziehung der Region in den kombinierten Stral’en-Schienen-

Verkehr angestrebt werden, vor allem durch entsprechende Einrichtungen im Verdichtungsraum

Aschaffenburg.

Ziviler Luftverkehr
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Ein Ausbau des Verkehrslandeplatzes Aschaffenburg zu einem Verkehrslandeplatz fur die Allgemeine
Luftfahrt soll angestrebt werden.

Ein Ausbau des Verkehrslandeplatzes Mainbullau zu einem Luftsportschwerpunkt fir den Motor- und
Segelflugsport soll angestrebt werden.

Binnenschiffahrt

Die Bundeswasserstrale Main soll in ihrer Leistungsfahigkeit verbessert und den Anforderungen der
modernen Binnenschiffahrt angepal3t werden.

Der weitere Ausbau des Staatshafens Aschaffenburg einschlieflich der in Stockstadt a. Main
liegenden Hafenanlagen und eine Verbesserung seiner Anbindung an die Ubrigen Verkehrsmittel
sollen angestrebt werden.

In Wérth a. Main sollen die Liegestelle erneuert und ausgebaut und ein Standort fir eine neue
Umschlagstelle offengehalten werden.

In Miltenberg soll ein Standort fur eine neue Umschlagstelle offengehalten werden.
In Dorfprozelten soll die Liegestelle dem Bedarf der Schiffahrt angepal3t werden.

Fir die Fahrgastschiffahrt sollen die Anlegestellen gesichert und nach Moglichkeit weitere angelegt
werden.

Energieversorgung

In allen Teilraumen der Region soll die Versorgung mit sicherer, preiswerter und vielfaltiger Energie
gewahrleistet werden.

Elektrizitatsversorgung
Fir den bayerisch/hessischen Grenzraum soll darauf hingewirkt werden,

- durch bestehende Warmekraftwerke verursachte Umweltbelastungen zu verringern,

- im Falle unumganglicher Erweiterungen fossilbefeuerter Kraftwerke eine Erhdhung von Umwelt-
belastungen zu vermeiden und .

- keine neuen Standorte fiir weitere grol3e Wérmekraftwerke auszuweisen.

Fir die folgenden Hochst- und Hochspannungsleitungen und Umspannwerke sollen Trassen und
Standorte freigehalten werden; hierbei soll auf eine mdéglichst landschaftsgerechte Standortfindung
und Trassenfuhrung sowie auf eine Zusammenfassung von Trassen hingewirkt werden, soweit nicht
gewichtige technische, energiewirtschaftliche oder wirtschaftliche Griinde entgegenstehen:

- 380 kV-Leitung Grol3krotzenburg-Dipperz (Hessen) im Gebiet der Stadt Alzenau i. UFr.,

- 110/20 kV-Umspannwerk in Haibach/Bessenbach mit einer 110 kV-AnschluRdoppelleitung,

- 110/20 kV-Umspannwerk bei Kleinostheim,

- 110/20 kV-Umspannwerk in Groftostheim mit einer 110 kV-AnschluRdoppelleitung,

- 110/20 kV-Umspannwerk in Worth a. Main mit einer 110 kV-Doppelleitung tUber den Main,

- 110/20 kV-Umspannwerk in Faulbach mit einer 110 kV-AnschluRdoppelleitung,

- 110/20 kV-Umspannwerk stdwestlich des Parkes Schonbusch in Aschaffenburg mit Einbindung
in eine 110 kV-Leitung,

- Errichtung eines 380 kV-Umspannwerkes im Bereich des 220 kV-Umspannwerkes
Aschaffenburg.

Gasversorgung
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Fir die zweite Uberregionale Erdgasleitung Rimpar- Gernsheim soll eine Trasse parallel zu den
vorhandenen Uberregionalen Transitleitungen offengehalten werden.

Das regionale Erdgasverteilernetz soll dem Bedarf und den Mdglichkeiten entsprechend weiter
ausgebaut werden; hierbei soll insbesondere die Verwirklichung folgender Mallinahmen ermdglicht
werden:

- Weitere ErschlieBung zwischen Alzenau i. UFr., Mémbris und Schéllkrippen,
- Anbindung des Raumes Stadtprozelten.

Fir weitere anschlufRwillige Gemeinden, vor allem fiir zentrale Orte, soll auf eine Anbindung an
bestehende Leitungen hingewirkt werden.

Wasserwirtschaft

Ubergebietlicher Wasserhaushalt

Wasserbedingte Hemmnisse in der Region sollen durch einen groRraumigen Ausgleich mit anderen
bayerischen Regionen unter Berticksichtigung der Entwicklungsmoglichkeiten der wasserabgebenden
Raume abgebaut werden.

Der NiedrigabfluR des Maines soll durch die Uberleitung von Altmihl- und Donauwasser in das
Regnitz- Main-Gebiet erhéht werden.

Zur Sicherung der kiinftigen Trinkwasserversorgung soll die Region in den Versorgungsverbund
Nordbayern einbezogen werden.

Wasserversorgung

Es soll sichergestellt werden, daR die Bevolkerung mit einwandfreiem Wasser und zukunftssicher aus
zentralen Anlagen versorgt wird. Hierzu soll durch geeignete Malknahmen auf eine bestmdgliche
Nutzung der Wasservorrate der Region und auf eine Erhéhung der Versorgungssicherheit hingewirkt
werden.

Zwischen den bereits bestehenden Versorgungsunternehmen der Stadt Aschaffenburg, der Spessart-
Gruppe, der Aschafftal-Gruppe und den restlichen Gemeinden im Umland Aschaffenburgs mit
eigenen Versorgungsunternehmen soll ein technischer Ausgleich (Verbund) angestrebt werden.

Die mit hygienisch einwandfreiem Trinkwasser unzulénglich versorgten Gebiete im Landkreis
Miltenberg sollen durch ErschlieRBung groRerer Grundwasservorkommen im Maintalbereich
groRraumig saniert werden. Es soll angestrebt werden, den Landkreis im wesentlichen durch zwei
groRRraumige Verbundsysteme zu versorgen.

Zwischen den Wasserversorgungsnetzen der Stadt und des Landkreises Aschaffenburg und des
Landkreises Miltenberg soll moglichst frihzeitig ein technischer Ausgleich (Verbund) angestrebt
werden. Im Bedarfsfall soll ein Zusatzwasserbezug aus der Region Wurzburg nicht ausgeschlossen
werden.

Die ungenutzten Grundwasservorkommen bei Alzenau i.UFr., Breitenbrunn und Ringheim werden als
wasserwirtschaftliche Vorranggebiete ausgewiesen. lhre Abgrenzung bestimmt sich nach der Karte
Siedlung und Versorgung”. In den wasserwirtschaftlichen Vorrahggebieten soll der Nutzung von
Grundwasservorkommen  fur die  Trinkwasse Versorgung gegenuber  konkurrierenden
Nutzungsanspriichen Vorrang eingeraumt werden.

Kleine, jedoch technisch und hygienisch einwandfreie sowie wirtschaftliche ortliche Wasserver-
sorgungsanlagen sollen grundsatzlich beibehalten werden. In Einzelfallen kénnen sie jedoch aus
Grinden der Versorgungssicherheit in gréflere Versorgungseinheiten einbezogen oder an diese
angegliedert werden.
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Soweit Trinkwassergewinnurigen durch konkurrierende Nutzungen beeintrachtigt oder gefahrdet
werden, soll fir geeignete Schutz- und Abhilfemalinahmen gesorgt werden.

Es soll auch =zukunftig darauf hingewirkt werden, dafl Industrie und Gewerbe ihren
Betriebswasserbedarf - soweit keine Trinkwasserqualitat gefordert ist - weitgehend aus oberirdischen
Gewassern decken. Das Wasser soll durch innerbetriebliche Kreislaufe moglichst mehrfach
verwendet werden.

Gewasserschutz

Zur Verringerung der Belastungen der Gewasser, insbesondere des Maines, sollen die kommunalen
Abwasseranlagen ausgebaut und der technischen Entwicklung angepal3t werden.

Auf eine verbesserte Reinigung der Industrieabwasser soll insbesondere am Main hingewirkt werden.
Einer Neuansiedlung abwasserintensiver Betriebe soll insbesondere an den Nebengewassern des
Maines entgegengewirkt werden.

Es soll darauf hingewirkt werden, dal3 in den beiden Zellstoffwerken weitere MalRnahmen zur
Minderung der Abwassermengen und der Schadstoffbelastung durchgefiihrt werden.

Es soll darauf hingewirkt werden, dafl die Warmebelastung des Maines durch moderne,
gewasserschonende Kihlverfahren verringert wird.

Neben der bestmdglichen Abwasserreinigung und der Niedrigwasseraufhohung sollen wegen der
zeitweise kritischen Belastungsverhaltnisse des bayerischen Untermains zusatzliche Mallhahmen wie
Sauerstoffeintrag im Rahmen der gegebenen Mdglichkeiten zur Verbesserung der Guteverhaltnisse
vorgesehen werden.

Regelung des Bodenwasserhaushalts

In den Intensiv- und Sonderkulturanbaugebieten des Maintals sollen wassersparende Bewasserungs-
methoden angestrebt werden. Fihren diese Malkhahmen zu Stérungen des Wasserhaushalts, so
sollen die wasserwirtschaftlichen Nachteile ausgeglichen werden.

AbfluBregelung

Die hochwassergefahrdeten Siedlungsgebiete am Main und seinen Nebengewassern sollen durch
Rickhaltebecken, Gewéasserausbauten, Deichbauten und Geldndeauffullungen vor Uberschwem-

mungen geschutzt werden.

HochwasserabfluRflachen sollen insbesondere in den im Maintal sowie in den engen Talrdumen des
Spessarts und des Odenwalds gelegenen Siedlungsgebieten freigehalten werden.

Es soll darauf hingewirkt werden, dal® abfluBregeinde und die Gewassergite malRgebend

verandernde Malnahmen an grenzlberschreitenden FlieRgewassern so aufeinander abgestimmt
werden, daf fir die Unter- und Oberlieger keine wasserwirtschaftlichen Nachteile entstehen.

Technischer Umweltschutz

Abfallbeseitigung

Zur geordneten Beseitigung des Hausmiills und hausmillahnlicher Abfalle soll auf langere Sicht der
Betrieb einer zentralen maschinellen Anlage angestrebt werden. Bis zur Inbetriebnahme dieser
Anlage sollen Ubergangsdeponien betrieben werden.

Die geordnete Beseitigung von Sondermill soll sichergestellt werden.

In samtlichen Gemeinden des Landkreises Aschaffenburg sollen Kleinsammelstellen fir die von
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Kleinverbrauchern anfallenden Altéle eingerichtet werden.
Autowrackplatze sollen betrieben werden

- in der Stadt Aschaffenburg,
- im Landkreis Aschaffenburg in der Gemeinde Karlstein a. Main,
- im Landkreis Miltenberg in der Gemeinde Sulzbach a. Main und in der Stadt Miltenberg.

Sammelstellen fur Altreifen sollen auf den Mulldeponien der Landkreise Aschaffenburg und Miltenberg
betrieben werden.

Die in der Region anfallenden tierischen Abfalle sollen in bestehenden
Tierkorperbeseitigungsanstalten beseitigt oder verwertet werden.

Luftreinhaltung

Bei der Errichtung und Erweiterung emittierender Anlagen sollen, insbesondere im Verdichtungsraum
Aschaffenburg, die Iufthygienische Vorbelastung und die unglnstige meteorologische und
orographische Situation im Maintal berticksichtigt werden. Es soll darauf hingewirkt werden, daf® zur
Verbesserung der lufthygienischen Situation SanierungsmafRnahmen an schadstoffemittierenden
Anlagen vorgenommen werden.

Im Grenzbereich der Lander Bayern und Hessen am Untermain sollen zur Verbesserung der
lufthygienischen Situation umweltrelevante Planungen landertbergreifend abgestimmt werden.

In den lufthygienisch besonders schutzwirdigen Gebieten Naturpark Spessart und Naturpark Bayer.
Odenwald sollen Luftverunreinigungen weitgehend vermieden werden.

Stichproben- und Sondermessungen sollen weiterhin schwerpunktmaRig im Raum Obernburg a.
Main/Elsenfeld/ Erlenbach a. Main durchgefiihrt werden.

Falls langerfristig das lufthygienische Landesuberwachungssystem Bayern ausgebaut werden sollte,
soll méglichst eine ortsfeste MefRstation im Raum Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main
errichtet werden.

Bei der Bauleitplanung im Raum Aschaffenburg soll darauf geachtet werden, da® das Berg-Tal-
Windsystem im Aschafftal nicht durch Bebauung gestort wird.

In der gesamten Region, insbesondere im Verdichtungsraum Aschaffenburg, sollen nach Mdglichkeit
schadstoffarme und schadstofffreie Energietrager eingesetzt werden.

Im moglichen Oberzentrum Aschaffenburg sollen geeignete Maflnahmen zur Verminderung der
verkehrsbedingten Schadstoffimmissionen durchgefiihrt werden.

Larmschutz

Die Larmbelastung soll insbesondere in den Uberregionalen Entwicklungsachsen zwischen Kahl a.
Main und Miltenberg sowie zwischen Stockstadt a. Main und Laufach vermindert werden.

StraflRen- und Schienenverkehr

Die Larmbelastigung im Bereich der stark befahrenen Stral3en und Bahnlinien, insbesondere entlang
der Entwicklungsachsen von Uberregionaler Bedeutung, soll vermindert werden. Zur Verminderung
des Verkehrslarms in Ortsdurchfahrten sollen soweit méglich Ortsumgehungsstrafien gebaut werden.

Zur Verminderung der erheblichen Larmbelastung im Aschafftal sollen baldmdglichst Schallschutz-
maflnahmen an der Bundesautobahn Frankfurt — Wirzburg und an der Bundesbahnstrecke Frankfurt
— Wirzburg durchgefiihrt werden. Die Verlegung der B 26 im Raum Goldbach/Hdsbach soll auch aus
Larmschutzgriinden ztgig durchgefiihrt werden.
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3.1.3 Zur Larmberuhigung der Innenstadt des moglichen Oberzentrums Aschaffenburg sollen geeignete
MafRnahmen durchgeflihrt werden

3.2 Luftverkehr

3.2.1 In den Bereichen der Verkehrslandeplatze Aschaffenburg und Mainbullau, des Militarflugplatzes
Aschaffenburg-Leider und des Segelfluggelandes Altenbachtal sollen die Larmimmissionen moglichst
gering gehalten werden.

3.2.2 Im westlichen Gebiet des Landkreises Aschaffenburg sollen die vom Einflugbereich des Rhein-Main-
Flughafens ausgehenden Larmimmissionen ermittelt werden.

3.2.3 Die in der Region in besonderem Mafle auftretenden Larmimmissionen durch tieffliegende Strahl-
flugzeuge sollen vermindert werden.

3.3 Industrie und Gewerbe
Bei bestehenden larmintensiven Industrie- und Gewerbebetrieben, insbesondere im Maintal von
Miltenberg bis zur Landesgrenze Hessen und in seinen dichter besiedelten Nebentalern, soll auf eine
Verrin gerung der Larmbelastung hingewirkt werden.
Bei der Errichtung larmintensiver Industrie- und Gewerbebetriebe soll darauf hingewirkt werden, daR
die Larmeinwirkungen auf Wohngebiete so gering wie méglich gehalten werden.

3.4 Freizeit und Erholung

3.4.1 In den Naturparken Spessart und Bayer. Odenwald soll in besonderem Mafle auf den Schutz vor
Larmeinwirkungen und auf die Verminderung bestehender Larmbelastungen hingewirkt werden.

3.4.2 Auf eine Verminderung der Larmimmissionen durch Motorboote auf dem Main, insbesondere
zwischen Miltenberg und Aschaffenburg, soll hingewirkt werden.

INKRAFTTRETEN

Der Regionalplan tritt am 01.06.1985 in Kraft.

Aschaffenburg, den 10. Mai 1985

Regionaler Planungsverband
Bayer. Untermain

gez.

Eller

Landrat

Verbandsvorsitzender
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Begriindung
) zu Teil A
Uberfachliche Ziele

Allgemeine Ziele

Die Region Bayer. Untermain (Gebietsstand 01.051978) zahlte am 01.01. 1983 rund 320.000
Einwohner. Gegenliber 1970 bedeutet dies eine Bevolkerungszunahme von 0,3 v.H. durchschnittlich
jahrlich. Dieser Wert entspricht etwa dem Vergleichswert Bayerns insgesamt, liegt aber héher als in
den beiden anderen unterfréankischen Regionen.

Die Bevdlkerungsdichte am 01.01. 1983 von 217 EW/km* Ubertrifft deutlich die Dichte der beiden
anderen unterfrankischen Regionen Wirzburg (152) und Main-Rhon (103) und liegt auch erheblich
Uber der des Landes (153).

Die glinstige Entwicklung der Region zeigt sich auch in der Zunahme der nichtlandwirtschaftlichen
Arbeitsplatze um 12 v.H. auf ca. 116.000 im Zeitraum 1961 bis 1970. Sie liegt damit deutlich Gber dem
unterfrankischen Vergleichswert (10,6%) und Ubertrifft auch noch den bayerischen Durchschnittswert
(11, 3 %).

Auch in jingerer Zeit waren beim Arbeitsplatzangebot deutliche Zunahmen festzustellen. So wuchs
die Zahl der sozialversicherungspflichtig beschaftigten Arbeitnehmer von 1974 bis 1979 um rund
6.000 oder 1,2 v.H. durchschnittlich jahrlich auf etwa 110.000 an.

Ziel der Regionalplanung fur die Region Bayer. Untermain ist es, die insgesamt glinstige Entwicklung
gerade in den Bereichen Wohnen, Arbeiten und Freizeit zumindest zu sichern.

Die Region hatte in den letzten Jahren einen wachsenden Berufsauspendleriiberschull gegenuber
dem Rhein-Main-Gebiet zu verzeichnen. Mit dem hohen Auspendleriberschul} sind fir die Region
auch teilweise betrachtliche Nachteile verbunden. Deshalb soll u. a. durch eine Verbesserung von
Quantitdt und Qualitat des Arbeitsplatzangebots innerhalb der Region auf den Abbau des negativen
Pendlersaldos hingewirkt werden.

Die Unterschiede in den Lebens- und Arbeitsbedingungen in der Region sind vor allem bedingt durch
die rasche Entwicklung des Verdichtungsraumes Aschaffenburg, die auch aus dessen Nahe zum
Rhein-Main-Gebiet mit den von dort ausgehenden Impulsen resultiert, sowie durch die zum Teil
ungunstigen Standortbedingungen im Spessart und im Odenwald. Demgegeniber sind im
Verdichtungsraum zum Teil deutliche Umweltbelastungen vorhanden, die es abzubauen gilt.
Gleichzeitig sollen auch hier die positiven Tendenzen weiter geférdert werden, da die angestrebte
Entwicklung des Verdichtungsraumes zugleich der Entwicklung der gesamten Region dient.

Eine vergleichsweise hohe Bevolkerungsdichte, starke Bevdlkerungszunahmen, ein relativ hoher
Industrialisierungsgrad und ein umfangreicher Erholungsverkehr stellen erhebliche Anspriiche an die
Landschaft der Region. Diese Anspriche driicken sich nicht nur quantitativ in einem umfangreichen
Verbrauch freier Landschaft vor allem fiir Zwecke des Siedlungswesens und der Infrastruktur aus,
sondern auch qualitativ in deutlichen Eingriffen in den Landschaftshaushalt, z. B. durch Rodungen,
Offenlegen bzw. Absenken des Grundwassers oder durch starke Beanspruchung der FlieRgewasser
als Vorfluter. Bei der kiinftigen Ordnung und Entwicklung der Region wird es auch darauf ankommen,
weitere Anspriiche an die Landschaft so gering wie méglich zu halten, damit ausreichende Freiflachen
erhalten und nicht reparable Schaden im Landschaftshaushalt vermieden werden.

Da die Region an drei Seiten von anderen Bundeslandern umgeben ist, kommt der grenziberschrei-
tenden Planung besondere Bedeutung zu. Sie ist aus der Sicht der Region v. a. in den Fachbereichen
Verkehr, Energieversorgung, Wasserwirtschaft und technischer Umweltschutz erforderlich (s. hierzu B
IX2.1,3.1und 3.2, B X 1.1,B X1 5.2, B Xl 2.2).

Raumstruktur
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Okologische Erfordernisse

Nach heutiger Auffassung tragt die landschaftliche Vielfalt, also die vielfaltige Nutzungsmischung, in
der Regel wesentlich zur Stabilitit der Landschaftsraume als Okosystemkomplexe (d. h. als
Gemeinsamkeit von Wald, Feld, Gewassern usw.) bei. Aus diesem Grunde ist die Erhaltung bzw. die
Ausweitung einer mdglichst groflen strukturellen und &kologischen Vielfalt im Nutzungsmuster
erforderlich.

Die Sicherung der vorhandenen Walder in der Untermainebene einerseits und die Offenhaltung der
Taler im Spessart und Odenwald andererseits dienen der Erhaltung eines stabilen Naturhaushaltes
durch o6kologische Vielfalt. Zugleich werden damit das charakteristische Landschaftsbild und die
naturliche Erholungseignung erhalten.

Natirlich aufgebaute Waldrander erflllen insbesondere 06kologische Funktionen optimal und
verbessern die Erholungseignung im Waldrandbereich erheblich.

Besondere Bedeutung besitzen die Gebiete mit natlrlichen und naturnahen Lebensgemeinschaften
zur Sicherung grolerer, mdoglichst wenig gestorter Lebensraume bestimmter Tier- und
Pflanzenarten.Ferner sind sie auch fiir die wissenschaftliche Forschung von vorrangigem Interesse.
Es handelt sich im wesentlichen um Gebiete in den Spessart- und Odenwaldtalern: Teile des Lohttals,
Hafenlohrtals, Aubachtals, Breitenbach- und Gabelbachtals sowie Teile des Maintals bei Blrgstadt.

Gebiete mit kleinrdumiger und Uberlagernder Nutzungsstruktur sind in der Region Flachen, die nach
derzeitigen MaRstaben eine intensive bzw. groRflachige land- oder forstwirtschaftliche Nutzung nicht
ermoglichen, weil beispielsweise die natiirliche Bodenfruchtbarkeit den Anspriichen fiir intensive Be-
wirtschaftung nicht genlgt oder rationeller Maschineneinsatz wegen ungunstiger Geldndeverhéltnisse
nicht moglich ist.

Die vorhandene kleinrdumige Flachenmischung unterschiedlicher Nutzungsintensitaten mit 6kologisch
bedeutsamen Naturbestandteilen (naturnahen Bachlaufen, Feuchtgebieten, Trockenrasen,
Feldhecken, Waldresten und dgl.) gibt der Landschaft einen hohen &6kologischen Wert. Sie dient
zahlreichen Tier- und Pflanzenarten als Riickzugsoder Regenerationsraum. Auch gewahrleisten die
vielen naturnahen und natirlichen Landschaftselemente eine gewisse Stabilitat des Naturhaushalts.
Dessen Okologische Ausgleichswirkungen kommen vor allem den Gebieten mit intensiver Nutzung,
wie dem Raum Aschaffenburg-untermainebene, zugute. Gleichzeitig besitzen die Gebiete mit
kleinrdumiger und Uberlagernder Nutzungsstruktur gerade wegen ihrer vielfaltigen natirlichen
Ausstattung eine relativ hohe naturliche Erholungseignung. Dies gilt insbesondere fiir den kristallinen
Vorspessart, Randbereiche des Maintals, Waldgebiete zwischen GroRostheim und Alzenau i. UFr.
sowie Rodungsinseln und gréfRere Talrdume des Spessarts und Odenwaldes.

Das uberlieferte, gewachsene, vielgestaltige Landschaftsbild wandelt sich gerade in den Gebieten
intensiver Landnutzung. In neuerer Zeit haben Bestrebungen zu grofieren Bewirtschaftungseinheiten
und mehr Mechanisierung zu einer Entmischung der Nutzungsvielfalt in der Kulturlandschaft
beigetragen. Zur Stabilisierung und Sicherung des Naturhaushaltes sollen daher vorhandene
landschaftsgliedernde Elemente, wie etwa Feldgeholze, Hekken, Waldreste, Feuchtflachen, stehende
und flieRende Gewasser, moglichst erhalten bleiben und gepflegt bzw. neu geschaffen werden.

Zu den Gebieten mit intensiver Landnutzung zahlen vor allem die Gegenden um Grofostheim und
Ménchberg und Teile der Region im Stdosten (intensive agrarische Landnutzung) sowie vor allem der
Spessart und Odenwald (intensive forstliche Nutzung).

Wald stellt einerseits ein wertvolles volks- und betriebswirtschaftliches Gut dar und ist zugleich unter
allen Vegetationsformen am ehesten in der Lage, Klimaextreme abzuschwachen und Immissionen
abzufangen. Andererseits wachst mit abnehmender Erholungstauglichkeit des Freilandes die
Bedeutung des Waldes als Erholungsraum. Die Nutz-, Schutz- und Erholungsfunktion kann nur ein
Wald erfiillen, der eine ausreichende Groe und einen funktionstiichtigen Aufbau besitzt.

Zu 1.6.2 Der Naturhaushalt und das Landschaftsbild reagieren gerade in steileren Hangbereichen besonders
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empfindlich auf Eingriffe. Hier kann ein Eingriff in die Vegetation oder den Boden besonders leicht zu
einer Anderung der natlrlichen Standortseigenschaften fihren. Auf diesen Flachen kann der Wald
ebenso gefahrdet werden wie der Standort.

In den Gebieten stadtisch-industrieller Nutzung, deren Umweltqualitat verbesserungsbedurftig ist, 143t
sich der landschaftsdkologische Anteil an der Umweltqualitat verbessern, insbesondere durch
Sicherung und Erhaltung der noch vorhandenen naturnahen Landschaftsbestandteile, der Walder,
Waldreste, Feldgehdlze und Wasserlaufe sowie Einbeziehung dieser Flachen in die
Siedlungsbereiche. Da in diesen Gebieten eine weitere Ausdehnung der bebauten Flachen ermoglicht
werden soll, verstarkt sich die Notwendigkeit einer ordnenden Siedlungs- und Freiflachenplanung.
Hierunter sind vor allem die Gliederung der Siedlungsflachen durch Griinziige und Trenngriin sowie
Gestaltungsund Pflegemalinahmen im Siedlungsbereich und in der freien Landschaft zu verstehen.

Zu den Bereichen mit stadtisch-industrieller Nutzung zahlen vor allem die Stadt Aschaffenburg, das
Maintal ab Aschaffenburg bis zur Landesgrenze sowie die grofieren Stadte und Gemeinden im
Ubrigen Maintal.

Um den Naturhaushalt nicht noch weiter zu belasten, erfolgt die weitere Siedlungstatigkeit am zweck-
mafigsten vorrangig in Gebieten, die eine hdhere Belastung des Naturhaushaltes ertragen, z. B.
aullerhalb der Gewasserauen in FluBtalern. Bei unvermeidlicher Beanspruchung weniger belastbarer
Landschaftsteile kénnen landschaftspflegerische und -gestalterische Mallnahmen, wie z. B. die
Schaffung von Ersatzbiotopen, einen gewissen Ausgleich herbeiflihren.

Okonomische Erfordernisse
Verdichtungsraum

Der Verdichtungsraum Aschaffenburg wurde im LEP gemaf der dort in der Begriindung zu A Il 2 vor-
gegebenen Kriterien abgegrenzt. Diese Abgrenzung ist in der Karte ,Raumstruktur” in zeichnerischer
Form nachrichtlich wiedergegeben.

Im Verdichtungsraum Aschaffenburg wohnten am 01.01. 1983 ca. 256.000 Einwohner. Ihre Zahl
erhohte sich gegeniiber 1961 damit um 21 v.H. Dieser Bevolkerungszuwachs entspricht knapp 88
v.H. des Bevolkerungszuwachses der gesamten Region im gleichen Zeitraum.

Die gunstige Entwicklung des Verdichtungsraumes Aschaffenburg zeigt sich auch bei der Zunahme
der nichtlandwirtschaftlichen Arbeitsplatze. Ihre Zahl erhéhte sich von 1961 bis 1970 um ca. 12.500
auf etwa 99.500 (14,4 v.H.).

Einer geringeren Wachstumsentwicklung in der Stadt Aschaffenburg stehen dabei Zunahmen der
Wohnbevolkerung und der Arbeitsplatze in den Gemeinden der Mittelbereiche Aschaffenburg und
Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main gegenuber, soweit sie zum Verdichtungsraum
gehoren.

Bereits in den wenigen genannten Zahlen kommt das nach wie vor bestehende Entwicklungspotential
des Verdichtungsraumes zum Ausdruck. Die darin liegenden Chancen fiir die wirtschaftliche Zukunft
der Gesamtregion und fiir ihre Eigenstandigkeit sollen deshalb genutzt werden.

Stadt und Landkreis Aschaffenburg wurden gemafl der ,Verordnung Uber die Festsetzung von
Belastungsgebieten nach dem Bundes-Immissions- Schutzgesetz” vom 29. 04. 1976 als
Belastungsgebiet festgesetzt. Deshalb gilt es, die lufthygienische Situation zu verbessern, soweit dies
mit vertretbarem Aufwand mdglich ist, und bei siedlungs- und infrastrukturellen Planungen
zusatzlichen Luftverunreinigungen vorzubeugen (s. hierzu auch B XII 2).

Ahnliches gilt im Hinblick auf die Larmbeléstigung, die nicht zuletzt durch die Verkehrsanlagen vor
allem im Kernbereich des Verdichtungsraumes hervorgerufen wird. Dieser Gesichtspunkt erfordert
neben den verkehrstechnischen Uberlegungen eine beschleunigte Verwirklichung bereits
vorhandener Plane fir die Erleichterung der Verkehrsbedingungen.
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Auch die Siedlungsentwicklung in weiten Teilen des Verdichtungsraumes, besonders im Maintal
nordlich Aschaffenburg und im Aschafftal dstlich Aschaffenburg, erfordert in verstarktem Male eine
vorausschauende Planung. Wie bereits im Regionalbericht festgestellt, ging durch die unkoordinierte
Ausdehnung der Siedlungsflaichen wertvolles, fur andere Nutzungen mdglicherweise besser
geeignetes Gelande verloren; zusatzlich entstehen Konflikte dadurch, da die Verwirklichung anderer
notwendiger infrastruktureller Malinahmen erheblich erschwert oder ganz unmdéglich gemacht wird.

Daneben erfordert vor allem die Notwendigkeit, ausreichende Grin- und Freiflachen zwischen den
Siedlungsflachen zu erhalten, insbesondere im ndheren Umkreis der Stadt Aschaffenburg und
nordwestlich davon, eine klare Abgrenzung von Siedlungslandschaft und freier Landschaft. Dazu
bedarf es der bevorzugten Ausrichtung der Siedlungstatigkeit auf die Entwicklungsachsen bei
punktueller Konzentration in den zentralen Orten.

Die Zahl der Beschaftigten im Produzierenden Gewerbe, das im Verdichtungsraum Aschaffenburg
eindeutig vorherrscht, nahm im Zeitraum von 1961 bis 1970 mit ca. 14 v. H. starker als im
Durchschnitt der Verdichtungsraume Bayerns zu. Die derzeitige Struktur des Produzierenden
Gewerbes im Verdichtungsraum erfordert eine Ergdnzung des Branchen- und Berufsfachers, um
dadurch langfristig das Arbeitsplatzangebot zu erhalten und zur Starkung der konjunkturellen Stabilitat
beizutragen.

Die Zunahme der Arbeitsplatze im Dienstleistungsbereich zwischen 1961 und 1970 lag mit etwa 145
v. H. deutlich uber dem Landesdurchschnitt (12,7 v. H). Damit wurde der geringe Tertiarbesatz dieses
Verdichtungsraumes aber nur teilweise  ausgeglichen. Der weitere Ausbau des
Dienstleistungsbereichs tragt wesentlich zur Starkung der zentralen Orte des Verdichtungsraumes
und insbesondere des mdglichen Oberzentrums Aschaffenburg bei.

Aufgrund der hohen Bevdlkerungsdichte in der Region und der unmittelbaren Nachbarschaft zum
Rhein-Main-Gebiet kommt der Land- und Forstwirtschaft eine besondere Bedeutung fiir den
Okologischen Ausgleich und die Erholungsfunktion zu. Dies gilt im Verdichtungsraum in besonderem
Male fir die Freirdume zwischen den Entwicklungsachsen.

Die hervorragende landschaftliche Eignung der zum Verdichtungsraum zahlenden Teile von Spessart
und Odenwald fir den Fremdenverkehr zeigt sich bereits in ihrer Festsetzung als
Fremdenverkehrsgebiet gemall LEP B IV 1.51. Gleichzeitig werden diese Gebiete auch in sehr
starkem Umfang fir die Tages- und Wochenenderholung aufgesucht. Ihr hoher Erholungswert soll
sowohl im Interesse der wirtschaftlichen Entwicklung wie auch im Interesse der erholungssuchenden
Bevolkerung moglichst weitgehend ausgenutzt werden. Malnahmen, die die Zukunft des
Fremdenverkehrs beeintrachtigen konnen, sollen deshalb in den im Ziel genannten Raumen maoglichst
unterbleiben.

Die Konzentrationspunkte der Tages- und Wochenenderholung im Verdichtungsraum auf3erhalb der
Fremdenverkehrsgebiete finden sich im Maintal zwischen GroRwallstadt und Kahl. Die Attraktivitat der
entsprechenden Einrichtungen zieht auch grol’e Besucherstréme aus dem benachbarten Rhein-Main-
Gebiet an. Diese Einrichtungen sollen deshalb in einer vorausschauenden Planung gesichert und
nach MaRgabe der Bauleitplanung erweitert werden, wobei eine Uberbeanspruchung der Landschaft
vermieden werden soll.

Eine grundlegende Verbesserung der Verkehrsverhaltnisse im Verdichtungsraum kann nur erreicht
werden, wenn die Verkehrsbedienung im o&ffentlichen Personennahverkehr so gestaltet wird, daf’ er
eine attraktive Alternative zum Individualverkehr darstellt. Die Erreichbarkeit der Arbeitsplatzschwer-
punkte Alzenau i. UFr., Aschaffenburg und Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main auch flr
den offentlichen Personennahverkehr ist noch nicht optimal. Unter Ausnutzung der vorhandenen und
geplanten Verkehrswege im Zuge der Entwicklungsachsen bietet sich hier eine weitere Intensivierung
der Verkehrsbeziehungen an.

Landlicher Raum

Der landliche Raum der Region umfallt gemall LEP A Il 3 alle Gebiete aulerhalb des
Verdichtungsraumes.
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Im landlichen Raum lebten am 01.01.1983 ca. 64.000 Einwohner. Das sind rund 20 v. H. der
Bevolkerung der Region. Von 1961 bis 1983 nahm die Bevdlkerung des landlichen Raumes um ca.
6.200 Personen (10 v. H.) zu, das sind ca. 12 v. H. des Bevolkerungswachstums der gesamten
Region in diesem Zeitraum.

Von den insgesamt rund 115.600 Beschaftigten in nichtlandwirtschaftlichen Arbeitsstatten im Jahre
1970 arbeiteten etwa 16.200 (14 v. H.) im landlichen Raum; ihre Zahl anderte sich zwischen 1961 und
1970 praktisch nicht. An der Gesamtzunahme der Arbeitsplatze der Region in diesem Zeitraum hatte
der Iandliche Raum somit keinen Anteil.

Der landliche Raum der Region besitzt aufgrund seiner reizvollen Landschaftsteile Odenwald und
Spessart die Voraussetzungen flr eine starkere Entwicklung von Fremdenverkehr und Tages- und
Wochenenderholung. Diese Standortvoraussetzungen gilt es auch zur Strukturverbesserung des land-
lichen Raumes zu nutzen. Fir die weitere Entwicklung muissen deshalb in diesem Raum insbeson-
dere die noch wachsenden Aufgaben fir Tages- und Wochenenderholung und Fremdenverkehr Be-
ricksichtigung finden. Daneben wird eine starkere industriell-gewerbliche Entwicklung vor allem in
den geeigneten Gemeinden des Maintals aufgrund der dort gegebenen Standortvorteile angestrebt.

Trotz der geringen Zahl der Erwerbstatigen in der Land- und Forstwirtschaft in der Region Bayer.
Untermain kommt diesem Wirtschaftssektor besondere Bedeutung zu. Denn neben der
Nahrungsmittel- und Rohstoffproduktion erfiillt die land- und forstwirtschaftliche Bodennutzung
wichtige Aufgaben flr die Pflege und Erhaltung der Kulturlandschaft. Im Zusammenhang mit den Be-
strebungen, Fremdenverkehr sowie Tages- und Wochenenderholung zu férdern, ist deshalb auch auf
die Sicherung der land- und forstwirtschaftlichen Bodennutzung zu achten.

Die Wohnverhaltnisse in den Siedlungseinheiten des landlichen Raumes bedurfen vielfach dringend
der Verbesserung. Dabei ist darauf zu achten, dafl die historisch gewachsenen Ortskerne saniert
werden. Der Charakter der Siedlungseinheiten im Maintal, die durch ihre teilweise reizvolle alte Bau-
substanz auch einen Anziehungspunkt fir Fremdenverkehr und Tages- und Wochenenderholung
darstellen, soll erhalten werden.

Durch eine gezielte Sanierung in den Ortskernen kann ein Auswuchern der Neubaugebiete und das
Zusammenwachsen von Siedlungseinheiten in den Talern von Spessart und Odenwald verhindert
werden. Im Odenwald ist darliber hinaus auf die produktionstechnischen Anforderungen der Land-
und Forstwirtschaft zu achten.

Der Ausbau des Verkehrsnetzes ist erforderlich, da dem Individualverkehr im Iandlichen Raum wegen
der dinneren Besiedlung groRe Bedeutung zukommt. Ein Ausbau der ZubringerstralRen aus dem
Kahltal und aus dem Spessart zu den Arbeitsplatzschwerpunkten im Maintal und eine bessere An-
bindung des Miltenberger Bereiches an den Verdichtungsraum sind erforderlich. Zur Sicherung der
offentlichen Verkehrsbedienung im landlichen Raum wird die Erhaltung aller Bahnlinien fur notwendig
gehalten. Darlber hinaus ist die Anbindung des landlichen Raumes an die Arbeitsplatzzentren der
Region - Alzenau i. UFr., Aschaffenburg, Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main, Miltenberg -
durch ein bedarfsgerechtes Netz des 6ffentlichen Personennahverkehrs zu verbessern.

Bevodlkerung und Arbeitsplatze

Bevolkerung

Am 01.01. 1983 lebten in der Region etwa 320.000 Einwohner. Die Richtwerte des
Landesentwicklungsprogramms sehen fir 1990 einen Bevdlkerungsstand zwischen 315.000 und
325.000 Personen vor. Somit kdnnte die derzeitige Einwohnerzahl gehalten, méglicherweise leicht ge-
steigert werden. Der Planungsverband strebt eine solche, im Vergleich zu anderen Regionen glinstige
Bevdlkerungsentwicklung vor allem auch deshalb an, weil dadurch Bestand und wirtschaftliche
Unterhaltung der vorhandenen und geplanten Infrastruktureinrichtungen im Interesse der Bevélkerung
der Region gesichert werden kénnen.

Arbeitsplatze
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1978 gab es in der Region rund 121.000 nichtlandwirtschaftliche Arbeitsplatze. Nach der Status-quo-
Prognose des LEP dirfte sich diese Zahl bis 1990 auf etwa 130.000 erhéhen; die Richtwerte des LEP
sehen fur 1990 zwischen 124.000 und 131.000 nichtlandwirtschaftliche Arbeitsplatze vor. Die Region
kann damit im Vergleich zum Landesdurchschnitt und zu anderen Regionen auch mit einer recht gun-
stigen Entwicklung der nichtlandwirtschaftlichen Arbeitsplatze rechnen. Diese Arbeitsplatzzunahme ist
wesentliche Voraussetzung fur die Verwirklichung des Ziels einer groReren Eigenstandigkeit der
Region gegentiber dem Rhein-Main-Gebiet.

Die Bevolkerungsentwicklung auch im Iandlichen Raum der Region kann vor allem durch ein vermehr-
tes Arbeitsplatzangebot gesichert werden. Diesem Teil der Region mufl deswegen ein héherer Anteil
am Arbeitsplatzzuwachs als bisher zukommen.

Bei der Arbeitsplatzstruktur der Region ist eine gewisse Einseitigkeit in der Branchenstruktur innerhalb
des Produzierenden Gewerbes wie auch im Verhaltnis des Produzierenden Gewerbes zum Dienstleis-
tungsbereich festzustellen. Dieses Ungleichgewicht soll im Interesse einer langfristigen Sicherung und
Verbesserung des gesamten Arbeitsplatzangebotes abgebaut werden.

Entwicklungsachsen

Festlegung der Entwicklungsachsen von regionaler
Bedeutung

Der Regionale Planungsverband Bayer. Untermain halt das Netz der im LEP fir die Region 1
ausgewiesenen Uberregionalen Entwicklungsachsen fir die kiinftige Entwicklung und Ordnung in der
Region nicht fir ausreichend, da groRere Teilrdume auBerhalb des Wirkungsbereichs dieser
Uberregionalen Entwicklungsachsen liegen. Zu ihrer Erganzung werden deshalb zusatzlich
Entwicklungsachsen von regionaler Bedeutung ausgewiesen.

Grundlage fiir die Bestimmung der Entwicklungsachsen von regionaler Bedeutung sind die Aussagen
gemal LEP A IV 2 einschlieBlich der zugehérigen Begriindung.

Zur Bestimmung des Verlaufs der Entwicklungsachsen von regionaler Bedeutung wurde fir alle
Siedlungseinheiten der Region ermittelt, in welchem Umfang sie die genannten Kriterien erfillen. Als
Ergebnis lassen sich deutliche Schwerelinien der Siedlungsstruktur erkennen, die von gréReren,
entwicklungsfahigen Siedlungseinheiten bestimmt werden. Daneben wurde auch fiir alle
Verkehrsverbindungen Uberprift, inwieweit sie den genannten Kriterien gerecht werden. Auch hier
zeichnen sich im Ergebnis deutliche Schwerelinien der Bandinfrastruktur ab, die von leistungsfahigen,
oft auch miteinander gebtindelten Verkehrsadern bestimmt werden.

Entwicklungsachsen von regionaler Bedeutung werden unter Berlcksichtigung des Netzes der
zentralen Orte grundsatzlich dort ausgewiesen, wo deutlicher ausgepragte Schwerelinien der
Siedlungsstruktur mit héherwertigen, ggf. gebiindelten Verkehrsverbindungen zusammentreffen. Bei
der endglltigen Bestimmung der Entwicklungsachsen von regionaler Bedeutung ist schlieBlich LEP,
Begriindung zu A IV 2.1 zu beachten, wonach in dinner besiedelten Gebieten bereits eine geringere
Verdichtung von Wohn- und Arbeitsstatten, ein geringeres Entwicklungspotential in den
Siedlungseinheiten und weniger leistungsfahige Verkehrsverbindungen eine Entwicklungsachse
begriinden kénnen, als dies in dichter besiedelten Gebieten der Fall ist.

Unter Berlcksichtigung der genannten Kriterien und Gesichtspunkte kommt der Regionale
Planungsverband zur Auffassung, dal die in der Karte ,,Raumstruktur’ dargestellten
Entwicklungsachsen von regionaler Bedeutung - Gber die im LEP bestimmten Entwicklungsachsen
von Uberregionaler Bedeutung hinaus - fir die kunftige Ordnung und Entwicklung der Region
erforderlich sind.

Ausbau der Entwicklungsachsen

Auf der Basis der grundlegenden raumstrukturellen und fachplanerischen Zielvorstellungen halt der
Regionale Planungsverband die im Ziel genannten Mallnahmen zur Verbesserung der
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Bandinfrastruktur fir vordringlich: Der Ausbau der B 26 im Raum Aschaffenburg dient einer leichteren,
fur die Einwohner weniger stérenden Durchquerung des Verdichtungsraumes und der besseren
Erreichbarkeit Aschaffenburgs. Der Ausbau der Stralen aus dem Kahlgrund, dem Elsavatal, dem
sudlichen Maintal und dem Odenwald in Richtung Verdichtungsraum dient unter anderem einem
besseren Anschluf} des landlichen Raumes an den Verdichtungsraum und einer Verbesserung der
Standortvoraussetzungen im landlichen Raum; dieses Ziel soll auch dadurch verwirklicht werden, dal}
Personen- und Guterbeférderung auf allen Bahnlinien der Region gesichert bleiben. Alle diese
MaRnahmen sollen gleichzeitig den Anschlufl der Teilrdaume der Region an das Uberregionale
Verkehrsnetz verbessern.

Neben dem Ausbau der Verkehrsinfrastruktur entlang der Entwicklungsachsen kommt auch
Planungen im Bereich der Energieversorgung Bedeutung zu. Hier ist insbesondere die Erdgasleitung
von Alzenau i. UFr. nach Schoéllkrippen zu nennen.

Die Vermeidung weiterer Zersiedlung im Verdichtungsraum und eine optimale Nutzung der
Infrastruktur im landlichen Raum erfordern eine weitgehende Konzentration der Uiber eine organische
Entwicklung hinausgehenden Siedlungstatigkeit auf die zentralen Orte.

Eine besonders starke Siedlungsentwicklung mit der damit verbundenen deutlichen
Bevolkerungszunahme ist in den von den zentralen Orten mittlerer und héherer Stufen ausgehenden
Entwicklungsachsen festzustellen. Sowohl im Interesse einer glinstigen Verkehrsbedienung wie auch
zur Verminderung vorhandener Umweltbelastungen soll hier die weitere Verdichtung von Wohn- und
Arbeitsstatten in Abstimmung mit den Belangen des 6ffentlichen Personennahverkehrs erfolgen.

Nach dem LEP sollen zwischen den Siedlungseinheiten an den Entwicklungsachsen ausreichende
Freiflachen erhalten oder nach Méglichkeit geschaffen werden. Dies gilt in besonderem Male fir die
Entwicklungsachsen, in denen It. Karte Siedlung und Versorgung” die uberdrtlich bedeutsamen
*regionalen Griinziige” ausgewiesen werden. Solche regionalen Griinzlige sind ausgewiesen im
Maintal und im unteren Aschafftal.

Sowohl der Tages- und Wochenenderholung wie dem Fremdenverkehr kommt in weiten Teilen der
Region uberregionale Bedeutung zu. Deshalb ist eine besondere Beachtung der entsprechenden
Belange erforderlich. In den Entwicklungsachsen besonders zwischen GroRwallstadt und Kahl a.
Main, zwischen Stockstadt a. Main und Hésbach sowie im unteren Kahltal iberwiegt die Tages- und
Wochenenderholung gegentiber dem Fremdenverkehr deutlich. In allen anderen Gebieten der Region
dagegen werden Tages- und Wochenenderholung und Fremdenverkehr in gleich starkem Umfang
betrieben und missen deshalb auch bei den MaRnahmen zum Ausbau der Entwicklungsachsen
entsprechend berticksichtigt werden.

Im Verdichtungsraum Aschaffenburg sind deutliche Umweltbelastungen festzustellen. Sie sollen
abgebaut werden, um den Bewohnern dieses Raumes auch in dieser Hinsicht gunstige
Lebensbedingungen zu sichern. Entsprechende MaRnahmen sind vor allem im Zuge der
Entwicklungsachsen von Uberregionaler Bedeutung im Verdichtungsraum erforderlich.

Der Regionale Planungsverband Bayer. Untermain ist der Auffassung, dal3 die Entwicklungsachse
von Miltenberg nach Wertheim/Kreu.zwertheim bereits jetzt als Entwicklungsachse von liberregionaler
Bedeutung anzusehen ist. Die im LEP geforderte Verdichtung von Wohn- und Arbeitsstétten ist
gegeben, zumal hier LEP, Begriindung zu A IV2.1 besondere Beachtung verdient, wonach im
landlichen Raum an diese Verdichtung geringere Anforderungen zu stellen sind als in
Verdichtungsrdumen. Die im LEP aul3erdem geforderte leistungsféhige Bandinfrastruktur ist ebenfalls
vorhanden; sie soll durch die Erhaltung des Schienenverkehrs gesichert und durch den Ausbau der
Staatsstrallen weiter gestérkt werden. Unter Beriicksichtigung der Grenzlage gegeniiber dem Land
Baden-Wiirttemberg ist die Ausweisung dieser Achse auch unter Zielgesichtspunkten als
Uberregionale Entwicklungsachse erforderlich; sie wird auch vom baden-wirttembergischen
Regionalverband Franken fiir notwendig gehalten und sollte deshalb im Rahmen der
grenziiberschreitenden Planung als gemeinsame Entwicklungsachse beider L&nder ausgewiesen
werden.*

Zentrale Orte
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Festlegung der Kleinzentren

Mit den Kleinzentren wird in Erganzung der hoherrangigen zentralen Orte ein flachendeckendes
System von Verflechtungsbereichen der Grundversorgung sichergestellt (LEP A IV 1.4.1.1).

Far die Festlegung der Kleinzentren wurden im wesentlichen folgende Aussagen des
Landesentwicklungsprogramms Bayern herangezogen:

Als Kleinzentren sollen Gemeinden mit einem Versorgungs- und Siedlungskern (Siedlungseinheit mit
Konzentration der Grundversorgungseinrichtungen) festgelegt werden, der die Einrichtungen zur
Deckung des wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Grundbedarfs der Bevodlkerung des
Nahbereichs bereitstellt (LEP A IV 1.4.1.3).

Die Bevdlkerungszahl des Nahbereichs mufld die Auslastung der Grundversorgungseinrichtungen
gewahrleisten. Fur eine Auslastung der Grundversorgungseinrichtungen ist ein Nahbereich von
mindestens 5.000 Einwohnern erforderlich, davon sollen etwa 1.000 im Versorgungs- und
Siedlungskern ansassig sein (LEP A IV 1.4.1.4). Die Anforderungen an ein Kleinzentrum sind dariber
hinaus erfillt, wenn von den im LEP A IV 1.4.15 genannten vier Ausstattungskriterien
(Grundversorgungseinrichtungen; Einzelhandelsumsatze: Schwellenwert 3 Mio. DM
Einzelhandelsumsatze der Ladengeschafte gemal der Handels- und Gaststattenzahlung fir das Jahr
1967; nichtlandwirtschaftliche Arbeitsplatze: Schwellenwert 650 nichtlandwirtschaftliche Arbeitsplatze
gemal der Arbeitsstattenzahlung 1970; Berufseinpendler: Schwellenwert 300 Berufseinpendler
gemal der Volkszahlung 1970) mindestens zwei fir den Versorgungs- und Siedlungskern erreicht
werden. Die statistischen Daten werden fir den Gebietsstand vor dem 01. 07. 1972 herangezogen
(LEP A IV 1.4.1.5).

In Ausnahmefallen kénnen zwei Gemeinden gemeinsam als Kleinzentrum bestimmt werden.
Voraussetzung ist, dal zwei Siedlungseinheiten mit vergleichbarer zentral6rtlicher Bedeutung
bestehen, die als einheitlicher Versorgungs- und Siedlungskern zu betrachten sind oder als solcher
entwickelt werden sollen und zwischen denen ein baulicher Zusammenhang gegeben oder zu
erwarten ist (LEP A IV 1.4.1.3,2. Absatz).

In zumutbarer Entfernung zu den Grundversorgungseinrichtungen der Mittelzentren, méglichen
Oberzentren und Oberzentren sollen als Kleinzentren nur Gemeinden festgelegt werden, die

- einen eigenstandigen Nahbereich aufweisen, der 5.000 Einwohner wesentlich Uberschreitet, und die

-von denim LEP A IV 1.4.1.5 genannten vier Kriterien mindestens drei erfillen (LEP A IV
1.4.1.6).

Ist eine Deckung des Grundbedarfs durch Gemeinden im Sinne von LEP A IV 1.4.1.3 - 1.4.1.5 oder
durch zentrale Orte der lbrigen Stufen in Teilrdumen des Staatsgebiets in zumutbarer Entfernung
vom Wohnsitz der Bevélkerung unter Berlcksichtigung der Verkehrsverbindungen nicht gegeben,
sollen geeignete Gemeinden als Kleinzentren bestimmt werden (LEP A IV 1.4.1.7). Voraussetzung fiir
solche .Planungsfalle” ist, dass

- etwa 2.000 Einwohner des in Frage kommenden Nahbereichs in einer grofieren Entfernung als

10 km vom néachsten zentralen Ort wohnen und
- ein Nahbereich im Sinne von LEP A IV 1.4.1.4
gebildet werden kann.
Die gemall LEP A IV 1.4.1.7 bestimmten Kleinzentren sollen gemaR LEP A IV 1.4.2.4 bevorzugt
entwickelt werden. In der Region sind dies die Kleinzentren Heigenbricken,
Heimbuchenthal/Mespelbrunn und Eichenbiihl.*

Ausbau der zentralen Orte
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Entsprechend ihrer jeweiligen Zentralitdtsstufe haben die zentralen Orte fir ihren
Verflechtungsbereich bestimmte Uberértliche Aufgaben zu erflllen. Insbesondere sollen sie die
Versorgung der Bevdlkerung dieses Verflechtungsbereichs mit Gitern und Dienstleistungen des
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Bedarfs sicherstellen. Hierfir sind die unterschiedlichsten
Einrichtungen erforderlich, die in den zentralen Orten bereitgestellt werden sollen. Daneben besitzen
alle Gemeinden in ihrem 6rtlichen Bereich eigene Aufgaben, die sie wahrzunehmen haben. Bei der
Erfullung ihrer Gberdrtlichen Versorgungsfunktionen durch die zentralen Orte ist deshalb darauf zu
achten, daf die Entwicklungschancen anderer Gemeinden nicht beeintrachtigt werden.

Kleinzentren

Im Netz der zentralen Orte ist es gemal LEP A IV 1.4.2 Aufgabe der Kleinzentren, die Bevodlkerung
ihres jeweiligen Nahbereichs mit Gitern und Dienstleistungen des Grundbedarfs zu versorgen.
Welche Ausstattung dazu im einzelnen mindestens erforderlich ist, ergibt sich aus der Liste der
kleinzentralen Solleinrichtungen gemal LEP A IV 1.4.1.5. Darlber hinaus sollen Kleinzentren je nach
ihrer Lage im Raum, der GroRe ihres Einzugsbereichs und der strukturraumlichen Zuordnung auch
Leistungen des qualifizierten Grundbedarfs und insbesondere ein  entsprechendes
Arbeitsplatzangebot zur Verfligung stellen. Unter diesen Rahmenbedingungen soll beim Ausbau und
der Entwicklung der Kleinzentren besonders darauf geachtet werden, dass alle
Grundversorgungseinrichtungen geschaffen und langfristig gesichert werden.

Die Ausstattung der Kleinzentren mit diesen Grundversorgungseinrichtungen ist in der Region
annahernd vollstdndig. Es fehlen lediglich in den Kleinzentren Heimbuchenthal/Mespelbrunn und
Eschau/Ménchberg regelmafige Veranstaltungen der Erwachsenenbildung.

Einige Kleinzentren der Region erreichen nicht die im LEP A IV 1.4.15 verlangten
Einzelhandelsumsatze von 3 Mio. DM im Jahre 1967. Dies |a3t auf eine qualitative und quantitative
Verbesserungsbedurftigkeit der Einkaufsmoglichkeiten in den entsprechenden Kleinzentren schlielen.
Es handelt sich um Glattbach/Johannesberg, Heigenbriicken, Heimbuchenthal/Mespelbrunn, Laufach,
Waldaschaff, Eichenbuhl, GroRwallstadt/Kleinwallstadt und Niedernberg/Sulzbach a. Main.

Weite Teile der Region eignen sich gut fir die Tages- und Wochenenderholung sowie fir den
Fremdenverkehr. Die entsprechende Infrastrukturausstattung ist haufig in den Kleinzentren
konzentriert. Diese erflllen somit auch in diesem Bereich flr die Zukunft der Region wichtige
zentralortliche Aufgaben, denn die Erhaltung und Verbesserung dieser Ausstattung dient nicht allein
der ortsansassigen Bevolkerung und der Bevolkerung des jeweiligen Nahbereichs. Sie unterstitzt
auch die Bemihungen um eine weitere Starkung des Fremdenverkehrs und damit auch um eine
Verbesserung der Lebensund Arbeitsbedingungen in allen Teilen der Region mit Hilfe dieses
Wirtschaftszweiges. Aufgrund ihrer oftmals Uber die Nahbereichsgrenzen hinausgehenden
Anziehungskraft auf Erholungssuchende und ihrer Bedeutung fiir den Fremdenverkehr soll das
entsprechende Angebot an Einrichtungen in allen Kleinzentren vervollstandigt bzw. erweitert werden.

Eine regionale Besonderheit stellen die auch in vielen Kleinzentren auftretenden
siedlungsstrukturellen Mangel dar, deren Ursache die in der Region weitverbreitete Siedlungsform des
StralRendorfes ist. Sie erklart sich aus den topographischen Gegebenheiten der Mittelgebirge mit den
zum Teil tief eingeschnittenen Talern. Diese Siedlungsform flihrt bei der Nutzung des zentral6rtlichen
Angebots zu langen Wegen innerhalb der Orte, da ein echter Ortsmittelpunkt, in dem sich die
Versorgungseinrichtungen konzentrieren, aus Platzmangel oft nicht entstanden, zumindest aber von
den Siedlungsgebieten am Ortsrand vergleichsweise weit entfernt ist. Diese fir die Benutzer der
zentral6rtlichen Einrichtungen ohnehin schon unglinstige Situation wird zusatzlich erschwert durch die
in der Vergangenheit oft erheblichen Einwohnerzunahmen und die damit verbundene starke
Siedlungstatigkeit in diesen Orten. Sie hat zur Bildung schmaler, aber sehr langer,
zusammenhangender Siedlungsbander in den Talern gefiihrt. Auch in einigen in der Untermainebene
gelegenen Kleinzentren sind gewisse funktionale und strukturelle M&ngel vorhanden, die nicht zuletzt
auf das weit Uberdurchschnittiche Wachstum dieser Gemeinden zurtickzufiihren sind. Zur
Verbesserung der zentralortlichen Funktionsfahigkeit ist es erforderlich, diese nachteiligen Folgen und
Auswirkungen der siedlungsstrukturellen Entwicklung nach Mdaglichkeit zu vermindern und
abzubauen. Gleichzeitig kann vielfach das Ortsbild positiv beeinflut und damit auch das aufRere Er-
scheinungsbild attraktiver gestaltet werden. Von derartigen siedlungsstrukturellen Mangeln besonders
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betroffen sind die Kleinzentren Glattbach/Johannesberg, HaibachiBessenbach, Heigenbriicken,
Heimbuchenthal/Mespelbrunn, Kleinostheim, Laufach, Mainaschaff, Mdmbris, Schdllkrippen,
Stockstadt a. Main, Waldaschaff, Dorfprozelten/Stadtprozelten, Eichenbihl und Mémlingen.

Eine andere Art stadtebaulicher Probleme hat ihre Auswirkungen auf die zentralortliche
Funktionsfahigkeit von Kleinzentren mit einem umfangreichen alteren, zum Teil auch bauhistorisch
wertvollen und touristisch attraktiven Baubestand. Im Interesse einer Verbesserung der
Wohnverhaltnisse fiir die ortsansassige Bevdlkerung, zur Beseitigung entsprechender struktureller
Mangel der Ortskerne und somit zur Verbesserung der Erfiillung ihrer zentralértlichen Aufgaben sollen
stadtebauliche SanierungsmaflRnahmen vor allem in Dorfprozelten/Stadtprozelten und Klingenberg a.
Main/Wérth a. Main angestrebt bzw. weitergefihrt werden.

Unter dem Aspekt der stadtebaulichen Funktionsfahigkeit stellt das Kleinzentrum Karlstein a. Main
eine Besonderheit dar, weil die Gemeinde aus zwei rdumlich getrennten Siedlungseinheiten besteht,
denen ein gemeinsamer Ortsmittelpunkt fehlt. Er soll gerade auch zur Verbesserung der
zentraldrtlichen Funktionsfahigkeit geschaffen werden.

Wichtig fur die Erfullung der zentralértlichen Aufgaben der Kleinzentren ist die Qualitat ihres
Anschlusses an das Verkehrsnetz. Dies gilt sowohl fur ihre Anbindung an die regionalen und
Uberregionalen Verkehrslinien wie auch fiir die innerértliche Verkehrserschliefung. Hinsichtlich der
Anbindung an die Uberregionalen Verkehrslinien soll vor allem darauf hingewirkt werden, dal} die von
der Bahn erschlossenen Kileinzentren auch kinftig den BahnanschluR behalten. Ebenfalls der
Verbesserung der Funktionsfahigkeit der Kleinzentren dient eine Entlastung ihrer Ortskerne vom
Durchgangsverkehr, auch wenn dies wegen der Topographie und wegen der erwahnten
siedlungsstrukturellen Gegebenheiten im Einzelfall erhebliche Schwierigkeiten aufwerfen kann. In
diesem Zusammenhang sind zu nennen die Kleinzentren Heimbuchenthal/Mespelbrunn, Karlstein a.
Main, Kleinostheim, Laufach, Mombris, Schoéllkrippen, Stockstadt a. Main, EschaulMdnchberg,
GroRRheubachfKleinheubach, GroRwallstadt/Kleinwallstadt, Klingenberg a. Main/ Woérth a. Main und
NiedernberglSulzbach a. Main.

Die Versorgungskerne einiger Doppelzentren sind durch den Main getrennt. Dies macht ohnehin
geplante Brickenbaumalinahmen noch dringlicher, da diese die Voraussetzung fur eine volle
Funktionsfahigkeit der Doppelzentren sind. Es handelt sich um die Verbindungen zwischen Sulzbach
a. Main und Niedernberg bzw. zwischen Kleinwallstadt und Grofwallstadt, von denen alternativ
zunachst zumindest eine verwirklicht werden soll (vgl. Kapitel B 1X 2.6).

In einigen Kleinzentren ist ein sozialpflegerischer Dienst, der auch den jeweiligen Nahbereich
mitversorgen kann, nicht vorhanden oder verbesserungsbedirftig. Es handelt sich um die
Kleinzentren Glattbach/Johannesberg, Heimbuchenthal/Mespelbrunn und Eschau/Mdnchberg.

Zur Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen in allen Teilen des Landes wird die Schaffung
zusatzlicher Arbeitsplatze, insbesondere in strukturschwacheren Gebieten, fir unumganglich
gehalten. Ansatzpunkte hierflr sind vor allem die zentralen Orte, auch die der unteren Stufen. In
besonderem MaRe gilt dies fir folgende Kleinzentren im I&ndlichen Raum: Schéllkrippen, Eichenbuhl,
Dorfprozelten/Stadtprozelten. AuRerdem soll in allen Kleinzentren die im LEP A IV 1.4.1.5 verlangte
Mindestausstattung mit nichtlandwirtschaftlichen Arbeitsplatzen angestrebt werden. Sie wird in den
Kleinzentren Heigenbriicken, Heimbuchenthal/Mespelbrunn und Eichenbdhl nicht erreicht.

Unterzentren

Die Unterzentren der Region sind mit Einrichtungen zur Deckung des qualifizierten Grundbedarfs
vergleichsweise gut ausgestattet. Die unterzentralen Soll- und Kanneinrichtungen gema LEP A IV
151 und 15.2 sind in allen Unterzentren fast vollstandig vorhanden. Die im einzelnen
angesprochenen Malinahmen sollen die unterzentrale Versorgung im Nahbereich weiter verbessern.

Das Unterzentrum Alzenau i. UFr. erhielt schon sehr frih Foérderungsmittel nach dem

Stadtebauférderungsgesetz. Die begonnenen MaflRnahmen zur Sanierung der Innenstadt sollen
fortgefiihrt und erfolgreich beendet werden.
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Alzenau i. UFr. verfligt Uber grof’e, verkehrsglinstig gelegene Gewerbegebiete, die gute
Voraussetzungen fir weitere Industrie- und Gewerbeansiedlungen bieten. Durch die Schaffung neuer
Arbeitsplatze mit glinstiger Arbeitsplatzstruktur kann hier Wesentliches zur Verwirklichung des Ziels
beigetragen werden, die Eigenstandigkeit der Region auch auf dem Arbeitsmarkt zu starken und eine
Verbesserung des Arbeitsplatzangebots vor allem fiir die Bewohner des Kahlgrundes zu erreichen.

Alzenau i. UFr. kommt wegen der Freizeitzentren Vorspessart | und Il regionale und Uberregionale
Bedeutung zu. Der starke Erholungsverkehr im Rahmen der Tages- und Wochenenderholung, vor
allem aus dem Rhein-Main-Gebiet, fiihrt bereits jetzt zeitweise zu Uberlastungen der Infrastruktur und
der Landschaft. Die weitere Entwicklung der Freizeitzentren muf} deshalb insbesondere vom Ziel
einer verstarkten Ordnung des Erholungsverkehrs ausgehen. Hierfiir soll die Bauleitplanung den
Rahmen setzen.

Alzenau i. UFr. verfiigt nicht nur (ber fast alle mittelzentralen Solleinrichtungen, sondern auch (ber
einige der mittelzentralen Kanneinrichtungen. Sein Einzugsbereich umfal3st neben dem Gebiet der
Stadt selbst zumindest noch die Nahbereiche Kahl a. Main, Karlstein a. Main, Mémbris und
Schéilkrippen. In diesen Nahbereichen zusammen leben deutlich (ber 30.000 Einwohner. Diese
Tatbestdnde sowie die Anzahl der am Ort vorhandenen nichtlandwirtschahlichen Arbeitsplétze zeigen,
dal3 Alzenau i. UFr. fur eine Entwicklung zum Mittelzentrum gut geeignet ist. Vor allem zur Stérkung
der Eigensténdigkeit der Region gegeniiber dem Rhein-Main-Gebiet soll deshalb eine solche
Entwicklung angestrebt werden.

Das Unterzentrum Amorbach besitzt als Schwerpunkt des Fremdenverkehrs im Odenwald
Uberregionale  Bedeutung. Dies soll auch bei den et-forderliechen stadtebaulichen
Sanierungsmalnahmen entsprechend berlicksichtigt werden.

Auch fur Amorbach ergibt sich die Notwendigkeit, das Arbeitsplatzangebot zu erweitern und zu
verbessern. Hier werden vor allem zusatzliche Arbeitsplatze im Fremdenverkehrsbereich angestrebt.
Bei der gewerblichen Entwicklung sollen deshalb die Belange des Fremdenverkehrs besonders
beachtet werden. Gleichzeitig mufl3 die natlirliche Erholungseignung des Raumes Amorbach als
Grundlage fir eine weitere Entwicklung des Fremdenverkehrs gesichert werden.

Amorbach hat fur seinen Einzugsbereich wichtige zentralortliche Aufgaben auch im Bildungswesen
und beim Sport zu erflllen. Das Angebot an weiterfiihrenden Schulen soll deshalb erhalten bleiben,
das Angebot an Einrichtungen fiir den Sport soll erweitert werden.

Das Landesentwicklungsprogramm hat Goldbach und Hésbach als gemeinsamen zentralen Ort
ausgewiesen. Dies erfordert eine zwischen den beiden Gemeinden abgestimmte Planung fir die
kinftige Entwicklung des Doppelzentrums. Deshalb wird eine gemeinsame Flachennutzungsplanung
empfohlen.

Ein besonderes Problem des Unterzentrums, das dennoch auch kinftig eine Uber die organische
Entwicklung hinausgehende Siedlungstatigkeit aufweisen kénnen soll, sind erhebliche
Umweltbelastungen vor allem durch den gebindelten Verlauf mehrerer stark benutzter
Verkehrsstrange durch die beiden Gemeinden. Diese Umweltbelastungen sollen vermindert werden.

Zur Sicherung der zentralortlichen Funktion des Unterzentrums soll die bereits vorhandene
Arbeitsplatzzentralitat erhalten und maoglichst verbessert werden.

Der Landkreis Aschaffenburg strebt die Errichtung eines Heimes der Altenhilfe an. Diese Planung soll
auch zur weiteren Verbesserung der zentraldrtlichen Funktion verwirklicht werden.

Zur Sicherstellung der Funktionsfahigkeit des Unterzentrums GroRostheim als zentraler Ort sollen die
vorhandenen funktionalen Mangel im Ortskern beseitigt werden. Wesentliche Verbesserungen sind
von einer Entlastung des Ortskerns vom Durchgangsverkehr zu erwarten.

GrofRostheim kommt regionale Bedeutung im Bereich der VerkehrserschlieBung der Region zu, weil
sich hier der Verkehrslandeplatz befindet, der eine unmittelbare Anbindung des Verdichtungsraumes
Aschaffenburg an die allgemeine Luftfahrt herstellt. Es ist erforderlich, die Belange dieses
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Landeplatzes mit anderen Belangen so abzustimmen, daR er seine wichtigen Aufgaben voll
wahrnehmen kann.

Dem Unterzentrum Kahl a. Main kommt wegen der Freizeitzentren Vorspessart | und Il regionale und
Uberregionale Bedeutung =zu. Der starke Erholungsverkehr im Rahmen der Tages- und
Wochenenderholung, vor allem aus dem Rhein-Main-Gebiet, flhrt bereits jetzt zeitweise zu
Uberlastungen der Infrastruktur und der Landschaft. Die weitere Entwicklung der Freizeitzentren muf
deshalb insbesondere vom Ziel einer verstarkten Ordnung des Erholungsverkehrs ausgehen. Hierflir
soll die Bauleitplanung den Rahmen setzen.

Zur Verbesserung der Voraussetzungen flir das Veranstaltungsangebot und zur Erganzung des
Angebots an Freizeit- und Erholungseinrichtungen soll in Kahl a. Main eine Mehrzweckhalle gebaut
werden.

Zur Deckung der entsprechenden Nachfrage und zur Vervollstandigung des Angebots an
zentraldrtlichen Versorgungseinrichtungen sollen eine Altenwohnanlage geschaffen und gleichzeitig
die sozialpflegerischen Dienste ausgebaut werden.

Mittelzentren

Die Sicherung und weitere Verbesserung der Funktionsfahigkeit des Mittelzentrums Obernburg a.
Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main erfordern die Beseitigung stadtebaulicher und funktionaler Mangel
in den drei Gemeinden. In Obernburg a. Main und in Elsenfeld handelt es sich vor allem um Mangel in
den Ortskernen, so dal® hier MalRnahmen nach dem Stadtebauférderungsgesetz bereits ergriffen
wurden: sie sollen fortgeflihrt und zum Abschlu® gebracht werden. Wesentlicher Mangel in Erlenbach
a. Main war bisher das Fehlen eines echten, attraktiven Ortsmittelpunktes, mit dessen Schaffung
bereits begonnen wurde. Von besonderer Wichtigkeit ist darlber hinaus eine bessere
Verkehrsverbindung zwischen den links- und den rechtsmainischen Teilen des zentralen Ortes. Die
Verwirklichung der geplanten Brickenneubauten wird das

Problem langfristig 16sen.

Damit das Mittelzentrum seine Versorgungsaufgaben optimal wahrnehmen kann, ist es erforderlich,
daf} die kiinftige Entwicklung der drei beteiligten Gemeinden mehr aufeinander abgestimmt wird als
bisher, zumal sie sich durch die bereits erwahnten Briicken noch ndher kommen werden. Diese
Forderung betrifft nicht allein die kiinftige Entwicklung der Wohn- und gewerblichen Siedlungstatigkeit,
sondern auch die vorausschauende Bestimmung der Standorte der fur die Zukunft geplanten
Infrastruktureinrichtungen.

Ein nennenswerter Mangel im Dienstleistungsbereich ist das Fehlen einer angemessenen
Ubernachtungskapazitat fir Fremdenverkehr und Geschaftsreisende. Hier sollen entsprechende
Verbesserungen angestrebt werden.

Das Mittelzentrum hat vor allem als Arbeitsplatzschwerpunkt eine groRe Bedeutung fiir die Region.
Allerdings ist die Arbeitsplatzstruktur von einer gewissen Einseitigkeit gekennzeichnet, so daf® hier
Verbesserungen im Sinne einer langfristigen Sicherung qualifizierter Arbeitsplatze wiinschenswert
waren. Hierzu bieten sich die im Ziel genannten beiden Wege zur Standortverbesserung an: Die
Ausweisung geeigneter Industrie- bzw. Gewerbegebiete und eine weitere Verbesserung der
Verkehrsanbindung auch an das Uberregionale Verkehrsnetz.

Im Bereich des Sozialwesens sind noch verschiedene zusatzliche Einrichtungen vorgesehen.
Besonders zu erwdhnen ist hier eine Beratungs- und Betreuungsstelle fur Auslander.

Ein wesentliches Ziel der Regionalplanung fir die Region Bayer. Untermain ist die Starkung der
wirtschaftlichen Entwicklung im sudlichen Teil der Region. Voraussetzung dafir ist die volle
Funktionsfahigkeit des Mittelzentrums Miltenberg, die es zu sichern und zu verbessern gilt.

Die durch einen groRBen Altbaubestand, zum Teil mit historisch wertvollen Gebauden,
gekennzeichnete Innenstadt Miltenbergs bedarf der Auflockerung und Sanierung. Dabei geht es
gleichermalRen um eine Attraktivitatssteigerung der Innenstadt als Einkaufs- und
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Dienstleistungszentrum, um eine Verbesserung der Wohnqualitat flir die in der Stadt lebende
Bevdlkerung und um eine Erhéhung der Anziehungskraft auf den bereits jetzt regen Fremdenverkehr.
Eine der Voraussetzungen fur die Verwirklichung dieser Ziele ist die weitere Entlastung der Stadt vom
Durchgangsverkehr, so dal der Bau einer Umgehungsstralle erforderlich wird. Besondere Aufgaben
und Chancen ergeben sich aus den glinstigen Bedingungen, die sich in Miltenberg fiir die Tages- und
Wochenenderholung und den Fremdenverkehr bieten. Es gilt, die guten natlirlichen Voraussetzungen
zu sichern und die zugehorige Infrastruktur weiter auszubauen. AuRerdem soll auf eine vorwiegend
qualitative Verbesserung des gewerblichen Beherbergungsangebots hingewirkt werden.

Miltenberg soll als regional bedeutsamer Arbeitsplatzschwerpunkt im Stden der Region gesichert und
ausgebaut werden. Im Vordergrund stehen dabei die Erhaltung und Verbesserung der
Standortvoraussetzungen, vor allem im Verkehrsbereich. Der Anschlufl an das Eisenbahnnetz soll
gewahrleistet bleiben, der Ausbau der B 469 soll verwirklicht werden.

Gemal Landesentwicklungsprogramm kommt Miltenberg auch als Standort fiir ein Gberbetriebliches
Ausbildungs- und Fortbildungszentrum in Frage.

Mogliches Oberzentrum Aschaffenburg

Das mogliche Oberzentrum Aschaffenburg verfligt Uber nahezu alle gemal LEP A IV 1.9.1
vorgeschriebenen oberzentralen Solleinrichtungen. Im kulturellen Bereich, im Bereich Sport und
Erholung, beim Fremdenverkehr sowie im Sozial- und Gesundheitswesen sind jedoch noch
Verbesserungen wiinschenswert, damit Aschaffenburg seine oberzentralen Aufgaben im Angebot an
Gutern und Dienstleistungen des spezialisierten hdheren Bedarfs optimal erfiillen kann.

In Aschaffenburg als moglichem Oberzentrum einer Region, die gegentber dem benachbarten Rhein-
Main-Gebiet an Selbstandigkeit gewinnen will, mul neben einem ausreichenden Angebot an
entsprechend qualifizierten Gutern und Dienstleistungen auch ein gutes Arbeitsplatzangebot
vorhanden sein. Dies bedingt die weitere Ausweisung von gewerblichen Bauflachen. Ferner wird eine
Erweiterung im Dienstleistungsbereich angestrebt.

Von wesentlicher Bedeutung fir die Funktionsfahigkeit des moglichen Oberzentrums Aschaffenburg
ist seine Erreichbarkeit sowohl fir den 6&ffentlichen als auch fir den Individualverkehr. Im Hinblick auf
den Individualverkehr sind der Ausbau des &uReren Rings und Verbesserungen der
Strallenverbindungen aus dem Einzugsgebiet notwendig. Erhebliche Verbesserungen fiir den
offentlichen Personennahverkehr sollen vor allem durch die Einrichtung eines zentralen Busbahnhofs
fur den Regionalverkehr erzielt werden.

Einer weiteren Verbesserung bedarf auch die stddtebauliche Situation Aschaffenburgs. Die noch
vorhandenen stadtebaulichen Mangel sollen beseitigt werden. Die Sanierungsmaflinahmen an der
Bausubstanz und an den Verkehrsverhaltnissen stehen dabei im Vordergrund.

Regionalplanerische Funktionen
der Gemeinden

Alle Gemeinden der Region, auch die ohne zentralortliche Bedeutung, erfillen im Rahmen der
Aufgabenteilung zwischen allen Siedlungseinheiten ihre eigenstandigen Funktionen. Hierin sollen sie
gesichert und gestarkt werden. Darlber hinaus spielt jede einzelne Gemeinde flir die
Gesamtentwicklung der Region in bestimmten Fachbereichen eine besondere Rolle. Diese
regionalplanerischen Funktionen der Gemeinden ergeben sich aus den grundsatzlichen
Zielvorstellungen des Regionalplans zum Gesamtkonzept fiir die Entwicklung der Region. Insofern
sind die regionalplanerischen Funktionen der Gemeinden, bei denen es sich jeweils um die
wichtigsten handelt, als eine Zusammenfassung und Verdichtung anderer Zielaussagen des
Regionalplans zu verstehen. Die Reihenfolge der jeweils genannten Funktionen fiir die einzelnen
Gemeinden besagt nichts Uber ihre Dringlichkeit. Zur Abstimmung der zum Teil konkurrierenden
Belangetrifft der fachliche Teil des Regionalplans die et-forderlichen Aussagen.
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Die regionalplanerischen Funktionen werden den einzelnen Gemeinden nach folgenden
Gesichtspunkten zugeteilt:

Mittelpunktsfunktionen (M)

Mittelpunktsfunktionen sind Funktionen, die von den zentralen Orten entsprechend ihrer Einstufung
wahrgenommen werden. Demnach erhalten alle zentralen Orte unabhangig von ihrer Zentralitatsstufe
Mittelpunktsfunktionen. Aus den im Landesentwicklungsprogramm festgelegten Anforderungen an
zentrale Orte ergibt sich, dal® diese zur Erflllung ihrer Aufgaben fir den jeweiligen Nahbereich
gleichzeitig Funktionen aus den Bereichen der Wohnsiedlungstatigkeit (WS) und der gewerblichen
Wirtschaft (GE) wahrzunehmen haben. Die entsprechenden Funktionen werden deshalb den
zentralen Orten nicht mehr zusatzlich zugeordnet.

Kleinraumige Versorgungsfunktionen (VA)

Kleinrdumige Versorgungsfunktionen werden den Gemeinden zugeordnet, die annahernd oder
vollsténdig die fir die Kleinzentren geforderten Grundversorgungseinrichtungen aufweisen, die aber
die sonstigen Voraussetzungen zur Bestimmung als Kleinzentrum, insbesondere die Versorgung
eines entsprechend groRen Einzugsbereichs, nicht erfullen. Diese Gemeinden nehmen bisher schon
in einem Bereich, der kleiner als ein Nahbereich ist, Aufgaben der Grundversorgung wahr. Aus den
Anforderungen an Gemeinden mit kleinrdumigen Versorgungsfunktionen ergibt sich, dal} diese zur
Erfullung ihrer Aufgaben gleichzeitig Funktionen aus dem Bereich der Wohnsiedlungstatigkeit (WS)
wahrzunehmen haben. Die entsprechenden Funktionen werden diesen Gemeinden deshalb nicht
mehr zusatzlich zugeordnet.

Funktionen aus dem Bereich der Wohnsiedlungstatigkeit (WS)

Diese Funktionen werden den Gemeinden zugeordnet, die gemal® B Il 1.5 fiir eine Uber die
organische Entwicklung hinausgehende Wohnsiedlungstatigkeit geeignet sind. Von dieser
Funktionszuweisung wird die organische Entwicklung jeder einzelnen Gemeinde nicht berihrt. Im
Bereich der Wohnsiedlungstatigkeit gehoren hierzu gemal LEP B Il 1.3 die Deckung des Bedarfs der
ortsansassigen Bevdlkerung (z. B. Auflockerungs-, Erweiterungs-, Sanierungs-, Nachholbedarf) sowie
die Deckung des Bedarfs, der sich aus der natlrlichen Bevolkerungsentwicklung ergibt. Die
organische Entwicklung schlieRt auch eine nicht unverhaltnismaRige Zuwanderung ein, wie etwa von
Personen, die in der Gemeinde oder in einer benachbarten Gemeinde Arbeit gefunden haben.

Funktionen aus dem Bereich der gewerblichen Wirtschaft (GE)

Diese Funktionen werden den Gemeinden zugewiesen, die vom Bestand her ein wesentliches
nichtlandwirtschaftliches Arbeitsplatzangebot aufweisen oder die gemafl B Il 1.6 fir eine Uber die
organische Entwicklung hinausgehende gewerbliche Siedlungstatigkeit geeignet sind. Nicht beruhrt
davon ist die Ausweisung industriell-gewerblicher Siedlungsflaichen im Rahmen der organischen
Entwicklung aller Gemeinden. Sie ergibt sich aus dem Bedarf flr Auflockerung, Umsiedlungen,
Betriebserweiterungen und Neuansiedlungen gemafR LEP B Il 1.3.

Funktionen aus dem Bereich des Bildungs- und Erziehungswesens und der Kultur (B)

Funktionen aus dem Bereich des Bildungswesens werden einer Gemeinde dann zugeordnet, wenn
sie diese nicht schon aufgrund ihrer zentralértlichen Einstufung erfillt. Zentralen Orten werden sie
deshalb nur Ubertragen, wenn die dort bestehenden oder geplanten Einrichtungen des Bildungs- und
Erziehungswesens sowie der Kultur weder Sollnoch Kanneinrichtungen entsprechend der
zentralortlichen Einstufung der Gemeinden sind. Fir Gemeinden ohne zentralortliche Einstufung
werden diese Funktionen festgelegt, wenn in der Gemeinde Uberértliche und raumbedeutsame
Einrichtungen vorhanden oder geplant sind. Hierzu gehdren besonders alle Ausbildungseinrichtungen
von der Hauptschule an aufwarts.

Funktionen aus dem Bereich des Fremdenverkehrs und der Tages- und Wochenenderholung (FV)

Diese Funktionen werden allen Gemeinden zugeteilt, die in Fremdenverkehrsgebieten liegen und
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denen damit fur den Fremdenverkehr, zusatzlich aber auch fir die Tages- und Wochenenderholung,
eine besondere Bedeutung zukommt.

Funktionen aus dem Bereich der Tages- und Wochenenderholung (N)

Diese Funktionen werden Gemeinden zugeteilt, denen vor allem fiir die Tages- und Wochenend-
erholung eine besondere Bedeutung zukommt.

Funktionen aus dem Bereich des Sozial- und Gesundheitswesens (SG)

Diese Funktionen werden einer Gemeinde nur dann zugeordnet, wenn sie diese nicht schon aufgrund
ihrer zentral6rtlichen Einstufung erfiillt. Sie werden zentralen Orten deshalb nur Ubertragen, wenn die
dort bestehenden oder geplanten Einrichtungen des Sozial- und Gesundheitswesens weder Sollnoch
Kanneinrichtungen entsprechend der zentralortlichen Einstufung der Gemeinden sind. Fir Gemeinden
ohne zentralortliche Einstufung werden diese Funktionen festgelegt, wenn dort Uberértliche und
raumbedeutsame Einrichtungen aus dem Bereich des Sozial- und Gesundheitswesens bestehen oder
geplant sind.

Funktionen aus dem Bereich der Energieversorgung (E)

Diese Funktionen werden Aschaffenburg und Karlstein a. Main als Standorten von Kraftwerken
zugewiesen.

Funktionen aus dem Bereich des Umweltschutzes (U)

Diese Funktionen werden Gemeinden zugeteilt, auf deren Gebiet Uberdrtlich, oft auch regional
bedeutsame Anlagen zur Sammlung bzw. Beseitigung von Abfall vorhanden oder geplant sind.

Aus der Struktur der Region ergibt sich, daR die meisten Gemeinden zusatzlich auch Funktionen aus
dem Bereich der Land- und Forstwirtschaft wahrzunehmen haben. Einerseits werden umfangreiche
land- oder forstwirtschaftliche Flachen mit teilweise ginstigen natirlichen Voraussetzungen
bewirtschaftet, andererseits werden in gréRerem Umfang Sonderkulturen, insbesondere Wein,
angebaut. Da diese Funktionen jedoch nicht vorrangig zu erfiillen sind, werden sie den Gemeinden
nicht mehr im einzelnen zugeordnet.

BEGRUNDUNG
ZUTEILB
FACHLICHE ZIELE

Natur und Landschaft

Landschaftliches Leitbild

Ein vernetztes System von Freirdumen, also nichtbesiedelten Gebieten, zu denen vor allem land- und
forstwirtschaftlich genutzte Flachen zahlen, ist in der Lage, die natirliche Umwelt weitgehend als
Gleichgewicht zur kiinstlichen Umwelt der besiedelten Gebiete zu erhalten.

Das Landschaftsgeflige im Verdichtungsraum Aschaffenburg ist bereits starken Belastungen
ausgesetzt. Hier gilt es, die von der Natur gesetzten Grenzen nicht zu Uberschreiten, um irreversible
Schaden zu vermeiden. Durch zweckmaRige Ausgleichsmallnahmen koénnen Schaden saniert
werden.

Vor allem die flachige Siedlungsentwicklung in der Untermainebene und die traditionell bandartige
Siedlungsentwicklung in den engen Spessart- und Odenwaldtalern kénnen langerfristig gesehen zu
einer durchgehenden Bebauung fiihren. Trenngrinflachen stellen geeignete Instrumente zur
Gliederung der Siedlungsraume dar (vgl. 3.1).

Schutz und Pflege der Landschaft
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Schutzwirdig sind die Landschaftsteile der Region, die von ihrer Ausstattung her die
Voraussetzungen zur Unterschutzstellung nach Art. 7 bis 12 Bayer. Naturschutzgesetz besitzen.
Hierzu zahlen Landschaftsteile, die extensiv bewirtschaftet werden und daher zur biologischen und
strukturellen Bereicherung beitragen, Landschaftsteile, die in der Lage sind, Belastungen des
Naturhaushaltes und Landschaftsbildes in gewissem Umfang zu kompensieren, sowie
Landschaftsteile, die seltenen oder gefédhrdeten Pflanzen- und Tierarten dauerhaften Lebensraum
bieten kdnnen oder fiir sie eine wichtige Voraussetzung zur Arterhaltung darstellen.

Die Geltung des Ziels 2 st fir militdrische Liegenschaften eingeschrankt (vgl. 5 38
Bundesnaturschutzgesetz).

Diese Landschaftsteile liegen im wesentlichen innerhalb der landschaftlichen Vorbehaltsgebiete. Sie
sind zum Teil bereits nach den Art. 7 bis 12 Bayer. Naturschutzgesetz geschltzt oder sollten
entsprechend dem Vorschlag dieses Regionalplans geschiitzt werden, um auf diese Weise
sichergestellt und gepflegt zu werden. Alle Schutzflichen zusammen bilden ein System von
Landschaftsteilen, das die nach LEP B | 1.3 erwilinschte Vielfalt der Naturausstattung sichert und
vermehrt.

Ausweisung landschaftlicher Vorbehaltsgebiete

Die landschaftlichen Vorbehaltsgebiete umfassen in der Region die bereits durch
Rechtsverordnungen gesicherten Landschaftsschutzgebiete sowie die gesicherten
Naturschutzgebiete. Aulerdem umfassen sie Flachen fir vorgeschlagene Naturschutzgebiete sowie
die Schutzzonen der beiden Naturparke Spessart und Bayer. Odenwald. In den landschaftlichen
Vorbehaltsgebieten gelten die Vorschriften der bereits durch Rechtsverordnungen geschitzten
Naturparke, Landschaftsschutzgebiete und Naturschutzgebiete.

Grundsatze zur Sicherung und Pflege von Naturschutzgebieten

In der Region sind nur vier kleinflachige Naturschutzgebiete vorhanden. Dieser Bestand entspricht bei
weitem nicht der Ausstattung der Region mit wertvollen Landschaftsteilen, die die Voraussetzungen
nach Art. 7 Bayer. Naturschutzgesetz erfillen.

Die vorhandenen Naturschutzgebiete decken 0,02% der Regionsflache ab. Die weiteren
naturschutzwirdigen Flachen umfassen rund 0,9% der Region. Diese naturschutzwirdigen Flachen
stellen die 6kologischen Kernbereiche dar und besitzen regionale, zum Teil GUberregionale Bedeutung.
In der folgenden Auflistung sind die schutzwirdigen Gebiete genannt, die weitgehend die
Voraussetzungen des Art. 7 Bayer. Naturschutzgesetz erfiillen. Die Prioritatenfestsetzung fir die
rechtliche Sicherung erfolgt nach fachlichen Kriterien und nach der Notwendigkeit aufgrund konkreter
Gefahrdungen. Die Liste entspricht dem jetzigen Kenntnisstand. Im Einzelfall ist eine Ruckstufung
bzw. die zusatzliche Aufnahme weiterer Objekte denkbar. Die Liste ist nach Verwaltungseinheiten und
nicht nach naturrdumlichen Merkmalen gegliedert.

Vorschlage als Naturschutzgebiete:
In der Stadt Aschaffenburg

- Erweiterung des Naturschutzgebietes *Altenbachgrund”

- Reste des Auwaldes am Main dstlich Nilkheim

- Hohlweg auf dem Rosenberg noérdlich Bundesautobahn

- aufgelassener Steinbruch (Basaltschlot) nordwestlich
Aschaffenburg

Im Landkreis Aschaffenburg

- Hohlweg nérdlich OT Kalberau, Alzenau i. UFr.
- Schanzenkopf 6stlich OT Michelbach, Alzenau i. UFr.
- Goldbachgrund und Trockenhange nérdlich OT Michelbach, Alzenau i. UFr.
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- Steinriegel im Michelbacher Weinberg, OT Michelbach, Alzenau i. UFr.

- Hohlweg stddstlich OT Wasserlos, Alzenau i. UFr.

- Schilfflachen und Bruchwald am Afferbach, Goldbach

- Aufgelassene Kiesgrube Hoéfling nérdlich GroRostheim

- Langensee bei OT Grollwelzheim, Karlstein a. Main

- Erweiterung des Naturschutzgebietes .Dérngraben” bei Haibach

- Quellmoor des Seebaches Ostlich Hain

- Lohrtal beim Kaltengrund stdoéstlich Heigenbriicken

- Oberes Lohrtal zwischen Oberlohrgrund und Heigenbriicken, Heigenbriicken und Heinrichsthal
- Quellsumpf im Bachlesbachgrund bei Heigenbriicken

- Magerrasen stidwestlich OT Jakobsthal, Heigenbriicken

- Heideflachen noérdlich Hésbach

- aufgelassener Steinbruch und Heide 6stlich Hosbach

- Schilfflachen westlich OT Feldkahl, Hosbach

- Quellkessel des Afferbaches bei OT Oberafferhach, Johannesberg

- Quellbereich mit Schilf nérdlich OT Steinbach, Johannesberg

- NaRwiesen mit Schilf am RoRbach siidwestlich OT Steinbach, Johannesberg
- Sandgrasheiden 6stlich Kahl a. Main und westlich OT Hoérstein, Alzenau i. UFr.
- Kahltal zwischen Meerhofsee und Kahl a. Main

- Gustavsee westlich Karlstein a. Main

- Auenwald am Main sudlich OT Dettingen, Karlstein a. Main

- Sternmieren-Eichen-Hainbuchenwald 6stlich OT Dettingen, Karlstein a. Main
- Quellbereich der Kleinkahl, Kleinkahl

- Grol3seggenried sudlich OT Kleinlaudenbach, Kleinkahl

- Quellsumpf am Klafferborn stidéstlich OT Kleinlaudenbach, Kleinkahl

- Sudhénge am Weinberg nérdlich Mainaschaff

- Quellbereich mit Schilf nordéstlich OT Reichenbach, Mémbris

- Kahltal zwischen Schimborn und Mémbris

- Hafenlohrtal oberhalb OT Lichtenau, Rothenbuch

- Eichenbergerbach mit Ufergehdlz und Feuchtbereichen zwischen Sailauf und OT Eichenberg
- Quellbereich der Speckkahl einschl. Quellmoor Fink, Sommerkahl

- Kleines Flachmoor im Oberhiibnerwald bei Stockstadt a. Main

- Trockenrasenhang nérdlich OT Huckelheim, Westerngrund

Im Landkreis Miltenberg

- Sandsteinbriiche westlich Blrgstadt

- verlandete Baggerseen nérdlich Blrgstadt

- Hohlweg auf dem Birgstadter Berg, Birgstadt

- Weinbergsmauern, Lage “Mainhélle”, westlich Blrgstadt

- Hohlweg nordwestlich Theresienhof bei OT Kirschfurt, Collenberg

- teilweise aufgelassene Sandsteinbriiche stidwestlich OT Kirschfurt, Collenberg
- aufgelassene Sandsteinbriche siiddstlich OT Reistenhausen, Collenberg
- teilweise aufgelassene Sandsteinbriiche westlich Dorfprozelten

- Schilfflachen nérdlich Elsenfeld

- NaRwiesen im Elsavatal nordwestlich OT Unteraulenbach, Eschau

- Aubachtal zwischen Wildensee und Waldmihle, Eschau

- Grohberg nérdlich Faulbach

- Bruchwald im Heubachtal nérdlich GrolRheubach

- Weinbergsbrache siidlich Kloster Engelberg bei Groflheubach

- Réhricht und Bruchwald am Gabelbach 6stlich Kirchzell

- Tal des Breitenbaches und Gabelbaches, Kirchzell

- Ortsweiher ndrdlich OT Breitenbuch, Kirchzell

- zwei Seen mit Verlandungszonen siidwestlich OT Breitenbuch, Kirchzell
- Bruchwald und Réhricht an der Paradeismuihle bei OT Rollfeld, Klingenberg a. Main
- Tal des Sulz-(Sodener-)Baches und des Leidersbaches, Sulzbach

- alter Hohlweg sudlich OT Génz, Weilbach

Die vorgenannten Flachen werden zur Verdeutlichung in der Karte ,,Landschaft und Erholung” als

73



Zu22.2

Zu2.3

Zu 2.3.1

Zu23.2

Zu3

zu 3.1

Zu3.1.1

Zu3.1.2

Zu3.1.3

Vorschlag zur Unterschutzstellung zeichnerisch erlauternd dargestellt.

Ordnungs- oder Pflegemalinahmen, die in Schutzverordnungen fir Naturschutzgebiete aufzunehmen
sind, sind z. B. Mallnahmen zur Beseitigung von Landschaftsschéden, zur Lenkung der Besucher, zur
Regelung des Bodenwasserhaushaltes sowie zur Sicherung der erforderlichen Gewasserglte und zur
ggf. erforderlichen Entkusselung, Mahd und zur Bewachung und zur Sicherung der Brutplatze fiir die
aus ornithologischen Griinden zu schiitzenden Gebiete.

Grundsatze zur Sicherung und Pflege von Landschaftsbestandteilen

Bei den Landschaftsbestandteilen, die nach Art. 12 Bayer. Naturschutzgesetz durch
Rechtsverordnung geschitzt werden kénnen, handelt es sich im wesentlichen um landschaftstypische
Hecken und Feldgehdlze im Vorspessart und an den Hangen des Spessarts und Odenwaldes sowie
um Abschnitte naturnaher Fliellgewasser mit angrenzenden Feuchtbereichen. Diese
Landschaftsbestandteile sind in den letzten Jahrzehnten in ihrer Verbreitung stark zuriickgegangen.
Die Bedeutung der Hecken, Feldgehdlze und Feuchtbereiche, die haufig extensiv oder gar nicht
bewirtschaftet werden, liegt im wesentlichen in ihrer eigenen Stabilitdt und der dadurch bedingten
Okologischen Ausgleichswirkung auf andere Nutzungssysteme. Aullerdem tragen diese
Landschaftsbestandteile zur strukturellen und visuellen Vielfalt der Landschaft bei.

Die wertvollsten derartigen Flachen, die in der Biotopkartierung erfaf3t und durch Nachkartierungen
erganzt wurden, sind bereits zur Unterschutzstellung als Naturschutzgebiete vorgeschlagen (s. 2.2).
Die duUbrigen zur Unterschutzstellung als Landschaftsbestandteil vorgeschlagenen Flachen
entsprechen zwar nicht den strengen Anforderungen des Art. 7 Bayer. Naturschutzgesetz, sind jedoch
fir den Naturhaushalt und das Landschaftsbild von groRer Bedeutung. Die Bereiche, die die
wesentlichen zu schitzenden Landschaftsbestandteile enthalten, werden in der Karte “Landschaft und
Erholung” erlauternd dargestellt.

Die Pflege der Landschaftsbestandteile wird sich in der Regel auf Malnahmen beschranken, die eine
ungestorte Sukzessionsentwicklung gewahrleisten. Nur in besonderen Faéllen, in denen
pflegebedirftige Pflanzen- oder Tiergemeinschaften erhalten werden sollen, wie z. B. ausgewahlte
Wiesen der Spessart- und Odenwaldtaler, missen bestimmte PflegemalRnahmen getroffen werden.

Gestaltungs- und PflegemaRnahmen
Grundsatze zur Grinordnung im Siedlungsbereich

Nach dem im Art. 2 Nr. 14 Bayer. Landesplanungsgesetz enthaltenen Raumordnungsgrundsatz soll
auf eine ausreichende Uberortliche Gliederung von Siedlungsgebieten durch Griin- und Freiflachen
hingewirkt werden. Die besondere Situation der Region Bayer. Untermain mit ihrer weit Uber dem
Landesdurchschnitt  liegenden  Bevdlkerungsdichte und der starken Belastung des
Landschaftsgefiiges im Verdichtungsraum Aschaffenburg begriindet insbesondere eine Ordnung im
Siedlungsbereich. Diese erfolgt durch die Erhaltung oder Schaffung von Freiflachen regionaler
Bedeutung (regionale Griinziige und Trenngrin).

In der Karte ,,Siedlung und Versorgung” sind die regionalen Griinziige und Trenngrinflachen
zeichnerisch erlauternd dargestellt. Weil der Regionalplan Griinziige und Trenngriin nur schematisch
darstellen kann, muf} eine detaillierte Festlegung der Nutzung dieser Flachen in Landschaftsplanen
bzw. Bauleitplanen erfolgen.

Freiflachen regionaler Bedeutung haben insbesondere in klimatischer und lufthygienischer Hinsicht
wichtige Funktionen als Frischluftschneisen, Sauerstoffproduzenten und fiir den Temperaturausgleich.
Auflerdem dienen sie der taglichen Erholung der Stadtbewohner und sichern die Verbindung
zwischen gréReren Siedlungseinheiten und der freien Landschaft. Sie sollen in der Erfillung dieser
Aufgaben gestarkt werden.

Ein besonderes Anliegen der Regionalplanung istdie Ordnung der Siedlungsentwicklung entlang der
flieRenden Gewasser. Im Maintal sowie vor allem in den Mainnebentdlern ist die Gefahr der
Talzerstérung besonders hoch, weil die Siedlungsentwicklung dazu neigt, den Talgrund weitgehend

74



Zu3.14

Zu 3.15

Zu3.1.6

Zu3.1.7

Zu 3.2

Zu 3.2.1

Zu3.2.2

Zu3.2.3

auszufilllen. Das Ziel soll dieser Gefahr entgegenwirken, ein natlrliches Gliederungselement im
Landschaftsgeflige aufgreifen, einen freien Luftaustausch im Talverlauf ermdglichen sowie von der
naturlichen Erholungseignung her besonders geeignete Naherholungsflachen bereitstellen.

Bei kunftiger Siedlungstatigkeit sollen die bildbestimmenden Landschaftsbestandteile mehr
bertcksichtigt, einbezogen und auch neu entwickelt werden. Auch stadtebauliche Mdéglichkeiten zur
Erhaltung oder Verbesserung des Landschaftsbildes sollten mehr genutzt werden.

In zusammenhangend bebauten Siedlungsflachen tragen eine Durchgrinurig und Auflockerung der
Bebauung durch Freiflachen zur Steigerung der Wohn- und Lebensqualitat bei. Neben der Sicherung
gréRerer Grunflachen als Grinbestande nach Art. 12 Bayer. Naturschutzgesetz kommt auch den
kleineren Flachen und sogar einzelnen Baumbestéanden Bedeutung zu. Dies gilt besonders fir die
Untermainebene sowie fiir die Ubrigen Gebiete stadtisch-industrieller Nutzung, in denen ein Mangel
an solchen Flachen offensichtlich ist.

Bei der raschen Siedlungsentwicklung der letzten Zeit ist vielfach der Ubergangsbereich von bebauter
Flache zur freien Landschaft vernachlassigt worden. Notwendige Umgrinungen sollten zur freien
Landschaft hin mit Gehdlzen der natlrlichen Wald- und Gebischgesellschaften erfolgen. Die
Festlegung geschieht in Grinordnungsplanen.

Durch die Lenkung der Siedlungsrichtung sollenwertvolle Landschaftsteile auRerhalb von
Schutzgebieten, die firr die Sicherung Okologischer Ausgleichsflachen von Uberértlicher Bedeutung
sind, vor Uberbauung verschont bleiben. Zu den wertvollen Landschaftsteilen auRerhalb der
Schutzgebiete zahlen z. B. naturschutzwiirdige Bereiche, visuell empfindliche Talbereiche, Hanglagen
sowie weithin sichtbare Kuppen.

Gestaltungs-, Pflege- und Sanierungsmalinahmen in der freien Landschaft

Nach dem LEP B 12.1 ,,soll das durch die natlrliche Oberflachengestalt und die Nutzung bestimmte
Landschaftsbild nicht nachteilig verandert und erforderlichenfalls durch eine ansprechende
Landschaftsgliederung und -gestalturig bereichert werden. Die durch friihere Bewirtschaftungsformen
gepragten Landschaftsteile, insbesondere Streuobstkulturen, Weinbergterrassen, Wacholderheiden. .
oder Wiesentaler, sollen moglichst erhalten und durch geeignete Pflegemallinahmen gesichert
werden”. In der Region Bayer. Untermain sind z. B. die Streuobst- und traditionellen Rehflachen sowie
die Grunlandflaichen in den Gewasserniederungen wesentliche Bestandteile der typischen
Landschaftsbilder, die oftmals aufgrund ihrer herausragenden Lage Teilrdume der Region pragen.
Diese Landschaftsteile bereichern das Landschaftsbild, gliedern die Landschaft in traditioneller Weise,
tragen mit ihrer Vielfaltigkeit zu einer héheren naturlichen Erholungseignung bei und dienen der
Einbindung der Siedlungsflachen in die Landschaft. Bereiche, in denen zur Erhaltung der typischen
Landschaftseigenart die bisherigen Nutzungen beibehalten werden sollten oder aus der
landwirtschaftlichen Nutzung ausgeschiedene bzw. ausscheidende Flachen offenzuhalten sind,
enthalt die Karte “Landschaft und Erholung” als zeichnerisch erlduternde Darstellung.

Vor allem die Wiesentéler im Spessart und Odenwald verleihen diesen waldreichen Mittelgebirgen ein
charakteristisches Geprage. In jingerer Zeit wurden diese Wiesentdler zum Teil aufgeforstet,
meistens mit Fichten. Gelegentlich wurden sie auch in Ackerflachen umgewandelt. Ein
grundsatzliches Aufforstungsverbot hilft mit, diese Entwicklung abzuschlieRen. Damit wird ein Beitrag
zur Erhaltung des Landschaftscharakters geleistet.

Landschaftsschaden sind z. B. planlose, ungeordnete Bebauung, insbesondere Wohn- und
Wochenendhauser, auch Dauercampingplatze, ohne planerische Konzeption (Bauleitplane), Raubbau
an Lagerstatten und nicht rekultivierte Entnahmestellen, weiterhin bei Gewassern schadliche
Veranderungen der Wasserbeschaffenheit, schadliche Veranderungen der Wasserstande und
Vegetationszerstorung.

Ungeordnete Bebauung flihrt zum Verlust des so zersiedelten Landschaftsraumes fiir zweckmafige
Nutzungsformen und zugleich meistens zu unglinstigen Veranderungen am Landschaftsbild und
Naturhaushalt. Die Flle der Uber die gesamte Region verstreuten eigengenutzten
Freizeitwohngelegenheiten verlangt nach einer Ordnung. Fur die kinftige Entwicklung von
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Freizeitwohngelegenheiten werden in B || 5 Raume unterschiedlicher Eignung fiir die Zulassigkeit der
Errichtung eigengenutzter Freizeitwohngelegenheiten bestimmt. In den sanierungsbedurftigen
Raumen kann mit Hilfe von Gestaltungs- oder Grinordnungsplanen sowie Einzelmalinahmen eine
Milderung oder Beseitigung der Landschaftsschaden erreicht werden.

Der Abbau von Gesteinen sowie Sand und Kies hat in vielen Teilen der Region das
Landschaftsgeflige durch grolen Flachenbedarf beeintrachtigt und stellenweise lberbeansprucht.
Deshalb mussen sowohl die aufgelassenen als auch in Betrieb befindlichen Abbauflachen Zug um
Zug entsprechend der Beendigung der Abbautatigkeit durch Rekultivierungen bzw. geeignete
landschaftspflegerische MalRnahmen wieder in die Landschaft eingefligt werden. Soweit abgebaute
Flachen nicht flr Siedlungszwecke bendtigt werden, sollte schwerpunktmafig rekultiviert werden mit
den Zielen Biotopentwicklung, land- oder forstwirtschaftliche Nutzung oder Erholungsnutzung. Neben
dieser schwerpunktmaflligen Verwendung bestimmt der zu erstellende Landschafts- oder
Gestaltungsplan, wie weit jeweils zusatzliche Flachen fir die Biotopentwicklung verwendet werden
sollen.

ZweckmaRig ist das Belassen einer ungestorten eigenen Entwicklung (Biotopentwicklung) bei
ausgebeuteten Abbauflachen, die sich als ausbauwlrdige Biotope erweisen. Vor allem bei
Aufschlissen, die offene, nahrstoffarme Gewasser zurlcklielen, empfiehlt sich eine ungestorte
eigene Entwicklung. Eine Rekultivierung mit dem Ziel land- oder forstwirtschaftlicher Nutzung bietet
sich an, wenn eine sinnvolle Einbeziehung der abgebauten Flache in die umgebenden
Wirtschaftsflachen erreicht werden kann. Grundwasserfreie, wieder verfillte Gruben, die somit
entweder hohengleich an das vorhandene Gelande anschliel3en oder dem natirlichen Relief
beispielsweise durch Ruickverlegung von Hangterrassen folgen, stellen derartige sinnvolle
Einbindungen in die Landschaft dar. Bei der Rekultivierung flr Erholungszwecke, insbesondere bei
geplanter Badenutzung, sollten eine Mindestflache von 3 bis 5 ha und eine Mindestwassertiefe von

3 m angestrebt werden.

Die Karte “Landschaft und Erholung* enthalt in zeichnerisch erlduternder Darstellung Symbole fir die
Sanierung von Landschaftsschaden bzw. Rekultivierungen, insbesondere fiir Vorrangflachen zur
Gewinnung von Bodenschatzen (vgl. B IV 2.1.3).

Als Flachen, die der natlrlichen Vegetationsentwicklung Uberlassen bleiben sollen, kommen vor allem
folgende Brachflachen in Frage:

- Flachen in Gebieten natirlicher und naturnaher Lebensgemeinschaften,

- Flachen, in denen auf Dauer eine landwirtschaftliche Nutzung unrentabel ist und deshalb eine
landwirtschaftliche Nutzung nicht mehr erfolgen kann

- Flachen, auf denen eine natirliche Sukzession mit einer hinreichenden Stabilitat bereits eingetreten
ist,

- Flachen in steileren Hanglagen, ausgenommen biologisch und klimatisch fir Weinbau geeignete
Lagen,

- Flachen in Waldrandbereichen, denen ein naturlicher Abschluf? aus Strauchern fehlt.

Als Flachen, die durch Pflegemalinahmen oder Landbewirtschaftung zur Erhaltung eines gepflegten
Landschaftsbildes offengehalten werden sollen, kommen vor allem folgende Brachflachen in Frage:

- Flachen in Bereichen mit besonderer Bedeutung flir die Erholung,
- Flachen in Bereichen mit besonderer Bedeutung fur das traditionelle Landschaftsbild.

Zur Aufforstung von Brachflachen kommen vor allem folgende Flachen in Betracht:

- Flachen in waldarmen Bereichen, in denen Wald wegen seiner Schutzfunktion (Klima- und
Immissionsschutz) notwendig ist,

- Flachen in Bereichen mit weitrdumigen Landschaftsveranderungen,in denen sich zur Bewaldung
Flachen anbieten, z. B. bei Flurbereinigungen, StraBenbauten, Rekultivierungen von Abbauflachen
und Miillablagerungen.

Die zu erstellenden Fachplane haben im einzelnen zu konkretisieren, welche MaRnahme fiir die

76



Zu3.2.5

Zu3.2.6

Zu3.2.7

Zu3.2.8

Zu 3.2.9

Zu4

Zull
Zu 1

Zu 1.1

Zu1.2

Behandlung der Brachflachen vorzuschlagen ist und wie die fraglichen Flachen abzugrenzen sind.
Brachbereiche, fur die die naturliche Vegetationsentwicklung bzw. das Offenhalten fir aus der
landwirtschaftlichen Nutzung ausgeschiedene bzw. ausscheidende Flachen beispielhaft
vorgeschlagen wird, sind in der Karte “Landschaft und Erholung” als zeichnerisch erlduternde
Darstellung gekennzeichnet.

Geholzpflanzungen erganzen den verschwindend geringen Bestand an o©kologischen
Ausgleichsflachen in den agrarisch intensiv genutzten Raumen und stellen unentbehrliche
Zufluchtsorte fur die Flora und Fauna dar.

Die Hang- und Steillagen des Spessarts und Odenwaldes, insbesondere die Maintalhdnge von
Obernburg a. Main mainaufwarts bis zur Regionsgrenze sowie die Talauen der Mainnebengewasser,
sind grundsatzlich o6kologisch hochwertige Zonen. lhre Schonung beim Strallenbau und bei
MafRnahmen der Ver- und Entsorgung ist, soweit moglich, erforderlich. Ein landschaftsgerechter
Leitungsbau kann z . 8. durch Bindelung mit vorhandenen Leitungen oder Wahl von
Trassenfuihrungen erfolgen, die das Landschaftsbild am wenigsten beeintrachtigen, etwa
Leitungsverlauf unterhalb von Waldflachen an Hangen.

Altwasser und Buhnenfelder des Mains haben dieFunktion 6kologischer Regenerationsflachen. Sie
verstarken die Selbstreinigungskraft des Flusses und bieten auch bei zunehmender Beanspruchung
des Gewassers als Schiffahrtsstralie Stillwassergebiete fur die FluRfischerei.

Um den 6kologischen Wert der zu erhaltenden Feuchtbereiche in der Region zu bewahren, missen
die entsprechenden Gewasserabschnitte, wie z. B. das obere Kahltal, das Mdmling- und Mudtal,
moglichst in ihrem naturnahen Zustand belassen bleiben und Eingriffe in den Wasserhaushalt der
unmittelbar angrenzenden Feuchtbereiche vermieden werden.

Erholungssuchende haben einen Anspruch auf freien Zugang zum Wasser. Der Zugang zum Wasser
sollte mdéglichst verbessert werden.

Landschaftliche Folgeplanungen

Nach Meinung des Regionalen Planungsverbandes haben (iber die Notwendigkeit von Landschafts-
plénen fiir einzelne Gemeinden die Genehmigungsbehérden zu entscheiden. Eine Benennung von
Gemeinden, fiir die Landschaftspldne aus regionaler Sicht fiir erforderlich gehalten werden, erlibrigt
sich daher. *

Siedlungswesen
Siedlungsleitbild

Ahnlich wie in wirtschaftlichen Bereichen wird auch im Siedlungswesen eine fortschreitende
Aufgabenteilung, verbunden mit einer Spezialisierung und Leistungssteigerung, erfolgen. Dabei sollen
die einzelnen Gemeinden die Aufgaben erfillen, fir die sie die besten Voraussetzungen (z. B.
hinsichtlich der vorhandenen Standortbedingungen, der Verkehrslage) aufweisen. Das
Verkehrsaufkommen soll durch kiirzere Pendlerwege moglichst gering gehalten werden.

Durch eine gute Zuordnung der unterschiedlichen Nutzungsbereiche wird der wirtschaftliche Aufwand
fur ErschlieBungsmalnahmen verringert.

Durch Zuordnung und Konzentration der Siedlungsgebiete wird der Verbrauch von Boden und
Landschaft auf ein Mindestmal} reduziert.

Der Verdichtungsraum Aschaffenburg bietet aufgrund der wirtschaftlichen Gegebenheiten, der

Ausstattung mit Versorgungseinrichtungen sowie der dbrigen Infrastruktur innerhalb der Region
glinstige Standortvoraussetzungen fir die Siedlungstatigkeit.
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Dabei ist jedoch zu berlcksichtigen, daR der Naturhaushalt und das Landschaftsbild trotz erheblicher
Leistungen vieler Betriebe auf dem Gebiete des Immissionsschutzes teilweise durch
umweltbelastende Industrie- und Gewerbebetriebe, durch das Verkehrswegenetz und durch die einen
hohen Flachenanteil stark beanspruchende Siedlungstatigkeit gefahrdet ist.

Eine weitere verstarkte Siedlungsentwicklung erfordert daher ein klares Ordnungskonzept fir den
Verdichtungsraum Aschaffenburg.

Waldungen und Wasserflaichen im Verdichtungsraum Aschaffenburg kommen fir die Erholung
besonders in Betracht. Eine Beeintrachtigung durch die Siedlungstatigkeit soll moglichst vermieden
werden. Eine Einbindung durch Landschaftsplane und Grinordnungsplane soll zur Erhaltung dieser
fur die stadtnahe Erholung notwendigen Bereiche beitragen.

Im Gebiet der Naturparke und in den Fremdenverkehrsgebieten, in denen fir die weitere Entwicklung
dem Wirtschaftsbereich Fremdenverkehr wesentliche Bedeutung zukommt, ist es erforderlich, die
Belange des Fremdenverkehrs und des Naturschutzes bei der weiteren Siedlungstatigkeit zu
berlcksichtigen, um dadurch eine Beeintrachtigung des “natlrlichen Kapitals” der Region zu
vermeiden.

Um eine weitere flachenhafte Ausdehnung der Siedlungsentwicklung innerhalb des
Verdichtungsraums zu verhindern, bedarf es eines von der Kernstadt Aschaffenburg ausgehenden
sternformigen Siedlungskonzepts mit punktueller Konzentration auf die zentralen Orte und anderen
geeigneten Gemeinden im Zuge der Entwicklungsachsen.

Dabei soll die Siedlungstatigkeit in den im Ziel genannten Schwerpunkten zur Verbesserung einer
zentralortlichen Versorgung der Region beitragen und die Funktionsféhigkeit dieser zentralen Orte
starken.

Die Gemeinden, in denen eine Uber die organische Entwicklung hinausgehende Siedlungstatigkeit im
Wohnsiedlungsbereich im Sinne von LEP B Il 1.4 mdglich ist, sind aufgrund ihrer GroRRe, Struktur,
Ausstattung mit Infrastruktur sowie ihrer natlrlichen Gegebenheiten und ihrer Lage im Raum
besonders geeignet, einer solchen Entwicklung Rechnung zu tragen.

- Die Infrastruktur zur Deckung des ortlichen
Grundbedarfs ist in ausreichendem Malle vorhanden.

- Sie liegen an einer Bahnlinie oder an einer Buslinie des 6ffentlichen Personennahverkehrs im
regionalen Verkehrsnetz mit guter Erreichbarkeit der Arbeitsplatze und mit guter Anbindung an die
Uberregionalen Verkehrslinien.

- Naherholungsgebiete sind in guter Erreichbarkeit vorhanden.

- Biologische Klaranlagen mit Kanal zu leistungsfahigen Vorflutern sind in der Regel vorhanden oder
geplant.

- Zur Erweiterung des Siedlungsgebietes sind ausreichende Flachenreserven vorhanden.

Die Gemeinden, in denen eine Uber die organische Entwicklung hinausgehende Siedlungstatigkeit im
industriell-gewerblichen Siedlungsbereich im Sinne von LEP B Il 1.4 mdglich ist, sind aufgrund ihrer
GroRe, Struktur, Ausstattung mit Infrastruktur sowie ihrer nattrlichen Gegebenheiten und ihrer Lage
im Raum besonders geeignet, einer solchen Entwicklung Rechnung zu tragen.

- Sie sind liber das regionale Verkehrsnetz von den Wohnsiedlungsstandorten gut erreichbar.

- Sie verfiigen Uber gute Anbindungen an das Uberregionale Verkehrsnetz wie Bundesbahn,
Bundesautobahn oder Bundesstralie.

- Biologische Klaranlagen mit Kanal zu leistungsfahigen Vorflutern sind in der Regel vorhanden
oder geplant.

- Zur Erweiterung der Industrie- oder Gewerbegebiete sind ausreichende Flachenreserven
vorhanden.

In den Gemeinden mit organischer Entwicklung im Sinne von LEP B Il 1.3 soll die kinftige
Siedlungsentwicklung dem ortlichen Bedarf angepal3t werden.
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Zusatzliche Flachenausweisungen sollen sich am Bedarf der ortsansassigen Bevdlkerung orientieren
und auch eine nicht unverhaltnismaRige Zuwanderung ermdglichen. Dies gilt sowohl im Wohnsied-
lungsbereich als auch im gewerblichen Siedlungsbereich.

MaBnahmen zur Verhinderung der Zersiedlung

Die Intensitat der Siedlungstatigkeit und ihre Auswirkung auf die Landschaft erfordert zunehmend, die
Bebauung besonderen Regelungen zum Schutz der Landschaft zu unterwerfen, wie sie bereits in den
Zielen der Raumordnung und Landesplanung, fachgesetzlichen  Vorschriften  und
Vollzugsbestimmungen enthalten sind.

Durch ungeordnete bauliche MaRnahmen werden die natlrlichen Lebensgrundlagen in Rdumen mit
starker Erholungsnutzung und in anderen landschaftlich besonders schiitzenswerten Bereichen der
Region zunehmend geféhrdet. Der Schutz der land- und forstwirtschaftlichen Flachen vor einer
unwiderruflichen Verbauung ist in dieser Region mit ihrem relativ geringen Anteil an ertragreichen
Nutzflachen von besonderer Bedeutung.

Die landschaftlich reizvollen Taler des Spessarts und Vorspessarts sowie das Maintal sind aufgrund
der historisch gewachsenen Siedlungsstruktur besonders gefahrdet. Sie sind in der Regel Rdume mit
starker Erholungsnutzung und stehen schon deshalb unter einem starken Siedlungsdruck. Dabei
besteht die Gefahr, da® die Siedlungseinheiten zu einer durchgehenden bandartigen Bebauung
verschmelzen. Bei der Siedlungstatigkeit in den Talern ist stets mit der landschaftlichen
Schutzbedirftigkeit an exponierten Hanglagen und mit den landwirtschaftlichen Erfordernissen in den
Tallagen abzuwéagen.

Vor allem in den Entwicklungsachsen soll durch diese Zielvorgabe eine bandartige,
zusammenhangende Siedlungsstruktur vermieden werden.

Der Wohnwert soll durch gute lufthygienische Bedingungen, durch Begrinung und durch die
Schaffung von Zugangen zu den angrenzenden Naherholungsgebieten verbessert werden.

Die Gemeinden sind gehalten, durch bauleitplanerische Maflnahmen die Voraussetzungen zu
schaffen, dal® die notwendigen Griin- und Freiflachen rechtlich fixiert und ortsplanerisch eingebunden
werden.

Durch die Ausweisung geschlossener Siedlungsgebiete im Rahmen der Bauleitplanung kann eine
Zersiedlung der Landschaft durch Einzelbauvorhaben und Splittersiedlungen vermieden werden. Eine
verstarkte Siedlungstatigkeit besonders im Umland zentraler Orte und im Verdichtungsraum férdert
haufig eine Zersiedlung. Demgegenuber sind die R&ume mit starker Erholungsnutzung und
landschaftlich besonders schiitzenswerte Bereiche durch MaRnahmen flr Freizeitwohngelegenheiten
gefahrdet.

Die Gliederung der Siedlungseinheiten in Uberschaubare GréRenordnungen tragt wesentlich zur
Verbesserung des Wohnumfeldes bei. Historisch gewachsene Ortskerne kdnnen durch eine klare
Abgrenzung von Neubaugebieten in ihrer unverwechselbaren Gestalt erhalten werden. Die neuen
geschlossenen Siedlungsgebiete sollen sich im Mafistab von Bauform und Bauvolumen an das
bestehende Siedlungsgeflige anpassen.

In Gemeinden, deren Siedlungstatigkeit der organischen Entwicklung anzupassen ist, sollte eine
Schwerpunktbildung angestrebt werden, wobei in der Regel der Hauptort Schwerpunkt der
Siedlungstatigkeit sein sollte, um eine Zersplitterung der Siedlungsvorhaben und eine Zersiedlung der
Landschaft zu vermeiden. Dabei steht die Konzentration der Siedlungsentwicklung auf eine
leistungsfahige Infrastruktur im Vordergrund.

Wohnungsbau
Durch eine glinstige raumliche Zuordnung der Wohnsiedlungen zu den Arbeitsplatzen und den
Raumen mit starker Erholungsnutzung werden die Attraktivitdt und die Qualitat der Wohnsiedlungen

fir die Bewohner gesteigert und verbessert. Gleichzeitig kann damit eine Verminderung der
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innerregionalen Pendlerbewegungen erreicht und zur Entlastung der Verkehrseinrichtungen
beigetragen werden. Dies gilt sowohl fir den Individualverkehr als auch fir den offentlichen
Personennahverkehr.

Ein verstarkter Ausbau der Infrastruktur des Wohnumfeldes tragt dazu bei, die Qualitat der
Wohngebiete zu erhéhen. Dies gilt insbesondere in den Neubaugebieten am Rande der zentralen
Orte mittlerer und hoéherer Stufen. Hier fehlen in der Regel fir einen langeren Zeitraum Einrichtungen
der Grundversorgung sowie notwendige Anbindungen an den o6ffentlichen Personennahverkehr. Bei
Neuplanungen sollen derartige Einrichtungen frihzeitig verwirklicht werden.

Bei der Zuordnung der verschiedenen Nutzungsbereiche sind landschaftliche Gegebenheiten
besonders zu beriicksichtigen, wobei die planerische Unterstiitzung durch Landschaftsplane und
Grunordnungsplane verstarkt herangezogen werden sollte. Damit werden rechtzeitig Weichen zur
Eingrinung der Baugebiete gestellt, die Qualitdt des Wohnumfeldes fiir die Bewohner gesteigert.

Die durchschnittliche Siedlungsdichte in den Wohnbaugebieten, selbst in den zentralen Orten der
mittleren und hoheren Stufe, liegt zwischen 40 und 50 Einwohnern pro Hektar. Ursache dieser
niedrigen Siedlungsdichte ist, dal® bei der Ausweisung gerade von Wohnbaugebieten grof3e Flachen
in Anspruch genommen wurden. Aufierdem wurde eine Expansion der Siedlungstatigkeit in die freie
Landschaft herbeigefiihrt. Im landlichen Bereich konnte diese Entwicklung noch verkraftet werden.
Gerade im Umfeld der hdherrangigen zentralen Orte flhrte dies jedoch haufig zum
Zusammenwachsen mit Nachbargemeinden und daraus resultierend zu einem in der Regel
ungegliederten Siedlungsgebiet. Bei konzentrierter Bebauung, d. h. einer héheren Siedlungsdichte in
bestimmten Bereichen, kdnnten solche Tendenzen gemildert werden. Wohnbaugebiete wirden zu
-Wohngebietsinseln” in einer gegliederten Siedlungslandschaft.

Eine Steigerung der Siedlungsdichte jedoch bedeutet nicht automatisch GeschoRwohnungsbau,
sondern kann sehr wohl verdichteter Einfamilienhausbau bedeuten oder eine gesunde Mischung von
GescholRwohnungsbau und verdichtetem Einfamilienhausbau. Mit solchen MafRnahmen wére eine
héhere Ausnutzung der Wohnbaugebiete in diesen Bereichen moglich.

In der Region gibt es eine erhebliche Anzahl individueller Wohnungsnotstande, insbesondere bei den
Problemgruppen kinderreiche Familien, alte Leute und junge Ehepaare, deren Versorgung mit
angemessenem Wohnraum mit Vorrang zu férdern ist.

Die kunftige Foérderung im Rahmen des sozialen Wohnungsbaues soll bedarfsgerecht und
schwerpunktmaRig mit dem Ziel der Eigentumsbildung verfolgt werden.

Das standig steigende Verkehrsaufkommen verstarkt die Larmbelastigung in den Wohnbereichen in
unmittelbarer Nahe der stark frequentierten Verkehrsadern. Nur durch umfangreiche, teure
Larmschutzmalnahmen ist eine Beeintrachtigung der Wohnqualitédt der Wohnbaugebiete nachtraglich
zu verringern. Durch Umleitung der Verkehrsstrome auf leistungsfahige StralRen auRerhalb der
Wohngebiete kénnen verkehrsberuhigte Zonen innerhalb der Wohngebiete entstehen, damit kann die
Wohnqualitat verbessert werden. Schutzabstande zu emittierenden Industrie- und Gewerbebetrieben
kénnen nachteilige Beeinflussungen auf Wohnbaugebiete verhindern und auch so zu einer
Verbesserung der Wohnqualitat in diesen Bereichen beitragen. Diese Probleme bestehen besonders
in den dichter besiedelten TeilrdAumen der Region, die im Ziel genannt sind.

Gewerbliches Siedlungswesen

Die Ausweisung von Industrie- und Gewerbeflachen kann erhebliche Belastigungen und
Gefahrdungen fiir die angrenzenden Wohnbaugebiete mit sich bringen. Selbst Siedlungsbereiche in
gréRerem Abstand kénnen von diesen Auswirkungen nachhaltig betroffen werden. Aus diesen
Griinden soll bei der Standortwahl von Industrie- und Gewerbeflachen die jeweilige Hauptwindrichtung
zur Vermeidung von Immissionen in benachbarten Wohngebieten besonders beriicksichtigt werden.
Dies gilt besonders fur die im Ziel genannten Talrdume.

Aufgrund der verstarkten Siedlungstatigkeit sowohl im Wohnsiedlungsbereich als auch im
gewerblichen Siedlungsbereich im Verdichtungsraum Aschaffenburg wird als Basis einer weiteren

80



Zu4.3

Zu4.4

Zu 5

Zu 5.1

Zu 5.2

Siedlungstatigkeit ein klares Ordnungskonzept gefordert. Dabei ist eine klare funktionale Trennung
unterschiedlicher Nutzungsbereiche unbedingt erforderlich. Als notwendige Auflockerungs- und
Trennbereiche bieten sich Grinziige zwischen den Gebieten unterschiedlicher Funktionen und
Grinanlagen offentlicher oder privater Natur zur inneren Gliederung der einzelnen Gebiete an.

Zur Konzentration von Industrie- und Gewerbegebieten eignen sich vor allem die zentralen Orte. Die
hier vorhandenen Infrastruktureinrichtungen koénnen besser und intensiver von einem gréf3eren
Personenkreis genutzt werden. Damit verbundene Standortvorteile tragen dazu bei, Anreize und
Impulse zur Ansiedlung neuer Betriebe zu geben und bestehenden Betrieben eine Expansion zu
ermoglichen.

Durch die angestrebte Aussiedlung von Betrieben aus den Kernbereichen der Siedlungen kann Platz
fur andere Nutzungen wie Handel und Dienstleistungen geschaffen und zur Minderung der
Immissionsbelastungen in Kerngebieten beigetragen werden. Dies betrifft insbesondere die zentralen
Orte mit ihren bauhistorisch gepragten Ortskernen.

EinzelhandelsgroBprojekte dienen vielfach zur Uberértlichen Versorgung mit Waren und
Dienstleistungen und bendtigen einen groRen Einzugsbereich. In den zentralen Orten, ab
Unterzentrum aufwarts, ist in der Regel bereits ein tragfahiger Einzugsbereich gegeben. Die
Erreichbarkeit durch offentliche Personennahverkehrsmittel erleichtert die Nutzung solcher Anlagen.
Bei der Beurteilung solcher Objekte ist daher ein angemessenes Verhaltnis zur Gréle des Standortes
und seines Vet-flechtungsbereiches besonders zu berlcksichtigen. In kleineren Orten wirden
derartige Einrichtungen die Existenz des Einzelhandels gefahrden (s. hierzu auch B IV 2.4.4).

Hinweise zur Beurteilung von EinzelhandelsgroRprojekten in der Landesplanung und der
Bauleitplanung, insbesondere Hinweise zur Notwendigkeit von Raumordnungsverfahren, enthalt die
Gemeinsame Bekanntmachung der Bayer. Staatsministerien fir Landesentwicklung und
Umweltfragen, Wirtschaft und Verkehr sowie des Innern vom 30. 09. 1980.

Freizeitwohngelegenheiten

Touristisch genutzte Freizeitwohngelegenheiten gemal LEP B Il 5.1 werden iberwiegend auf Dauer
von einem wechselnden Personenkreis flir Erholungszwecke genutzt.

In der Region ist der Bestand an touristisch genutzten Freizeitwohngelegenheiten relativ gering. Eine
Erweiterung des Angebots dient zur Differenzierung des Fremdenbettenangebotes und tragt aufgrund
der preislichen Vorteile und der Moglichkeiten zu individueller Urlaubsgestaltung den spezifischen
Bedurfnissen der Erholungssuchenden Rechnung.

Fir die Errichtung touristisch genutzter Freizeitwohngelegenheiten bieten sich vor allem die im Ziel
genannten Gemeinden an, deren vorhandene oder geplante Fremdenverkehrs- und
Versorgungsinfrastruktur eine weitere Entwicklung des Fremdenverkehrs erwarten 1aft oder
ermoglichen soll. Diese Entwicklung kann durch die Ausweisung entsprechender Sonderbaugebiete
positiv beeinfluBt werden, Die bestehenden Fremdenverkehrsinfrastruktureinrichtungen kénnen von
einem grofReren, wechselnden Personenkreis genutzt werden, und geplante Einrichtungen sind
aufgrund einer gréReren Nachfrage leichter zu realisieren.

Entsprechende Vorhaben missen jedoch hinsichtlich der baulichen Gestaltung und der Einbindung in
die Landschaft besondere Anforderungen erfiilllen. Im Rahmen der Bauleitplanung in Verbindung mit
Grinordnungsplanen kénnen befriedigende Lésungen erbracht werden.

Eigengenutzte Freizeitwohngelegenheiten gemall LEP B Il 5.2 sind insbesondere Zweitwohnungen
und Zweithduser sowie Wochenendhauser.

In der Region sind vor allem die Raume mit starker Erholungsnutzung beliebte Bereiche zur
Errichtung eigengenutzter Freizeitwohngelegenheiten. Solche Vorhaben sollen weder in landschaftlich
besonders schiitzenswerten Bereichen noch in den von Erholungsnutzung bereits jetzt stark
belasteten Raumen in grélRerem Umfang errichtet werden. Deshalb werden Teilrdume benannt, in
denen die Zulassigkeit der Errichtung eigengenutzter Freizeitwohngelegenheiten aus
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regionalplanerischer Sicht unterschiedlich beurteilt wird.

Damit soll einer Uberlastung bzw. Zersiedlung der Landschaft durch eigengenutzte
Freizeitwohngelegenheiten vorgebeugt und einer Beeintrachtigung der Ortsbilder kleinerer
Siedlungseinheiten entgegengewirkt werden. In der Karte .Freizeitwohngelegenheiten” sind diese
Raume dargestellt.

In den im Ziel genannten Raumen kommen die Errichtung von GroBbauvorhaben und die Ausweisung
von Sonderbauflachen, die ausschliellich oder Uberwiegend einer Nutzung fir eigengenutzte
Freizeitwohngelegenheiten dienen sollen, nicht in Betracht.

Diese Raume sind sowohl landschaftlich besonders schitzenswert als auch bereits jetzt in
Teilbereichen durch Erholungsnutzung stark belastet.

In den im Ziel genannten Raumen kommen die Errichtung von GroBbauvorhaben und die Ausweisung
von Sonderbauflachen, die ausschlieRlich oder Uberwiegend flir die Errichtung eigengenutzter
Freizeitwohngelegenheiten bestimmt sind oder nach den Umstanden eine solche Nutzung erwarten
lassen, mit Einschrankungen in Betracht.

Diese Raume sind landschaftlich schitzenswert, jedoch in weiten Teilen durch Erholungsnutzung
nicht Ubermafig belastet.

In den im Ziel genannten Raumen ist es aus regionalplanerischen Gesichtspunkten grundsatzlich
nicht erforderlich, die Errichtung Uberwiegend eigengenutzter Freizeitwohngelegenheiten
einzuschranken.

Camping

In der Region ist der Anteil von Campingplatzen, die zum lberwiegenden Teil touristisch genutzt
werden (s. LEP B Il 5.1), relativ gering (s. Karte ,Campingplatze”). Um dem vorhandenen Bedarf
Rechnung zu tragen, erscheint es notwendig, diesen Mangel auszugleichen.

Touristisch genutzte Campingplatze sollen schwerpunktmafig auf solche Gemeinden konzentriert
werden, deren vorhandene oder geplante Fremdenverkehrs- und Versorgungsinfrastruktur eine
weitere Entwicklung des Fremdenverkehrs erwarten 1alRt oder ermdglichen soll. Diese Entwicklung
kann durch die Ausweisung entsprechender Flachen positiv beeinflut werden. Die vorhandenen oder
noch zu schaffenden Freizeit- und Erholungseinrichtungen kénnen einem grof3eren, wechselnden
Personenkreis zugangig gemacht werden, so daf} ein héherer Ausnutzungsgrad erreicht wird.

Die Gemeinden sollten im Rahmen der Bauleitplanung darauf dringen, auch bei bereits bestehenden
und vor allem bei neu zu erstellenden Campingplatzen eine Neugliederung mit Schwerpunkt auf
touristisch zu nutzende Stellplatze zu erreichen. Dabei ist den Belangen des Naturschutzes und der
Landschaftspflege Rechnung zu tragen. Grundsatzlich ist eine Einbindung durch Griinordnungsplane
in die Landschaft zu gewahrleisten.

Der Bedarf an Campingplatzen mit einem Uberwiegenden Anteil von langerfristig zu nutzenden
Standplatzen gemals LEP B Il 5.2 ist in der Region weitestgehend gedeckt. Diese Art von
Campingplatzen soll auRerhalb von Raumen mit starker Erholungsnutzung und in Bereichen mit
geringer Siedlungstatigkeit untergebracht werden. Um einer weiteren Belastung vor allem des
Maintales vorzubeugen, sind hier neue Campingplatze nicht zu errichten. Bereits bestehende
Campingplatze sollen bei Bedarf ausgebaut werden. Dabei ist im Rahmen der Bauleitplanung eine
Neugliederung vorzunehmen.

Durch Grinordnungsplane sollen die Gemeinden auf eine landschaftsbetonte und naturgerechte
Einbindung in die vorhandenen Gegebenheiten EinfluR nehmen. In Einzelfallen sind nicht genehmigte
Anlagen zu entfernen oder mittels bauleitplanerischer MalRnahmen rechtlich zu sichern.

Stadtebauliche Entwicklungs- und SanierungsmaBnahmen und Dorferneuerung
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In der Region werden stadtebauliche Sanierungs- und Entwicklungsmal3nahmen im Sinne des
Stadtebauférderungsgesetzes in Mémbris, Schdéllkrippen, Elsenfeld, Aschaffenburg, Miltenberg und
Obernburg a. Main durchgefiihrt.

In Alzenau i. UFr. wird eine Sanierungsmafinahme als Studien- und Modellvorhaben durchgefihrt. In
Schneeberg, Grollheubach und in Aschaffenburg wurden Modernisierungszonen festgelegt.

Durch diese Mallnahmen werden vor allem Mangel bei den Wohn- und Arbeitsstatten, bei der
Infrastrukturversorgung und bei der innerdrtlichen VerkehrserschlieBung beseitigt. Durch solche
stadtebaulichen Sanierungsmallnahmen sollen die zentralortliche Funktion gestarkt und auch die
infrastrukturelle Versorgung des dazugehdérigen Verflechtungsbereiches verbessert werden.

Hauptgegenstand einer kiinftigen aktiven Wohnungsbestandspolitik wird die Modernisierung
Uberalterten und in seinem Wohnwert stark abgesunkenen Wohnungsbestandes sein missen. Dazu
bedarf es eines erheblichen Einsatzes offentlicher Mittel, um die Altbauwohnungen neuzeitlichen
Wohnbediirfnissen anzupassen und die Stadtkerne vor weiterer Auszehrung zu bewahren. Durch
solche Maflnahmen kann einer starkeren Abwanderung der Wohnbevdlkerung aus diesen Bereichen
in die Randgemeinden entgegengewirkt und die Attraktivitat durch die Verbesserung der Wohnqualitat
der Kerngebiete und Kernrandgebiete gesteigert werden.

SanierungsmalRnahmen in Altstadten und Ortskernen mussen besondere Ricksicht darauf nehmen,
dal sie durch geeignete Funktionen die dauernde Erhaltung historisch wertvoller Bausubstanz
ermoglichen und sie wieder mit Leben erflllen.

Einer stadtebaulichen Sanierung zentraler Orte kommt besondere Bedeutung zu, da diese ihren
Aufgaben fir den von ihnen zu versorgenden Verflechtungsbereich haufig wegen bestehender
stadtebaulicher Mangel nur unzureichend gerecht werden kdénnen. Die zu erwartende Starkung der
zentraldrtlichen Funktion ist daher bei der Auswahl der Sanierungsmafnahmen in die Uberlegungen
besonders mit einzubeziehen und zu berucksichtigen. Die Verbesserung der Lebensbedingungen im
landliehen Raum kann durch stadtebauliche Sanierungsmaflinahmen der zentralen Orte geférdert
werden.

Ein wichtiges neues Instrument flr die Dorferneuerung ist das erst im Januar 1982 aufgelegte bayer.
Dorferneuerungsprogramm;  durch  MaBnahmen nach diesem Programm sollen die
Lebensverhaltnisse in [Andlichen Gemeinden verbessert werden.

Schutz und Pflege der Baudenkmaler

Aus der Sicht des Denkmalschutzes verdienen Gruppen von Baudenkmalern (Ensembles) immer
gréReres Interesse, da sie in ihrer Gesamtheit die historische, stadtebauliche und kiinstlerische
Bedeutung von Ortsbildern und Landschaftsteilen bestimmen. Die umfassende Bestandsaufnahme
mit Aufzeichnungen und Beschreibungen in der Denkmalliste ist Voraussetzung dafur, daR die
Baudenkmaler der Region fiir die Zukunft gesichert und erhalten werden.

Zur Erhaltung der Attraktivitat historisch gewachsener Ortskerne kommt aus regionalplanerischer
Sicht dem Ausbau der zentralen Einrichtungen und damit der infrastrukturellen Voraussetzung eine
besondere Bedeutung zu. Beste Voraussetzung zur dauernden Erhaltung historischer Baudenkmaler
ist, sie einer sinnvollen Nutzung zuzufiihren. Vielfach sind die stadtebaulich erhaltenswerten Altstadte
dadurch gefahrdet, dal® sich das wirtschaftliche Leben in neue Stadtteile verlagert hat und die
Funktion des alten Zentrums damit verlorenging. Es bedarf deshalb besonderer MaRnahmen, die
Altstéddte und Ortskerne mit Funktionen auszustatten, die einerseits ihre Sanierung und Nutzbarkeit
und andererseits die Schonung ihres historisch wertvollen und erhaltungswiirdigen Baubestandes
ermoglichen.

Die Region verflgt Uber einen reichen Schatz an Denkmalern der Kunst und Geschichte. Ziel des
Denkmalschutzes in der Region ist, die Zerstdrung einer historisch gewachsenen Bausubstanz zu
verhindern und dadurch ein wichtiges Lebenselement menschlicher Gemeinschaft zu sichern und zu
erhalten. Dabei geht es vor allem um die Integration der Baudenkmaler in das Leben von heute und
nicht nur um eine reine Konservierung.
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Schon bei der Planung ist auf eine sinnvolle Nutzung bestehender oder ungentgend genutzter
Baudenkmaler hinzuarbeiten.

Im Rahmen der Durchfiihrung raumbedeutsamer Planungen und MaRnahmen bedarf es aus der Sicht
der Regionalplanung einer rechtzeitigen Einbeziehung der Belange der Denkmalpflege. Bei der
Verdichtung von Wohn- und Arbeitsstatten, der Trassierung fur Projekte der Bandinfrastruktur oder bei
der Uberpriifung von Standorten muR immer deren spatere Erweiterung in Rechnung gestellt und die
Auswirkung auf die denkmalschutzwirdige Bausubstanz beachtet werden. Bei der Abwagung im
Konfliktfall sind die Unvermehrbarkeit historischer Baudenkmaler und die regelmafllig gegebene
Unwiderruflichkeit der Eingriffe zu berticksichtigen.

Von grofiraumig raumbedeutsamen Planungen und Malnahmen werden erfahrungsgemall ganze
Siedlungseinheiten erfa®t. Durch die Erhaltung, Pflege und den Schutz der Baudenkmaler und der
schutzenswerten Ortsbilder soll die Attraktivitdt auch des landlichen Raumes nachhaltig gestarkt
werden.

Der zunehmende Freizeitwert der Region wird auch durch Baudenkmaler im besiedelten Raum wie
auch aulerhalb der Ortslagen mit ihrem kulturellen und historischen Reichtum bestimmt. Damit
werden Anziehungspunkte geschaffen und erhalten, die ihren Wert nicht nur im Bereich des
Fremdenverkehrs und der Naherholung finden, sondern auch die Bedeutung des landlichen Raumes
aus der Sicht seiner Bevolkerung zu steigern vermogen.

Durch den Strukturwandel der Landwirtschaft und den Verlust regionstypischer Uberlieferungen bei
der landschaftsgebundenen Bauweise sind Siedlungen im landlichen Raum und landschaftstypische
Ortsbilder, die zwar nicht als “stéddtebauliche Ensembles” im Sinne des Denkmalschutzgesetzes
angesprochen werden kdnnen, aber dennoch hochwertige Zeugen historischer Baukultur sind, heute
besonders erhaltenswert. Durch die Ubernahme stadtischer Baumaterialien und Bauweisen und
Vernachlassigung der Einbindung in das Landschafts- und Ortsbild schreitet der Verlust der Eigenart
und des Eigenwertes landlicher Siedlungen immer starker fort. Durch die Erhaltung der
landschaftstypischen Ortsbilder und Bauweisen wird fiir die Schonheit und Vielfalt des
Landschaftsbildes ein wertvoller Beitrag geliefert.

Die historischen Ortslagen als Ganzes sollten den Bezugsrahmen fir die Einzelbaudenkmaler
darstellen.

Sie zeigen die Abhangigkeit historischer Ortsgriindungen von topographischen, klimatischen und
sozialen Gegebenheiten auf. Sie dokumentieren regionaltradierte Handwerks- und Bauformen sowie
deren Herkunft von naturrdumlichen Voraussetzungen und verfligbaren Materialien, Uberlieferten
Verarbeitungstechniken und deren kulturspezifischen Ausformungen.

Land- und Forstwirtschaft
Landwirtschaft

Die Region Bayer. Untermain ist durch einen ungewdhnlich hohen Waldanteil an der
Gesamtwirtschaftsfliche gekennzeichnet (54,4% gegenuber 38,1% in Unterfranken bzw. 33,1% in
Bayern). Die umfangreichen Waldflachen konzentrieren sich auf Spessart und Odenwald. In diesen
Raumen wird der Erholungswert der Landschaft sehr wesentlich von den vorhandenen Freiflachen
bestimmt, die haufig zu verwahrlosen bzw. zuzuwachsen drohen. Die Pflege dieser Flachen ohne
landwirtschaftliche Nutzung (z. 6. durch Landschaftspflegetrupps) ist teurer als eine angemessene
Forderung der Landwirtschaft.

Ursache fir den geringen Anteil der landwirtschaftlich genutzten Flache an der
Gesamtwirtschaftsflache der Region (29,4% gegenilber 48,6% in Unterfranken bzw. 53,6% in Bayern)
sind neben dem Waldreichtum der Region auch die ausgedehnten Siedlungsgebiete, die anndhernd
10% der nicht bewaldeten Gebiete bedecken; hinzu kommen die teilweise umfangreichen
Verkehrsflachen auf3erhalb der Orte. Haufig erfal3t die nichtlandwirtschaftliche Bodennutzung Flachen

84



Zu1.3

Zul4

Zu1.5

Zu1.6

Zu1.7

mit besten Bonitaten. Ein weiteres Ausscheiden wertvoller Bdden in diesen Raumen aus der
landwirtschaftlichen Nutzung bringt oft groRe Schwierigkeiten bei der Entwicklung der Agrarstruktur
mit sich.

Milchviehhaltung wird in der Region in nennenswertem Umfang nur im sudlichen Teil des Landkreises
Miltenberg betrieben. Da die natirlichen Voraussetzungen (Boden, Gelandeform, Niederschlage usw.)
andere Nutzungen kaum zulassen und da andererseits grofles Interesse an der Aufrechterhaltung
dieser Bodennutzung besteht, ist die Grinlandwirtschaft in diesem Teil der Region zu sichern.
Gunstige Voraussetzungen hierfir sind auch insoweit gegeben, als in den vielfach deutlich
landwirtschaftlich gepragten Dorfern erfolgversprechend DorferneuerungsmalRnahmen durchgefiihrt
werden kénnen.

Das gut 250 ha groRe Rebland ist nur ein kleiner Uberrest der ehemals ausgedehnten Rehflachen.
Viele bekannte Lagen sind aus strukturellen Griinden in ihrem Bestand gefahrdet. Insbesondere im
Raum Alzenau i. UFr. sowie im Maintal zwischen Birgstadt und GroRostheim bieten sich
Weinbergflurbereinigungen zur Erhaltung dieser auch am Untermain geeigneten Sonderkulturen an.

Der Anteil der noch nicht flurbereinigten Flachen in der Region ist aulRergewdhnlich grof3. Die
besonders in den Realteilungsgebieten vorhandene schlechte Flurverfassung ist gekennzeichnet
durch eine starke Besitzzersplitterung sowie groRe Hof-Feld-Entfernungen. Die geordnete
Verpachtung landwirtschaftlicher Nutzflachen scheitert oft an den nicht mehr feststellbaren Grenzen
der Flursticke. Nach bisherigen Erfahrungen verschwindet nach der Flurbereinigung die
Sozialbrache, d. h. die Flachen, die aufgrund ihrer natlrlichen Ertragsfahigkeit nun wirtschaftlich
genutzt werden kénnen, werden wieder in Bewirtschaftung genommen.

Mit einer Bevdlkerungsdichte von ca. 220 Einwohnern je km* im Jahre 1983 ist die Region Bayer.
Untermain hinter den Regionen 7 (Industrieregion Mittelfranken mit dem grofen Verdichtungsraum
Nurnberg/Firth/Erlangen) und 14 (Region Miinchen mit dem grof3en Verdichtungsraum Miinchen) die
am dichtesten besiedelte Region Bayerns. Besonders im Verdichtungsraum Aschaffenburg ist
deshalb der Flachenbedarf fiir 6ffentliche bzw. gemeinschaftliche Zwecke sehr hoch.

Mit Ausnahme des Anerbengebietes sudlich von Miltenberg ist die BetriebsgréRenstruktur der Region
von der Realteilung und durch die glinstigen Arbeitsmdglichkeiten in Industrie und Gewerbe gepragt.
Die durchschnittlich genutzte Flache je Betrieb lag 1982 mit 8.6 ha deutlich unter den entsprechenden
Werten in Unterfranken (11 ,0 ha) und Bayern (13,2 ha). Der Anteil der Erwerbstatigen in der Land-
und Forstwirtschaft an den gesamten Erwerbstatigen betrug 1970 in der Region 46% und im Land-
und Stadtkreis Aschaffenburg nur noch 35%. Die starke Nachfrage nach Arbeitskraften in Verbindung
mit den strukturbedingten Erschwernissen in der Landwirtschaft flhrte dazu, dal® viele Betriebe
zunachst Nutzflachen abgaben und schlief3lich die Bodenbewirtschaftung ganz einstellten.

Die herkdmmliche Bewirtschaftung der zahlreichen landwirtschaftlichen Nebenerwerbsbetriebe fuhrt in
Verbindung mit der zusatzlichen Arbeit der Betriebsleiter im Hauptberuf zu erheblichen
Arbeitsbelastungen in den betroffenen Familien. Diese Betriebe sind deshalb im allgemeinen nicht in
der Lage, die Bewirtschaftung zusatzlicher Nutzflachen zu bernehmen.

In vielen Gemeinden fehlen entwicklungsfahige landwirtschaftliche Haupterwerbsbetriebe. Die
Entwicklung der vorhandenen Haupterwerbsbetriebe wird durch die kleinen eingeengten Gehdfte
erschwert, in denen die Errichtung von modernen Wirtschaftsgebauden schon allein aus raumlichen
Grinden unmoglich ist. Schwerpunkte der Brache sind die Gemeinden, in deren ndherer Umgebung
entwicklungsfahige Haupterwerbsbetriebe fehlen. Die Entwicklung existenzsicherer
Vollerwerbsbetriebe schafft die Voraussetzung fur die Einschrankung der Dauerbrache. Die mit der
Bildung von Vollerwerbsbetrieben erreichte Verbesserung der BetriebsgroRenstruktur erleichtert
ortlich die Arbeit des am Untermain tatigen Maschinen- und Betriebshilfsringes. Insofern dient die
Forderung entwicklungsfahiger Vollerwerbsbetriebe mittelbar auch der Erhaltung der
landwirtschaftlichen Nebenerwerbsbetriebe, deren Bestand von der guten Funktion dieser Ringe
abhangig ist.

Die ausgesprochene Kleinbetriebsstruktur verlangt nach einer tGberbetrieblichen Zusammenarbeit in
jeder méglichen Form. In der Ringarbeit waren bisher Uberwiegend groRere landwirtschaftliche
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Betriebe aktiv. Die noch freien Maschinen- und Arbeitskapazitdten im Maschinen- und
Betriebshilfsring Aschaffenburg sollten durch stérkere Beteiligung der zahlreichenlandwirtschaftlichen
Nebenerwerbsbetriebe besser genutzt werden.

In der Region haben nicht mehr landwirtschaftlich genutzte Flachen einen vergleichsweise hohen
Umfang. Gegenuber einer Erhebung von 1974 mit knapp 4.000 ha, was etwa 13% der
landwirtschaftlich genutzten Flache entspricht, wurde ihr Umfang 1983 auf rund 3.000 ha (10% der
landwirtschaftlich genutzten Flache) geschatzt. Grinde fiir den hohen Anteil der nicht mehr
landwirtschaftlich genutzten Flachen sind starke Besitzzersplitterung, Kleinstparzellierung, schlechte
wegemalige ErschlieBung und die besondere Betriebsstruktur.

Der Spessart dient der Bevodlkerung des Verdichtungsraumes Aschaffenburg und des Rhein-Main-
Gebietes zunehmend als Erholungsgebiet; auch der Fremdenverkehr gewinnt in diesem Raum an
Bedeutung. Die Bestrebungen zur Weiterentwicklung der Tages- und Wochenenderholung und des
Fremdenverkehrs konnen durch die Folgen der vorhandenen Brache empfindlich gestort werden. Alle
bereits genannten Ziele zur Starkung der Landwirtschaft in den Problemgebieten der Region dienen
auch der Erhaltung der Kulturlandschaft. Dies setzt allerdings voraus, dafl sich die betroffenen
landwirtschaftlichen Betriebe im Rahmen ihrer betriebswirtschaftlichen Mdglichkeiten besonders der
Aufgabe der grofRflachigen Nutzung von Grenzertragsbdden annehmen. Wegen der ungunstigen
agrarstrukturellen Verhaltnisse im Spessart sind die ortsansassigen landwirtschaftlichen Betriebe nicht
in der Lage, die erforderliche Landschaftspflege aus eigener Kraft allein durchzufiihren. Sie sind dabei
auf die Mitwirkung landwirtschaftlicher Betriebe angewiesen, deren Betriebssitz aulerhalb der
Problemgebiete liegt. Bereits im Rahmen der Modellvorhaben zur Erhaltung der Kulturlandschaft im
Spessart waren mehrere Betriebe aus der weiteren Entfernung beteiligt. Auch die Bildung
Uberbetrieblicher Wirtschaftsformen kann die Landschaftspflege erleichtern. Deshalb schlossen sich
im Juli 1976 im Landkreis Aschaffenburg mehrere landwirtschaftliche Betriebe in einem eingetragenen
Verein zur Erhaltung der Kulturlandschaft gern. Art. 22 LwF6G zusammen. Dieser Verein wird durch
die betroffenen Gemeinden, den Landkreis und - im Vollzug des LwF6G - durch den Staat finanziell
unterstitzt.

Forstwirtschaft

Die Funktionen des Waldes werden flachendekkend fiir die ganze Region durch den
Waldfunktionsplan benannt, der als fachlicher Plan im Sinne von Art. 15 Bayer.
Landesplanungsgesetz aufgestellt wird und nach dieser gesetzlichen Bestimmung Verbindlichkeit
erlangt. Vorrangige Bedeutung kommt danach den im Ziel erwdhnten Waldfunktionen zu. Da die
Walder der Region den Immissionen aus dem Industrieraum Rhein-Main und aus den ortlichen
Emittenten besonders ausgesetzt und deshalb in ihrer natiirlichen Widerstandskraft gegen andere
Schadfaktoren aus dem biotisehen und abiotischen Bereich geschwéacht sind, ist es zur Verhinderung
von Waldkrankheiten notwendig, sowohl die schadlichen Immissionen zu verringern als auch durch
gezielte forstliche MaRnahmen die Walder der Region gesund zu erhalten.

Die aufgefiihrten Gebiete bilden als grofde, jeweils zusammenhangende Waldkomplexe von
insgesamt ca. 6.000 ha (3,3% Staatswald, 87,3% Korperschaftswald, 9,40/6 Privatwald) eine
wesentliche Voraussetzung fiir den horizontalen Luftaustausch zwischen den Siedlungsflachen im
Verdichtungsraum Aschaffenburg und ihrem Umland. Sie leisten somit einen bedeutenden Beitrag
zum Ausgleich der klimatischen Nachteile in der Untermainebene. Durch die giinstige Beeinflussung
von Thermik und Turbulenz der unteren Luftschichten sowie infolge vielfaltiger Filtereigenschaften
Uben sie einen bedeutenden EinfluR auf die Verbesserung der Luftqualitdt im gesamten
Verdichtungsraum aus. Als emissionsfreie Zone leisten die als Bannwald vorgesehenen Flachen
einen entscheidenden Beitrag zur Verringerung der Schadstoffkonzentrationen im Verdichtungsraum.
Bedeutende Grundwassereinzugsbereiche und Trinkwasserreservoire werden durch die genannten
Walder geschiitzt. Sie sichern die Trinkwasserversorgung einer Vielzahl von Stadten und Gemeinden
in der Region.

Als Reserveflache zur Deckung des langfristigen Bedarfs an hochwertigem Sand ist ndrdlich der St

2305 gemal Karte ,Siedlung und Versorgung” eine Vorbehaltsflache ausgewiesen. Dieses Gebiet soll
nach dem Abbau wieder aufgeforstet und zu Bannwald erklart werden.
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Art. 48 des Waldgesetzes fir Bayern vom 25. 08. 1982 (GVBI 5.824) bestimmt, dal auf Flachen, die
ausschlieBlich oder Uberwiegend fir Zwecke der Landesverteidigung bestimmt sind, die Vorschriften
dieses Gesetzes, d.h. auch die Vorschriften Gber den Bannwald, nur insoweit anzuwenden sind, als
dadurch ihre bestimmungsgemafie Nutzung nicht beeintrachtigt wird.

48% des Privatwaldes der Region entfallen auf den Kleinprivatwald; die Schwerpunkte liegen im
nordlichen Vorspessart sowie auf den Hochflachen von Spessart und Odenwald. Uber 10.000
Waldeigentiimer besitzen weniger als 2 ha Wald, die durchschnittliche Besitzgrofe liegt sogar unter 1
ha.

Diese unglinstigen BesitzgroRen sowie zusatzlich die Besitzzersplitterung sind Ursache samtlicher
anderer Nachteile des Kleinprivatwaldes von der mangelnden ErschlieBung Uber schlechtere
Vermarktungsmaoglichkeiten bis hin zum unrationellen Maschineneinsatz.

Erfolgreiche Grindungen forstlicher Zusammenschliisse (forstliche Betriebsgemeinschaften Main-
Spessart-Odenwald, Miltenberg, Weckbach-Gonz) sollten hier v.a. fir den Raum des kristallinen
Spessarts Beispiel und Ansporn sein. Im Raum Miltenberg ware bei einer weiter zunehmenden Zahl
von Mitgliedern eine Teilung zu erwagen.

In der Waldflurbereinigung im Kleinprivatwald kénnen die Mangel einer unglinstigen Besitzstruktur
und einer unzureichenden ErschlieBung weitgehend beseitigt, die Feld-Wald-Grenzen zweckmalig
gestaltet, die Bereitstellung von Flachen fir die Holzabfuhr und die Anlage von Freizeiteinrichtungen
geregelt werden. Die Waldflurbereinigung wird die Voraussetzung fir eine Umwandlung
ertragsschwacher Waldbestandsformen in mdglichst ertragreiche und funktionsgerechte Waldungen
schaffen. Dies gqilt fir alle Gebiete des Kleinprivatwaldes in der Region mit einer
zusammenhangenden Waldflache ab etwa 100 ha.

Im Staatswald ist die angestrebte Wegedichte von 36 Ifm/ha nahezu erreicht, im Nichtstaatswald
dagegen findet man besonders im Kleinprivatwald noch Wegedichten von IO Ifm/ha und darunter, so
dal} eine ausreichende ErschlieBung oft nicht gegeben ist. Die kommunalen Walder dagegen sind
aufgrund der intensiven Betreuung durch die Forstamter der Zielwegedichte schon wesentlich naher
gekommen.

Im Hinblick auf die rege Erholungstatigkeit in weiten Teilen der Waldgebiete der Region soll der
Ausbau des Waldwegenetzes Ubermaligen Belastungen der Landschaft insbesondere durch den
motorisierten Verkehr und seine Folgen nicht Vorschub leisten.

Ertragsschwache Waldbestande sind v.a. im Kleinprivatwald anzutreffen. Darliber hinaus stocken sie
vielfach auf den von Natur aus armen Flugsandstandorten in der Mainebene und auf durch
menschliche EinfluBnahme (Glashitten, Eisenhdmmer) ehemals Uberbeanspruchten Standorten mit
entsprechend geringer Ertragsfahigkeit im Nordspessart. In diesen Fallen soll durch eine
Meliorationsdiingung in Verbindung mit der verstarkten Anreicherung der Bestdnde mit
standortgerechtem Laubholz (Eiche, Hainbuche, Buche, Linde) die Ertragskraft des Bodens erhalten
bzw. gesteigert werden; im Kleinprivatwald kommt zur Verbesserung der Ertragsfahigkeit die
Notwendigkeit forststruktureller MalRnahmen hinzu.

Im Bereich der Mittelgebirge, v.a. aber im Spessart, sind in den letzten Jahren zum Teil umfangreiche
landwirtschaftliche Flachen mit unglinstigen Erzeugungsbedingungen aus der landwirtschaftlichen
Nutzung ausgeschieden. Ob und in welchem Ausmall sich diese Entwicklung fortsetzt, wird
wesentlich von der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung abhangen. Gerade die Freiflachen besonders
in den Wiesentalern bestimmen jedoch entscheidend den Landschaftscharakter dieser Teile der
Region, der seinerseits die gute natlrliche Erholungseignung der Mittelgebirge ausmacht. Er sollte
deshalb moglichst weitgehend erhalten werden. Aufforstungen in den Wiesentalern von Spessart und
Odenwald sollten deshalb unterbleiben, solange ein Offenhalten der Flachen technisch moglich und
wirtschaftlich vertretbar ist. Sofern hier dennoch Aufforstungen notwendig werden, sollen sie unter
Berucksichtigung 6kologischer und landschaftspflegerischer Belange erfolgen.

Gewerbliche Wirtschaft
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Regionale Wirtschaftsstruktur

Gemessen am Bruttoinlandsprodukt lag die Region 1978 mit DM 17.854 (Bayern: DM 19.900) je
Person der Wohnbevolkerung an 8. Stelle unter den 18 bayer. Planungsregionen. Zur
Bruttowertschdpfung trugen 1978 die Land- und Forstwirtschaft mit 1,6 %, das Produzierende
Gewerbe mit 56,6 %, Handel und Verkehr mit 154 % und die Ubrigen Dienstleistungen mit 26,5 % bei.
Dieser relativ hohe Stand der wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit soll durch Maflinahmen zur
Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur erhalten und gesteigert werden. Dies gilt fir die
Region insgesamt, aber auch fiir die einzelnen Teilrdume, insbesondere fiir die schwacher
strukturierten Nahbereiche im landlichen Raum.

Im Rahmen der regionalen Strukturpolitik kommt vor allem in Zeiten der wirtschaftlichen Rezession
der Erhaltung bestehender Arbeitsplatze besondere Bedeutung zu. In der Region, deren
Wirtschaftsstruktur ~ durch  einen  relativ.  hohen  Anteil des  konjunkturempfindlichen
Bgkleidungsgewerbes an den gesamten Umsatzen und Beschaftigten gekennzeichnet ist, war die
Beschaftigtenentwicklung in den 70er Jahren teilweise negativ. Bei einer insgesamt relativ geringen
Investitionstatigkeit wurden vorwiegend Rationalisierungs- und Ersatzinvestitionen zum Ausgleich der
Kostensteigerungen durchgefiihrt. In den einzelnen Mittelbereichen werden deshalb MaRnahmen zur
nachhaltigen Sicherung und Starkung des Arbeitsplatzpotentials fir erforderlich gehalten. Dabei sind
auch die engen Verflechtungen zum benachbarten hessischen Rhein-Main-Gebiet zu beachten, die
sich in der hohen Zahl der Berufsauspendler widerspiegeln. Im Rahmen der regionalen Strukturpolitik
sollte deshalb auch der Gefahr entgegengewirkt werden, dall qualifizierte Arbeitskrafte verstarkt
auspendeln oder abwandern und dadurch das Arbeitskraftepotential geschwacht wird.

In der Region insgesamt, aber auch in allen Mittelbereichen, ist das Produzierende Gewerbe mit
einem jeweils Uber dem Landesdurchschnitt liegenden Anteil an den Arbeitsplatzen insgesamt
dominierend. Da andererseits bei einer relativ geringen Bedeutung der Landwirtschaft der
Dienstleistungsbereich unterreprasentiert ist, kann unter Berlcksichtigung der Branchenstruktur des
Produzierenden Gewerbes von einer ausgewogenen und krisenfesten Wirtschaftsstruktur in der
Region nicht gesprochen werden. Um der Dienstleistungsschwache der Region sowie der etwas
einseitigen Branchenstruktur, insbesondere auch dem Mangel an Frauenarbeitsplatzen
entgegenzuwirken, ergibt sich in den Mittelbereichen Aschaffenburg und Obernburg a.
Main/Elsenfeld/Erlenhach a. Main vor allem die Notwendigkeit, den Branchen- und Berufsfacher zu
erganzen und das Arbeitsplatzangebot qualitativ zu verbessern. Die Bemiihungen sollten dabei auf
die Ansiedlung von Unternehmen mittlerer Grof3e konzentriert werden. Im mdglichen Oberzentrum
Aschaffenburg sollen zur Starkung der zentralortlichen Funktion vor allem weitere héher qualifizierte
Arbeitsplatze sowie zusatzliche Arbeitsplatze im Dienstleistungsbereich geschaffen werden.

Der Regionale Planungsverband ist der Ansicht, dal der Kahlgrund als eigenstandiger
Wirtschaftsraum angesehen werden kann, dessen Funktionsfahigkeit durch MalRnahmen im Rahmen
der regionalen Strukturpolitik weiter verbessert werden soll. Dies gilt insbesondere gegeniber dem
unmittelbar benachbarten hessischen Verdichtungsraum Rhein-Main, zu dem enge Beziehungen
bestehen. Sie sind durch Wanderungsgewinne einerseits und ein hohes Pendlerdefizit andererseits
gekennzeichnet. Hieraus ergibt sich die Zielsetzung, das Arbeitsplatzangebot quantitativ und qualitativ
zu verbessern. Dabei soll durch die Schaffung wohnortnaher Arbeitsplatze auch darauf geachtet
werden, daf} das Strukturgefalle innerhalb des Kahlgrundes zwischen den zum Verdichtungsraum und
den zum landlichen Raum zahlenden Gebieten abgebaut wird.

Innerhalb der Region zeigt sich ein von Norden nach Siden verlaufendes Strukturgefalle zwischen
dem Verdichtungsraum und dem landlichen Raum. Zur Schaffung gleichwertiger Lebens- und
Arbeitsbedingungen in allen Teilbereichen der Region als Gibergeordneter Zielsetzung soll ein Abbau
dieses Strukturgefalles zugunsten des Mittelbereichs Miltenberg angestrebt werden, ohne dass
dadurch der Verdichtungsraum Aschaffenburg als Impulsgeber fur den landlichen Raum geschwacht
wird. Als geeignete Malnahme wird die verstarkte Schaffung von zusatzlichen, wohnortnahen
Arbeitsplatzen im Produzierenden Gewerbe angesehen.

Fir die Realisierung der angestrebten Verbesserung des Arbeitsplatzangebots kénnen vom Staat
Anreize durch den Ausbau der wirtschaftsnahen Infrastruktur geschaffen werden, wodurch die
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Standortqualitat der Region positiv beeinflusst wiirde. Die infrastrukturelle Ausstattung eines Raumes
ist zwar fur unternehmerische Entscheidungen nicht allein ausschlaggebend, sie kann jedoch bei
alternativen Standorten flr Erweiterungs- oder Neuinvestitionen entscheidend sein.

Im wesentlichen ist die Region bereits relativ gut mit Infrastruktureinrichtungen ausgestattet. Diese
sind jedoch Uberwiegend im Verdichtungsraum konzentriert, der flir ansiedlungswillige Unternehmen
zusatzliche Vorteile bietet. Der landliche Raum ist demgegenulber auf eine Verbesserung der
Standortqualitat durch den Ausbau der Infrastruktur angewiesen, wenn das Strukturgefalle verringert
und eine passive Sanierung verhindert werden sollen.

Eine wesentliche Voraussetzung fir die Ansiedlung und Erweiterung von Betrieben zur Auflockerung
der Branchenstruktur und Verbesserung des Arbeitsplatzangebots sind zun&chst ausreichende
Industrie- und Gewerbegebiete. In den zentralen Orten sollen deshalb in angemessenem Verhaltnis
zur GroRe des Standorts, zur Tragfahigkeit des Verflechtungsbereichs und zur vorhandenen und
geplanten Infrastrukturausstattung gewerblich nutzbare Flachen in der Bauleitplanung ausgewiesen
werden. In den Ubrigen Gemeinden soll die Ausweisung von gewerblichen Flachen grundsatzlich auf
den organischen Bedarf abgestellt sein. Nach dem 6. Raumordnungsbericht der Bayer.
Staatsregierung standen in der Region im Jahre 1979 flr die Ansiedlung von Industrie und Gewerbe
65 ha sofort, 180 ha mittelfristig und 92 ha langfristig bereit. Unter Berlcksichtigung der in
verbindlichen Bauleitplanen bereits ausgewiesenen und teilweise schon erschlossenen Flachen
sollten weitere ErschlieBungsmalinahmen am konkreten Bedarf orientiert werden. Aufgrund der
allgemeinen Struktur der Region in Verbindung mit den vorhandenen Pendelentfernungen wird der
schwerpunktmalige Ausbau des mdglichen Oberzentrums Aschaffenburg und der Mittelzentren
Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main und Miltenberg sowie des Unterzentrums Alzenau i.
UFr. als regional bedeutsame Arbeitsplatzschwerpunkte flir zweckmafig gehalten. Im Hinblick auf die
Eigenstandigkeit der Region ist es auch erforderlich, dal® das mdgliche Oberzentrum Aschaffenburg
als Dienstleistungszentrum fiir die gesamte Region, insbesondere zur Deckung des héheren Bedarfs,
gestarkt und weiter ausgebaut wird.

Der hohe Industrialisierungsgrad der Region bedingt einen entsprechenden Energieverbrauch. Zur
langfristigen Sicherung einer ausreichenden Energieversorgung soll daher analog zur Entwicklung der
Wirtschaft und Bevdlkerung das Versorgungsnetz fir elektrische Energie mdglichst
landschaftsgerecht ausgebaut und erweitert werden. Darliber hinaus bieten auch die in der Region
bereits bestehenden Ferngasleitungen gunstige Voraussetzungen fur den weiteren Ausbau des
regionalen Leitungsnetzes. Gleichzeitig kdnnen dadurch der Wirtschaft umweltfreundliche Energien
zur Verfigung gestellt werden, die zum Abbau der Umweltbelastungen beitragen.

Die Standortgunst eines Raumes hangt entscheidend von einem gut ausgebauten regionalen
Verkehrsnetz mit den entsprechenden Anbindungen an das Uberregionale Straf3en-, Schienen- und
Wasserstrallennetz ab. Durch den Bau des Teilabschnitts Gielten-Aschaffenburg der
Bundesautobahn A 45 konnte die wirtschaftliche Attraktivitdt des Raumes Alzenau i. UFr. bereits
wesentlich gesteigert werden. Zur Verbesserung von Industriestandorten im Mittelbereich Obernburg
a. Main/Elsenfeld/ Erlenbach a. Main und insbesondere im Mittelbereich Miltenberg ist jedoch der
weitere vierspurige Ausbau der B 469, der die wesentlichste ErschlieBungs- und Anbindungsfunktion
fir den Suden der Region zukommt, vordringlich notwendig. Der Wert dieser BundesstralRe fir die
Entwicklung der gewerblichen Wirtschaft und des Fremdenverkehrs kann durch den Bau der
geplanten Mainbriicke sowie durch den Ausbau der als Autobahnzubringer genutzten Staatsstrallen
2308 und 2317 zwischen Elsenfeld und Rohrbrunn noch erhéht werden. Unter regionalpolitischen
Gesichtspunkten sind gleichzeitig Einschrankungsmalnahmen auf dem Schienennetz der Region
nachdrucklich abzulehnen.

Sektorale Wirtschaftsstruktur

Gewinnung und Sicherung von Bodenschatzen

In der Region sind die im Maintal vorhandenen Sand- und Kiesvorkommen von besonderer
Bedeutung. Weiterhin treten dem Bergrecht unterliegende Lagerstattenvorkommen an Braunkohle,
Kupfer- und Silberfahlerz, Schwerspat und Spezialton auf. Im Ubrigen sind einige Vorkommen an
Natursteinen (Buntsandstein, Kalk, Kristallin) und Ton/Lehm bedeutsam.
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Zur Deckung des derzeitigen und kinftigen Bedarfs der Wirtschaft an Rohstoffen ist eine langfristige
Sicherung der volkswirtschaftlich wichtigen Bodenschatze gegentiber anderen raumbeanspruchenden
Vorhaben erforderlich. Bei der Ausweisung von Flachen zur Rohstoffsicherung, insbesondere fiir die
der bergbehdrdlichen Aufsicht unterliegenden Mineralien, wurden ausgehend von den derzeitigen
Abbaustatten auch die zu erwartenden wirtschaftlichen Entwicklungen und bergbaulichen Planungen
berucksichtigt. Infolge des technischen Fortschritts einerseits und der nicht voraussehbaren
weltweiten politischen Veranderungen andererseits kénnen sich die wirtschaftlichen Grundlagen und
die Abbauwirdigkeitsgrenzen relativ schnell verdndern. Zu berucksichtigen ist auch, dafl} die Region
bisher nicht mit der fiir eine einigermalien gesicherte Planung notwendigen Engmaschigkeit nach
Bodenschatzen untersucht wurde. Die Aussagen im Regionalplan beziehen sich deshalb lediglich auf
Lagerstatten, deren Qualitat und Umfang soweit bekannt sind, dass wenigstens eine annahernd grobe
Abschatzung der kiinftigen wirtschaftlichen Gegebenheiten moglich ist. Es wurden jeweils nur
bedeutendere Lagerstatten in den Regionalplan aufgenommen. Die Ubrigen Lagerstatten sind als
nachrangige Rohstoffflachen einzustufen, in denen ein Abbau nach Abwagung mit anderen
Nutzungsanspriichen grundsatzlich ebenfalls méglich ist.

Zur Sicherung der Bodenschatze werden in der Karte Siedlung und Versorgung” Vorrang- und
Vorbehaltsflachen im MafRstab 1 : 100.000 bestimmt. In Vorrangflachen sollen aus
regionalplanerischer Sicht andere Nutzungsanspriiche gegeniiber der Gewinnung von Bodenschatzen
zurlicktreten. Es werden einerseits Betriebsflachen ausgewiesen, die der Deckung des derzeitigen
und kinftigen Bedarfs dienen, andererseits Vorkommen an Bodenschatzen von groRer
volkswirtschaftlicher Bedeutung, deren spatere Gewinnbarkeit im 6ffentlichen Interesse steht und
bereits jetzt gesichert werden muf3.

Als Vorbehaltsflachen werden meist gréfRere, zusammenhangende Rohstoffflachen ausgewiesen, in
denen aus regionalplanerischer Sicht auch unter Abwagung mit konkurrierenden
Nutzungsanspriichen der Gewinnung von Bodenschatzen besonderes Gewicht beizumessen ist.
Hierbei handelt es sich um Flachen, in denen Bodenschatze von volkswirtschaftlichem Interesse
enthalten sind, die fir die Versorgung der Wirtschaft mit Rohstoffen, die Erhaltung von Arbeitsplatzen
und die regionale oder Oortliche Wirtschaftsstruktur von Bedeutung sind. Im Gegensatz zu
Vorrangflachen wird in der Regel fir Uberértlich raumbedeutsame Mallnahmen zur Gewinnung von
Bodenschatzen in Vorbehaltsflachen eine raumordnerische Uberpriifung erforderlich sein.

Die Vorrang- und Vorbehaltsflachen wurden mit verschiedenen anderen Nutzungsanspriichen
abgestimmt, insbesondere auch mit den Belangen des Naturschutzes und der Landschaftspflege.
Dabei wurde davon ausgegangen, daR eine Uberschneidung der in der Karte ,Siedlung und
Versorgung” bestimmten Vorrang- und Vorbehaltsflachen fir oberflachennahe Bodenschatze mit den
in der Karte “Landschaft und Erholung” dargestellten Naturschutzgebieten,
Landschaftsschutzgebieten und Schutzzonen der Naturparke grundsatzlich ausgeschlossen ist.
Ausnahmen sind lediglich in begriindeten Einzelfallen méglich, wenn der Abbau von Bodenschatzen
mit dem speziellen Schutzzweck vereinbar ist. Dies gilt vor allem fiir die Sandsteinbriiche im Maintal
norddstlich von Miltenberg.

Die im Verhaltnis zum Bedarf nur noch in relativ geringem Umfang zur Verfligung stehenden
abbaubaren Lagerstatten an Sand und Kies und die durch einen bisher oftmals ungeordneten Abbau
entstandenen, teilweise erheblichen Landschaftsschaden im Maintal lassen eine Ordnung und
schwerpunktmaRige Konzentration des Abbaus dieser Bodenschatze vordringlich werden. Bei der
Ausweisung von Vorrang- und Vorbehaltsflachen ist dabei gemal A 1l 1.2 zu beachten, da® weitere
Eingriffe in den Waldbestand westlich und nérdlich von Aschaffenburg vermieden werden sollen.

Nach dem Fachbeitrag des Bayer. Geologischen Landesamts erstrecken sich die Vorkommen an
Sand und Kies in der Region auf das gesamte Maintal. Es gibt jedoch nur vier zusammenhangende
Bereiche mit einer Machtigkeit von Uber 15 m. Sie liegen in ihrer gréRten Ausdehnung im Raum
GroRostheim/Niedernberg/Grof3wallstadt, im Ubrigen in den R&umen Alzenau i. UFr./Kahl a.
Main/Karlstein a. Main und Elsenfeld/Erlenbach a. Main sowie Miltenberg/GroRheubach. Da der
Abbau auf die qualitativ besseren und machtigeren Lagerstatten konzentriert werden soll, um den
Flachenbedarf méglichst niedrig zu halten, werden diese Gebiete soweit wie mdglich als Vorrang bzw.
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Vorbehaltsflachen ausgewiesen. Allerdings ist in Zukunft nur noch auf einem relativ kleinen Teil dieser
machtigen Lagerstatten ein Abbau moglich, weil bereits groe Flachen davon weitgehend
ausgebeutet sind. In den verbleibenden Gebieten stehen oftmals konkurrierende Nutzungsanspriiche,
wie die Siedlungsentwicklung der Gemeinden, Verkehrsplanungen, Wasserschutz, Landschaftsschutz
oder die Ausweisung von Bannwald, einem Abbau véllig entgegen oder lassen ihn lediglich unter
erheblichen Einschrankungen zum Zuge kommen. Langerfristig konnte die Eigenversorgung der
Region mit Sand und Kies gefahrdet werden. Zur Deckung des (berregionalen Bedarfs im
Ballungsraum Rhein-Main wird die Region auf Dauer ohnedies nicht mehr beitragen kénnen. Dies
zeigt sich beispielsweise darin, dass im Maintal zwischen Aschaffenburg und Kahl a. Main aufgrund
der Einwendungen von Gemeinden oder Vertretern anderer Nutzungsanspriiche (ber die
genehmigten Abbaugebiete hinaus kaum neue Vorrangflachen fiur die Gewinnung von Sand und Kies
ausgewiesen werden. Andererseits sind die Mdglichkeiten zur Substituierung bzw. Streckung der
Kiesvorrate durch gebrochenes Festgestein in der Region beschrankt. Im kristallinen Spessart
kommen nur einige wenige Bereiche fir die Gewinnung von Festgestein guter Qualitat in Frage. Diese
sind wiederum durch andere Nutzungen stark beansprucht und einem Abbau kaum zuganglich. Auch
aus dem Buntsandstein sind einige Schichten nach entsprechender Aufbereitung als Kies- und
Sandersatz zu verwenden. Diese Gesteinsaufbereitung bedarf eines groen technischen Aufwands
und dadurch eines grof3en Kapitaleinsatzes. In welchen Anwendungsbereichen Kies und Sand durch
gebrochenes Buntsandsteinmaterial ersetzt werden kdénnen, wird sich erst nach Abschluf®
eingehender Untersuchungen feststellen lassen.

Zur Deckung des regionalen Bedarfs werden als Vorrangflachen fir Sand und Kies vor allem gré3ere
Abbaugebiete ausgewiesen, falls die Ausbeute nicht schon weitgehend abgeschlossen ist. Bei der
Beurteilung der Vorrangflachen ist auch zu beachten, dal® die zeichnerische Darstellung einzelner,
kleinerer Abbaustatten mit Gberwiegend ortlicher Bedeutung im Kartenmafistab 1 : 100.000 nicht
mdglich ist. Der weitere Abbau auf diesen Flachen einschlie3lich begrenzter Erweiterungen soll
entsprechend dem Ziel 2.1.2 auch weiterhin zulassig sein. Dies gilt insbesondere fur die
rechtsmainischen Abbaustatten zwischen Erlenbach a. Main und Aschaffenburg.

- Nordwestlich der Stadt Alzenau i. UFr. wurde eine Vorrangflache ausgewiesen, in der ausschlief3lich
Sand im Trockenabbau gewonnen werden soll. Er wird vor allem fir die langfristige Deckung des
Bedarfs eines dort ansassigen Industriebetriebes bendtigt. Die Vorrangflache erstreckt sich im
Anschluf3 an die bereits im Flachennutzungsplan der Stadt Alzenau i. UFr. abgesicherten Flachen
bis zur St 2305.

- Die Vorrangflache fir Sand und Kies auf dem Gebiet der Stadt Alzenau i. UFr. westlich der
Bundesautobahn A 45 umfalit den Bereich des Freizeitzentrums Vorspessart 1, der im
Raumordnungsgutachten der Regierung von Unterfranken vom 12.11.1974 Nr. 800-7 Wi lo-144174
abschlielend beurteilt wurde. Bereits damals wurde festgestellt, dafl nach dem Auslaufen des
Abbaus etwa im Jahre 1984 auf den vorgesehenen Flachen Erweiterungen in diesem Raum aus den
verschiedensten Grunden nicht mehr mdéglich sein werden. Dem Wunsch des Industrieverbandes
Steine und Erden e. V. auf Ausweisung weiterer Vorrangoder Vorbehaltsflachen im Bereich des
Freizeitzentrums Vorspessart | kann daher nicht entsprochen werden.

- Bei den Vorrangflachen in den Marktgemeinden GroRheubach und GroRostheim handelt es sich im
wesentlichen um vorhandene Abbaugebiete. Nach einem Urteil des Verwaltungsgerichts Wirzburg
vom 13. 11. 1978 darf im ausgewiesenen Abbaugebiet im Markt Grofostheim nur bis maximal
1,50 m Gber dem hochsten Grundwasserstand Sand und Kies abgebaut werden.

- Aus der Sicht der Regionalplanung sollte der Schwerpunkt der zukiinftigen Abbautatigkeit in der
Region im Bereich Niedernberg/Grofl3wallstadt liegen. Unter Berticksichtigung der festgelegten
Wasserschutzgebiete werden deshalb im Anschluf an die bereits durch Bebauungsplane
festgelegten Abbaugebiete die im Flachennutzungsplan der Gemeinde Niedernberg vorgesehenen
Abbaugebiete 6stlich der B 469 als Vorrangflachen ausgewiesen.

- Die Vorrangflache im OT Rollfeld der Stadt Klingenberg a. Main wird als Erweiterungsflache
fur das vorhandene Abbaugebiet bendtigt.

Die vom Bayer. Industrieverband Steine und Erden e. V. beantragten weiteren Vorrangflachen fir
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Sand und Kies kdnnen wegen der Einwendungen der Planungstrager flir andere Nutzungsanspriiche
nicht ausgewiesen werden. Einer Erweiterung des Abbaugebietes Freizeitzentrum Vorspessart |
sowie neuen Flachen im Bereich des Oberhubnerwaldes in der Gemeinde Stockstadt a. Main steht
das ablehnende Ergebnis von erst vor wenigen Jahren durchgefihrten Raumordnungsverfahren
entgegen. Die Griinde, die dabei aus der Sicht der Raumordnung und Landesplanung einen Kies- und
Sandabbau nicht zulieflen, haben weiterhin Giltigkeit. In analoger Weise gilt dies auch fir den
Bereich des Lindigwaldes in den Gemeinden Karlstein a. Main und Kleinostheim.

Die vom Bayer. Industrieverband Steine und Erden e. V. vorgeschlagene Vorrangflache in den
Marktgemeinden Kleinwallstadt und Elsenfeld wird als Vorbehaltsflache aufgenommen. Vor Beginn
eines grolraumigen Abbaus in diesem Bereich sollte bei konkretem Bedarf ein
Raumordnungsverfahren durchgefihrt werden.

Als Vorbehaltsflachen werden weitere mogliche Abbaugebiete ausgewiesen, die in Abstimmung mit
erkennbaren  anderen  Nutzungsanspriichen unter Bericksichtigung der vorhandenen
Verarbeitungsbetriebe sowie der Transportverbindungen zu den Zentren des Bedarfs ausgewahit
wurden. Allerdings soll bei diesen Flachen in der Regel erst in einer raumordnerischen Uberpriifung
unter Abwagung aller konkurrierenden Nutzungen geklart werden, auf welchen Teilflachen und unter
welchen Auflagen tatsachlich ein Abbau durchgefuhrt werden kann.

- Als Reserveflache zur Deckung des langfristigen Bedarfs an hochwertigem Sand werden im
AnschluB3 an eine Vorrangflache nérdlich der St 2305 im Gebiet der Stadt Alzenau i. UFr. zusatzlich
etwa 50 ha als Vorbehaltsflache ausgewiesen. Dieses Gebiet soll nach dem Abbau wieder
aufgeforstet und zu Bannwald erklart werden.

- Die Vorbehaltsflache im OT Dettingen der Gemeinde Karlstein a. Main dient als Reserveflache
fur die Deckung des Bedarfs im norddstlichen Landkreis Aschaffenburg.

- Die Vorbehaltsflachen in der Stadt Aschaffenburg und im Markt Grofostheim werden
langerfristig zur Deckung des Bedarfs im Raum Aschaffenburg als Reserveflachen fir
erforderlich gehalten. Da die Grofiostheimer Flache im Einzugsgebiet der Trinkwasserversorgung
der Stadt Aschaffenburg liegt, wird voraussichtlich lediglich ein Trockenabbau mdglich sein.

- Zur Deckung des langerfristigen Bedarfs vor allem im mittleren und stdlichen Teil der Region sowie
zur Erhaltung der dort ansassigen Abbaubetriebe werden in den Marktgemeinden
Kleinwallstadt und Elsenfeld gréRere Vorbehaltsflachen ausgewiesen.

- Die Vorbehaltsflache in der Gemeinde Grof3heubach dient in Verbindung mit dem vorhandenen
Abbaugebiet langerfristig als Reserveflache zur Deckung des Bedarfs im Stden der Region.

- Die Vorbehaltsflache in der Gemeinde Faulbach wird ebenfalls als Reserveflache zur Dekkung
des langfristigen Bedarfs im Stden der Region fir erforderlich gehalten, zumal von Seiten der
Wasserwirtschaft keine Einwendungen gegen einen Abbau in diesem Gebiet geltend gemacht
wurden. Andererseits handelt es sich um einen landschaftlich empfindlichen Bereich, so daf’ von
Seiten der Naturschutzbehérden einem Abbau lediglich unter Bedenken und Einschrankungen
zugestimmt werden kénnte. Die Flache wurde deshalb ausnahmsweise einerseits als
Vorbehaltsflache fir Sand und Kies im Regionalplan, andererseits als Schutzzone des Naturparks
Spessart in der Naturparkverordnung ausgewiesen.

Es ist zu berilcksichtigen, dall gegenwartig ein Teil des gewonnenen Materials in das hessische
Rhein-Main-Gebiet geliefert wird, da® aber andererseits auch teilweise vor allem der &rtliche Bedarf
aulderhalb der Vorrang- und Vorbehaltsflachen in kleineren Abbaustatten gedeckt wird. Nach Angaben
des Bayer. Industrieverbandes Steine und Erden e. V. werden in der Region jahrlich etwa 3 Mio. m3,
das sind 5 Mio. t, abgebaut. Bei einer durchschnittlichen Tiefe von etwa 10 m entspricht dies einem
jahrlichen Flachenbedarf von rd. 30 ha. Zur Einschrankung notwendiger Eingriffe in den Natur- und
Landschaftshaushalt sowie zur Schonung des Landschaftsbildes sollte der Abbau bevorzugt auf die
Vorrang- und Vorbehaltsflachen konzentriert und entsprechend dem jeweiligen Bedarf raumlich und
zeitlich gestaffelt werden. Allgemein soll dabei nach Mdglichkeit eine optimale Ausbeute der
Lagerstatten angestrebt werden, insbesondere wenn Grundwasser freigelegt wird. Soweit es aus
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hydrologischen, o©kologischen und landschaftsgestalterischen Griinden mdglich ist, sollen groRe,
wenig gegliederte Baggerseen entstehen, da bei einem vermehrten Anteil an Bdschungen die
Lagerstatte nur ungentigend ausgenutzt wird. Die genaue Abgrenzung der Abbauflachen bleibt jedoch
den jeweiligen Wasserrechtsverfahren vorbehalten, die durch die Ausweisung von Vorrang- und
Vorbehaltsflichen keinesfalls ersetzt werden. Wenn aus Grinden des Landschaftsbildes eine
Gliederung grofder Flachen fir erforderlich gehalten wird, sollte hierflir nach Moglichkeit der anfallende
Abraum verwendet werden. Im ubrigen sollte auch durch einen entsprechenden maschinellen Einsatz
gewahrleistet sein, da® die Lagerstatte in ihrer vollen Machtigkeit bis zur Unterlage abgebaut werden
kann. Ausnahmen von diesem Grundsatz ergeben sich vor allem dann, wenn aus Grinden des
Grundwasserschutzes lediglich eine Trockenbaggerung durchgefiihrt werden kann. Dies gilt vor allem
fur den reinen Sandabbau nordwestlich von Alzenau i. UFr. sowie einen Teil der Vorrang- und
Vorbehaltsflachen im Raum GroRostheim/Niedernberg. Im Hinblick auf das in den n&achsten
Jahrzehnten zu erwartende Auslaufen der abbaufahigen und abbauwirdigen Vorrate an Sand und
Kies in der Region sollten vermehrt auch Ersatzrohstoffe, beispielsweise gebrochener Sandstein oder
Muschelkalk, Verwendung finden.

Den im Raum Westerngrund/Schoéllkrippen/Sailauf vorhandenen Kupferlagerstatten sind in weiten
Bereichen Buntmetalle eingelagert, die auch Silber, Bleierz, Zinkblende und Arsenkies enthalten und
dadurch den Wert der Vorkommen erhdhen. Die bisher nachgewiesenen Erzmengen sind nicht
unerheblich. Im Gegensatz zu diesen Metallen werden die ebenfalls vorhandenen Vorkommen an
Eisen- und Manganerzen nicht als Vorbehaltsflachen ausgewiesen, da die Lage auf dem Weltmarkt
auf absehbare Zeit keine bergmannischen Tatigkeiten in diesem Bereich erwarten 1at.

Das gesamte Gebiet des Spessarts und Vorspessarts in der Region wird von sieben Schwerspat
fihrenden Gangzligen durchzogen, die weder in ihrer gesamten streichenden Lange noch zur Teufe
hin auch nur einigermafien grundlich untersucht worden sind. Der bis vor wenigen Jahren betriebene
Abbau in mehreren Bergwerksbetrieben beschrankte sich im allgemeinen auf Vorkommen, die bisher
mehr oder weniger zufallig bekanntgeworden waren. Infolge der schnellen Verminderung der z. Z. in
Abbau befindlichen Lagerstatten kann mit einer eingehenden Untersuchung der Vorkommen im
Spessart und einer Wiederaufnahme des Schwerspatbergbaus in der Region gerechnet werden. Ein
Teil der Lagerstatten wird deshalb als Vorbehaltsflichen ausgewiesen, im Ubrigen handelt es sich
lediglich um nachrangige Rohstoffflachen. Schwerspat gehort zu den volkswirtschaftlich bedeutenden
Rohstoffen mit vielseitigen Verwendungszwecken, insbesondere in der Farben-, Papier-, Textil- und
Kunststoffindustrie sowie bei der Schwerbetonherstellung und auf dem Strahlenschutzsektor.

Bei den Tonvorkommen im Raum Erlenbach a. Main/Klingenberg a. Main handelt es sich um
Spezialton von hochwertiger Qualitat, der wegen seiner vor allem zur Herstellung von Schmelztiegeln
und Bleistiften hervorragenden Eigenschaften weltbekannt ist. Mit einer Erweiterung des Abbaus kann
gerechnet werden. Unter dem Gesichtspunkt der langfristigen Sicherung von Reserveflachen fur
hochwertigen Ton kann auch auf Vorrang- und Vorbehaltsflachen im OT Schippach der
Marktgemeinde Elsenfeld nicht verzichtet werden, obwohl der Abbau in diesem Gebiet vor einigen
Jahren eingestellt wurde. Von besonderer Bedeutung ist auch ein Tonvorkommen in der Gemeinde
Kleinostheim, das feuerfeste Tone enthalt. Dieses Vorkommen, das als Vorbehaltsflache
ausgewiesen wird, stellt eine wesentliche Rohstoffreserve fiir ein in Europa fihrendes Feuerfest-
unternehmen mit einem hohen Bedarf an feuerfesten Tonen dar. Demgegeniiber werden die
Tonvorkommen im Raum Alzenau i. UFr./Kahl a. Main/Karlstein a. Main lediglich als nachrangige
Rohstoffflachen eingestuft, die im Regionalplan nicht flachenmafig dargestellt werden.

Im Gegensatz zu friher beschrankt sich der Abbau von Buntsandstein gegenwartig auf den Raum um
Miltenberg, in dem an den Steilhdngen des Maintals und seiner Nebentaler der Sandstein vorziglich
aufgeschlossen ist. Dieser “Miltenberger Sandstein” hat bisher als Boden- und Treppenbelag, fir
Fensterbanke, Fassadenplatten, Quader flr Stlitzmauerverblendungen und verschiedene Steinmetz-
und Bildhauerarbeiten, also nicht als Massenrohstoff, Verwendung gefunden. Da von diesem Material
in der gesamten Region jahrlich nur wenige tausend Kubikmeter bendtigt werden, kann durch die
Ausweisung relativ begrenzter Vorrang- und Vorbehaltsflachen meist in Verbindung mit bestehenden
Briichen eine langfristige Sicherung des Abbaus gewahrleistet werden.

Zur langfristigen Sicherung der Versorgung mit Sand und Kies ist in der Region der Versuch
angelaufen, die immer geringer werdenden Sand- und Kiesvorkommen durch Buntsandstein zu
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strecken und zu ersetzen. Der Buntsandstein wird in einer mit hohem finanziellen Aufwand errichteten
Betriebsanlage im OT Kirschfurt der Gemeinde Collenberg gebrochen und in einem nahegelegenen
Kieswerk zu Brechsand, Splitt und Schotter verarbeitet. Dieser Abbau zur Verarbeitung als
Massenrohstoff beansprucht groRe Flachen. Zur langfristigen Sicherung der Rohstoffbasis der neuen,
stationaren Werksanlage, der auch im Hinblick auf die Entspannung der Rohstofflage in der Region
besondere Bedeutung zukommt, werden im Regionalplan entsprechende Vorrang- und
Vorbehaltsflachen ausgewiesen.

Bei der Abstimmung mit den Belangen des Naturschutzes und der Landschaftspflege im Rahmen der
Ausweisung der beiden Naturparke Spessart und Bayer. Odenwald wurden den Vorrang- und
Vorbehaltsflachen flir Buntsandstein grundsatzlich ErschlieBungszonen zugeordnet. Lediglich in
einigen Ausnahmefallen, wenn der Schutzzweck mit dem Abbau von Buntsandstein als vereinbar
angesehen wird (Schutz der Wanderfalken in den Steinbriichen nérdlich Miltenberg/Blirgstadt sowie
westlich Dorfprozelten) oder Zeitpunkt und Umfang eines spateren Abbaus noch zu unbestimmt sind
(6stlich  Umpfenbach), werden Rohstoffsicherungsflachen in der Schutzzone der Naturparke
ausgewiesen.

Die Abbautatigkeit im kristallinen Grundgebirge ist in den letzten Jahrzehnten stark zuriickgegangen.
Gegenwartig werden nur noch einige kleinere Abbaustellen gewerblich betrieben. Es handelt sich
dabei vor allem um die Gewinnung von Quarzporphyr bei Sailauf, von Gneis bei Haibach und
M&mbris sowie von Diorit bei Bessenbach. Mit einer wesentlichen Ausweitung des Abbaus ist bis auf
weiteres nicht zu rechnen.

Die dolomitischen Kalke des Zechsteins, die nur noch an einer Stelle beim OT Rottenberg der
Gemeinde Hosbach gewonnen werden, stellen dort die Rohstoffbasis fiir eine Kalkbrennerei dar. Mit
einer Ausweitung des Abbaus ist bis auf weiteres nicht zu rechnen.

Fir die wenigen noch betriebenen Ziegelwerke bilden Lockergesteine verschiedenen geologischen
Ursprungs die Rohstoffbasis, insbesondere L6R und LoRlehm. Daneben werden altpleistozane Tone,
Kristallinzersatz und Zechsteinton abgebaut und den Ziegelmassen zugeschlagen. In der Umgebung
der Betriebe liegen weitere, jedoch nicht groRraumige Vorkommen.

Im Regionalplan werden Rohstoffsicherungsflachen grundsatzlich zur Deckung des regionalen
Bedarfs ausgewiesen. Obwohl der Abbau in Zukunft bevorzugt auf diesen Flachen betrieben werden
soll, wird die Gewinnung von Bodenschatzen, insbesondere fiir den ortlichen Bedarf, jedoch auch
aulerhalb dieser Flachen zuldssig sein. Dies gilt nicht nur fir Abrundungen und begrenzte
Erweiterungen vorhandener Abbaustatten, bei denen der Gesichtspunkt der endglltigen
Ausgestaltung und Rekultivierung der Abbauflachen besonders berilcksichtigt werden soll. In der
Regel wird bei einem Uberdrtlich raumbedeutsamen Abbau auflerhalb der Vorrang- und
Vorbehaltsflachen eine raumordnerische Uberpriifung durchzufiihren sein. Bereits genehmigte
Abbaustatten bzw. Vorhaben werden durch die Ziele des Regionalplans ohnedies nicht beruhrt.

Die vom Bayer. Oberbergamt beantragte Ausweisung von Vorbehaltsflachen fir Braunkohle zur
Sicherung der Vorkommen im Raum Alzenau i.UFr./ Kahl a. Main wird vom Regionalen
Planungsverband abgelehnt. Obwohl die Braunkohlenvorrate als Energiereserven langerfristig
bedeutsam sind, kann einem mdglichen Abbau aus der Sicht der Regionalplanung aufgrund der
erheblichen 6kologischen und wasserwirtschaftlichen Auswirkungen nicht zugestimmt werden.

Mit dem Abbau der Lagerstatten, bei dem die Richtlinien fur Anlagen zur Gewinnung von Kies, Sand,
Steinen und Erden vom 29.07.1973 (Bekanntmachung des Bayer. Staatsministeriums fir
Landesentwicklung und Umweltfragen vom 03.08. 1973 - LUMBI S. 85) zu beachten sind, sind meist
zwangslaufig empfindliche Eingriffe in das Gesamtgefiige der Landschaft verbunden. Besonders
betroffen sind vor allem der Grundwasserhaushalt durch Grundwasserverunreinigungen und
Grundwasserabsenkungen sowie die Landschaftsstruktur durch visuelle Beeintrachtigungen. Zug um
Zug mit dem Abbau sollen deshalb auch Rekultivierungsmaflinahmen durchgefiihrt werden, die auf die
spatere Nutzung abgestellt werden sollen. Ohne einer notwendigen Detailplanung in Landschafts-
bzw. Gestaltungsplanen vorgreifen zu wollen, werden fiir die Vorrangflachen aller Bodenschatze
schwerpunktmaRig Moglichkeiten flr Folgenutzungen vorgeschlagen. Bei der Rekultivierung sollen
auch die jeweils zustédndigen Fachbehdrden beteiligt werden, damit bereits bei der Auswahl und
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Einbringung von Fullmaterial eine funktionsgerechte spatere Nutzung sichergestellt wird.
Industrie

Die Wirtschaftsstruktur der Region wird im verhaltnis zum Landesdurchschnitt wesentlich starker vom
Produzierenden Gewerbe gepragt. Zum 31. 12. 1981 waren 665% der insgesamt 106.885 in der
Region sozialversicherungspflichtig beschaftigten Arbeitnehmer im Produzierenden Gewerbe tatig.
Dominierend ist insbesondere die Industrie bzw. das Verarbeitende Gewerbe, das zum 31. 12. 1982
47.732 Beschaftigte (Betriebe mit im allgemeinen 20 und mehr Beschaftigten) und einen
Jahresumsatz 1982 (ohne Mehrwertsteuer) von 59 Mrd. DM zu verzeichnen hatte. Bei
Exportumsatzen von knapp 1,7 Mrd. DM lag die Exportquote bei 28,3%. Innerhalb des Verarbeitenden
Gewerbes ist seit 1982 nicht mehr das Verbrauchsgliter produzierende Gewerbe, sondern das
Investitionsglter produzierende Gewerbe fiihrend. Es erreichte einen Anteil von 39,1% an der Zahl
der Beschaftigten und 33,4% am Gesamtumsatz des Verarbeitenden Gewerbes. Das
Verbrauchsglter produzierende Gewerbe erzielte einen Anteil von 38,2% an der Zahl der
Beschaftigten und 31,3% am Gesamtumsatz. Es folgten das Grundstoff- und
Produktionsgltergewerbe mit einem Beschaftigtenanteil von 20,2% und einem Umsatzanteil von
31,1% sowie das Nahrungs- und GenuBmittelgewerbe mit einem Beschaftigtenanteil von 25% und
einem Umsatzanteil von 4,2%.

Als strukturbestimmende Wirtschaftszweige sind vor allem das Bekleidungsgewerbe mit einem Anteil
im Jahre 1982 von 26,3% an den Beschaftigten und 20,2% am Umsatz, die chemische Industrie mit
einem Anteil von 10,2% an den Beschaftigten und 14,9% am Umsatz, der Maschinenbau mit einem
Anteil von 13,3% an den Beschaftigten und 11, % am Umsatz sowie der Straflenfahrzeugbau und die
Reparatur von Kraftfahrzeugen usw. mit einem Anteil von 12,5% an den Beschéftigten und 11,5% am
Umsatz zu nennen. Von erheblicher Bedeutung fur die Wirtschaftsstruktur sind weiterhin auch die
Zellstoff-, Papier- und Pappeerzeugung, die Herstellung von Eisen-, Blech- und Metallwaren sowie die
Feinmechanik, Optik und Herstellung von Uhren.

In der langfristigen Entwicklung der Industrie im , Zeitraum 1965 bis 1977 spiegelt sich die
Leistungsfahigkeit, aber auch die Strukturschwache der Industrie in der Region wider. Insgesamt war
die Entwicklung durch stark gestiegene Umsatze und Lohnsummen bei in etwa gleich gebliebener
Beschaftigtenzahl gekennzeichnet. Von besonderer Bedeutung war die Entwicklung der
Exportumsatze, von deren Uberdurchschnittichem Wachstum im langerfristigen Trend erhebliche
konjunkturstimulierende Impulse ausgingen.

Die Entwicklung in den strukturbestimmenden Industriezweigen zeigt teilweise erhebliche
Abweichungen von der durchschnittlichen Entwicklung der Industrie in der Region. Der
Umsatzzuwachs in der Bekleidungsindustrie war lediglich unterdurchschnittlich, und in den Jahren
1972 bis 1977 wurde die Zahl der Beschaftigten stark reduziert. Bei tendenziell steigenden Umsatzen
nahm im Verarbeitenden Gewerbe in der Region die Zahl der Beschaftigten von rund 48.000 im Jahre
1977 auf Gber 52.000 im Jahre 1979 zu und ging bis 1982 auf 47.732 zurick. Bestimmend fir diese
Entwicklung waren vor allem das Verbrauchsgiter produzierende Gewerbe und das Grundstoff- und
Produktionsgutergewerbe, wahrend das Investitionsglter produzierende Gewerbe einen standigen
Anstieg der Zahl der Beschaftigten zu verzeichnen hatte. Im Bekleidungsgewerbe nahm die Zahl der
Beschaftigten beispielsweise bereits seit 1978 ab, allein im Jahre 1982 mulite gegenliber 1981 ein
Riickgang um 15,2% hingenommen werden.

Unter Bericksichtigung der industriellen Branchenstruktur und der langerfristigen Entwicklung muf3
die Sicherung der vorhandenen Arbeitsplatze als vordringlich angesehen werden. In diesem
Zusammenhang werden auch die Verbesserung der Standortvoraussetzungen, insbesondere im
Siden der Region, und die Bereitstellung von kurzfristig erschlielbaren Industrie- und
Gewerbegebieten besonders in den zentralen Orten erforderlich sein.

In der Region entfallen etwa 60% der Umsétze und Beschéftigten des Verarbeitenden Gewerbes auf
vier Wirtschaftszweige. Dies zeigt, dall die Struktur des Verarbeitenden Gewerbes immer noch etwas
einseitig ausgerichtet ist. Hinzu kommt die vor allem durch die starke Stellung des
Bekleidungsgewerbes bedingte Empfindlichkeit gegeniber konjunkturellen Schwankungen.
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In der gesamten Region werden Bemihungen um eine Verbesserung des Arbeitsplatzangebots und
eine Auflockerung der Branchenstruktur fur erforderlich gehalten. Dadurch soll vermieden werden,
dall die Beschaftigten der Region konjunkturellen und strukturellen Sonderproblemen einer oder
weniger Branchen ausgesetzt sind. Dadurch soll aber auch der Gefahr entgegengewirkt werden, daf}
die Region zu einem industriellen Problemgebiet wird.

Durch den Rickgang an industriellen Arbeitsplatzen, der vor allem durch die Abwanderung von
Betrieben in das Stadtumland verursacht wurde, wurde die Stadt Aschaffenburg als
Arbeitsplatzschwerpunkt der Region geschwacht. Beispielsweise ging im Zeitraum 1966 bis 1976 der
Industriebesatz (Industriebeschaftigte je 1.000 Einwohner) von 264 auf 197 zuriick.

Am 31. 12. 1982 waren in 100 Betrieben des Verarbeitenden Gewerbes (Betriebe mit im allgemeinen
20 und mehr Beschéaftigten) 11.223 Personen beschaftigt. Der Rickgang gegentber 1981 betrug
8,3% bei den Beschaftigten.

Durch industrielle Neuansiedlungen und Erweiterungen sollte deshalb unter Ausnutzung der
glnstigen Standortvoraussetzungen versucht werden, das industrielle Arbeitsplatzangebot zu
erganzen und insbesondere qualitativ zu verbessern. Aufgrund der zentral6rtlichen Funktion der Stadt
Aschaffenburg als mogliches Oberzentrum sollten vor allem auch zusatzliche qualifizierte
Arbeitsplatze geschaffen werden. Gleichzeitig sollte eine Verbesserung der Branchenstruktur
angestrebt werden, die vor allem von den Wirtschaftszweigen Maschinenbau, Straflenfahrzeugbau
und Bekleidungsgewerbe bestimmt wird. Unter Berlcksichtigung dieser Branchenstruktur wird
insbesondere auch eine Erhéhung des Arbeitsplatzangebots fur Frauen fir erforderlich gehalten.

Im Ubrigen Teil des Mittelbereichs, auf3erhalb des méglichen Oberzentrums Aschaffenburg, ist das
Bekleidungsgewerbe mit einem Anteil von etwa 30% an den Gesamtbeschaftigten im Verarbeitenden
Gewerbe vertreten. Die Wirtschaftszweige StralRenfahrzeugbau und Maschinenbau folgen erst mit
Abstand. Trotz konjunktureller Schwankungen kann die langerfristige Entwicklung durchaus als positiv
bezeichnet werden. Im Landkreis Aschaffenburg verlief beispielsweise die Entwicklung der Industrie
von 1968 mit rund 16.000 Beschaftigten Uber fast 20.000 Beschaftigte im Jahre 1972 bis rund 19.000
Beschaftigte im Jahre 1976. Am 31. 12. 1982 waren in 179 Betrieben des Verarbeitenden Gewerbes
17.876 Personen beschaftigt. Der Rickgang gegenuber 1981 betrug 6,3% bei den Beschaftigten. Zur
Stabilisierung bedarf es in diesem Teil des Mittelbereichs, insbesondere auch im Kahlgrund, vor allem
einer Erganzung des industriellen Branchenfachers sowie einer qualitativen Verbesserung des
vorhandenen Arbeitsplatzangebots.

Die Struktur des Mittelbereichs Obernburg a.Main/Elsenfeld/Erlenbach a.Main wird vor allem durch
einen GroRbetrieb der Chemiefaserindustrie mit nahezu 5.000 Beschaftigten und das Bekleidungs-
gewerbe bestimmt. Auch in diesem Mittelbereich sollte deshalb eine Verbesserung der
Branchenstruktur angestrebt werden. Hierzu wird eine weitere Verbesserung der Anbindung an das
Uberregionale Verkehrsnetz notwendig sein. In geeigneten Gemeinden sollen schlieflich in der
Bauleitplanung in ausreichendem Umfang gewerblich

nutzbare Flachen vorgesehen werden.

Der Mittelbereich Miltenberg ist gegenlber den beiden anderen Mittelbereichen der Region industriell
wesentlich schwacher entwickelt. Er verfiigt mit dem Mittelzentrum Miltenberg lediglich Uber einen
zentralen Ort mit mehr als 1.000 industriellgewerblichen Arbeitsplatzen. Strukturbestimmend ist
ebenfalls das Bekleidungsgewerbe mit einem Anteil von nahezu 30% an den Gesamtbeschaftigten
des Verarbeitenden Gewerbes. Erst mit groiem Abstand folgen die Industriezweige Maschinenbau,
Holzverarbeitung, Eisen-, Blech- und Metallwarenherstellung sowie Steine und Erden. Da fir einzelne
Industriezweige keine Zahlen fir Mittelbereiche vorliegen, kdnnen zur Entwicklung der Industrie in den
beiden Mittelbereichen Miltenberg und Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main keine
aufgeschlusselten Aussagen getroffen werden. Im gesamten Landkreis Miltenberg waren zum 31. 12.
1982 in 195 Betrieben des Verarbeitenden Gewerbes 18.633 Personen beschaftigt. Der Rickgang bei
den Beschaftigten gegenliber 1981 betrug 6,1%.

Zum Abbau des in der Region bestehenden Strukturgefélles soll im Mittelbereich Miltenberg eine
erhebliche quantitative und qualitative Verbesserung des industriell-gewerblichen
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Arbeitsplatzangebots angestrebt werden. Als Voraussetzung hierfir soll insbesondere die
wirtschaftsnahe Infrastruktur gesichert und weiter ausgebaut werden. Unter Berilicksichtigung der in
diesem Mittelbereich besonders bedeutsamen Belange des Fremdenverkehrs sollen in den zentralen
Orten entsprechend ihrer Zentralitatsstufe auch Industrie- und Gewerbegebiete fur die Ansiedlung
neuer und die Erweiterung bestehender Betriebe in der Bauleitplanung ausgewiesen werden.

Obwohl in der Region mehrere GroRbetriebe ansassig sind, Uberwiegt die Zahl der kleineren und
mittleren Unternehmen, so da6 sich bei einer Analyse der BetriebsgrofRenstruktur ein
mittelstandischer Charakter der Wirtschaft ergibt. Dies ist auf die starke Stellung des
Bekleidungsgewerbes zuriickzuflihren. Ihm gehdren die meisten der im allgemeinen lohnintensiven
Klein- und Mittelbetriebe an. Bei den Betrieben mit im allgemeinen 20 und mehr Beschaftigten des
Verarbeitenden Gewerbes betrug die durchschnittliche BetriebsgroRe 1982 - bei einem
Regionsdurchschnitt von 101 - beim Verbrauchsguter produzierenden Gewerbe 66, beim Grundstoff-
und Produktionsgutergewerbe 149 und beim Investitionsglter produzierenden Gewerbe 168
Beschaftigte je Betrieb. Im Bekleidungsgewerbe lag die durchschnittliche BetriebsgroRe in der Region
bei 60 Beschaftigten je Betrieb. Im Gegensatz zu den Klein- und Mittelbetrieben gehoéren die
GroRbetriebe dem Investitionsglter produzierenden Gewerbe (Maschinenbau, Fahrzeugbau) sowie
dem Grundstoff- und Produktionsgitergewerbe (Chemie, Zellstoff) an.

Die Betriebe mit 500 und mehr Beschaftigten konzentrieren sich vor allem auf den Norden der Region
mit dem mdglichen Oberzentrum Aschaffenburg als industriell-gewerblichem Schwerpunkt. Von den
insgesamt 14 Betrieben in diesen GroRenklassen sind lediglich zwei im Mittelbereich Obernburg a.
Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main ansassig, wahrend der Mittelbereich Miltenberg keinen derartigen
GroRbetrieb aufzuweisen hat. Unter Berlcksichtigung der Branchen- und BetriebsgroRenstruktur
sollte bei den MaRnahmen zur Auflockerung und Erganzung der Industriestruktur vor allem auf die
Ansiedlung kapitalintensiver Klein- und Mittelbetriebe geachtet werden.

Handwerk

Nach den Ergebnissen der Handwerkszahlung 1977 waren in der Region 3.142 Handwerksbetriebe
mit 22.496 Beschaftigten und einem Jahresumsatz 1976 von 1.592 Mio. DM (einschlieBlich
Umsatzbzw. Mehrwertsteuer) ansassig. Gegenlber der Handwerkszahlung 1968 stand demgemaf
einem Ruckgang der Zahl der Betriebe um 21% und der Beschéftigten um 10,7% eine
Umsatzsteigerung von 85,4% gegenuber. Die Entwicklung war insgesamt glnstiger als im
Regierungsbezirk, der Landesdurchschnitt wurde jedoch beim Rickgang der Beschaftigten erheblich
Ubertroffen und bei der Umsatzsteigerung nicht erreicht. Dies ist insbesondere auf die stark
ricklaufige Tendenz des Handwerks im moglichen Oberzentrum Aschaffenburg zurlickzufiihren, das
von 1968 bis 1977 einen Verlust von 26,3% der Handwerksbetriebe und von 31,4% der im Handwerk
Beschéaftigten bei einer Umsatzsteigerung von lediglich 51,7% zu verzeichnen hatte. Diese Verluste
konnten auch durch die im Landkreis Aschaffenburg nur geringfligig abnehmende und im Landkreis
Miltenberg sogar leicht ansteigende Zahl der Handwerksbeschéaftigten und die Uberdurchschnittliche
Umsatzentwicklung in beiden Landkreisen nicht ausgeglichen werden. Bei nahezu konstanten
Anteilen an den Betrieben verschoben sich innerhalb der Region in diesem Zeitraum die Anteile an
den Beschaftigten und Umsatzen erheblich vom mdglichen Oberzentrum Aschaffenburg zugunsten
der beiden Landkreise. Der Anteil Aschaffenburgs ging bei den Beschaftigten von 33,1% auf 255%
und bei den Umsatzen von 34,6% auf 28,3% zuriick. Im Verhaltnis zu Unterfranken konnte die Region
durch eine Erhéhung der Anteile an den Betrieben und Beschaftigten ihre Stellung sogar leicht
verbessern, so da® das Handwerk in der Region seinen Aufgaben nach wie vor gut gerecht werden
kann. Nach Berechnungen der Handwerkskammer fiir Unterfranken gab es in der Region zum 31. 12.
1981 3.731 Betriebe mit 25.750 Beschéftigten, je 1.000 Einwohner waren demgemaf’ 82 Personen im
Handwerk tatig.

Technischer Fortschritt und Strukturwandel erfordern eine stdndige Anpassung des Handwerks. Zur
Aufrechterhaltung seines hohen Leistungsstandes in der Region tragt der Staat insbesondere durch
mittelstandspolitische MalRnahmen bei. Durch staatliche MaRnahmen kdnnen die Voraussetzungen
fur notwendige Umstellungen geschaffen und deren Durchfiihrung erleichtert werden. Neben
verschiedenen finanziellen Hilfen in Verbindung mit MaRnahmen zur Verbesserung der
Standortqualitdt durch den Ausbau der gewerbenahen Infrastruktur kann die handwerkliche
Leistungsfahigkeit auch durch die Bereitstellung von Beratungsdiensten, die Unterstitzung
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zwischenbetrieblicher Kooperation sowie die Erleichterung des Zugangs zur technologischen
Entwicklung, insbesondere der elektronischen Datenverarbeitung, gesteigert werden.

Zu den Aufgaben des Handwerks gehdren neben der Versorgung der einheimischen Bevdlkerung mit
Produktions- und Dienstleistungen auch die Versorgung des Fremdenverkehrs mit spezifischen
Dienstleistungen, die Versorgung der Industrie mit Zuliefererprodukten sowie die Erstellung
hochwertiger Produktionsleistungen, vorwiegend fir den Uberregionalen Absatz. Langerfristig besteht
vor allem durch den Bevolkerungsrickgang und den starken Konkurrenzdruck von
Verbrauchermarkten und Einkaufszentren die Gefahr, daf® kleinere Siedlungseinheiten des landlichen
Raumes auf Dauer nicht mehr ausreichend mit handwerklichen Leistungen des taglichen Bedarfs,
insbesondere im Bereich des Nahrungsmittelhandwerks, versorgt werden konnen. Durch
Standortberatung in Verbindung mit Marktanalysen, verschiedene staatliche MaRnahmen, die
Bereitstellung geeigneter Gewerbeflachen und durch sonstige flankierende stadtebauliche und
infrastrukturelle MaBnahmen sollten deshalb Anpassungsmalnahmen bestehender Betriebe sowie
die Selbstandigmachung junger Handwerksmeister erleichtert werden. Dadurch soll langfristig eine
bedarfsgerechte und mdglichst gleichwertige Versorgung der Bevdlkerung in allen Regionsteilen
angestrebt werden. In den Fremdenverkehrsgebieten Spessart” und “Bayer. Odenwald” ist dabei zu
berlicksichtigen, dal® eine ausreichende Versorgung von Erholungssuchenden und Urlaubern mit
spezifischen handwerklichen Leistungen von entscheidender Bedeutung fir die weitere Entwicklung
dieser Gebiete sein kann. Betroffen sind hier vor allem Leistungen des Nahrungsmittel-, des
Gesundheits- und Koérperpflegesowie des Bekleidungs-, Textil- und Lederhandwerks.

Neben dem Bau- und Ausbauhandwerk sowie dem Holzhandwerk erbringt in der Region vor allem
das Metallhandwerk, sei es als Zulieferer zur Industrie oder in eigener Fertigung von Endprodukten, in
erheblichem Umfang Produktionsleistungen. Betriebe des Maschinen-, Werkzeug- oder Stahlbaus
erstellen qualifizierte handwerkliche Produkte, die vielfach auch exportiert werden. In der Regel
handelt es sich dabei um gesunde Betriebe, die sich auch in den Zeiten der Rezession als krisenfest
erwiesen haben. Die Ansiedlung weiterer mittelstandischer Betriebe des Produzierenden Handwerks
kénnte daher zur Uberwindung der konjunkturellen und strukturellen Probleme der Region beitragen.
Als Standorte sind auch Klein- und Unterzentren des landlichen Raumes geeignet, so dal} gleichzeitig
wohnortnahe Arbeitsplatze geschaffen wirden. Vor allem im Verdichtungsraum sollen auch die
Méglichkeiten genutzt werden, die sich aus einer verstarkten Kooperation des Handwerks mit den
ansassigen industriellen GroRRbetrieben ergeben kdnnen.

Im Rahmen einer organischen Entwicklung ist nach dem Landesentwicklungsprogramm eine
Siedlungstatigkeit im Wohn- und Gewerbebereich flr den ortlichen Bedarf in allen Gemeinden
zulassig. Im Interesse der Bevodlkerung sollten deshalb auch in kleineren Gemeinden bei der
Bauleitplanung Flachen fir die Erweiterung bestehender und die Grindung neuer Betriebe zur
Deckung des ortlichen Bedarfs vorgesehen werden. In der Region mit ihrer starken
Wohnsiedlungstatigkeit und der relativ hohen Umweltbelastung werden diese Flachen haufig auch fir
die Umsetzung und Aussiedlung stérender Handwerksbetriebe aus den Ortskernen bendtigt.

Zur Versorgung der Bevodlkerung mit Gitern der ortlichen Grundversorgung sollen in gréReren
Neubaugebieten, die eine entsprechende Auslastung gewahrleisten, nicht stérende
Handwerksbetriebe vorgesehen werden. Wegen der hohen Grundstiickspreise in weiten Teilen der
Region kdnnen dabei zusatzliche 6ffentliche Hilfen erforderlich werden.

Notwendig ist auch die langfristige Sicherung der Versorgung mit handwerklichen Gutern und
Leistungen des Uuberdrtlichen Bedarfs. Fir Neuansiedlungen und Erweiterungsmafinahmen
entsprechender Betriebe sollen deshalb preisglinstige Gewerbeflachen vorgesehen werden. Als
Standorte kommen aufgrund ihrer Grofle und infrastrukturellen Ausstattung in der Region
grundsatzlich alle zentralen Orte in Frage. Im Einzelfall sind dabei mdgliche Zielkonflikte mit den
Belangen des Umweltschutzes und der Landschaftspflege, des Fremdenverkehrs oder sonstiger
Nutzungen durch eine sorgfaltige Abstimmung zu vermeiden.

Die Grindung von einheitlich geplanten Handwerkerhdfen und sonstigen Gewerbezentren wird in der
Region nicht als regionalplanerisches Ziel vorgegeben. Lediglich bei zuklinftigem Bedarf innerhalb
des Planungszeitraums wird festgestellt, dal® neben dem mdglichen Oberzentrum Aschaffenburg auch
die beiden Mittelzentren und das Unterzentrum Alzenau i.UFr. als geeignete Standorte fur derartige
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Einrichtungen angesehen werden kénnen. Ggf. kénnen in der Bauleitplanung am Rande dieser
zentralen Orte stadtebaulich und verkehrsmafig integrierte Flachen vorgehalten werden, deren GréRe
auf den jeweiligen Einzugsbereich abzustellen ware.

Handel

Nach den Ergebnissen der Handels- und Gaststattenzahlung 1979 waren in der Region 490
Arbeitsstatten des GroRhandels mit 4.551 Beschaftigten und einem Jahresumsatz 1978 von 1.354
Mio. DM (ohne Umsatzsteuer) ansassig. Im Einzelhandel waren 2.183 Arbeitsstatten mit 11.103
Beschaftigten und einem Jahresumsatz 1978 von 1.732 Mio. DM (einschlieRlich Umsatzsteuer) zu
verzeichnen. Im Gastgewerbe, das liber 6.097 Fremdenbetten verflgte, wurde in 1.043 Arbeitsstatten
mit 4.008 Beschaftigten ein Jahresumsatz 1978 von 173 Mio. DM (einschlieRlich Umsatzsteuer)
erzielt. Wegen der geanderten Systematik ist ein Vergleich dieser Zahlen mit den Ergebnissen der
Handels- und Gaststattenzahlung 1968 nicht aussagefahig. Man kann jedoch davon ausgehen, dafl
sich der KonzentrationsprozeR, insbesondere im Einzelhandel, aufgrund des scharfen Wettbewerbs in
den 70er Jahren fortgesetzt hat. Dabei flhrte die Expansion der Verkaufsflachen in
Verbrauchermarkten, Selbstbedienungswarenhausern, Fachdiscountern und weiteren
GroRbetriebsformen vielfach zur Verdrangung kleinerer und mittlerer Betriebe des Facheinzelhandels.
Diese tiefgreifenden Strukturveranderungen in der Region reichen auch in den Grof3handel, in dem
sich die verstarkten Aktivitdten der groRen Markte und der genossenschaftlichen Anbieter bemerkbar
machten. Trotz einer hohen Zahl von Betriebsschlielurigen und einer zunehmenden Konzentration
auf Grol3betriebe besteht auch im landlichen Raum der Region vorerst noch nicht die Gefahr einer
Unterversorgung der Bevdlkerung. Es sollte jedoch angestrebt werden, dall in den groReren
Ortsteilen aller Gemeinden stationare Betriebe der Einzelhandelsgrundversorgung, insbesondere des
Lebensmitteleinzelhandels, erhalten bleiben.

Nach den Ergebnissen der Handels- und Gaststattenzéhlung 1979 entfielen beim GroRhandel in der
Region 54% der Beschéftigten und 48% der Umsatze auf das mdgliche Oberzentrum Aschaffenburg.
Beim Einzelhandel betrug der Anteil 40% bei den Beschéftigten und 44% bei den Umsatzen.
Aschaffenburg ist damit dominierender Schwerpunkt der Handelstatigkeit in der Region. Daneben
besitzt jedoch auch das Mittelzentrum Miltenberg lberdurchschnittliche Bedeutung im Bereich des
Handels, insbesondere im Einzelhandel. Miltenberg, das durch die Einrichtung einer FuRgangerzone
an Attraktivitat gewinnen konnte, versorgt einerseits einen relativ grof3en Einzugsbereich im Siiden
der Region, andererseits werden im Einzelhandelsangebot auch die spezifischen Bedirfnisse der
Touristen berucksichtigt. Die Stadt Aschaffenburg hat demgegeniiber durch den Bau der City-
Galerie”, eines Uberdachten innerstadtischen Einkaufszentrums mit einer Flache von insgesamt
44.000 m? und einer reinen Verkaufsflache von 22.000 m?, einen besonderen Akzent fir die
Entwicklung des Handels gesetzt.

Im Interesse einer gesicherten Versorgung der Bevdlkerung mit Waren des gehobenen und héheren
Bedarfs sollte die Funktionsfahigkeit der innerstadtischen Geschéaftszentren dieser beiden zentralen
Orte erhalten und ausgebaut werden. Zur flichendeckenden Versorgung der gesamten Region mit
Waren des gehobenen Bedarfs sollten darliber hinaus die Bemiihungen des Mittelzentrums
Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main sowie der Unterzentren Alzenau i. UFr. und
Amorbach unterstitzt werden, die Funktionsfahigkeit ihrer innerstadtischen Geschaftszentren zu
verbessern.

In den in der Nachkriegszeit teilweise erheblich gewachsenen Gemeinden besteht vielfach die
Notwendigkeit, die in der Bausubstanz Uberalterten Ortskerne zu sanieren. Zur Erhaltung und zum
Ausbau der jeweiligen Handelseinrichtungen sollen dabei insbesondere in den zentralen Orten durch
die Ausweisung von Reserveflachen die Standorte der ansassigen Handels- und sonstigen
Dienstleistungsbetriebe gesichert und Vorsorge fiir Erweiterungsinvestitionen und Neuansiedlungen
getroffen werden. Im Rahmen der Bauleitplanung sollen an mdglichst verkehrsglinstigen Standorten
auch Flachen fur GroBhandelsbetriebe mit Lagerhaltung vorgesehen werden.

Die strukturellen Veranderungen im Einzelhandel der Region, gekennzeichnet durch eine starke
Flachenexpansion, eine Konzentration auf GroRbetriebe und die Verdrangung kleinerer und mittlerer
Handelsbetriebe vom Markt, wurden durch das Vordringen neuer Betriebsformen und die Errichtung
von EinzelhandelsgroRRprojekten bewirkt. Hierbei handelt es sich um Einkaufszentren und gro3flachige
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Handelsbetriebe, die eine Geschossflache von in der Regel mehr als 1.500 m2 aufweisen und
auschlief3lich oder Uberwiegend an Letztverbraucher verkaufen. Durch die Grindung derartiger
Projekte in den 70er Jahren hat sich die Gesamtverkaufsflache in der Region stark erhdht. Da die
Kaufkraftentwicklung mit der Verkaufsflachenexpansion nicht Schritt gehalten hat, besteht die Gefahr,
dal durch die Errichtung weiterer, nicht integrierter EinzelhandelsgroRprojekte auf der “Griinen
Wiese” die Funktionsfahigkeit zentraler Orte gestért und eine verbrauchsnahe Versorgung der
Bevolkerung gefahrdet wirden. Unter Bericksichtigung der Gern. Bekanntmachung der Bayer.
Staatsministerien flr Landesentwicklung und Umweltfragen, fir Wirtschaft und Verkehr und des
Innern vom 30. 09. 1980, durch die die Hinweise zur Beurteilung von Einzelhandelsgro3projekten in
der Landesplanung und der Bauleitplanung aus dem Jahre 1975 novelliert wurden, kann deshalb der
Ausweisung von Flachen fur nicht integrierte Einzelhandelsgro3projekte in der Region aus der Sicht
der Regionalplanung grundsatzlich nicht mehr zugestimmt werden. Um die Funktionsfahigkeit der
bestehenden Geschaftszentren zentraler Orte nicht zu gefahrden, soll darlber hinaus auch die
Ausweisung von Flachen fur stéadtebaulich und verkehrsmaRig integrierte EinzelhandelsgroRprojekte
in der Bauleitplanung in der Regel auf zentrale Orte hoherer Stufe ab Unterzentrum beschrankt
bleiben (s. auch B Il 4.4). Dabei sollte die Groe des Einzelvorhabens in einem angemessenen
Verhaltnis zum jeweiligen Verflechtungsbereich des zentralen Ortes stehen. Zu beachten sind auch
die negativen Auswirkungen, die sich beispielsweise auf dem Arbeitsmarkt dadurch ergeben koénnen,
dald fUr bestehende bauliche Anlagen eine Nutzungsanderung durchgefihrt wird oder mehrere
Einzelhandelsgrol3projekte an benachbarten Standorten liegen, so dall sich deren Einzugsbereiche
Uberschneiden.

Fremdenverkehrswirtschaft

In der Region liegen das Fremdenverkehrsgebiet *Bayer. Odenwald” und der Gberwiegende Teil des
Fremdenverkehrsgebietes Spessart”. Mit Ausnahme des mdglichen Oberzentrums Aschaffenburg und
einiger Maintalgemeinden im Nordwesten umfassen diese Gebiete die gesamte Flache der Region.
Nach dem Landesentwicklungsprogramm weisen sie bereits in erheblichem Umfang Fremdenverkehr
auf, der durch eine Starkung der Wettbewerbsfahigkeit der Fremdenverkehrswirtschaft und den
Ausbau und die Ergénzung der bestehenden Einrichtungen gesichert und entwickelt werden soll.
Nach den Ergebnissen der Fremdenverkehrsstatistik stieg die Zahl der Ubernachtungen von rund
280.000 im Fremdenverkehrsjahr 1959/60 auf 937.508 im Jahre 1976 an. Im gleichen Zeitraum nahm
die Zahl der zur Verfligung stehenden Betten von etwa 3.500 auf 8.365 zu. Nach einem Riickgang der
Ubernachtungen auf 882.817 bis zum Jahre 1978 stieg ihre Zahl 1979 wieder auf 911.479 bei 8.532
Gaéstebetten an. Bis 1981 ging die Zahl der Ubernachtungen auf 717.463, die Zahl der Gastebetten
auf 6.679 zuriick. DemgemaR hatte auch die Fremdenverkehrsintensitat (Zahl der Ubernachtungen je
100 Einwohner) eine Abnahme von 287 im Jahre 1979 auf 245 (Bayern: 621) 1981 zu verzeichnen.
Der Auslastungsgrad der vorhandenen Gastebetten, der von 22% im Jahre 1960 auf 29% im Jahre
1979 angestiegen war, lag auch 1981 bei 29%. Der Abstand gegenliber dem im Jahre 1981 bei 39%
liegenden Landesdurchschnitt ist wieder groRer geworden. Deshalb sollte in der Region durch
MaRnahmen zur Saisonverlangerung eine bessere Kapazitatsauslastung und damit eine Steigerung
der Wirtschaftlichkeit der Fremdenverkehrsbetriebe angestrebt werden.

Als Wirtschaftsfaktor besitzt der Fremdenverkehr in der Region im Verhaltnis zu anderen
Wirtschaftsbereichen lediglich eine relativ geringe Bedeutung. Dabei ist jedoch zu bertcksichtigen,
dal vom Fremdenverkehr U(ber den Primareffekt hinaus Multiplikatorwirkungen auf andere
Wirtschaftsbereiche ausgehen. Daruber hinaus werden in Gebieten, die fir eine industrielle
Entwicklung meist nur eine verhaltnismaRig geringe Standortqualitdt aufweisen, wohnortnahe
Arbeitsplatze erhalten bzw. geschaffen, die sich auch in Zeiten des konjunkturellen Riickgangs als
krisenfest erwiesen haben. Durch MaRnahmen zum Ausbau des Fremdenverkehrs kann daher die
Wirtschaftskraft in der Region gestarkt werden, weil dadurch zusatzliche Einkommen und eine
Hebung des Lebensstandards erzielt werden kbénnen. Dabei soll jedoch auch in den
Fremdenverkehrsgebieten darauf geachtet werden, dall eine gesunde, gemischte Struktur mit
Fremdenverkehrs- und sonstigen gewerblichen Betrieben erhalten wird, um einseitige Abhangigkeiten
zu vermeiden.

Die Entwicklungsmdglichkeiten des Fremdenverkehrs héngen zundchst wesentlich vom
Vorhandensein einer abwechslungsreich gegliederten Landschaft ab. Bevorzugt wird von
Erholungssuchenden eine bergige Landschaft mit einem Wechsel von Wald- und Freiflachen,
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insbesondere auch von Wasserflachen. Spessart und Odenwald zeichnen sich durch einen hohen
Waldanteil mit eingeschnittenen charakteristischen Wiesentélern aus. Auferhalb des Maintals sind
natirliche Wasserflachen demgegentber relativ selten. In Verbindung mit dem milden Reizklima der
Mittelgebirgslandschaft eignen sich die Fremdenverkehrsgebiete der Region daher flr eine extensive
Erholung, und zwar gleichermaen fir langer verweilende Feriengaste und Kurzurlauber sowie
sonstige Erholungssuchende.

Die naturlichen Voraussetzungen fir den Fremdenverkehr gilt es auf die Dauer zu erhalten und zu
sichern. Die Erhaltung und Pflege der Landschaft, sei es durch die Gewahrleistung von Ruhezonen im
Wald oder das Offenhalten der Wiesentaler, sind daher aus der Sicht des Fremdenverkehrs von
besonderer Bedeutung. Aber auch MafRnahmen zur Erhaltung und Pflege historischer Ortsbilder
sowie eine allgemeine Ordnung der Siedlungsentwicklung im Rahmen der Bauleitplanung leisten
einen Beitrag zur Sicherung der natiirlichen Grundlagen des Fremdenverkehrs.

Die natlrliche Eignung der Landschaft flir den Fremdenverkehr wird durch kommunale und
gewerbliche Einrichtungen erganzt, die in vielen Gemeinden der Region bereits zahlreich vorhanden
sind. Da die beiden Fremdenverkehrsgebiete zu den Naturparken Spessart bzw. Bayer. Odenwald
gehdren, konnten viele fremdenverkehrsférdernde Erholungsanlagen errichtet oder ausgebaut
werden. Der Schwerpunkt der zuklnftigen Entwicklung sollte daher bei qualitativen Verbesserungen
des vorhandenen Fremdenverkehrsangebots liegen, insbesondere bei der Modernisierung von
Gastronomie- und Beherbergungsbetrieben. Dies gilt vor allem fiir den Spessart als Schwerpunkt des
Fremdenverkehrs, wahrend im Odenwald auch Verbesserungen beim Bettenangebot angestrebt
werden sollen. In der Relation zu den landschaftlichen und klimatischen Mdoglichkeiten ist der
Fremdenverkehr im Odenwald noch relativ schwach entwickelt, die Zahl der Urlauber im Verhaltnis zu
den vorhandenen Erholungseinrichtungen noch verhaltnismaRig gering. Dies liegt teilweise auch an
der Qualitat der Fremdenverkehrsbetriebe.

Auf die Wirtschaftlichkeit der Fremdenverkehrsbetriebe wirkt sich die relativ kurze Saisondauer von
wenigen Monaten im Jahr wegen der damit verbundenen unterdurchschnittlichen
Kapazitatsauslastung nachteilig aus. Malknahmen zur Saisonverlangerung kommt daher in der Region
besondere Bedeutung zu. Vor allem durch Hallenbader, die bereits zahlreich vorhanden sind,
beheizte Schwimmbader und sonstige Uberdachte Einrichtungen, beispielsweise Hauser des Gastes
oder Mehrzweckhallen, kann die Aufenthaltsdauer witterungsunabhangiger gemacht werden. Diese
Einrichtungen, die mit hohen Investitions- und Folgekosten belastet sind, sollen unter Beachtung des
zentralortlichen Prinzips und der Erfordernisse des Fremdenverkehrs schwerpunktmaRig konzentriert
werden. Der Saisonverlangerung dient auch das Angebot spezieller Aktivitdten, die in der Vor- und
Nachsaison unter Einraumung von Preisnachlassen regionsspezifische und jahreszeitliche
Besonderheiten herausstellen. Beispielsweise kdnnten Herbstwochen mit Wanderungen, Fahrten zu
nahegelegenen Zentren des Tourismus unter Hervorhebung frankischer Spezialitdten der
Gastronomie und des Frankenweins angeboten werden. Dabei sollten in der Werbung bestimmte
Zielgruppen der inlandischen Bevdlkerung, die nicht an Ferienzeiten gebunden sind, angesprochen
werden. Hierbei wird es sich vor allem um Senioren sowie Familien mit kleinen Kindern handeln.
Schliel3lich sollten in den Gebieten mit den entsprechenden klimatischen Voraussetzungen,
insbesondere also im Hochspessart um Heigenbriicken, die Einrichtungen fir die Wintersaison
ausgebaut werden.

Die Region hat im Sidspessart und im Oberen Kahlgrund zusatzliche Gebiete zu verzeichnen, die
aufgrund ihres Landschaftscharakters flir eine fremdenverkehrliche Entwicklung geeignet sind. In
diesen Gebieten sollen deshalb die vorhandenen Ansatzpunkte des Fremdenverkehrs entwickelt und
weitere ErschlieBungsmallnahmen durchgefliihrt  werden. Insbesondere sollen die
Gemeinschaftswerbung intensiviert, das gastgewerbliche Angebot erweitert und verbessert sowie
sonstige Einrichtungen geschaffen werden, die der Foérderung des langer verweilenden
Fremdenverkehrs dienen. Zur besseren Kapazitatsauslastung ist dabei zu bertcksichtigen, daf® vor
allem der ehemalige Landkreis Alzenau i. UFr. ein von Besuchern aus den Rdumen Frankfurt a. Main,
Offenbach, Hanau und Aschaffenburg haufig aufgesuchtes Erholungsgebiet fir die Tages- und
Wochenenderholung ist.

Gemal LEP 6 IV 1.5.8 soll die Forderung des Urlaubs auf dem Bauernhof schwerpunktmafig auf
geeignete Gebiete ausgerichtet werden. Hierzu gehdéren auch die Fremdenverkehrsgebiete der
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Zeit

Sept. 1971
Sept. 1972
Sept. 1973
Sept. 1974
Sept. 1975

Region. In diesen Gebieten kann die Schaffung von Fremdenzimmern mit staatlichen Mitteln geférdert
werden. Grundsatzlich bieten Bauernhdfe gute Voraussetzungen fir einen Urlaub von Familien mit
Kindern. Diese Attraktivitdt des Angebots kann durch besondere Aktivitaten, wie Reiten oder Angeln,
zusatzlich gesteigert werden.

Die Stadt Aschaffenburg mit 79.991 Ubernachtungen im Jahre 1981 wird im
Landesentwicklungsprogramm bei den Stadten genannt, in denen der Stadtetourismus sowie der
kurzfristige Geschaftsund Durchreiseverkehr im Vordergrund stehen. Durch eine qualitative
Leistungssteigerung in Verbindung beispielsweise mit einem differenzierten Raumangebot flr
Tagungen sollte diese Form des Fremdenverkehrs erhalten und ausgebaut werden. Die Schaffung
von Einrichtungen des héheren Fremdenverkehrs- und Freizeitbedarfs ist in diesem Zusammenhang
ebenfalls zu nennen.

Die Region verfugt neben der Stadt Aschaffenburg mit den Stadten Miltenberg und Amorbach Uber
weitere Zentren des Stadtetourismus, der durch eine relativ kurze Verweildauer gekennzeichnet ist.
Durch eine den Erfordernissen entsprechende VerkehrserschlieRung, ausreichende Parkplatze sowie
MafRnahmen zur Erhaltung und Pflege des historischen Ortsbildes sollte diese Fremdenverkehrsform
erhalten und gleichzeitig versucht werden, durch eine leistungsfahige Gastronomie und ein modernes
Bettenangebot auch langer verweilende Urlauber zu gewinnen. Schlie3lich kénnen die von diesen
Fremdenverkehrszentren ausgehenden Impulse in Verbindung mit Schlo® Mespelbrunn als
besonderem touristischen Schwerpunkt auch inden jeweiligen Verflechtungsbereichen durch eine
breitenwirksame Imagewerbung genutzt werden.

Die Fremdenverkehrsgebiete der Region eignen sich aufgrund der landschaftlichen, klimatischen und
infrastrukturellen Voraussetzungen sowohl flir den Langzeiturlaub als auch flir den Kurzurlaub und die
Tages- und Wochenenderholung aus den angrenzenden Verdichtungsraumen. Zur Erhaltung und
Steigerung der Wettbewerbsfahigkeit ist die Fremdenverkehrswirtschaft jedoch auf ein neuzeitliches
Marketing und eine moderne und intensive Werbung angewiesen. Isolierte Werbemalinahmen
einzelner Gemeinden oder Fremdenverkehrsbetriebe werden meist nicht den gewlnschten Erfolg
erzielen kénnen. In Weiterfihrung der bisherigen gemeinsamen Bemihungen sollte daher flr die
beiden Fremdenverkehrsgebiete das eigene Image ausgebaut und einer breiten Offentlichkeit
bekanntgemacht werden. Uber die Werbung durch Prospekte und Zeitungsinserate hinaus sollten vor
allem auch die Kontakte mit Reiseveranstaltern und Reiseburos intensiviert werden.

Arbeitsmarkt

Arbeitsmarktausgleich

Hohe Industriebesatzzahlen, eine noch schwerpunktmallig auf das Bekleidungsgewerbe
ausgerichtete Wirtschaftsstruktur und die Randlage in Nordbayern mit einem starken EinfluR der
Industrieregionen Hessens kennzeichnen die Arbeitsmarktstruktur der Region. Bis zum Jahre 1974
konnten die Zahl der in der Region beschaftigten Arbeitnehmer erhdht und die Arbeitslosenquoten —
zeitweise sogar erheblich - unter dem Durchschnitt des Landesarbeitsamts und des Bundes gehalten
werden. Die Arbeitsmarktsituation war bis zu dieser Zeit Uberwiegend durch die Merkmale der
Vollbeschaftigung mit einem Mangel an Arbeitskrdften und einer Zunahme der
Auslanderbeschéaftigung gekennzeichnet. In den Jahren 1974 und 1975 stieg die Arbeitslosenquote
entsprechend der allgemeinen Entwicklung sprunghaft an, dann war die Tendenz wieder riicklaufig,
um seit 1980 erheblich anzusteigen. Seit dieser Zeit liegt die Arbeitslosenquote auch lber dem
Landesdurchschnitt, allerdings noch unter dem Durchschnitt Nordbayerns und des Bundes.

Arbeitsamt Landes- Bayern Bund
Aschaffen- Arbeitsamt

burg Nordbayern

0,3 0,8 0,7 0,7
0,4 0,8 0,7 1,0
0,8 0,8 0,9 1,0
2,1 2,2 2,3 24
4,0 5,1 4.4 4,4
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3,5 4,6 3,9 3,9

3.4 4,3 3,7 4,0
3,0 3,9 3.4 3,8
2,5 3,2 2,8 3,2
3,0 3,5 3,0 3,5
4,8 55 4,6 54
7.4 7,6 6,4 7,5

Die Entwicklung der Arbeitslosenquoten spiegelt sich im jeweiligen Arbeitsplatzangebot wider.
Demgemal mufdten in den Jahren 1974 bis 1976 auch Arbeitsplatzverluste hingenommen werden,
die sich dartber hinaus in einem Ansteigen der sog. stillen Reserven niederschlugen. Nach einem
zwischenzeitlichen Anstieg ging die Zahl der sozialversicherungspflichtig beschaftigten Arbeitnehmer
seit 1980 erneut erheblich zurtick.

Gemal der Status-quo-Prognose zur Bevolkerungs- und Arbeitsplatzentwicklung, die vom Bayer.
Staatsministerium fir Landesentwicklung und Umweltfragen erstellt wurde, ist fir die Region
langerfristig mit einem Arbeitsmarktungleichgewicht zu rechnen. Dies bedeutet, dall bei einem
Vergleich von Arbeitskrafteangebot und -nachfrage dem vorhandenen Erwerbspersonenpotential ein
zu geringes Arbeitsplatzangebot gegenlberstehen wird. Obwohl dieses Arbeitsmarktungleichgewicht
prozentual voraussichtlich unter dem Landesdurchschnitt liegen wird, ergibt sich aus der
Arbeitsmarktstruktur der Region die Notwendigkeit, eine langfristige Verbesserung der
Arbeitsmarktsituation anzustreben.

Grundséatzlich soll ein Arbeitsmarktausgleich innerhalb der regionalen Arbeitsmarkte erfolgen, deren
Abgrenzung mit den Mittelbereichen identisch ist. In der Region mit ihrem auf zahlreiche Standorte
verteilten, aber auf relativ wenig Branchen ausgerichteten Arbeitsplatzpotential sind jedoch die
starken innerregionalen Verflechtungen zu berlcksichtigen. Sie bestehen vor allem zwischen den
regionalen Arbeitsmarkten Aschaffenburg und Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main und
zeigen sich in den ausgepragten Sid-Nord-Pendlerstromen.

In  den strukturbestimmenden Wirtschaftszweigen der Region wurden vor allem im
Bekleidungsgewerbe und in der Chemiefaserindustrie in der Rezession der 70er Jahre Arbeitnehmer
freigesetzt. Beim erneuten Konjunkturrickgang Anfang der 80er Jahre muldten weitere
Arbeitsplatzverluste vor allem im konjunkturempfindlichen Bekleidungsgewerbe hingenommen
werden. Die MalRnahmen zur Verbesserung der Arbeitsmarktstruktur sollen deshalb in allen
Teilrdumen der Region auf Arbeitnehmerseite die Voraussetzungen fir die Realisierung der
strukturpolitischen Zielsetzung der Erhaltung bestehender und der Schaffung neuer Arbeitsplatze
durch den Ausbau ansassiger sowie die Ansiedlung neuer Betriebe schaffen. Neben einer Starkung
des Dienstleistungsbereichs sollen dabei im Produzierenden Gewerbe eine starkere Differenzierung
des Arbeitsplatzangebots und eine Verbesserung der Branchenstruktur angestrebt werden.

In der Region sollen die MafRnahmen zur Verbesserung der Arbeitsmarktstruktur vor allem die
berufliche Qualifikation der Arbeitnehmer verbessern. Dies geschieht von Seiten der
Arbeitsverwaltung vor allem durch eine zukunftsorientierte Berufsberatung, bei der besonders
Jugendlichen die langfristigen Chancen in einzelnen Berufszweigen aufgezeigt werden, sowie ein
umfangreiches, auf die regionsspezifischen Bedurfnisse der Wirtschaft ausgerichtetes Angebot an
Aus- und Fortbildungs- sowie Umschulungsmaflinahmen. Dadurch soll Uiber einen rein quantitativen
Arbeitsmarktausgleich hinaus auch auf einen qualitativen Ausgleich hingewirkt werden.

Bei einer Strukturanalyse zeigen sich innerhalb der Region die besonderen Problemgruppen des
Arbeitsmarktes. Hierzu gehdren zunachst Jugendliche unter 20 Jahren, deren Anteil an den
Arbeitslosen insgesamt in der Region im September 1982 135% betrug. Dieser Anteil lag deutlich
Uber den Vergleichszahlen Nordbayerns (12,2%) und des Bundes (10,3%). Eine besonders
ungunstige Arbeitsmarktlage finden Jugendliche vor, die kein Ausbildungsverhaltnis anstreben oder
keinen Berufsabschluf3 erreicht haben. Insgesamt ergibt sich hieraus die Notwendigkeit vielfaltiger
Bemuihungen zur Eingliederung der Jugendlichen in Ausbildungsoder Arbeitsstellen, wobei auch die
noch zunehmende Zahl der Schulabganger aus weitetflihrenden Schulen zu berlicksichtigen ist.

Obwohl der Anteil der Frauen an den sozialversicherungspflichtig beschaftigten Arbeitnehmern (31.
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12. 1981: 43.466) in der Region nur rund 40% betragt, Ubersteigt die Zahl der arbeitslosen Frauen die
der arbeitslosen Manner. Mit 4.512 arbeitslosen Frauen im September 1982 lag ihr Anteil an den Ar-
beitslosen insgesamt in der Region bei Uber 50% und damit Uber dem Bundesdurchschnitt und dem
nordbayerischen Vergleichswert. Bei Beschrankung auf Teilzeitarbeit ergibt sich fir Frauen, vor allem
auch aus dem Personenkreis der weniger qualifizierten gewerblichen oder kaufmannischen
Berufsgruppen, in der Region ein noch unginstigeres Bild. Im September 1982 lag der Anteil der
Teilzeitarbeitslosen, bei denen es sich vorwiegend um Frauen handelt, an den Arbeitslosen insgesamt
mit 1.756 Personen bei 20%. Damit wurden die entsprechenden Vergleichswerte des Bundes und
Nordbayerns erheblich Uberschritten.

Als weitere Problemgruppen sind schliellich altere und leistungsgeminderte Arbeitnehmer zu nennen,
bei denen die Anteile an den Arbeitslosen insgesamt in der Region ebenfalls Gberdurchschnittlich
waren.

Durch MaRBnahmen der Aus- und Fortbildung sowie Umschulung, die insbesondere von der
Arbeitsverwaltung durchgefiihrt bzw. unterstitzt werden, kénnen in Verbindung mit einer
entsprechenden Berufsberatung und Arbeitsvermittlung die beruflichen Chancen dieser
Problemgruppen des Arbeitsmarktes verbessert werden. Gleichzeitig kdnnte dadurch der in der
Region oftmals auch in konjunkturell schwacheren Zeiten vorhandene Facharbeitermangel gemindert
werden.

Bei einer relativ hohen Arbeitslosenquote ist die Eingliederung langerfristig Arbeitsloser in den
Arbeitsprozel3 mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden. Im September 1982 waren mit 1.256
Personen 14,3% aller Arbeitslosen langer als ein Jahr arbeitslos. Es ist zu befirchten, dal® im Falle
einer weiterhin hohen Arbeitslosenquote der Anteil dieses Personenkreises an den Arbeitslosen
insgesamt noch zunehmen wird. Es werden deshalb besondere Bemihungen zur Eingliederung
langerfristig Arbeitsloser, bei denen es sich vielfach sogar um Fachkrafte handelt, in den
Arbeitsprozef’ erforderlich sein.

In  den strukturbestimmenden  Wirtschaftszweigen der Region, insbesondere beim
Bekleidungsgewerbe, machen sich immer wieder konjunkturelle Schwankungen und strukturelle
Veranderungen bemerkbar. Die Unternehmen muissen sich, u.a. durch die Einfihrung moderner
Produktionstechniken und Arbeitsablaufe oder die Umstellung auf neue Schwerpunkte bei der
Produktion, der sich andernden innen- und auflenwirtschaftlichen Nachfrage anpassen. Dies ist
teilweise auch mit einem Verlust von Arbeitsplatzen verbunden. Um in Zukunft Entlassungen infolge
von Anpassungs- und Umstellungsprozessen zu vermeiden oder wenigstens zu verringern, soll
rechtzeitig auf eine bessere berufliche Qualifizierung der Arbeitnehmer hingewirkt werden. Dadurch
kann die Einsatzfahigkeit der einzelnen Arbeitnehmer auch innerbetrieblich erhdéht und sich
andernden Anforderungen besser Rechnung getragen werden.

Arbeitslosenstruktur in der Region

- September 1979-1982 -

Anteil an den Rangstelle
Arbeitslosen insges. unter den
Inv. H. 142 dt.
Arbeitsamts-
bezirken
Region Region Nordbayern Bund Region
Arbeitslose Jugendliche 1979 308 10,8 9,9 9,0 101
(unter 20 Jahren) 1980 438 10,2 10,2 9,6 -
1982 1223 12,2 12,2 10,3 -
Arbeitslose Uber 45 Jahre 1979 945 33,0 32,7 31,8 102
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Arbeitslose liber 58 Jahre 1979 287 10,0 8,4 8,3 -
1980 326 9,2 79 7,8 -
1981 447 7,9 6,8 6,4 -
1982 525 6,0 54 52 -
Arbeitslose Auslander 1979 304 10,6 6,5 10,5 -
1980 438 12,4 7.4 12,2 -
1981 970 17,2 9,8 14,2 -
1982 1434 16,4 9,8 13,4 -
Arbeitslose mit gesund-
heitlichen Einschrankungen 1979 1006 35,1 371 33,9 82
Arbeitslose Schwerbehinderte 1979 197 6,9 7,8 8,2 -
1980 245 7,0 7,6 8,1 -
1981 296 53 6,7 71 -
1982 407 4.6 6,1 6,3 -
Arbeitslose Frauen 1979 1775 62,0 65,7 571 93
1980 2120 60,1 63,0 55,3 -
1981 3151 56,0 57,9 51,0 -
1982 4526 51,6 50,5 46,0 -
Teilzeitarbeitslose 1979 850 29,7 26,3 21,0 132
davon Frauen 837 29,9 25,8 20,7 -
1980 968 27,5 25,0 19,7 -
1981 1348 23,9 21,3 16,7 -
1982 1679 19,2 15,8 12,7 -
davon Frauen 1670 19,1 15,6 12,5 -
Langerfristig Arbeitslose 1979 369 12,9 19,9 19,9 26
Arbeitslose insgesamt 1979 2863 43
1980 3525 (bei der
1981 5629 Arbeitslosen-
1982 8763 quote 1979)

Quellen: Landesarbeit Nordbayern; Arbeitsamt Aschaffenburg; Bundesforschungsanstalt fiir Landeskunde und Raumordnung, Information zur
Raumentwicklung Heft 3/4, 1980

Zu1.7 Der Bedarf an Arbeitskraften kann in der Region nicht vollstandig aus dem regionalen
Arbeitskraftereservoir gedeckt werden. Deshalb werden in relativ erheblichem Umfang auslandische
Arbeitnehmer, zum weitaus Uberwiegenden Teil als Arbeiter, beschéaftigt. Ihr Anteil an den
sozialversicherungspflichtig beschéaftigten Arbeitnehmern liegt in der Region bei etwa 10%, der Anteil
der Auslander an den Arbeitslosen insgesamt lag jedoch in der Region im September 1982 bei tber
16%. Aufgrund der regionalen Arbeitsplatzstruktur kénnen selbst bei einer hohen Zahl von
Arbeitslosen fur bestimmte Arbeiten bzw. Arbeitsplatze wohl auch in Zukunft keine entsprechenden
deutschen Arbeitskrafte vermittelt werden. Grundsatzlich soll jedoch nach Méglichkeit dem Abbau
bzw. der ErschlieBung einheimischer Arbeitsmarktreserven gegenuber der Zuwanderung weiterer
auslandischer Arbeitnehmer der Vorzug gegeben werden. Dabei sollte neben der gewiinschten
regionalen Arbeitsmarktentwicklung in Zukunft verstarkt die infrastrukturelle Aufnahmefahigkeit der
regionalen Arbeitsmarkte bei der Beschaftigung ausléndischer Arbeitnehmer beachtet werden. Es
genlgt nicht, dal die Anforderungen an Wohnrdume und Sammelunterkinfte fir auslandische
Arbeitnehmer eingehalten werden, auch die Infrastruktur, insbesondere im schulischen und sozialen
Bereich, mufd vielmehr den spezifischen Anforderungen gerecht werden.

Zu1.8 Die Region verfligt Uiber ein relativ dichtes Netz von zentralen Orten aller Stufen, die entsprechend
ihrem jeweiligen Verflechtungsbereich in der Regel auch mit einer leistungsfahigen Infrastruktur
ausgestattet sind. Die zentralen Orte sind gleichzeitig die Arbeitsplatzschwerpunkte der Region, da sie
den betrieblichen und infrastrukturellen Anforderungen an einen Standort fir Industrie, Handwerk,
Handel und Gewerbe am besten genlgen. Die Mallnahmen zur Verbesserung des Arbeitsmarktes
sollen deshalb unter Berlicksichtigung zumutbarer Pendelentfernungen bevorzugt in den zentralen
Orten aller Stufen durchgefiihrt werden. Dabei ist aber auch zu berilicksichtigen, dal fir den &rtlichen
Bedarf in allen Gemeinden ein entsprechendes Arbeitsplatzangebot erhalten bleibt.

Zu1.9 Der Arbeitsmarktausgleich soll sich im Rahmen einer sinnvollen Zuordnung von Wohn- und
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Arbeitsstatten grundsatzlich innerhalb der regionalen Arbeitsmarkte vollziehen. Darlber hinaus
bestehen jedoch gerade in der Region mit ihrem auf zahlreiche Standorte verteilten
Arbeitsplatzangebot auch vielfaltige Wechselbeziehungen zwischen den regionalen Arbeitsmarkten.
Dabei ist einerseits das zentralitatstypische Arbeitsplatzangebot des mdglichen Oberzentrums
Aschaffenburg zu bericksichtigen, andererseits befinden sich zahlreiche industrielle GroRbetriebe
auch in zentralen Orten unterer und mittlerer Stufen. Hier kann durch den Ausbau der Infrastruktur die
berufliche und rdumliche Mobilitédt der Arbeitnehmer erhéht und dadurch vor allem ein qualitativer
Arbeitsmarktausgleich fir die Region insgesamt erleichtert werden. Dies gilt vor allem fir die
Verkehrsinfrastruktur,  deren  Leistungsfahigkeit unter  Einbeziehung des  o&ffentlichen
Personennahverkehrs erhalten und verbessert werden soll.

Struktur der regionalen Arbeitsmarkte
Mittelbereich Aschaffenburg

Der Mittelbereich Aschaffenburg umfal’t gemal® dem Bayer. Arbeitsmarktatlas fir die Region Bayer.
Untermain die O&rtlichen Arbeitsmarkte Alzenau i. UFr., Aschaffenburg, GrofRRostheim, Momobris,
Sulzbach a. Main und Waldaschaff. Seine Branchenstruktur ist trotz der zunehmenden Bedeutung
einzelner Zweige des metallverarbeitenden Gewerbes (Maschinen- und Fahrzeugbau, Elektrotechnik)
noch stark auf das Bekleidungsgewerbe ausgerichtet. Der relativ geringen Differenzierung des
industriell- gewerblichen Arbeitsplatzangebots soll unter strukturpolitischen Zielsetzungen
entgegengewirkt werden. Die Bemuhungen um eine Ergédnzung des Branchen- und Berufsfachers
sollen auch von der Seite der Arbeitnehmer her durch eine bedarfsgerechte Erhéhung der beruflichen
Qualifikation, insbesondere durch Aus- und Fortbildungs- sowie UmschulungsmafRnahmen, unterstitzt
werden.

Der relativ hoch industrialisierte Mittelbereich Aschaffenburg wird in starkem Ausmafl® vom
differenzierten und qualifizierten Arbeitsplatzangebot im hessischen Rhein-Main-Gebiet beeinflult.
Hohe Auspendlerstrome zeigen die Schwache des regionalen Arbeitsmarktes auf. Die Zielsetzungen
zur Starkung der Eigenstandigkeit der Region und zur Verhinderung von Abwanderungen,
insbesondere qualifizierter Fachkrafte, sollten deshalb unter Beachtung des vorhandenen
Berufsprofils durch MaRBnahmen zur Verbesserung der Arbeitsmarktstruktur erganzt und unterstitzt
werden. Dabei ist zu berticksichtigen, dal® wegen der hohen Konzentration des Arbeitsplatzangebots
auf den industriellgewerblichen Bereich weibliche Arbeitskraftereserven vorhanden sind. Daneben ist
auch die Gruppe der alteren Arbeitnehmer aus Angestelltenberufen in besonderer Weise von den
Risiken des Arbeitsmarktes betroffen. Durch MaRnahmen der Berufsberatung, Aus- und Fortbildung
sowie Umschulung sollen deshalb die berufliche Mobilitdt dieser beiden Gruppen erhéht und damit
ihre beruflichen Chancen verbessert werden. Dies gilt vor allem auch fir den Einsatz im
Dienstleistungsbereich, dessen Starkung in der Region in besonderer Weise angestrebt wird.

Fir eine gunstige Entwicklung der Region insgesamt und zur Stabilisierung des regionalen
Arbeitsmarktes ist von besonderer Bedeutung, dall das mdgliche Oberzentrum Aschaffenburg
entsprechend seiner zentral6rtlichen Funktion als Dienstleistungszentrum fiir die ganze Region
gestarkt und weiter ausgebaut wird. Zum 31. 12. 1981 waren zwar von den insgesamt 35.822
sozialversicherungspflichtig ~ beschaftigten  Arbeitnehmern in  Aschaffenburg  50% im
Dienstleistungsbereich tatig. Die strukturpolitischen Malinahmen sollten jedoch vorwiegend auf den
Ausbau des Dienstleistungsbereichs unter besonderer Berlcksichtigung qualifizierter
Beschaftigungsmaoglichkeiten, besonders auch flir Frauen, gerichtet sein. Auf der Seite der
Arbeitnehmer sollen die hierfir notwendigen Voraussetzungen ebenfalls geschaffen werden.

Der Teilarbeitsmarkt im Kahlgrund kénnte die im Bayer. Arbeitsmarktatlas abgegrenzten ortlichen
Arbeitsmarkte Alzenau i. UFr. und Mombris umfassen. Hierbei handelt es sich um zwei
unterschiedlich strukturierte Teilraume, die auch unterschiedliche Entwicklungstendenzen aufweisen.
Der wachstumsintensive und relativ hoch industrialisierte 6rtliche Arbeitsmarkt Alzenau i. UFr. wird
vom Arbeitsplatzangebot des Produzierenden Gewerbes mit den strukturbestimmenden Branchen der
Eisenund Metallverarbeitung, des Maschinen- und Fahrzeugbaus, der Elektrotechnik, Feinmechanik
sowie der Papiererzeugung und -Verarbeitung gepragt. Demgegenlber verfugt der 6rtliche
Arbeitsmarkt MOmbris nur Uber ein relativ geringes, tendenziell riicklaufiges Arbeitsplatzangebot, das
vor allem vom Bekleidungsgewerbe, von der Metallverarbeitung und vom Maschinenbau bestimmt
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wird. Die beiden ortlichen Arbeitsmarkte unterliegen in hohem MalRe dem EinfluR des benachbarten
hessischen Verdichtungsraums Rhein-Main, der sich beispielsweise im Pendlerdefizit zeigt. Zur
Starkung der Eigenstandigkeit der gesamten Region sollen daher die strukturpolitischen Ziele durch
die MalRnahmen zur Verbesserung der Arbeitsmarktstruktur unter Berlcksichtigung des vorhandenen
Berufsprofils unterstitzt werden.

Mittelbereich Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main

Der Mittelbereich Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main umfalit die drtlichen Arbeitsmarkte
Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main sowie Klingenberg a. Main. Die vom Produzierenden
Gewerbe gepragte Arbeitsmarktstruktur weist eine starke Konzentration der Beschaftigten in der
Chemiefaserindustrie und im Bekleidungsgewerbe auf. Strukturpolitisch wird deshalb zur
Stabilisierung und Starkung des Arbeitsmarktes eine Auflockerung und Erganzung des Branchen- und
Berufsfachers angestrebt.

Aus dem vorhandenen Berufsprofil ergibt sich fur die Arbeitnehmer vielfach die Notwendigkeit zur
Anpassung an sich andernde Anforderungen. Den MaRnahmen zur Erhéhung der Mobilitdt der
Arbeitnehmer durch eine Verbesserung ihrer beruflichen Qualifikation, insbesondere durch Arbeits-
und Berufsberatung, Aus- und Fortbildungs- sowie UmschulungsmaRnahmen, kommt deshalb in
diesem Mittelbereich eine besondere Bedeutung zu.

Im Gegensatz zum Produzierenden Gewerbe ist der Dienstleistungsbereich nur relativ gering
entwickelt. Dies macht sich insbesondere auch bei einem ungeniigenden Angebot an Arbeitsplatzen
fir Frauen bemerkbar. Der strukturpolitisch angestrebte Ausbau des Dienstleistungsbereichs,
beispielsweise durch die Starkung der Funktionalitdt des gemeinsamen Mittelzentrums Obernburg a.
Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main oder den Ausbau des Fremdenverkehrs, soll daher auch bei den
MafRnahmen zur Verbesserung der Arbeitsmarktstruktur beriicksichtigt werden.

Der Mittelbereich Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main ist aufgrund der relativ guten
Verkehrsverbindungen eng mit dem Mittelbereich Aschaffenburg verflochten. Eine regionale
Arbeitsmarkteinheit hat sich gemafl dem Bayer. Arbeitsmarktatlas bisher jedoch noch nicht
ausgebildet. Im Interesse eines Arbeitsmarktgleichgewichts innerhalb der gesamten Region sollen die
wechselseitigen Beziehungen gestarkt und weiter ausgebaut werden. Den Beziehungen zum
zentralitatstypischen Arbeitsplatzangebot im mdglichen Oberzentrum Aschaffenburg, vor allem auch
hinsichtlich eines qualifizierten Arbeitsplatzangebots im Dienstleistungsbereich, kommt dabei
besondere Bedeutung zu.

Mittelbereich Miltenberg

Der Mittelbereich Miltenberg umfalRt die ortlichen Arbeitsmarkte Amorbach, Collenberg und
Miltenberg. Seine Wirtschaftsstruktur kann als relativ ausgewogen bezeichnet werden. Sie wird durch
eine Vielzahl kleinerer und mittlerer Unternehmen des Produzierenden Gewerbes ohne einseitige
Branchenkonzentrationen gekennzeichnet. Mit einem Anteil von rund 20% an den Beschéaftigten ist
das Bekleidungsgewerbe der wichtigste Wirtschaftszweig des Produzierenden Gewerbes. Das
Arbeitsplatzpotential ist jedoch gegeniiber den Ubrigen Mittelbereichen der Region insgesamt zu
gering, so dall zum Ausgleich des innerregionalen Strukturgefalles unter strukturpolitischen
Zielsetzungen zusatzliche gewerbliche Arbeitsplatze geschaffen werden sollen. Unter
Berucksichtigung der bestehenden Arbeitsplatzstruktur kénnen diese Ziele durch Malknahmen zur
Erhéhung der beruflichen Qualifikation der Arbeitnehmer unterstitzt werden.

Durch ein vielféltiges Angebot von Aus- und Fortbildungs- sowie Umschulungsmallnahmen in
Verbindung mit einer sorgfaltigen Arbeits- und Berufsberatung wird die berufliche Mobilitat von
Arbeitnehmern wesentlich erhéht. Dadurch wird die Gefahr von Entlassungen, beispielsweise bei
strukturellen Anpassungsprozessen in der Wirtschaft, vermindert, die Eingliederung von Arbeitslosen
in den Arbeitsprozel® wird erleichtert. Dies gilt vor allem fir die Problemgruppen des Arbeitsmarktes,
fur Frauen, Jugendliche und a&ltere Arbeitnehmer mit geringer beruflicher Qualifikation. Im
Mittelbereich, in dem auch die Landwirtschaft noch eine relativ groRe Bedeutung besitzt, sollten die
Bemihungen besonders auf die Eingliederung freigesetzter an- und ungelernter Arbeitskrafte in den
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Arbeitsprozel’ gerichtet sein. Unter Beachtung des bereits vorhandenen Berufsprofils soll wegen der
glnstigen natirlichen und infrastrukturellen Voraussetzungen fir den weiteren Ausbau des
Fremdenverkehrs und der Tages- und Wochenenderholung besonders der Dienstleistungsbereich
berlcksichtigt werden.

Bildungs- und Erziehungswesen,
kulturelle Angelegenheiten

Vorschulische Erziehung und Erziehung im auerschulischen
Bereich

Der angestrebte Versorgungsgrad an Kindergartenplatzen fiir 3- bis 5jahrige soll nach dem
Bildungsgesamtplan 80% der Kinder erfassen. In den Nahbereichen Obernburg a. Main / Elsenfeld a.
Main / Erlenbach, Groheubach | Kleinheubach, GroRostheim, Laufach, Miltenberg, Mdmlingen,
Niedernberg / Sulzbach a. Main und Schdéllkrippen lag der Versorgungsgrad im Jahr 1980 jedoch noch
darunter. In den Ubrigen Nahbereichen ist eine Erweiterung u.U. noch erforderlich, da eine
jahrgangsstarke Mauttergeneration heranwachst. Sie dirfte auch bei den derzeit niedrigen
Fruchtbarkeitsziffern die Zahl der Kinder wieder etwas ansteigen lassen. In den
Kindergartenbedarfsplanen werden hierzu Festlegungen getroffen.

Insgesamt erreicht die Region einen Versorgungsgrad von 80% und erfillt damit im Durchschnitt
bereits die Anforderungen des Bildungsgesamtplans.

Infolge der bereits durchgefiihrten Kindergartenbedarfsplane vergangener Jahre wurde der
urspriingliche Sanierungsbedarf bestehender Kindergartenplatze um die Halfte reduziert. Der
geltende Kindergartenbedarfsplan sieht ebenfalls SanierungsmafRnahmen vor. Darlber hinaus
werden aber noch weitere Sanierungsmafinahmen erforderlich sein.

Allgemeinbildende Schulen

Die historisch gewachsene Volksschulorganisation ist in den zuriickliegenden Jahren tiefgreifend
verandert worden. Als Folge haben sich die Schulwegzeiten meist erhdht. Auch stimmen
Schulstandorte und Schulsprenge1 nicht immer mit der zentralértlichen Gliederung Uberein. Es mul}
wegen des allgemeinen Geburtenriickgangs und anderer Griinde auch in Zukunft mit Anderungen in
der Volksschulorganisation gerechnet werden. Dabei sollte der zentral6rtlichen Gliederung mit ihren
Verflechtungsbereichen, soweit mdglich, Rechnung getragen werden.

In samtlichen zentralen Orten befinden sich derzeit Grundschulen. Fast alle zentralen Orte haben eine
Hauptschule. Die in den zentralen Orten vorhandenen Schulen sollen auch in Zukunft erhalten
bleiben.*

Fir etwa 1.000 auslandische Schiiler sind 38 zweisprachige Klassen vorhanden (1980). Das bedeutet
eine Verdoppelung der zweisprachigen Klassen innerhalb von zwei Jahren. Dartber hinaus werden
die in deutschen Regelklassen betreuten auslandischen Schiiler in 103 muttersprachlichen Kursen
gefordert. Gleichzeitig werden sie in 104 Gruppen in deutscher Sprache intensiv unterrichtet.

Die Schwierigkeit bei der Betreuung von auslandischen Schilern liegt zum einen in ihrer stark
schwankenden absoluten Zahl, zum anderen in der sich stdndig andernden Nationalitatenstruktur. So
ist in der Region innerhalb weniger Jahre die Dominanz der griechischen Nationalitdt von der
tirkischen abgelést worden. Mit festen, langfristig wirkenden Daten kann daher nicht gerechnet
werden. Ein weiteres Problem fur auslandische Schiiler erwachst durch die starke 6rtliche Streuung
und die damit verbundenen, teilweise unzumutbar langen Schulwege. Art und Umfang der Betreuung
der auslandischen Schiler soll daher orts- und situationsbezogen ausgerichtet werden. Bei
geeigneten Volksschulen sollen von den staatlichen Schulamtern zweisprachige Klassen oder
Unterricht eingerichtet werden. Diesen sind erforderlichenfalls auslandische Schiiler aus anderen
Schulsprengeln zuzuweisen, wobei insgesamt auf zumutbare Regelungen besonders geachtet
werden soll.
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Die im Zuge der Neuordnung der Volksschulorganisation in vielen Fallen entstandenen langen
Schulwegzeiten sind eine unliebsame Begleiterscheinung, die bei zukiinftigen Anderungen méglichst
reduziert werden sollte. Besonders betroffen ist der Iandliche Raum, dessen Schulen daher auch bei
geringer Auslastung nach Méglichkeit erhalten bleiben sollen.

Die im Landesentwicklungsprogramm 1976 formulierten Zielvorstellungen fir das Sonderschulwesen
in der Region 1 sind inzwischen weitgehend erfillt worden. Eine Schule zur Erziehungshilfe fehlt
allerdings noch. Sie soll als nach Jahrgangsklassen gegliederte Grund- und Hauptschule im
moglichen Oberzentrum Aschaffenburg errichtet werden.

Der sldliche Teil der Region ist derzeit auch Einzugsbereich der Schule flr Sprachbehinderte im
madglichen Oberzentrum Aschaffenburg. Damit verbunden sind lange Schulwegzeiten. Es soll daher
die Errichtung einer Aulenstelle dieser Schule erwogen werden, falls sich im Raum Obernburg a.
Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main ein tragfahiger Einzugsbereich herausbildet.

Im Unterzentrum Amorbach besteht eine Madchenrealschule, deren privater Trager inzwischen
gewechselt hat. Mit dem Wechsel in der Tragerschaft war auch eine Bestandssicherung dieser Schule
verbunden, so dal die geplante Errichtung einer Staatlichen Realschule in Amorbach aus dem
Schulentwicklungsplan, Abschnitt Realschulen und Gymnasien, herausgenommen werden konnte.

Das Gymnasium in Amorbach ist das Kkleinste staatliche Gymnasium Unterfrankens. Vom
Kultusministerium wurde jedoch zugesichert, da® auch kleine Gymnasien in jedem Fall die
eigenstandige Oberstufe (Kollegstufe) behalten werden, da sonst fiir diinner besiedelte Raume
gravierende Probleme entstiinden.

Gymnasium und Realschule sind wesentlicher Bestandteil der zentraldrtlichen Bedeutung des
Unterzentrums Amorbach. Es hat den sudlichen Teil des Landkreises Mittenberg und auch
benachbarte Gemeinden des Landes Baden-Wirttemberg mit zu versorgen. Dieser landliche Raum,
der unter einem Abwanderungsdruck steht, bedarf zur Sicherung wertgleicher Lebensbedingungen
der genannten zentraldrtlichen Einrichtungen.

Im Gbrigen erscheint die derzeitige gute Versorgungslage
bei Realschulen und Gymnasien in der
Region auf Dauer als gesichert.

Berufliches Bildungswesen

Berufsschulen gibt es im mdglichen Oberzentrum Aschaffenburg sowie in den Mittelzentren
Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main und Miltenberg. Eine Aulenstelle befindet sich im
Unterzentrum Alzenau i. UFr.

Im gewerblich-technischen Bereich gab es bis zum Schuljahr 1981/82 steigende Schulerzahlen.
Danach wird allerdings bis 1990 ein Rickgang um ca. 35% erwartet. Bei den kaufmannischen
Berufsschulen war seit 1971 bis zum Schuljahr 1978/79 ein Anstieg der Schulerzahlen festzustellen.

Im Vollzug des Gesetzes Uber das berufliche Schulwesen in der Fassung vom 03.09.1982 (GVBI
1982 S. 792) wird in den nachsten Jahren die berufliche Grundbildung als erstes Jahr der
Berufsbildung eingefiihrt werden. Durch die Einfiihrung des Berufsgrundbildungsjahres ergibt sich bei
den Berufsschulen in der Region ein zusatzlicher Raumbedarf im Lehrsaal- und v.a. im
Werkstattenbereich. Bei der jeweils vorzunehmenden Prifung und Genehmigung des
Raumprogramms ist Uber die Zuordnung der Berufsfelder bzw. Fachklassen an den Schulorten
endglltig zu entscheiden. Zur Entscheidungshilfe werden fortlaufend Erhebungen Uber die
Schulerzusammensetzung und -Verteilung auf die einzelnen Ausbildungsberufe vorgenommen.

Die Errichtung und der Ausbau sonstiger beruflicher Schulen sind weitgehend abgeschlossen. Nur
eine Altenpflegeschule ist in der Region noch erforderlich.

Bei den weiterfiihrenden beruflichen Schulen, die die Fachschulreife oder einen héherwertigeren
Abschlu3 vermitteln (z. B. fachgebundene Hochschulreife), bedarf es noch einer Ergdnzung der
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bestehenden Einrichtungen.

Es ist inshesondere neben der bestehenden Berufsoberschule, Ausbildungsrichtung Wirtschaft, der
Bedarf fiir eine weitere Berufsoberschule, Ausbildungsrichtung Technik und Gewerbe, gegeben. Auch
diese Schule sollte ihren Standort im méglichen Oberzentrum Aschaffenburg haben.*

Nach dem Ausbau des berufspraktischen Bildungszentrums der Handwerkskammer fur Unterfranken
in Aschaffenburg ist ein Engpal® an betrieblichen und Uberbetrieblichen Ausbildungsmdglichkeiten im
nérdlichen und mittleren Teil der Region kaum zu erwarten.

Lediglich im sudlichen Teil der Region erscheint es zur Sicherung eines genligend grofRen
Ausbildungsplatzangebots erforderlich, die Méoglichkeit  zusatzlicher Uberbetrieblicher
Ausbildungsmaflnahmen zu priifen. Dies setzt einen mafvollen Ausbau entsprechender beruflicher
Ausbildungseinrichtungen in Aschaffenburg voraus, damit dem sudlichen Teil der Region noch ein
Entwicklungsspielraum verbleibt. Dabei ist von Beruf zu Beruf zu klaren, in welcher Weise dies
geschehen kann. Eine Kooperation mit der Berufsschule scheidet hierbei nicht aus; jedoch missen im
Hinblick auf die langfristig zu erwartende Zahl der Auszubildenden und die erheblichen Folgekosten
Uberbetrieblicher Ausbildungseinrichtungen die Verhaltnisse in der gesamten Region und im Ubrigen
unterfrankischen Regierungsbezirk berlcksichtigt werden. Andererseits kann die Durchfiihrung
Uberbetrieblicher AusbildungsmaRnahmen dazu beitragen, dall regionale Unterschiede der
Ausbildungskapazitat abgebaut werden und ein Gegengewicht zu den Aktivitaten geschaffen wird, die
sich in den angrenzenden hessischen und baden-wirttembergischen Regionen entwickeln und auf
den Miltenberger Raum bereits auswirken.

Aufgrund der allgemeinen Bedeutung von Meisterschulen fir die Heranbildung eines qualifizierten
Nachwuchses fiir die selbstédndige unternehmerische Tatigkeit und fur Fuhrungskrafte im Handwerk
soll die weit Uber die Grenzen der Region hinaus bekannte Meisterschule fir das Steinmetzhandwerk
in Aschaffenburg erhalten werden.

Fachhochschule

Bisher fehlt in der Region eine an das Abitur anschlieBende Bildungseinrichtung. Dies hat erhebliche
Auswirkungen auf den allgemeinen Bildungsstand der Bevélkerung. Nur 1,92% der Einwohnerschaft
hatte 1970 einen Ingenieurs- bzw. Hochschulabschlu3. Dem stand ein bayerischer Durchschnitt von
2,91% gegentiber. Auch der Anteil der Studierenden an der Wohnbevdlkerung lag damals erheblich
unter bayerischen Durchschnittswerten.

Bisher miissen Studienwillige meist auf die Hochschulen in Wiirzburg oder im benachbarten Hessen
ausweichen. Die Errichtung einer Fachhochschule kénnte fiir auBerhalb der Region Studierende
einen Studienplatz in Heimatndhe bieten. Dariiber hinaus wirden fiir viele Studienwillige Anreiz und
Méglichkeit zum Studium erst eréffnet werden. Es ist auch auf die positiven arbeitsmarktpolitischen
und Einkommenseffekte hinzuweisen. Nicht zuletzt wiirde durch eine solche Mal8nahme ein wichtiger
Beitrag zu einer gréBeren Eigensténdigkeit der Region geleistet werden. Daher sollte die Errichtung
einer Fachhochschule in Verfolgung der Zielsetzungen des LEP’s im méglichen Oberzentrum
Aschaffenburg als dem geeigneten Standort der Region angestrebt werden, auch wenn diese
MaRnahme im Bayerischen Hochschulgesamtplan noch keine Aufnahme hat finden kénnen.*

Jugend

Jugendarbeit

Das vorhandene Angebot an Einrichtungen der Jugendarbeit reicht noch nicht aus, um die im Bayer.
Jugendprogramm aufgestellten Ziele ausflillen zu kénnen. Deshalb sollen die Einrichtungen der
Jugendarbeit in der Region in besonderem Mal3e ausgebaut und verbessert werden.

Da langfristig mit einer leicht wachsenden Bevdlkerungszahl zu rechnen ist, wird der Bedarf an

Einrichtungen der Jugendarbeit noch steigen. Eine weitere Intensivierung der Jugendarbeit ist
notwendig.
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Jugendheime und Jugendraume haben ortliche Versorgungsfunktion. Beim bisherigen Bestand von
133 Jugendraumen/-heimen ist noch ein Fehlbedarf von ca. 160 Jugendraumen/-heimen vorhanden.
Aufgrund des geringeren Ausstattungsgrades im Mittelbereich Aschaffenburg ist hier der weitere
Ausbau - auch aufgrund des zu erwartenden hoheren Bevdlkerungswachstums — verstarkt zu
konzentrieren. Die Planung von Jugendheimen soll mit der Planung von Jugendfreizeitstatten
abgestimmt werden.

Der Fehlbestand an Jugendfreizeitstatten leitet sich aus den Zielvorstellungen des Bayer.
Jugendprogramms ab. Bisher bestehen erst im mdglichen Oberzentrum Aschaffenburg drei
Jugendfreizeitstatten. Wahrend damit der Mittelbereich Aschaffenburg teilversorgt ist, ist in den
Mittelbereichen Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main und Miltenberg sowie im
Versorgungsbereich des Unterzentrums Alzenau i. UFr..” noch keine derartige Einrichtung vorhanden.
Ihre Errichtung in deren Versorgungszentren hat daher zeitliche Prioritdt vor der Ausstattung anderer
zentraler Orte. ™

Das bisherige Jugendtagungshaus in Kleinheubach wird nicht mehr fortgefihrt. Dafir wird ein
Jugendtagungshaus der Didzese Wdurzburg in Miltenberg errichtet. Es soll spéter zu einer
Jugendbildungsstétte ausgebaut werden.*

Weitere geeignete Standorte fir Jugendtagungshauser bzw. Jugendbildungsstétten* sind:
Dammbach, OT Wintersbach; Alzenau i. UFr., Schlo3 Michelbach.

Obgleich sich derzeit ein regionaler Bedarf nur fir Jugendtagungshauser abzeichnet, strebt das im
Jahr 1978 fortgeschriebene Jugendprogramm der Bayer. Staatsregierung auf langere Sicht den
Ausbau von Jugendtagungshausern zu Jugendbildungsstatten an. Fir die Region ware in diesem Fall
eine Jugendbildungsstatte ausreichend.

Das Angebot an Uberértlichen Einrichtungen der Jugenderholung, zu denen Jugenderholungsstatten,
Jugendzeltplatze und Jugendiibernachtungshauser gehdren, ist in der Region ungeniigend. Da fir die
Einrichtungen der Jugenderholung entsprechende landschaftliche Voraussetzungen in der Regel
erfillt sein missen, bieten sich als geeignete Standorte die Naturparke der Region an.

Jugenderholungsstatten verfligen wahrend der Belegzeit in der Regel lber padagogisch geschultes
Personal. Bisher besteht in Gro3heubach eine Jugenderholungsstéatte mit 50 Betten. Die Nahbereiche
Amorbach und Schoéllkrippen eignen sich in besonderem Male fiir weitere Jugenderholungsstatten:

- Sie verfiigen durch ihren Bahnanschluf? Giber eine leistungsfahige 6ffentliche Verkehrseinrichtung
und sind daher fir jeden Jugendlichen erreichbar,

- ihre Lage innerhalb der Region verburgt eine gleichmalige Versorgung aller Regionsteile mit
etwa gleichlangen Anfahrtswegen,

- die Bedeutung ihrer zentralen Orte wird hierdurch gestarkt,

- Amorbach und Schéllkrippen sind geeignete Gemeinden fir die Errichtung touristisch genutzter
Freizeitwohngelegenheiten. Eine Konzentration der Erholungseinrichtungen wird damit erreicht,
das Freizeitangebot fur die Jugendlichen erweitert.

Derzeit gibt es mehrere Jugendzeltplatze, deren Platzangebot indessen nicht mehr ausreicht, da das
.wilde Zelten” untersagt ist. Zudem besteht mit zunehmender Freizeit ein groes Bedirfnis an
ausreichend ausgebauten Zeltlagerplatzen. Sehr viele Jugendgruppen und -verbande veranstalten
kurze Zeltlager an Wochenenden. Die gesamteRegion eignet sich fir die Erholung. In ihr kénnen
daher Uberall Zeltplatze errichtet werden, soweit der jeweillige Standort im einzelnen geeignet
erscheint. Genauere Festlegungen nehmen die Einrichtungsplane der Naturparke Spessart und
Bayer. Odenwald vor. Die Einrichtunsplane decken fast das gesamte Regionsgebiet ab. Darlber
hinaus ist auch der Nahbereich Alzenau i. Ufr. ein geeigneter Standort.

In den beiden Unterzentren Goldbach/Hésbach und Amorbach besteht je eine  Jugend-
Ubernachtungsstatte mit insgesamt 75 Betten. Mogliche Standorte sind: Mémlingen/GroRRwallstadt;
Alzenau i. UFr., OT Hoérstein/Johannesberg; Eichenbdihl.

Es bestehen z.Z. vier Jugendherbergen (Amorhach mit 90 Betten, Aschaffenburg mit 125 Betten,
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Krausenbach mit 110 Betten, Miltenberg mit 129 Betten). lhre Zahl ist ausreichend, doch ist das
Platzangebot der Jugendherbergen in Dammbach, OT Krausenbach, und Amorbach ungeniigend.
Darliber hinaus entspricht die Jugendherberge in Krausenbach nach Ausstattung und baulichem
Zustand nicht mehr den heutigen Anforderungen.

Nach dem Bayer. Jugendprogramm sollen Jugendberatungsdienste, die sich spezifisch den Fragen
und Problemen Jugendlicher widmen, eingerichtet werden. Die Beratungsdienste gewinnen als
besondere Hilfe fir die Jugendlichen sowie zur Erganzung der Jugendarbeit zunehmende Bedeutung.
Akute Jugendprobleme (Arbeitslosigkeit, Drogen- und Alkoholproblematik) helfen sie leichter in den
Griff zu bekommen.

Sie werden insbesondere als Anlaufstelle fir jene Jugendlichen dienen, die von bestehenden
Beratungsangeboten nicht erreicht werden. Jugendberatungsdienste sollen die bestehenden
Beratungsangebote ergdnzen und mit ihnen nach  Mdglichkeit kooperieren.  Drei
Jugendberatungsdienste  waren erforderlich. Sie sollten in Jugendfreizeitstatten unter
Berucksichtigung der Erreichbarkeit mit offentlichen Verkehrsmitteln eingerichtet werden. Soweit
Erziehungsberatungsstellen in eine Jugendfreizeitstatte integriert sind, bietet sich hier eine besondere
Méglichkeit der Zusammenarbeit an.

Erziehungshilfe

Bisher erreicht die Ausstattung der Region mit Erziehungsberatungsstellen nicht den
Landesdurchschnitt. Nur im moglichen Oberzentrum Aschaffenburg sowie im Mittelzentrum Miltenberg
besteht je eine Erziehungsberatungsstelle. Seit 1980 flihrt die Erziehungsberatungsstelle Miltenberg
in Elsenfeld Sprechtage durch. Es ist jedoch geplant, im Mittelzentrum Obernburg a. Main/
Elsenfeld/Erlenbach a. Main eine voll ausgebaute Erziehungsberatungsstelle zu errichten. Damit wird
die Versorgung der Region mit 100.000 Einwohnern pro Einrichtung sichergestellt. Fir das
Unterzentrum Alzenau i. UFr. durfte auf langere Sicht ein ausreichender Versorgungsbereich fur eine
weitere Erziehungsberatungsstelle gegeben sein.

Auslédndische Jugendliche bediirfen aufgrund der bisherigen Erfahrungen einer umfassenderen
Erziehungshilfe gegeniiber den deutschen Jugendlichen. Der Ausldanderanteil an der Bevélkerung der
Region erreichte 1976 7% und lag damit iiber dem bayerischen Durchschnitt (6%). Der Anteil der
ausldndischen Kinder unter 16 Jahren lag noch etwas héher in ihrer Altersklasse. Zudem ist ihre Zahl
sténdig im Steigen begriffen (1974: 4.900, 1977: 6.430, 1980: 7.920), wéhrend bei den Ausléndern
selbst eine Stagnation der Entwicklung eingetreten ist.

Wegen dieser Situation ist ein intensivierter Einsatz besonders der offenen Erziehungshilfe zu fordern,
wobei ihre Schwerpunkte in den Gemeinden mit besonders hohen Auslénderanteilen liegen sollten (s.
hierzu Regionalbericht der Region Bayer. Untermain, Karte 10). *

Die historisch gewachsene Heiminfrastruktur der Region wird den heutigen Anforderungen nicht
gerecht. In der Vergangenheit wurden in der Region Wirzburg und v.a. in der Region Main-Rhon
erheblich mehr Heime als in der Region Bayer. Untermain errichtet. Dies ist bei der erforderlich
gewordenen Weiterentwicklung des Heimwesens der Region zu beriicksichtigen. (Zum
Differenzierungsprogramm flir die Heime in Bayern, die der Heimaufsicht nach 9 78 JWG unterliegen,
siehe: Mitteilungsblatt des Bayer. Landesjugendamts, Juli 1976, Nr. 7, S. 19 ff).

1982 bestanden drei Heime mit 93 Platzen. Damit war der innerregionale Bedarf nur zu 40% gedeckt.
Dieser Bestand sollte daher wenigstens auf Dauer gesichert werden.

Erwachsenenbildung

,,Leistungsfahige Einrichtungen” der Erwachsenenbildung (Erwachsenenbildungsgesetz Art. 2) lassen
sich ohne hauptamtliches Personal nur schwer realisieren. Ein wesentlicher Teil der Arbeit der
Erwachsenenbildung wird ehrenamtlich oder nebenberuflich geleistet oder anderweitig von
hauptberuflichem Personal mit wahrgenommen, das aber allein nicht ausreicht.

Die verschiedenen Trager der Erwachsenenbildung planen daher auf langere Sicht den
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hauptberuflichen Einsatz zusatzlicher padagogischer Mitarbeiter und Verwaltungskrafte. Nach dem
Stand von 1977 sind drei Lehramtskréfte und sechs Verwaltungskrafte hauptberuflich tatig.

Auch in Zukunft wird der weitaus grofite Teil des Programms von ehrenamtlichen Lehrkraften
durchgefiihrt werden. Selbst bei guter Personalausstattung der Volkshochschulen mit hauptamtlichen
padagogischen Mitarbeitern und Verwaltungskraften kann auf die Mitarbeit von neben bzw.
ehrenamtlichen Kraften nicht verzichtet werden.

Far die Arbeit in der Erwachsenenbildung sollen, soweit mdglich, Rdume und Unterrichtsmittel in
Schulen und anderen geeigneten Einrichtungen herangezogen werden. Bei Planung und Bau von
Schul- und Bildungszentren soll daher die Moglichkeit zur Mitbenutzung durch Einrichtungen der
Erwachsenenbildung bereits mit berlicksichtigt werden. Die Durchfihrung von Tages- und
Spezialkursen macht es notwendig, in Aschaffenburg eigene Tagungsraume zur Verfliigung zu stellen.
Dem geplanten Haus fiir die Volkshochschule in Aschaffenburg (in Aschaffenburg finden heute schon
Kurse fir die ganze Region statt) kommt dabei besondere Bedeutung zu. Daneben werden u.U. auch
andere, ganztagig zu benutzende Raume zur Durchflihrung von Kursen und Veranstaltungen als auch
Birordume fiir eine ausreichende Zahl von Arbeitsplatzen fiir das hauptamtliche Personal benétigt.

Die Trager der Erwachsenenbildung planen langfristig zu den bisher schon ganztagig benutzten elf
Lehrraumen und neun Verwaltungsraumen eine wesentliche Mehrung.

ErwachsenenbildungsmalRnahmen werden derzeit von folgenden Tragern durchgefuhrt:

- Arbeitsgemeinschaft der evangelischen Erwachsenenbildung mit der geplanten Errichtung eines
Bildungszentrums im moéglichen Oberzentrum Aschaffenburg und der geplanten Errichtung eines
Bildungswerks Aschaffenburg mit den Au3enstellen Miltenberg, Amorbach, Alzenau i. UFr.,
Obernburg a. Main und Erlenbach a. Main,

- Katholische Landesarbeitsgemeinschaft fir Erwachsenenbildung in Bayern mit dem St.
Martinushaus in der Stadt Aschaffenburg und geplanten Einrichtungen der Di6zesanen
Arbeitsgemeinschaft flir Erwachsenenbildung Wirzburg in den Landkreisen Aschaffenburg und
Miltenberg,

- Bayer. Volkshochschulverband mit mehreren kommunalen Einrichtungen sowie den freien
gemeinnultzigen Tragern,

- Bildungswerk der Deutschen Angestelltengewerkschaft,

- Gemeinnutziges Bildungswerk des Deutschen Gewerkschaftsbundes,

- Erwachsenenbildungsmaflinahmen der Industrie- und Handelskammer sowie der
Handwerkskammer.

Die Bildungsmaflinahmen dieser Trager kommen z.Z. verstarkt dem Verdichtungsraum zugute,
wahrend der sudliche Teil der Region im Bereich der Erwachsenenbildung noch nicht so gut versorgt
wird.

Fir die Bevolkerung soll ein alle Themenbereiche umfassendes flachendeckendes Angebot realisiert
werden. Zur Erlangung dieses Zieles sollen die vorhandenen Erwachsenenbildungseinrichtungen zur
Errichtung von AuRenstellen angeregt werden. Da hierin eine der wesentlichen Voraussetzungen fur
die Realisierung aller genannten Zielvorstellungen zu sehen ist, ist dieses Ziel vordringlich zu
verwirklichen. Vor allem in den Kleinzentren und Unterzentren bedarf es eines weiteren Ausbaus der
Erwachsenenbildungseinrichtungen. Da die Kurse fast ausschlieBlich in den Abendstunden
stattfinden, in denen das Nahverkehrsangebot praktisch nicht mehr vorhanden ist, bedarf es
grundsatzlich eines dezentralen Systems bei der Erwachsenenbildung.

Es sind schon erhebliche Leistungen beim Aufbau einer effektiven Erwachsenenbildung erbracht
worden. So fihrt - neben anderen Erwachsenenbildungseinrichtungen im mdglichen Oberzentrum
Aschaffenburg - allein die Volkshochschule Aschaffenburg in 12 Gemeinden deslandkreises pro
Semester 100 Kurse durch (beim Ausbau der Volkshochschule Aschaffenburg ist zu bericksichtigen,
dal schon 60% der Kursteilnehmer nicht aus der Stadt, sondern aus dem Landkreis kommen). Das
Bildungswerk Erlenbach a. Main gestaltet mit Kursen in zehn Gemeinden des Landkreises Miltenberg
und Horern aus 36 Ortschaften ein umfassendes Erwachsenenbildungsprogramm (94 Unterrichts-
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veranstaltungen 1979 mit 6.253 Unterrichtseinheiten). Die seit 1966 bestehende Volkshochschule
Kahl a. Main flhrt Kurse auch in Alzenau i. UFr. und Karlstein a. Main durch. Ein eigenstandiger
Ausbau der Erwachsenenbildung im Raum Kahl a. Main/Alzenau i. UFr. sowie im Bereich des
Kahlgrundes-Vorspessart mit dem Spessart ware winschenswert, um ein ortsbezogenes birgernahes
Grundangebot zu gewahrleisten. Eine zu starke Zentralisierung wirde damit vermieden und
ehrenamtliche Initiativen wiirden so starker geférdert.

Zur Durchflihrung von arbeitsintensiven ErwachsenenbildungsmaRnahmen wie Tages-, Wochendund
Wochenseminaren (Bildungsurlaub), ebenso fur eine kontinuierliche Fortbildung von Fachkraften der
Erwachsenenbildung wird in der Region eine eigene Bildungsstatte bendtigt, die die
Heimunterbringung von mindestens 60 Teilnehmern erméglicht. Im Klostergut Schmerlenbach,
Gemeinde Hdsbach, soll ein Erwachsenenbildungshaus mit Heimunterbringung fir ungefahr 70
Personen errichtet werden.

Kunst- und Kulturpflege

Im geschichtlichen Ablauf sind in der Region bedeutende kulturelle Einrichtungen geschaffen worden.
Durch den Zentralitatsverlust zu Beginn des 19. Jahrhunderts trat, von Ausnahmen abgesehen, eine
Stagnation bei dem Ausbau kultureller Einrichtungen ein. Die Region geriet daher auch auf dem
Kultursektor in die Abhangigkeit der Zentren Frankfurt, Darmstadt und Wurzburg. Die geforderte
Erweiterung der kulturellen Aktivitat ist daher auch geeignet, dem Ziel einer grofReren Eigenstandigkeit
der Region ndherzukommen.

Das Programm der Theater- und Musikveranstaltungen ist der besonderen sozialen Schichtung der
Bevdlkerung anzupassen. Da die Region mit 56% Arbeitern an den Erwerbstatigen den hdchsten
Anteil aller bayerischen Regionen hat (bayerischer Durchschnitt 44%), mul} das kulturelle Leben dem
Rechnung tragen. Dieses Ziel folgt der Forderung des Landesentwicklungsprogramms, daR die
Bevolkerung des ganzen Landes am kulturellen Leben teilhaben kénnen soll.

Dem gleichen Ziel dient die Forderung nach einer Konzentration der kulturellen Veranstaltungen auf
die zentralen Orte. Sie sind schon heute gemaR ihrer unterschiedlichen zentralortlichen Bedeutung
wichtige Kulturtrager der Region. Insbesondere im moéglichen Oberzentrum Aschaffenburg, das den
Schwerpunkt der Bevolkerung in der Region bildet, befindet sich aus Tradition und aufgrund der
vorhandenen Finanzkraft das Zentrum der kulturellen Aktivititen der Region. Eine gewisse
Konzentration auf die zentralen Orte, die aus Griinden eines wirkungsvolleren Einsatzes der
aufgewendeten Mittel angestrebt wird, darf natlrlich nicht zu einer kulturellen Verarmung der Gbrigen
Regionsteile flihren. Das Bemihen der ortlichen Vereine, durch ihr breitgefachertes
Interessenangebot jeden einzelnen Blrger aktiv am Kulturgeschehen teilnehmen zu lassen, darf nicht
durch zu starke Konzentrationsbestrebungen gefahrdet werden. Andernfalls wirde die kulturelle
Vielfalt der Region Schaden erleiden. Ziel der 6ffentlichen Hand soll es sein, neben ihren eigenen
kulturellen MalRnahmen die Aktivitdten, die aus der Blrgerschaft kommen, z. 8. auf dem Gebiet des
Musikwesens, des Laienspiels, der darstellenden Kunst, sinnvoll und ausreichend zu férdern, um
auch ein reges und vielfaltiges eigenstandiges kulturelles Leben zur Entfaltung zu bringen.

Das bestehende klassizistische Theater im mdéglichen Oberzentrum Aschaffenburg ist zu klein. Fur
Symphoniekonzerte, Ballette und gréRere Opern sind die technischen Einrichtungen nicht
ausreichend und der Zuschufibedarf durch das unglinstige Verhaltnis der Besucherzahl je Auffiihrung
zu hoch. Das geplante Kultur- und Bilrgerzentrum sollte daher so ausgestattet werden, dafR
kostenintensive Veranstaltungen in ihm durchgefiihrt werden kénnen. Das gibt auch die Mdglichkeit,
der starken Nachfrage nach Abonnementplatzen und Platzen im Freiverkauf, die z. B. wegen
Platzmangels nicht befriedigt werden kdnnen, zu entsprechen. Das Theater wird z.Z. renoviert und
modernisiert.

Far Studioauffihrungen fehlt bisher ein Raum. Das Theater eignet sich erfahrungsgeman hierfir nur
bedingt. Ein solcher Raum mifte Gber ca. 200 Sitzplatze verfligen und eine variable Bihne mit den
notwendigen technischen Ausstattungen haben.

Neben dem Theater in Aschaffenburg gibt es in der Region andere kulturelle Einrichtungen, an denen
Biihnenstiicke aufgefihrt werden und die dafiir einer entsprechenden Unterstiitzung bedurfen. Zur
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langfristigen Sicherung einer gleichwertigen Versorgung mit Einrichtungen, an denen Blihnenstlicke
aufgefiihrt werden kénnen, sind noch weitere MalRnahmen in den Teilrdumen der Region erforderlich.

Neben den musikalischen Veranstaltungen im mdéglichen Oberzentrum Aschaffenburg werden auch
anderenorts vielbeachtete Konzerte geboten, wie z. B. im SchloR Kleinheubach oder im Abteigebaude
Amorbach sowie im Raum Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main oder im nordwestlichen
Raum der Region in der Burg Alzenau i. UFr. oder der Rauschberghalle in Alzenau i. UFr., OT
Horstein. Ein haufigeres Angebot ware hier sicherzustellen. Daneben soll das geplante Kulturund
Blrgerzentrum im moglichen Oberzentrum Aschaffenburg Veranstaltungen fir groRere Orchester in
der Region ermoglichen. Im Schlof3 Johannisburg ist ein Raum fiir Kammermusik vorgesehen. Ein
Studio flr neue Musik ist geplant. Es soll das Theater- und Konzertangebot erganzen.

Die Sing- und Musikschule im mdglichen Oberzentrum Aschaffenburg ist die alteste der Region.
Durch ihre starke Expansion in den letzten Jahren und zur besseren Erflllung ihrer Aufgaben ist
beabsichtigt, Teilbereiche der Schule, insbesondere die, die zentrale Aufgaben erfillen, in einem
Gebaude der Innenstadt unterzubringen, das ausschliel3lich der Schule zur Verfliigung steht.
Inzwischen ist je eine Sing- und Musikschule in Erlenbach a. Main und in Kleinostheim errichtet
worden. Im Unterzentrum Alzenau i. UFr. widmen sich drei Musikvereine der Ausbildung Jugendlicher
an Musikinstrumenten. Der Zahl nach gibt es in der Region Bayer. Untermain, gemessen am
bayerischen Durchschnitt, zu wenig Sing- und Musikschulen.

Dem Museum der Stadt Aschaffenburg im Schlof® Johannisburg und der dort befindlichen
Staatsgalerie mit staatlicher graphischer Sammlung fallen bereits aufgrund ihrer derzeitigen
Ausstattung die Aufgaben von Schwerpunktmuseen mit Uberregionaler Bedeutung zu. Sie sollen in
ihrem Einzugsgebiet Schwerpunkte im Bereich der Kunst- und Kulturpflege sein. Das Museum der
Stadt Aschaffenburg ist als Trager der geplanten Galerie flr gegenwartige Kunst vorgesehen.

Das Stiftsmuseum der Stadt Aschaffenburg ist ebenfalls ein Schwerpunktmuseum von Uberregionaler
Bedeutung. Ein Schwerpunktmuseum von regionaler Bedeutung ist das naturwissenschaftliche
Museum der Stadt Aschaffenburg.

Die ehemalige Jesuitenkirche hat sich zu einem begehrten Ausstellungsraum entwickelt. Ziel ist es,
neben der Aktivierung und Forderung einheimischer Kiinstler auch bedeutende (berregionale
Ausstellungen zu gewinnen.

Museen im Familienbesitz sind vorhanden in Laudenbach, Amorbach und Mespelbrunn, letzteres mit
der héchsten Besucherzahl aller Museen der Region.

Heimatmuseen und heimatkundliehe Sammlungen gibt es in Alzenau i. UFr., Amorbach, Karlstein a.
Main (OT Dettingen), GrofRostheim, Mombris (OT Gunzenbach), Miltenberg, Obernburg a. Main,
Hoshach (OT Kloster Schmerlenbach). Die genannten Heimatmuseen und -Sammlungen leiden zum
Teil an erheblichen Ausstattungsdefiziten.

Das Watterbacher Haus im Markt Kirchzell, OT Breitenbuch, wurde inzwischen im OT Preunschen
neu errichtet und konnte dadurch auf Dauer gesichert werden. Dariliber hinaus besteht die Absicht, in
Wdrth a. Main ein Schiffahrtsmuseum und in Klingenberg a. Main ein Weinbaumuseum zu errichten.
Der Verein Naturpark Spessart und der Spessartbund bemtiihen sich zusammen mit dem Stiftungsamt
Aschaffenburg, in Elsenfeld (OT Hirnmetthai) ein holzhandwerkliches Museum einzurichten.

Die Heimatpflege dient der Erhaltung der bodenstdndig gewachsenen Sonderformen bei der
landschaftsgebundenen traditionellen Bauweise, der Mundart, der Tracht, der Musik und des Tanzes.
In all diesen Bereichen besitzt auch die Region Uberlieferte ortsgebundene Brauche, die erhalten und
wiederbelebt werden sollen.

Die in vorgeschichtlicher Zeit stark besiedelte noérdliche Zone der Region dokumentiert sich in
Grabhugelfeldern der ausgehenden Steinzeit, der Bronzezeit und Eisenzeit, die vornehmlich in der
Mainebene, z. B bei Kleinwallstadt und Pflaumheim, liegen. Auferdem wurden die sonst
siedlungsfeindlichen Buntsandsteinhdhen des Spessarts und Odenwalds flir Befestigungsanlagen
genutzt. Diese Hohen wurden im Mittelalter erneut befestigt. In rémischer Zeit kommt der Region
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durch den Limes, dessen Wachtirme in Miltenberg, Obernburg a. Main, Amorbach ( O T
Reichartshausen) u n d Kirchzell (OT Watterbach) sichtbar erhalten sind, und durch Kastellanlagen
wie Miltenberg und Wérth a. Main eine besondere Bedeutung zu, ebenso in der Vélkerwanderungs-
und Merowingerzeit durch Siedlungen und Befestigungen der rechtsrheinischen Burgunder bzw. der
ersten friihdeutschen (alamannisch-frankischen) Siedlerschicht.

Im Mittelalter war die Glasindustrie im Spessart weit verbreitet. Die Glashitte Birklesgrund ist eines
der wenigen arch&ologisch erschlossenen Zeugnisse aus dieser Zeit. Sie sollte daher in ihrem
freigelegten Bestand gesichert und der Offentlichkeit zugangig gemacht werden.

Die zahlreichen Baudenkmaler einschlie3lich der kennzeichnenden Ortsbilder der Region sind in der
Denkmalliste erfalt, die nach dem Denkmalschutzgesetz beim Landesamt fir Denkmalpflege gefiihrt
wird und dort von jedermann eingesehen werden kann. Grundsatze zur Nutzung, Erhaltung und
Pflege der Denkmaler sind im Landesentwicklungsprogramm festgelegt worden.

Historische Garten zahlen ebenfalls zu den Baudenkmalern. Von erheblicher Uberregionaler
Bedeutung ist der Park Schénbusch in der Stadt Aschaffenburg, der erste groRe klassische
Landschaftsgarten auf europaischem Boden. Erhaltenswert ist nicht nur die Anlage des Gartens
selbst, sondern auch seine Einbindung in die Umgebung. Auf die Ubergénge in die Landschaft muR
daher geachtet werden. Besonders bedeutsame Garten gibt es auRerdem in Amorbach und in
Kleinheubach. Daneben besitzt die Region noch etwa 200 weitere historische Garten, die jedoch von
ihrer Bedeutung her nicht so hoch einzuschatzen sind wie die Anlagen in Aschaffenburg, Amorbach
und Kleinheubach.

Bibliotheken

In den &ffentlichen Blichereien der Region waren am 31. 12. 1982 385.000 Medieneinheiten (Blicher,
Zeitschriften, Schallplatten usw.) vorhanden. Daraus ergibt sich ein Durchschnitt von 1,20 Einheiten je
Einwohner. Die starke Konzentration in Aschaffenburg verschiebt aber das Verhaltnis zuungunsten
der Ubrigen Teile der Region. Insbesondere bei der kleinzentralen, aber auch bei der mittelzentralen
Stufe sind noch Versorgungsliicken vorhanden.

Falls im landlichen Raum der Region eine effektive Literaturversorgung durch stationare Bulchereien
nicht gewahrleistet werden kann, soll die Errichtung von Fahrblchereien (Zweckverbande) erwogen
werden.

Zur Grundausstattung der Kleinzentren gehoren die offentlichen Bichereien. Sie sichern die
Grundversorgung, d.h. sie sollen einen umfassenden Bestand an Literatur fir Kinder und
Erwachsene, insbesondere an Sach- und Fachbichern aus allen Wissensgebieten einschlieflich
Lexika, Handblcher und Nachschlagewerke, fliihren. Die Grundversorgung soll in der Regel den
Bedarf an Literatur fir den persoénlichen, gesellschaftlichen, politischen und beruflichen Bereich
befriedigen. Auf das Versorgungsniveau aller zentraler Orte und ihrer zugehdrigen Nahbereiche ist
daher das Konzept bei dem Ausbau der Grundversorgung abgestimmt. Um moglichst kurze
Benutzerwege verwirklichen zu kénnen, sollen auch in sonstigen Gemeinden Biichereien errichtet
oder erhalten werden. Eine Neugriindung ist im Mittelzentrum Miltenberg erforderlich. Eine nach
Graden unterschiedliche Erweiterung des vorhandenen Buch- und Medienbestandes ist in einer Reihe
von zentralen Orten und Gemeinden erforderlich.

Die Deckung des gehobenen Bedarfs an Medien ist Aufgabe der Bibliotheken in Mittelzentren. Sie
leisten diese Aufgaben zusatzlich zur Grundversorgung in ihrem Nahbereich und sollen sich deshalb
in qualitativer und quantitativer Hinsicht vom Angebot der Bibliotheken der Grundversorgung
unterscheiden. Zur Deckung des gehobenen Bedarfs sind als Voraussetzung erforderlich mindestens
2 Bande pro Einwohner und hauptamtlich fachliches Personal in ausreichendem Umfange. In den
Mittelbereichen ist diese Versorgungsstufe auf- und auszubauen. Soweit Fahrblichereien errichtet
werden, sollen diese organisatorisch an die Bibliotheken zur Deckung des gehobenen Bedarfs
angeschlossen werden.

Die Hofbibliothek Aschaffenburg (91.000 Medieneinheiten; Stand 31. 12. 1983) und die
landeskundliche Bibliothek fiir Spessart und Untermain des Stadt- und Stiftsarchivs Aschaffenburg
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(47.000 Medieneinheiten; Stand 31. 12. 1983) haben bisher die Versorgung des spezialisierten und
wissenschaftlichen Literaturbedarfs der Region zum Teil gewahrleistet.

1979 wurde die wesentlich erweiterte und verbesserte rdumliche Unterbringung und moderne
Ausstattung der Hofbibliothek abgeschlossen. Das Stadt- und Stiftsarchiv und damit auch die
landeskundliche Bibliothek haben nach Abschlul des Wiederaufbaus und der Neugestaltung des
Schoénborner Hofes dort eine angemessene Unterbringung und Ausstattung erhalten.

Von der Hofbibliothek Aschaffenburg wird der bayerische, deutsche und internationale Leihverkehr
wahrgenommen. Dabei ist der Verbund zwischen ihr und der Universitatsbibliothek Wirzburg zu
erweitern.

Sport

Gemal den Ergebnissen aus der Sportstattenstatistik verfligt die Region Uber eine gute Ausstattung
mit Sporteinrichtungen. Freilich durfte in der hiesigen Bevolkerung der Wunsch nach sportlicher
Aktivitat einen vergleichsweise besonderen Rang einnehmen. Einzelne Sportanlagen sind indessen
relativ alt. Teilweise ist auch ihr Ausbauzustand ungentigend (Fehlen von Betriebsraumen, zu kleine
Anlagen, schlechte Platzverhaltnisse bei Freisportanlagen). Daher sollen neben einer Erganzung der
vorhandenen Sportanlagen der Ausbau und die Verbesserung der bestehenden Einrichtungen
Vorrang haben. Bei den Sporthallen gibt es insbesondere im nérdlichen und sudlichen Bereich der
Region noch Versorgungsliicken.

In den genannten Nahbereichen besteht noch ein grélierer Nachholbedarf an Freisportanlagen wie
Spielplatzen und Leichtathletikanlagen.

In den genannten zentralen Orten ist die Versorgung mit Sporthallen noch nicht ausreichend. Dartber
hinaus wird die Errichtung weiterer Sporthallen, insbesondere in den Nahbereichen Eichenbiihl und
Schoéllkrippen, fur erforderlich gehalten.

Die Stadt Aschaffenburg beabsichtigt die Errichtung einer Allsporthalle in Verbindung mit einem
Erholungs- und Wellenbad, einer Rollsportanlage, eines Leichtathletikleistungszentrums, eines
Schwerathletikleistungszentrums | und eines groferen Stadions. Diese Sporteinrichtungen sind
wegen ihres groRen Einzugsbereiches geeignet, im Bereich des Sports die Versorgung der
Bevolkerung der gesamten Region zu verbessern. Die Errichtung eines Leistungszentrums fiir
Leichtathletik und eines Leistungszentrums fiir Schwerathletik bietet sich hier wegen der langen
Tradition und des erreichten Leistungsstandes in einzelnen Disziplinen der Leichtathletik und der
Schwerathletik an.*

Freizeit und Erholung

Allgemeines

Der Erholungswert der Region wird im landschaftlichen Bereich bestimmt durch die waldreichen
Mittelgebirge von Spessart und Odenwald mit ihren typischen engen Talern. Diese beiden
Mittelgebirge werden durch das zwar dicht besiedelte. aber dennoch landschaftlich sehr reizvolle
Maintal voneinander getrennt. Im kulturellen Bereich sind die zahlreichen attraktiven Ortsbilder und
Einzelobjekte besonders zu nennen. Hinzu kommt ein infrastrukturelles Angebot an
Erholungseinrichtungen, das gerade in weiten Teilen des Maintals reichhaltig und umfangreich zur
Verfligung steht.

Zur Sicherung der Erholungsmdglichkeiten fur die Bevolkerung der Region und fiir die auswartigen
Erholungssuchenden soll die bereits vorhandene hohe Erholungseignung erhalten und nach
Méglichkeit weiter verbessert werden.

Die groflen Waldflachen in den Naturparken Spessart und Bayer. Odenwald sowie aullerdem im
Westen und Norden des Verdichtungsraums Aschaffenburg bieten gute Moglichkeiten fir die
Extensiverholung. Nach der Waldfunktionsplanung kommt grofRen Teilen dieser Waldgebiete deshalb
auch die Erholungsfunktion zu. Eine besondere Berlicksichtigung der Belange von Freizeit und
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Erholung in diesen Waldern wird dadurch erleichtert, daf es sich zum Gberwiegenden Teil um Staats-
bzw. Kérperschaftswald handelt.

Typisches Kennzeichen und wesentliche Ursache fur den hohen Erholungswert von Spessart und
Odenwald sind die umfangreichen Laub- und Mischwaldgebiete, die von tief eingeschnittenen
Wiesentalern durchzogen werden. Zur Sicherung des Erholungswertes ist es erforderlich, diesen
Abwechslungsreichtum dadurch zu erhalten, daR die Wiesentéler offengehalten werden.

Nicht nur die kleinen Seitentaler im Spessart und Odenwald, sondern auch das Maintal selbst mit den
gréReren Nebentalern wie Erf-, Mud-, Elsava-, Aschaff- und Kahltal bieten den Erholungssuchenden
vielfaltige Moglichkeiten. Vor allem die Taler im Verdichtungsraum werden jedoch auch von anderen
Nutzungen sehr stark beansprucht, wobei insbesondere die erhebliche Siedlungstatigkeit und die oft
umfangreichen Verkehrsflachen zu nennen sind. Zur Sicherung der Erholungseignung auch dieser
Taler wird es besonders darauf ankommen, in ausreichendem Umfang Freiflachen und nicht von Larm
beeintrachtigte Raume zu bewahren.

Neben der Landschaft tragt auch die kulturelle, insbesondere bauhistorisch wertvolle Ausstattung der
Region wesentlich zur Erholungseignung dieses Raumes bei. Hier sind vor allem zahlreiche, zum Teil
weit Uber die Regionsgrenzen hinaus bekannte, touristisch attraktive Ortsbilder besonders im
sudlichen und mittleren Teil des Maintales zu nennen. Aber auch viele Einzelbauwerke, von denen
das Schilof3 in Mespelbrunn zu den bekanntesten zahlt, verdienen der Erwahnung. Eine besondere
Aufgabe der Ortsplanung wird es sein, charakteristische Eigenschaften vieler Gemeinden der Region
auch fur die Erholung besser nutzbar zu machen: Eine weitere Attraktivitatssteigerung der vielfach
ohnehin schon anziehungskraftigen Ortskerne kann den innerstadtischen Erholungswert zusatzlich
erhdhen.

Entlang des Mains und seiner Nebenfllsse bieten sich die Uferbereiche innerhalb der Ortschaften als
glinstige Standorte fir Erholungseinrichtungen besonders an. In manchen Gemeinden der Region ist
diese Moglichkeit durch eine ansprechende Verknlpfung des Ortskerns mit dem Uferbereich, der
entsprechend gestaltet und ausgestattet wurde, bereits genutzt worden. In zahlreichen anderen
Gemeinden bestehen in dieser Beziehung jedoch vielfach noch Mdoglichkeiten fiir erhebliche
Verbesserungen im Angebot an innerdrtlichen Erholungsmdglichkeiten.

Erholungseinrichtungen

Den Erfordernissen der Tages- und Wochenenderholung soll in verstarktem Malle am Wohnort
Rechnung getragen werden. Dies bedeutet, dall in jeder Gemeinde eine Mindestausstattung an
Erholungseinrichtungen vorhanden sein mufi}.

Zusatzlich zum Bedarf der ortsansassigen Bevolkerung ist der Bedarf zu berlcksichtigen, der durch
Erholungssuchende von aufierhalb entsteht. Dies gilt zum einen fir alle Einrichtungen, die nicht nur
die Bevolkerung am Ort, sondern dariber hinaus einen gewissen Einzugsbereich mitversorgen. Zum
anderen ist zu beachten, dal} praktisch die gesamte Region zum Teil in erheblichem Umfang von
auswartigen Erholungssuchenden, insbesondere aus den umliegenden Verdichtungsgebieten,
besucht wird.

Durch eine friihzeitige Berlicksichtigung der Belange der Erholung in der Bauleitplanung und ggf. in
der Flurbereinigung sollen die vorgesehenen Erholungseinrichtungen, sowohl von Art und Umfang wie
auch von der raumlichen Zuordnung her, optimal in die Entwicklung der Gemeinde integriert werden.

Gute Moglichkeiten fur eine Verbesserung des innerstadtischen Erholungsangebotes bieten die
Auflockerungen des Siedlungsbereichs durch entsprechende Griin- und Freiflachen (s. hierzu auch B
| “Natur und Landschaft”).

Das Landesentwicklungsprogramm sieht bereits bei den Ausstattungskriterien fiir die zentralen Orte
der unterschiedlichen Stufen eine Mindestausstattung mit Erholungseinrichtungen vor. Auch an
anderer Stelle des Landesentwicklungsprogramms sind Aussagen getroffen, die Hinweise auf
Erholungseinrichtungen geben, die in den zentralen Orten vorhanden sein sollten. Diese
Mindestausstattung ist praktisch in allen zentralen Orten der Region vorhanden. Da die ganze Region
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in teilweise erheblichem Umfang auch von auswarts flr Tages-, Wochenend- und Ferienerholung
aufgesucht wird, wird auch fir die zentralen Orte ein Angebot an Erholungseinrichtungen angestrebt,
das Uber der vom Landesentwicklungsprogramm verlangten Mindestausstattung liegt; denn von den
zentralen Orten gehen auch im Bereich der Erholung wesentliche Impulse auf den jeweiligen
Verflechtungsbereich aus. In diesem Zusammenhang wird auf A V ,,Zentrale Orte” hingewiesen.

Das Netz der Wanderwege mit zugehorigen Einrichtungen wie Beschilderung, Rastplatzen,
Schutzhitten usw. ist in der Region bereits gut ausgebaut. Im Spessart scheint eine Ordnung des
Wanderwegenetzes vordringlicher als seine Erweiterung, wahrend im Odenwald noch einige
Erganzungen winschenswert sind. Gewisse Verbesserungen sollten im Verlauf des Maintals und im
Kahlgrund angestrebt werden.

Das Radfahren hat als Freizeitbeschaftigung starken Auftrieb bekommen, dem bislang erst in
Teilbereichen der Region ein entsprechendes Angebot in Form von eigenen Radwegen oder
sonstigen dafiir geeigneten StralBen und Wegen gegeniibergestellt wurde. Ein durchgehender
Radweg im Maintal mit Anschlul an die grofteren Nebentaler wirde hier eine erhebliche
Angebotserweiterung bedeuten, vor allem, wenn er gerade auch aus den Ortskernen der anliegenden
gréReren Orte gefahrlos zu erreichen ist. Ein solches Radwegenetz wirde nicht nur die
Erholungsmadglichkeiten fur die Tages- und Wochenenderholung wesentlich erweitern, Sondern auch
den Kurzstreckenverkehr (Einkaufen, Schulbesuch usw.) in und zwischen den Ortsteilen der
betroffenen Gemeinden erleichtern.

In der Region gibt es mehrere Schwerpunkte der Reiterei, so z. 8. in Alzenau i. UFr., Ménchberg oder
Miltenberg. Um der zunehmenden Zahl der Freunde des Reitsports ausreichend Mdglichkeiten zum
Reiten auch in der freien Landschaft zu bieten, sollen, jeweils ausgehend von den Schwerpunkten,
Reitwege angeboten werden, die aus Sicherheitsgrinden nach Méglichkeit getrennt von anderen
Wegen, vor allem getrennt von Wanderwegen, gefiihrt werden mussen.

Der stark angestiegenen Nachfrage nach Skilanglaufmdglichkeiten soll ein entsprechendes Angebot
zur Verfligung gestellt werden. Aus klimatischen Griinden kommen hierfiir Spessart und Odenwald in
Frage. Dabei ist sowohl aus Kostengriinden wie auch wegen der nicht allzu sicheren Schneelage
nicht an die Anlage eigener Langlaufloipen gedacht, vielmehr sollten auf der Basis des vorhandenen
Wegenetzes in der freien Natur fir den Langlauf geeignete Wege ausgesucht, beschildert und, falls
entsprechende Einrichtungen vorhanden sind, evtl. gespurt werden.

Fir eine Verbesserung der Erholungsmdoglichkeiten am Main und seinen gréReren Nebenflissen
bieten sich viele Gelegenheiten an, z. B. Ruderbootverleih oder Wanderwege entlang der Ufer. Hierzu
gehdrt auch eine starkere Integration der Flussuferbereiche in die Ortslagen. Bei MalRknahmen zur
Verbesserung des Wassersports ist allerdings darauf hinzuwirken, dal die Larmbel&stigungen durch
Motorboote, vor allem im Bereich der Siedlungen, auf ein ertragliches Maf} beschrankt bleiben.

In der Region fehlen fast vollstadndig natiirliche Gewasser, die fur eine groRere Zahl von Badegéasten
geeignet waren. Fast im gesamten Maintal, verstarkt im Bereich der Untermainebene, stehen jedoch
infolge des Abbaus von Sand und Kies groRe Wasserflachen zur Verfiigung, die fir die Erholung
nutzbar sind. Dies gilt insbesondere fiir die Schaffung von Méglichkeiten zum Baden und fiir andere
Wassersportarten mit Ausnahme des Wassermotorsports, der sich ausschliel3lich auf den Main
beschranken soll.

Bereits jetzt fur die Erholung genutzt werden die groen Wasserflachen der Freizeitzentren
Vorspessart | und 1l und des Mainparksees bei Mainaschaff. Der teilweise sehr starke
Besucherzustrom zu diesen Einrichtungen erfordert zum Teil Erweiterungs-, zum Teil
Sanierungsmalnahmen, die auf der Grundlage der 6rtlichen Bauleitplanung realisiert werden sollen.

Auch weitere Baggerseen konnen verstarkt der Erholungsnutzung zuganglich gemacht werden.
Besonders zu erwahnen ist das zwischen GroRwallstadt und Niedernberg vorgesehene Projekt, mit
dem eine weitere umfangreiche Erholungsanlage mit Bade- und sonstigen Wassersportmdglichkeiten
geschaffen werden soll. Auch aus der Sicht der Regionalplanung verdient die Verwirklichung dieser
Planung besonderes Interesse.
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Die Anlage kleinerer Wasserflachen an daflir geeigneten Standorten im Spessart und im Odenwald
kénnte zu einer Bereicherung der Landschaft und damit zu einer weiteren Verbesserung ihrer
Erholungseignung beitragen. Deshalb sollte auch diese Mdglichkeit in Betracht gezogen werden.

Fir die als Naturparke festgesetzten Teilrdume der Region sind Einrichtungspléne ausgearbeitet
worden. Sie enthalten zahlreiche, zum Teil detaillierte Hinweise, Anregungen und Vorschlage flr eine
landschaftsgerechte Weiterentwicklung des Angebots an Erholungseinrichtungen. Die damit
geleisteten Vorarbeiten der Naturparktrager sollen beim kinftigen Ausbau der Naturparke
entsprechend beriicksichtigt werden.

Im Verdichtungsraum Aschaffenburg, vor allem in der naheren Umgebung der Stadt, besteht eine
besonders groRe Nachfrage nach, aber auch bereits ein breites Angebot an Erholungseinrichtungen.
Fir eine Erweiterung dieses Angebots bieten sich stadtnahe Waldungen und Wasserflachen
besonders an.

Sozial- und Gesundheitswesen

Sozialpflegerische Dienste, Sozialberatung

Durch die Arbeit der ambulanten sozialpflegerischen Dienste (Sozial-, Krankenpflege-, Haus- und
Familienpflege- sowie Dorfhelferinnenstationen und sonstige Sozialdienste) lassen sich oftmals
stationare Aufenthalte in Altenheimen, Pflegeheimen und Krankenhdusern vermeiden, verkiirzen
oder’hinausschieben. Zudem arbeiten diese Dienste grundsatzlich kostengiinstiger als stationare
Einrichtungen. Die deshalb anzustrebende blrgernahe Versorgung mit Leistungen der ambulanten
Kranken- und Altenpflege sowie der Haus- und Familienpflege erfordert ein flachendeckendes Netz
sozialpflegerischer Dienste. Vor allem aus Grinden der Wirtschaftlichkeit soll darauf hingewirkt
werden, daf die Dienste eng zusammenarbeiten und ihre Tatigkeiten aufeinander abstimmen.

Gemal Programm Soziale Dienste in Bayern ist in allen Teilen der Region die Grundversorgung mit
sozialpflegerischen Diensten (23 vollbeschaftigte Pflegekrafte je 10.000 Einwohner) bereits erreicht.
Zur Sicherung dieses Versorgungsniveaus sollen die bedarfsnotwendigen Einrichtungen erhalten
werden. Es soll darauf hingewirkt werden, da im moéglichen Oberzentrum Aschaffenburg eine zweite
Sozialstation eingerichtet wird.

Ehe- und Familienberatung soll Ratsuchenden insbesondere bei der Bewaltigung von Problemen und
Krisensituationen im sozialen Zusammenleben helfen. Die Beratungsstelle im moglichen Oberzentrum
Aschaffenburg ist Uberlastet. Deshalb soll auf eine Personalverstarkung hingewirkt werden. Im
Hinblick auf die zumutbare Entfernung fir die Ratsuchenden soll darauf hingewirkt werden, daf} Be-
ratungsmaoglichkeiten auch in den Mittelzentren Miltenberg und Obernburg a. Main/Elsenfeld/
Erlenhach a. Main sowie im Unterzentrum Alzenau i. UFr. eingerichtet werden.

Die Schwangerenberatung stellt den Anspruch der Schwangeren auf personliche Hilfe durch Beratung
in allen die Schwangerschaft betreffenden sozialen Fragen unter Wahrung der Diskretion und
Anonymitat sicher. Die vorhandenen Beratungsmoglichkeiten sollen in ihrem Bestand und ihrer
Leistungsfahigkeit gesichert werden. Es soll darauf hingewirkt werden, dal} nach Moglichkeit auch im
Mittelzentrum Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main zur Versorgung seines Mittelbereichs
ein entsprechendes Beratungsangebot eingerichtet wird.

Auslandische Mitburger bedirfen in vielen Fragen des taglichen Lebens einer Hilfestellung. Wegen
des hohen Auslanderanteils in der Region sollen die Beratungs- und Betreuungsmoglichkeiten im
mdglichen Oberzentrum Aschaffenburg und im Mittelzentrum Miltenberg gesichert werden. Aullerdem
soll darauf hingewirkt werden, daf3 im Mittelzentrum Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main
zur Versorgung der in seinem Mittelbereich lebenden auslandischen Arbeithehmer und deren Familien
ein entsprechendes Angebot eingerichtet wird.

Altenhilfe

Der grundlegende Zweck der Altenhilfe besteht darin, Selbstandigkeit und Eigenverantwortlichkeit und
damit eine auf die Wirde des Menschen abgestellte freie Entfaltung der Personlichkeit fur die alten
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Menschen so lange wie moglich zu erhalten und zu férdern (Hilfe zur Selbsthilfe). Hierflr soll in der
Region ein abgestimmtes System von Einrichtungen der offenen und stationdren Altenhilfe zur
Verfligung stehen.

Fur die offene Altenhilfe leisten die sozialpflegerischen Dienste einen wesentlichen Beitrag. Wahrend
in der Region die erforderliche Grundversorgung mit diesen Diensten bereits erreicht ist (vgl. 1 .1), liegt
der Versorgungsgrad der Region mit den in 2.1 genannten Diensten der offenen Altenhilfe sowohl
Uber dem unterfrankischen als auch tber dem Landesdurchschnitt. Innerhalb der Region ist jedoch
ein deutliches Versorgungsdefizit des Landkreises Miltenberg gegenlber Landkreis und Stadt
Aschaffenburg festzustellen. Da die Dienste der offenen Altenhilfe eine wichtige Voraussetzung fiir ein
moglichst langes Verbleiben alterer Menschen in der eigenen Wohnung oder bei der Familie sind, ist
im Landkreis Miltenberg eine Erhdhung des Versorgungsniveaus notwendig. Im Bereich der
stationaren Altenhilfe sind Verbesserungen in allen Teilen der Region erforderlich.

Die Planung von Einrichtungen der Altenhilfe ist vor dem Hintergrund der Prognose des 3. Bayer.
Landesplans fiir Altenhilfe tber die voraussichtliche Entwicklung der Wohnbevolkerung ab 65 Jahren
in der Region zu sehen: Die GroRe dieser Bevolkezurungsgruppe wird im Jahre 1990 etwa derjenigen
im Jahre 1981 (ca. 43.500 Personen) entsprechen.

Offene Altenhilfe

Mahlzeitendienste versorgen &altere Menschen, daneben aber auch Behinderte und Kranke, die nicht
selbst fur sich kochen, dauernd oder voribergehend mit warmen Mahizeiten (Essen auf Radern,
stationare Mittagstische). Haushaltshilfsdienste bieten diesen Menschen Hilfen zur Fihrung des
Haushalts an. Zum Bedarf an Haushaltshilfsdiensten kénnen hier keine konkreten Aussagen gemacht
werden, da noch keine Erfahrungswerte vorliegen. Zur Bestimmung des Bedarfs an
Mahlzeitendiensten wird mit dem 3. Bayer. Landesplan fur Altenhilfe angestrebt, dal 1,5% der alten
Mitblrger regelmafig an einem Mahlzeitendienst teilnehmen kénnen, das sind in der Region etwa 650
Personen. Im Landesdurchschnitt versorgt ein Dienst ca. 60 Personen, womit sich ein Bedarf von 11
Mahlzeitendiensten ergibt. Da in der Region erst sieben Dienste vorhanden sind, ist die Einrichtung
weiterer Dienste bedarfsnotwendig.

Bei der Beurteilung der Versorgungslage anhand der genannten Bedarfszahl ist zu bertcksichtigen,
dal} sie eine rechnerische DurchschnittsgroRe ist, da die einzelnen Dienste in Abhangigkeit von
Organisationsform und Ausstattung unterschiedliche Versorgungsgebiete und Benutzerzahlen haben.
AuRerdem ist flir den Verdichtungsraum ein hoherer Bedarf als fir den landlichen Raum
anzunehmen.

Mahlzeitendienste und Haushaltshilfsdienste sollen moglichst an andere soziale Dienste angegliedert
werden oder eng mit ihnen zusammenarbeiten. Der damit verbundene wirkungsvollere Einsatz der
Transportmittel, Klichen und des Organisationspotentials a3t nicht nur eine groflere Wirtschaftlichkeit,
sondern auch eine weitere Verbesserung der Versorgung erwarten.

Der Begegnung alter Menschen und ihrer Freizeitgestaltung kommt im Rahmen der offenen Altenhilfe
groBe Bedeutung zu. Wesentliche Voraussetzung ist die leichte Erreichbarkeit der
Begegnungsstatten. Deshalb sollen in allen Gemeinden bzw. Ortsteilen mit ausreichender
Einwohnerzahl Altenclubs zur Verfiigung stehen. Zur Orientierung kann entsprechend einer
Empfehlung der Arbeitsgemeinschaft der o6ffentlichen und freien Wohlfahrtspflege in Unterfranken
davon ausgegangen werden, dal Altenclubs in Gemeinden bzw. Ortsteilen ab 50 bis 100 alteren
Einwohnern eingerichtet sein sollen. Aullerdem sollen spezielle Veranstaltungen fiir Senioren, wie
Wanderungen, Vortrage, Sport u.a., durchgefiihrt werden.

Altengerechte Wohnungen, die nach Lage, Ausstattung und Kosten den Bedirfnissen und
Méglichkeiten alterer Menschen entsprechen, sollen verkehrsgunstig und entweder in enger
Nachbarschaft zu Familienwohnungen oder zu Einrichtungen der Altenhilfe liegen. Im 3. Bayer.
Landesplan fir Altenhilfe wird ein Bedarfsrichtwert fir Altenwohnungen von 3-4% der é&lteren
Bevdlkerung genannt. Die Gegebenheiten in der Region lassen diesen Richtwert als zu hoch
erscheinen. Ein grofierer Bedarf besteht nur im moglichen Oberzentrum Aschaffenburg und seinem
naheren Umland.
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Wohn- und Pflegepldtze in Heimen der Altenhilfe

1)

Platze insgesamt In der Gesamtzahl enthaltene Pflegeplatze

Gebiet Bestand an Bestand an

Soll- Bedarfan  Platzen am Bestand Soll- Bedarfan  Platzen am Bestand

wert ? Platzen®  01.07.1982% - Bedarf wert ? Platzen ¥  01.07.1982% - Bedarf
Stadt
Aschaffenburg 47 467 422 -45 1,9 189 144 -45
Lkr
Aschaffenburg 3,0 557 141 -416 1,0 186 29 -157
Stadt u. Lkr
Aschaffenburg 3,6 1.024 563 -461 1,3 375 173 -202
Lkr
Miltenberg 3,0 448 329 -119 1,1 164 68 - 96
Region 3,4 1.472 892 -580 1,2 539 241 -298

1) ohne Schwesternaltenheime

2) zeitunabhangiger Bedarfsrichtwert in v.H. der Einwohner ab 65 Jahren

3) Stand: 1982 (berechnet aus Sollwert und Zahl der Einwohner ab 65 Jahren)

4) Angaben des Bayer. Landesamtes fiir Statistik und Datenverarbeitung. Vgl. hierzu Text der Begriindung zu 2.2

Zu214

Zu?2.2

Im mdoglichen Oberzentrum Aschaffenburg gibt es mehrere Altenwohnanlagen. AufRerdem liegt der
Altenanteil mit 16,7% deutlich Gber dem Regions- (13,5%) und dem Landesdurchschnitt (14,9%). Zur
Sicherstellung der erforderlichen Betreuung der alteren Birger inner- und aullerhalb der
Wohnanlagen soll auf die Einrichtung eines Altenbetreuungszentrums in Aschaffenburg hingewirkt
werden, in dem beratende und pflegerische Dienste zusammengefasst sind. Es soll gleichzeitig eine
Statte der Begegnung alter Menschen sein.

Stationare Altenhilfe

Auf der Grundlage des 3. Bayer. Landesplans fiir Altenhilfe und aufgrund der gegebenen
soziobkonomischen Bedingungen wurden Bedarfswerte flir die anzustrebende Versorgung der Region
und ihrer Teile mit Wohn- und Pflegeplatzen in Heimen der Altenhilfe ermittelt. Die Bedarfswerte sind
aus der nachstehenden Tabelle ersichtlich. Die darin enthaltene Gegeniiberstellung von Platzbedarf
und -bestand zeigt deutlich ein erhebliches Defizit an Pflegeplatzen in den beiden Landkreisen auf. Da
zudem der Anteil der als besonders pflegebediirftig angesehenen Altersgruppe ab 75 Jahren
zukUnftig weiter steigen wird, ist der Abbau des Pflegeplatzdefizits vordringlich. Soweit moglich sollen
dazu nicht nur Erweiterungen bestehender und Errichtungen neuer Heime, sondern auch die
Umwandlung von Wohnplatzen in Pflegeplatze vorgenommen werden.

Bei der Schaffung von Pflegeplatzen soll auch in ausreichendem Mafy der Bedarf an Platzen fir
psychisch kranke und behinderte alte Menschen berlcksichtigt werden (vgl. 1. Bayer.
Psychiatrieplan). In geeigneten Heimen der Altenhilfe sollen deshalb gerontopsychiatrische
Abteilungen eingerichtet werden. Die Heimstandorte sollen eine familiennahe Versorgung
ermoglichen.

Zur Interpretation der Tabelle muf® darauf hingewiesen werden, dall sich die Bestandsangaben auf
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Zu 3.1

Zu 3.2
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Zu 3.4

den 01. 07. 1982 beziehen. Nicht berlicksichtigt sind im Bau oder in Planung befindliche Heime. Im
Juni 1982 befanden sich im Bau ein Alten- und Pflegeheim in Goldbach (159 Platze, davon 77
Pflegeplatze) und ein Pflegeheim in Erlenbach a. Main (80 Pflegeplatze). Es ist geplant, das
Aschaffenburger Alten- und Pflegeheim der Arbeiterwohlfahrt von 105 Platzen, davon 19
Pflegeplatzen, auf 157 Platze, davon 100 Pflegeplatze, zu erweitern. Daneben gibt es Absichten, in
Aschaffenburg ein Altenwohn- und Pflegeheim zu errichten, das einen weit Uberregionalen
Einzugsbereich haben wird und somit nur bedingt zur Entlastung des regionalen Versorgungsdefizits
beitragen kann. Im Landkreis Aschaffenburg wird auch nach Fertigstellung des Heims in Goldbach
weiter ein erhebliches Defizit bei Wohnplatzen bestehen. Deshalb sollen neben weiteren
Pflegeplatzen Wohnplatze vor allem im Landkreis Aschaffenburg geschaffen werden.

Rehabilitation

Die friihzeitige Erkennung drohender oder bereits vorhandener Behinderungen und ihre unverzigli-
che Behandlung hat bei Sauglingen und Kleinkindern auRerordentliche Erfolgsaussichten. Das hierfir
erforderliche Netz von Hilfsangeboten ist in der Region schon fast vollstandig. Neben der Sicherung
der vorhandenen Frihférdereinrichtungen ist im Hinblick auf die Familienndhe jedoch noch die
Einrichtung je einer allgemeinen Frihférderstelle im Mittelzentrum Miltenberg und im Unterzentrum
Alzenau i. UFr. erforderlich.

In Elsenfeld (Kloster Himmelthal) und in Hésbach (Werkstatt fur Behinderte im OT Schmerlenbach)
werden berufsvorbereitende Lehrgange fir behinderte Jugendliche (Férderungslehrgéange und
Lehrgange zur Verbesserung der Eingliederungsmaoglichkeiten) durchgefiihrt. Sie bieten Gelegenheit,
die wichtigsten Berufsbereiche in Werkstatten praktisch kennenzulernen, das schulische Wissen zu
erganzen und sich unter intensiver Betreuung weiterzuentwickeln. Diese Einrichtungen sollen
entsprechend dem Bedarf erhalten werden.

Organisatorische Grundlage der Berufsausbildung ist auch bei behinderten Jugendlichen das duale
Ausbildungssystem, also die Ausbildung im Betrieb mit ergdnzendem Unterricht in der Berufsschule.
Zur noch notwendigen Verbesserung des Ausbildungsangebots in der Region sollen unter dem
Gesichtspunkt einer mdéglichst wohnortnahen Versorgung Sonderklassen an Berufsschulen im
maoglichen Oberzentrum Aschaffenburg und in den Mittelzentren bei Vorliegen eines entsprechenden
Bedarfs eingerichtet und der Errichtung einer Sonderberufsschule vorgezogen werden. Dabei soll ein
ausreichend differenziertes Angebot an Berufsfeldern vorgesehen werden. Fir Jugendliche, die einen
Ausbildungsberuf in nicht angebotenen Berufsfeldern ergreifen wollen, und fir Jugendliche, die
aufgrund ihrer Behinderungsauswirkungen nicht betrieblich ausgebildet werden koénnen, steht in
Bayern ein fast vollstandiges Netz von Berufsbildungswerken zur Verfligung.

Werkstatten flr Behinderte stehen solchen Behinderten offen, die wegen Art oder Schwere ihrer
Behinderung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt nicht tatig sein kdnnen, die aber eine gewisse, je
nach Behinderungsgrad differierende berufliche Leistungsfahigkeit besitzen.

Gemal 2. Bayer. Landesplan fiir Behinderte soll pro 1.000 Einwohner ein Platz in einer teilstationaren
Werkstatte fur Behinderte zur Verfligung stehen. Daraus ergibt sich fir die Region ein Bedarf von
etwa 320 Platzen, der durch die Hauptwerkstatt in Hésbach, OT Schmerlenbach, mit 200 Platzen und
ihre Nebenwerkstatt in GrolRheubach mit 120 Platzen gerade gedeckt wird. Aufgrund einer Prognose
kann damit gerechnet werden, daf} die Zahl der Behinderten, die teilstationare Werkstatten besuchen
koénnten, bis 1990 stark ansteigen wird, so dal ab etwa Mitte der 80er Jahre die Kapazitat der beiden
Werkstatten nicht mehr ausreicht. Soweit auch nach Nutzung der dort noch vorhandenen
Erweiterungsmaoglichkeiten der Bedarf nicht gedeckt werden kann, kommt die Errichtung einer
weiteren Nebenwerkstatt in Betracht. Im Hinblick auf eine mdglichst gleichmafRige Verteilung der
Werkstatten in der Region (Familiennahe) und auf die Nahe zu Absatzmarkten sind das Mittelzentrum
Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main und das Unterzentrum Alzenau i. UFr. als Standorte
geeignet.

Um den unterschiedlichen Wohnbeddrfnissen Behinderter gerecht zu werden, soll in der Region ein
differenziertes Angebot an Wohnformen zur Verfiigung stehen. Weitere behindertenfreundliche und -
gerechte Wohnungen sollen vor allem im moglichen Oberzentrum Aschaffenburg und in den
Mittelzentren eingerichtet werden. An den Standorten der teilstationdren Werkstatten fur Behinderte
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soll die Errichtung weiterer Behindertenwohnheime angestrebt werden. Dabei kann zur Orientierung
davon ausgegangen werden, dafl® fur mindestens ein Drittel der Beschaftigten Wohnheimplatze
vorhanden sein sollten. Im Hinblick auf die soziale Integration der Heimbewohner soll bewuf3t auf die
Einrichtung mehrerer, dafur aber kleinerer Wohnheime hingewirkt werden.

Stationare und ambulante Versorgung

Krankenhauser

Eine leistungsfahige, mdglichst bilrgernahe Krankenhausversorgung zahlt zu den wichtigsten
Infrastruktureinrichtungen des Raumes. Die Standorte, Zweckbestimmungen, GréRen,
Fachrichtungen usw. der fiur eine angemessene Versorgung der Bevdlkerung notwendigen
Krankenhauser werden im Krankenhausbedarfsplan des Freistaates Bayern in der jeweils gltigen
Fortschreibung festgelegt.

Neben einem ausreichend dichten Netz von Krankenhdusern und einer gentigenden Bettenkapazitat
ist ein moderner Qualitatsstandard erforderlich. Eine auch in diesem Sinn angemessene Versorgung
der Region erfordert vordringlich einen Ersatz der Uberalterten und nicht mehr sanierungsfahigen
Stadtischen Krankenanstalten Aschaffenburg, des einzigen Krankenhauses der Versorgungsstufe Il in
der Region. Der geplante Neubau wird nicht nur Uber eine etwas vergrofRerte Kapazitat
(voraussichtlich 680 Betten) verfligen, sondern sollte auch eine nephrologische Abteilung erhalten
(vgl. 4.3). Damit die anderen Krankenhduser ihren Leistungsauftrag erfullen kénnen, sind zum Teil
Verbesserungen erforderlich, insbesondere in qualitativer Hinsicht. Das Kreiskrankenhaus Wasserlos
und die Klinik am Hofgarten in Aschaffenburg sollen saniert werden. Neben diesen MalRnahmen
werden zur Anpassung an den medizinischen Fortschritt und den sich &ndernden Bedarf auch
zukunftig weitere Verbesserungen an den Krankenhausern durchzufiihren sein.

Die stationdre arztliche Versorgung in der Region 14t sich auch durch Einrichtung von Belegbetten
bzw. Belegabteilungen in den Krankenhausern flr niedergelassene Gebietsarzte verbessern.
AuRerdem konnen sich dadurch giinstige Wirkungen auf die ambulante gebietsarztliche Versorgung
ergeben. Der Landkreis Miltenberg strebt die Einrichtung einer Belegabteilung flir Augenheilkunde am
Kreiskrankenhaus Erlenbach a. Main an.

Ambulante arztliche Versorgung

Ein ausreichend dichtes Netz niedergelassener Allgemein-, Gebiets- und Zahnarzte ist eine
unabdingbare Voraussetzung zur Sicherstellung der arztlichen Versorgung. Die folgende Tabelle gibt
auf der Grundlage der Bedarfsplanungen der Kassenarztlichen Vereinigung Bayerns (KVB) und der
Kassenzahnarztlichen Vereinigung Bayerns (KZVB) einen Uberblick (ber die ambulante &rztliche
Versorgung in der Region.

Kassenarztliche und kassenzahnarztliche Versorgung

Gebiet Einwohner je Arzt im Jahr 1981
allgemein- Gebiets- Zahn-
arztliche arztliche arztliche
Versorgung Versorgung Versorgung
Stadt
Aschaffenburg 2 206 754 1267
Lkr
Aschaffenburg 2070 11 465 2760
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Stadt u. Lkr.

Aschaffenburg 2107 2 267 2 065
Lkr
Miltenberg 2118 3401 2440

Damit eine gleichmaflige ambulante arztliche Versorgung in allen Teilen der Region erreicht wird, ist
die Niederlassung weiterer Arzte notwendig. Es soll darauf hingewirkt werden, dal diesem Erfordernis
entsprechend den Bedarfsplanen der KVB und KZVB Rechnung getragen wird. AuRerdem sollen
organisatorische Vorkehrungen zur Sicherung der Wochenend- und Feiertagsbereitschaft sowie der
Vertretung bei Urlaub oder Erkrankungen getroffen werden.

Zu4.2.1 Verbesserungen der Versorgungsdichte sind vor allem in der Stadt Aschaffenburg und im Landkreis
Miltenberg erforderlich. Aul3erdem bestehen ortliche Versorgungsliicken: Legt man den KVB-Bedarfs-
plan zugrunde, so fehlen nach dem Stand vom 01. 09. 1982 noch flinf Allgemeinarzte.

Neben der SchlieBung der Versorgungsliicken und der Sicherung bzw. Verbesserung des erreichten
Versorgungsniveaus soll zukiinftig vor allem eine nocht birgernahere und gleichmaRigere Versorgung
angestrebt werden. Da ein Allgemeinarzt leicht erreichbar und notfalls ein Hausbesuch kurzfristig
moglich sein muf, soll darauf hingewirkt werden, daf® in allen zentralen Orten und geeigneten
anderen Gemeinden Allgemeinarzte in ausreichender Zahl zur Verfigung stehen. Als geeignet sind
solche Gemeinden anzusehen, die entweder selbst oder zusammen mit Nachbargemeinden (ber
einen wirtschaftlich tragfahigen Einzugsbereich verfigen (Richtwert der kassenarztlichen
Bedarfsplanung: 2.400 Einwohner je Allgemeinarzt). In Gemeinden, die diese Voraussetzungen nicht
erfillen, aber wegen ihrer groften Entfernung zur nachsten Praxis als unterversorgt anzusehen sind,
sollen nach Moglichkeit Zweigsprechstunden eingerichtet werden.

Zu4.2.2 Gemal KVB-Bedarfsplanung fehlen nach dem Stand vom 01.09.1982 in der Region insgesamt sechs
Gebietsarzte: Zur Versorgung von Stadt und Landkreis Aschaffenburg ist demnach die Niederlassung
eines HNO-, eines Haut- und eines Augenarztes notwendig, letzterer im Bereich des unteren
Kahlgrundes. Im Landkreis Miltenberg fehlen ein Neurologe, ein Augenarzt (Niederlassung im
Mittelzentrum Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main) und ein Kinderarzt (Niederlassung im
Mittelzentrum Miltenberg). Darlber hinaus halt der Regionale Planungsverband noch die
Niederlassung eines Urologen im Bereich des unteren Kahlgrundes flr notwendig.

Es soll mit besonderem Nachdruck darauf hingewirkt werden, dal} sich weitere Gebietsarzte in der
Region niederlassen, insbesondere in den Mittel- und Unterzentren, da die gebietsarztliche
Versorgungsdichte im moglichen Oberzentrum Aschaffenburg bereits relativ hoch ist.

Zu4.2.3 Auch in der zahnarztlichen Versorgung sind noch Verbesserungen erforderlich. Der KZVB-
Bedarfsplan weist nach dem Stand von 31.12.1981 in der Region acht Zahnéarzte und zwei
Kieferorthopaden als fehlend aus. Demgegeniber ergab eine Bedarfsanalyse des Regionalen
Planungsverbands einen Fehlbestand von etwa 20 Zahnarzten; hierbei lag der Richtwert fur die
kassenzahnarztliche Bedarfsplanung von 2.400 Einwohnern je Zahnarzt zugrunde. Zur Beseitigung
der erheblichen Unterversorgung soll mit besonderem Nachdruck auf die Niederlassung weiterer
Zahnarzte und Kieferorthopaden hingewirkt werden. Damit die Entfernung zum nachsten Zahnarzt
noch zumutbar ist, soll darauf hingewirkt werden, daf® in allen zentralen Orten und geeigneten
anderen Gemeinden (vgl. dazu Begrindung zu 4.2.1) Zahnarzte in ausreichender Zahl zur Verfigung
stehen.

Zu43 Dialyseversorgung

Gemal Fortschreibung des Bayern Dialyseversorgungsplans vom 01.12.1983 sollen flr chronisch
nierenkranke Patienten Dialysegerate so bereit gestellt werden, dass die jeweils optimale Dialyseart in
zumutbarer Entfernung maoglich ist. Um ein Weiterleben in der Familie und im Beruf zu gewahrleisten,
sollen alle Patienten aus der Region auch in der Region versorgt werden kénnen. Die Situation der
Dialyseversorgung in der Region im Jahre 1981 und die voraussichtliche Lage im Jahre 1986
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(zeitlicher Horizont des Dialyseversorgungsplans) kénnen folgender Tabelle entnommen werden.

Dialysepatienten Bestand 1981 Prognose 1986
(Personen) (Personen)
Insgesamt 46 103
Klinikdialyse 30 31
Zentrumsdialyse 7 54
Heimdialyse 9 15

Zub

Zu 5.1

Zub.2

Zub.3

Fir die Klinikdialyse werden 14 Dialysegerate bendtigt (ein Gerat versorgt drei Patienten). Zusatzlich
sind ein Ausbildungsplatz und ein Auffangplatz fir den Fall von Komplikationen erforderlich. Diesem
Bedarf stehen aber nur sechs Gerate im Kreiskrankenhaus Erlenbach a. Main gegenliber. Deshalb
soll im Krankenhaus der Versorgungsstufe Il im mdglichen Oberzentrum Aschaffenburg eine
Dialysestation eingerichtet werden.

Neben der Heimdialyse, bei der die Behandlung zu Hause mit einem eigenen Gerat erfolgt, wird der
Zentrumsdialyse zukinftig eine steigende Bedeutung zuerkannt. Hierflir steht im moglichen
Oberzentrum Aschaffenburg ein Heimdialysezentrum zur Verfigung.

Versorgung psychisch Kranker und psychisch Behinderter sowie Suchtkranker

Zur Versorgung psychisch Kranker und psychisch Behinderter sowie Suchtkranker und —gefahrdeter
ist ein aufeinander abgestimmtes System von Diensten und Einrichtungen notwendig. Gemessen an
den Leitvorstellungen des 1. Bayer. Landesplans zur Versorgung psychisch Kranker und psychisch
Behinderter und unter Berlcksichtigung der Erfahrungen aus der Praxis mul® die Situation in der
Region als verbesserungsbedirftig bezeichnet werden. Hierzu sind in allen Bereichen, sowohl im
ambulanten und im stationaren Bereich als auch bei den erganzenden Diensten und Einrichtungen,
Verbesserungen der personellen und sachlichen Ausstattung sowie bauliche Maflnahmen
erforderlich. Die im folgenden genannten Ziele und Malinahmen sind geeignet, in der Region die
anzustrebende patienten- und blrgernahe Versorgung zu erreichen und flr Suchtkranke eine
lickenlose Therapiekette bereitzustellen.

Im mdglichen Oberzentrum Aschaffenburg nahm im Jahre 1983 ein Sozialpsychiatrischer Dienst die
Arbeit auf. Im Hinblick auf die Patientennahe ist die Einrichtung eines entsprechenden Beratungs- und
Betreuungsangebots fiur psychisch Kranke und psychisch Behinderte auch im Mittelzentrum
Miltenberg erforderlich.

Die Aufgaben der Psychosozialen Beratungsstellen fir Suchtgefahrdete und Suchtkranke reichen
innerhalb einer vollstandigen Therapiekette von der Pravention Uber die Beratung und Behandlung bis
hin zur Nachsorge. Damit die in der Region vorhandenen Stellen, das sind eine Hauptstelle im
mdglichen Oberzentrum Aschaffenburg und eine Auflenstelle im Mittelzentrum Miltenberg, dieses
weitgespannte Aufgabenfeld sachgerecht betreuen kénnen und vor allem ein gréReres Gewicht auf
den praventiven Bereich gelegt werden kann, sollen sie personell und sachlich dem Bedarf
entsprechend weiter ausgebaut werden. Darlber hinaus ist die Schaffung entsprechender
Beratungsmdglichkeiten im Mittelzentrum Obernburg a. Main/Elsenfeld/ Erlenbach a. Main und im
Unterzentrum Alzenau i. UFr. erforderlich, insbesondere zur Verbesserung der Patientennahe.

Die stationare psychiatrische Versorgung der Region erfolgt z.Z. durch das psychiatrische
Bezirkskrankenhaus Lohr a. Main in der Region Wirzburg. Vor allem im Hinblick auf die
anzustrebende patienten- und blrgernahe Versorgung ist fiir die Region ein eigenes psychiatrisches
Krankenhaus erforderlich. Der Bezirk Unterfranken sieht eine GréRe von 240 Betten flr ausreichend
und notwendig an. Als Standort ist das mdgliche Oberzentrum Aschaffenburg geeignet.

Es ist z.Z. noch nicht abzusehen, wann das psychiatrische Krankenhaus errichtet werden kann.
Zwischenzeitlich soll jedoch die Krisenintervention bei akuten Problemfallen (Entgiftung Suchtkranker,
Suicid-Patienten) durch andere Krankenhauser in der Region sichergestellt werden.

Die psychiatrische Versorgung von Kindern und Jugendlichen erfolgt zwar vorrangig ambulant,
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etfordert aber auch stationare Einrichtungen. Soweit der regionale Bedarf an stationaren
Unterbringungen nicht vollstdndig durch die Einrichtungen im Oberzentrum Wurzburg abgedeckt
werden kann, soll in der Region eine stationare kinder- und jugendpsychiatrische Abteilung in einem
geeigneten Krankenhaus geschaffen werden.

Die in der Region vorhandenen Kapazitéten fiir den stationdren Entzug (kérperliche Entgiftung) bei
Suchtkranken werden als ausreichend angesehen. Flir die stationdre Entwbhnungsbehandlung
(Langzeittherapie) Suchtkranker besteht ein noch ungedeckter Bedarf. Deshalb sollen fiir die Bereiche
Drogenentwéhnung” und n Alkohol- und Medikamentenentwbhnung” ausreichend Plétze in fachlich
qualifizierten Heilstétten in der Region zur Verfiigung stehen. *

Patienten in ambulanter oder teilstationarer Behandlung oder nach einem Krankenhausaufenthalt
bedirfen vielfach kontinuierlicher fachlicher Betreuung in einer geschitzten Wohnsituation, da sie
noch nicht wieder allein oder mit anderen ,,normal” wohnen kénnen. Deshalb sollen flr psychisch
Kranke und psychisch Behinderte sowie Suchtkranke weitere therapeutische Wohngemeinschaften
eingerichtet werden, wobei eine Integration in allgemeine Wohngebiete angestrebt werden soll. Als
Standort eignet sich vor allem der Verdichtungsraum Aschaffenburg, da dort gute Voraussetzungen
fur die Wiedereingliederung in das Arbeitsleben gegeben sind.

Die Wiedereingliederung psychisch Kranker und psychisch Behinderter kann durch
Laienhelfergruppen erleichtert werden. Selbsthilfegruppen haben sich bei der Betreuung Suchtkranker
bewahrt. Deshalb soll auf die Bildung weiterer Laienhelfer- und Selbsthilfegruppen in der Region
hingewirkt werden. Um eine optimale Wirkung zu erreichen, muf3 die fachliche Betreuung dieser
Gruppen gesichert sein und sollen ihre Aktivitaten koordiniert werden.

Aufnahme und Eingliederung der Aussiedler und Zuwanderer

Gemalk LEP B IX sind zur vorlaufigen Aufnahme der Aussiedler und Zuwanderer
Ubergangswohnheime an Standorten mit einem méglichst differenzierten Arbeitsplatzangebot und
den fir diesen Personenkreis zustandigen Verwaltungsbehérden vorzuhalten. Deshalb soll das
Ubergangswohnheim im mdglichen Oberzentrum Aschaffenburg erhalten werden. Entsprechend den
genannten Anforderungen kommen bei weiterem Bedarf auch die Mittelzentren als Standorte in
Betracht. An den Standorten der Ubergangswohnheime sollen MaRnahmen zur sprachlichen,
schulischen und beruflichen Eingliederung durchgefiihrt werden.

Gemal LEP B IX sollen Wohnungen fiir die endgiltige Eingliederung der Aussiedler und Zuwanderer
vor allem in raumlicher Nahe zu Ubergangswohnheimen und in zentralen Orten mit einem breiten
Arbeitsplatzangebot bereitgestellt werden. Diese Anforderungen werden in der Region vor allem im
Verdichtungsraum Aschaffenburg ausreichend erfullt.

Resozialisierung NichtseBhafter und Strafentlassener

Im méglichen Oberzentrum Aschaffenburg gibt es fiir Nichtse3hafte und Strafentlassene ein
Uibernachtungsheim sowie eine Stelle fiir Beratung und Betreuung. Da diese Einrichtungen fiir die
Lebenshilfe und Wiederintegration in Gesellschaft und Arbeitsleben erforderlich sind, sollen sie
erhalten werden. Wegen der Bedeutung der Beratung fiir die Resozialisierung sollen bei Bedarf auch
in den Mittelzentren Beratungs- und Betreuungsmdglichkeiten geschaffen werden. *

Das Eingliederungsheim fiir NichtseBhafte und Strafentlassene im méglichen Oberzentrum
Aschaffenburg bietet eine zeitlich begrenzte Unterkunft und mehrwéchige arbeitstherapeutische
Programme zur Gewdhnung an ein geregeltes Erwerbsleben. Da dieses Heim eine wesentliche
Voraussetzung fiir eine erfolgreiche Resozialisierung darstellt, soll es erhalten und bei Bedarf
ausgebaut werden. *

Verkehr

Offentlicher Personennahverkehr

Der o6ffentliche Personennahverkehr (OPNV) tragt zur Entlastung der Stadte vom Individualverkehr
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und zu einer wirkungsvollen Erganzung des Individualverkehrs im landlichen Raum bei. Eine
Prognose

ergab jedoch, dal in der Region mit einer Verschiebung zuungunsten des OPNV gerechnet werden
mul, bei gleichzeitig weiter steigendem Verkehrsaufkommen. Einer solchen Entwicklung mul® gerade
in einer dicht besiedelten und durch StralRenverkehr bereits erheblich belasteten Region
entgegengewirkt werden. Da das OPNV-Angebot in der Region insgesamt gesehen als
vergleichsweise gut bezeichnet werden kann (vgl. Untersuchung zur Verbesserung des &ffentlichen
Personennahverkehrs im Nahverkehrsraum Aschaffenburg, September 1982 - OPNV-Gutachten),
liegt das Hauptaugenmerk auf der Sicherung des erreichten Niveaus. Daneben sollen aber die noch
vorhandenen Mangel bei der raumlichen ErschlieBung (z. B. Anbindung einzelner Ortsteile an die
zugehorigen Verwaltungssitze), der zeitlichen Erreichbarkeit und vor allem bei der
Bedienungshaufigkeit beseitigt werden. Hierdurch kann die Attraktivitat des OPNV weiter gesteigert
und zu seinem Ausbau beigetragen werden, womit einer Forderung des LEP B X Rechnung getragen
wird.

Das Streckennetz des OPNV verlauft (iberwiegend innerhalb der Entwicklungsachsen. Durch diesen
Grundraster wird die Flachenerschlieffung erleichtert, der Verkehr durch Bundelung geordnet und die
Erreichbarkeit vor allem .der zentralen Orte sichergestellt. Deshalb soll dieses wichtige
Strukturelement den noch erforderlichen Verbesserungen des OPNV zugrunde gelegt werden.

Als erheblich verbesserungsbediirftig ist die Zusammenarbeit der OPNV-Trager anzusehen (vgl.
OPNV-Gutachten). Hierzu eignen sich sowohl zwanglosere Formen der Zusammenarbeit, wie
Abstimmung der Fahrplane und Haltestellen, Aufhebung von Bedienungsausschlissen und
Beseitigung von Parallelverkehren, als auch die Bildung weiterer Verkehrs- und Tarifgemeinschaften
mit dem langfristigen Ziel eines die gesamte Region umfassenden Verkehrsverbundes unter
Einschluf® der Schiene. Damit lassen sich nicht nur Verbesserungen fir die Fahrgaste, sondern auch
fur die Wirtschaftlichkeit der OPNV-Betriebe erzielen, da Betriebsleistungen eingespart und die
Auslastungen erhoht werden.

Im nahverkehrlichen Einzugsbereich des mdglichen Oberzentrums Aschaffenburg, der weitgehend
dem Mittelbereich Aschaffenburg entspricht, liegt das Hauptaugenmerk auf einer weiteren
Verbesserung der Verbindungen nach Aschaffenburg, vor allem um tagsiiber Einkdufe, Arzt- und
Behordenbesuche mit vertretbarem Zeitaufwand durchfiihren zu kdénnen. Geeignete Mallnahmen
hierfiir sind insbesondere Kooperationsvereinbarungen zwischen den OPNV-Tragern, daneben aber
auch Verlangerungen einzelner Linien, Einfiihrung eines Taktverkehrs nach Grofostheim, Anlage von
Park-and-Ride-Piadtzen im Kahlgrund, eine verstéarkte Ausrichtung des Busliniennetzes auf die
Bahnhofe im Bereich der Schienenstrecke Aschaffenburg - Heigenbriicken (vgl. 3.2) und Schaffung
einer linksmainischen Buslinie entlang der Uberregionalen Entwicklungsachse zwischen
Aschaffenburg und Miltenberg mit schwerpunktmaRiger Bedienung des ndérdlichen Bereichs (vgl. 1.3).
Auf lange Sicht kdnnte eine mégliche Fortfliihrung der von Frankfurt a. Main nach Hanau projektierten
Schienenschnellverkehrslinie weitere Verbesserungen im OPNV mit sich bringen (vgl. 3.1).

Im Raum Alzenau i. UFr. sollen bessere Verbindungen zum Kreiskrankenhaus Wasserlos geschaffen
und durch Kooperationsvereinbarungen eine verbesserte Verteilung des Fahrtenangebots erreicht
werden.

Im Mittelbereich Miltenberg sollen vor allem die Verbindungen zwischen dem Nahbereich
Dorfprozelten/ Stadtprozelten und dem Mittelzentrum Miltenberg sowie die Verkehrsbedienung
innerhalb des Nahbereichs Amorbach verbessert werden. Durch Schaffung einer Bus-Zubringerlinie
von Altenbuch zur Schienenstrecke Miltenberg - Wertheim ergeben sich ein Abbau paralleler Bus- und
Schienenverbindungen, eine haufigere Bedienung, kirzere Reisezeiten und eine Starkung des
Schienenverkehrs (vgl. 3.2). Innerhalb des Nahbereichs Amorbach 1aRt sich die Bedienung im
Zwischenorts- und inneroértlichen Verkehr durch Verlangerung oder zeitliche Verlegung einzelner
Linien verbessern. Mit der anzustrebenden Offnung von Werkslinien fir den allgemeinen
Linienverkehr ergeben sich auRerdem glinstigere Verbindungen zu den Mittelzentren Miltenberg und
Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main.

Eine Verbesserung der Erreichbarkeit des Mittelzentrums Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a.
Main, bessere Verbindungen der Spessartgemeinden zur Schienenstrecke Aschaffenburg — Milten-
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berg und daneben auch glinstigere Anschlisse fir den Fremdenverkehr im Mittelbereich Obernburg
a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main kann durch Grindung einer Verkehrsgemeinschaft in diesem
OPNV-Bereich erreicht werden. Hierdurch lassen sich auch die Netzveranderungen leichter
realisieren, die zu einer besseren Gliederung des Liniennetzes in Haupt- und Zubringerlinien
erforderlich sind. Daneben ist eine gute direkte Verbindung des Nahbereichs EschaulMdnchberg zum
Mittelzentrum Miltenberg erforderlich.

Zu Einzelheiten und weiteren speziellen MaRnahmen wird auf das OPNV-Gutachten verwiesen.

Die Uberlagerung des innerstadtischen Verkehrs und des erheblichen Berufs- und
Ausbildungspendlerverkehrs fihrt in den Hauptverkehrszeiten zu Uberlastungen der Einfallstralen
und des Stadtkerns Aschaffenburgs. Eine Entlastung kann von den in der Begrindung zu 1.1
genannten MalRnahmen ausgehen, da von der angestrebten Verlagerung vom Individualverkehr auf
den OPNYV eine Entlastung des Stralkenverkehrs erwartet wird.

Weitere Entlastungseffekte kdnnen von einer besseren Verknlipfung der stadtischen Buslinien mit den
Regionalbuslinien und den schienengebundenen Nahverkehrslinien der Bundesbahn erwartet werden.
Es gibt bereits Planungen, im Zusammenhang mit einer verkehrsberuhigten Gestaltung des
Bahnhofsvorplatzes im Bahnhofsbereich einen zentralen Omnibusbahnhof einzurichten.

Die Erreichbarkeit des moglichen Oberzentrums Aschaffenburg aus den peripher gelegenen
Gemeinden in der nordlichen Halfte der Region kann als ausreichend angesehen werden. Dagegen
lasst es sich aus grofken Teilen des Mittelbereichs Miltenberg nicht mit vertretbarem Zeitaufwand
erreichen. Die in der Begriindung zu 1.2 genannten MalRnahmen sind neben der Verbesserung der
Verbindungen nach Miltenberg auch geeignet, die Reisezeiten aus den peripher gelegenen
Gemeinden nach Aschaffenburg glnstiger zu gestalten. Voraussetzung ist aber eine verbesserte
OPNV-Verbindung zwischen Miltenberg und Aschaffenburg. Diese kann durch eine rechts- und eine
linksmainisehe Buslinie entlang der Uberregionalen Entwicklungsachse zwischen Miltenberg und
Aschaffenburg geschaffen werden, die das Schienenverkehrsangebot sinnvoll erganzen und daneben
einen besseren Anschlul® der nicht an den Schienenverkehr angebundenen Orte ermdglichen.
Entsprechend dem Verlauf der Schienenstrecken lagen die Schwerpunkte der Verkehrsbedienung der
linksmainischen Buslinie im nérdlichen Teil und die der rechtsmainischen Buslinie im sudlichen Teil.
Zu Details wird auf das OPNV-Gutachten verwiesen.

StraBenbau

Der Strallenbau ist ein wirksames Instrument zur Verwirklichung regionalplanerischer
Zielvorstellungen. Ein  engmaschiges, gut ausgebautes Strallennetz  verbessert die
Standortvoraussetzungen, so daf3 die Wirtschaftskraft weiter gesteigert werden kann. Es verbessert
den Verkehrsaustausch zwischen zentralen Orten und ihren Verflechtungsbereichen, erleichtert den
Pendlern auch aus peripheren Raumen den Weg zum Arbeitsplatz bzw. zur Ausbildungsstatte und ist
zugleich Voraussetzung fir eine schnelle und reibungslose Abwicklung des 6ffentlichen
Personennahverkehrs, dessen Attraktivitat dadurch erhéht wird. Darliber hinaus ermdglicht ein gutes
StralRennetz die ErschlieBung der Region fir die Tages- und Wochenenderholung sowie den
Fremdenverkehr.

Die Dichte des Uberértlichen Stralennetzes der Region ist in bezug auf die Flache relativ glinstig,
bezogen auf die Einwohnerzahl liegt sie jedoch erheblich unter dem Landesdurchschnitt (vgl. 6.
Bayer. Raumordnungsbericht, S. 150 f). Da sich letzteres durch die hohe Bevélkerungsdichte in der
Region erklart und aufgrund der Gegebenheiten die Lange des Uberértlichen Stralennetzes als
weitgehend ausreichend angesehen werden mulf}, liegt das Hauptaugenmerk auf dem Ausbau des
vorhandenen StralRennetzes, um es sicherer zu machen (Beseitigung von Unfallschwerpunkten und
schienengleichen Bahniibergangen), Ortsdurchfahrten zu entlasten und um es dem weiter steigenden
StralRenverkehrsaufkommen anzupassen.

Zur Erhdéhung der Sicherheit im Strallenverkehr gehdrt auch eine moglichst weitgehende Trennung
der Radfahrer und FuRganger vom ubrigen Verkehr. Soweit es die ortlichen Verhaltnisse zulassen
und sofern ein ausreichender Bedarf besteht, sollen deshalb Rad- und Gehwege angelegt werden.
Damit wird auch der zunehmenden Bedeutung des Fahrrads fiir Berufstatige und Schiler sowie fir
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das Radwandern (vgl. B VIl 2.2) Rechnung getragen.

Die topographischen Rahmenbedingungen, besonders schitzenswerte Landschaftsteile mit hoher
Umweltempfindlichkeit, die Schonung wertvoller Béden und der Schutz typischer Ortsbilder machen
eine besonders umweltfreundliche Durchfiihrung von StraRenbaumafinahmen erforderlich.

Die zur Verbesserung des Stralennetzes in der Region erforderlichen groReren MalRnahmen sind in
den Zielen 2.1 - 2.6 und den zugehdrigen Begriindungen aufgefiihrt. Neubauten und Verlegungen
sind darUber hinaus in der Karte Siedlung und Versorgung” zeichnerisch erlauternd dargestellit.

Als Grundgerust fiur den Uberregionalen Stralenverkehr sollen Bundesautobahnen und
Bundesstrallen ein zusammenhangendes Verkehrsnetz bilden. Zur Sicherstellung der Uberregionalen
Anbindung der Region und zur weiteren Ordnung des Verkehrs, insbesondere hinsichtlich Entlastung
vom Fern- und Durchgangsverkehr, sind AusbaumafRnahmen erforderlich, die sich nach dem
Fernstrallenausbaugesetz richten. Der diesem Gesetz beiliegende Bedarfsplan sieht in der Region
nur Mallnahmen in Dringlichkeit | vor (Fertigstellung oder Baubeginn bis 1990).

Die Bundesautobahn A 3 hat im Zuge der uberregionalen Entwicklungsachse zwischen der
Landesgrenze Hessen und Hdsbach neben einem besonders starken Uberregionalen Verkehr auch
erhebliche Zielverkehre in das mogliche Oberzentrum Aschaffenburg aufzunehmen. Sie muf} in
diesem Bereich als Uberlastet angesehen werden. Deshalb soll sie auf sechs Fahrstreifen ausgebaut
werden. Die Bundesstralle 26 stellt innerhalb der Uberregionalen Entwicklungsachse zwischen der
Landesgrenze Hessen, Aschaffenburg und der Grenze zur Region Wdurzburg die direkten
Verbindungen des mdglichen Oberzentrums Aschaffenburg in die Radume Darmstadt und Lohr a.
Main/Geminden a. Main dar. Damit sie dieser Funktion voll gerecht werden kann, sind
Ausbaumafinahmen erforderlich. Da die B 26 in Hessen zweibahnig geplant ist, zunachst aber
voraussichtlich nur einbahnig gebaut wird, soll ihre Fortsetzung in der Region bis zur Kreisstrale AB
16 entsprechend geplant und gebaut werden. Im weiteren Verlauf bis zum Verkehrsknoten
Darmstadter StraRe/RingstralRe in Aschaffenburg ist ein Ausbau erforderlich; s. hierzu 2.3. Ostlich von
Aschaffenburg sind im Zuge der B 26 Ortsumgehungen von Goldbach, Hésbach und Laufach
notwendig. Der Regionale Planungsverband zieht eine Verlegung der B 26 im Raum
Goldbach/Hosbach der Alternative vor, die einen zusatzlichen Anschlu an die auszubauende A3
zwischen den beiden Gemeinden vorsieht.

Im Nordwesten der Region ist im Zuge der {(berregionalen Entwicklungsachse zwischen
Aschaffenburg und der Landesgrenze Hessen durch die geplanten Ausbaumalnahmen an den
Bundesstralen 8 und 469 eine grundlegende Neuordnung der Verkehrssituation zu erwarten. Es ist
vorgesehen, die B 469 zwischen der B 26 und der A 3 zweibahnig auszubauen und nérdlich der A 3
zweistreifig Uber die Landesgrenze Hessen hinaus bis Seligenstadt und - im weiteren Verlauf als B
448 — Offenbach fortzuflihren. Von Seligenstadt aus soll eine Verbindung tber eine neue Mainbriicke
zur B 8 geschaffen werden, wobei im Zuge der B 8 eine Umgehung von Kahl a. Main geplant ist.
Diese Verbindung kann jedoch erhebliche Eingriffe in das Gemeindegebiet Karlstein a. Main mit sich
bringen, Deshalb soll die genaue Lage der Briicke unter Abwagung aller Belange noch bestimmt
werden, unter Einbeziehung des Problems, ob eine &stliche oder eine westliche Umgehung Kahls
vorzuziehen ist.

Innerhalb der Uberregionalen Entwicklungsachse zwischen Aschaffenburg und Miltenberg sind die
Bundesstralle 469 und die Staatsstrale 2309 die bedeutendsten Verkehrstrager. Damit sie die
erheblichen Verkehrsbelastungen besser aufnehmen konnen, sollen die B 469 unter teilweiser
Verlegung bis Miltenberg durchgehend zweibahnig ausgebaut, im Zuge der St 2309 Ausbauten und
Verlegungen durchgefihrt und an beiden StraRen Ortsumgehungen geschaffen werden. Hierdurch
werden Ortskerne geschont und Beitrage zur Verminderung von Larm- und Schadstoffbelastungen
sowie zur Erhéhung der Verkehrssicherheit geleistet. Bei den Baumaflinahmen an der B 469 sollen die
im Ziel 2 genannten Belange besonders bertcksichtigt werden, um Beeintréchtigungen von Natur und
Landschaft sowie des Freizeit- und Erholungswertes auf das unumgangliche Maf3 zu beschranken.

In der Uberregionalen Entwicklungsachse zwischen Miltenberg und der Landesgrenze Baden-
Wiirttemberg ist neben der Vervollstandigung des Ausbaus der 6 469 nach Ansicht des Regionalen
Planungsverbands im Zuge der stark befahrenen 6 47 eine Ortsumgehung Schneebergs notwendig.
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Trotz der erheblichen  Naturschutzbedenken  sollte  diese  Ortsumgehung in  den
Bundesfernstrallenbedarfsplan aufgenommen werden. Als Nahziel wird ein Ausbau der
Ortsdurchfahrt angestrebt. *

Die StaatsstralRen sollen zusammen mit den BundesfernstraRen ein geschlossenes Verkehrsnetz
bilden, das den Durchgangsverkehr bewaltigen, die Flachenerschliefung verbessern, zur weiteren
Ordnung des Verkehrs und auferdem zur Entlastung der Ortskerne vom Durchgangsverkehr
beitragen soll. Deshalb sollen die im Ziel genannten Stralen im Verlauf der regionalen
Entwicklungsachsen ausgebaut werden. Der Ausbau des StaatsstralRennetzes richtet sich nach dem
Ausbauplan fiir die Staatsstrallen, in den auch die Vorstellungen der regionalen Planungsverbande
eingearbeitet sind.

Im Zuge der regionalen Entwicklungsachse zwischen Kahl a. Main, Alzenau i. UFr., Mdmbris,
Schollkrippen und der Grenze zur Region Wirzburg ist die StaatsstralRe 2305 ein bedeutender
Verkehrstrager, der zusammen mit der St 2805 die genannten zentralen Orte verbindet. Die St 2305
ist aus Grinden der Verkehrssicherheit und —flissigkeit auf weiten Strecken ausbaubedurftig. lhr
Ausbau tragt auch zur verbesserten ErschlieRung des Kahlgrundes fir Fremdenverkehr sowie Tages-
und Wochenenderholung bei. Im Zuge der St 2805 sind in Kahl a. Main die Beseitigung des
schienengleichen Bahnibergangs und 6stlich Kahls ein Ausbau vordringlich erforderlich, vor allem um
den erheblichen Schwerlastverkehr besser aufnehmen zu kénnen.

Zwischen Mombris, Hosbach und Bessenbach ist ein Ausbau der St 2307 erforderlich, um die
Anbindung an das mogliche Oberzentrum Aschaffenburg sowie an das Bundesfernstral’ennetz zu
verbessern

Entlang der regionalen Entwicklungsachse zwischen Elsenfeld, Eschau, Heimbuchenthal und
Mespelbrunn hat die St 2308 die Funktion einer Verbindung zentraler Orte. Zusammen mit der St
2317 bindet sie das Mittelzentrum Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main und eine Reihe von
Spessartgemeinden an die Bundesautobahn und daneben an die B 8 und B 26 an. Um diesen
Aufgaben und der daraus resultierenden erheblichen Verkehrsbelastung gerecht zu werden, sind im
Zuge der St 2308 und der St 2317 auf grof’en Strecken Ausbaumaflnahmen und Ortsumgehungen
erforderlich, wobei die Belange des Natur- und Landschaftsschutzes einer besonderen
Beruicksichtigung bedurfen.

Zwischen Eschau und GroRheubach soll die St 2441 ausgebaut werden, vor allem damit die an dieser
Stralle gelegenen Gemeinden besser an das Mittelzentrum Miltenberg angebunden werden und damit
die Verkehrssicherheit erhoht wird.

Im Verlauf der regionalen Entwicklungsachse im Maintal zwischen Miltenberg und der Grenze zur
Region Wirzburg verbindet die St 2315 den Nahbereich DorfprozelterXitadtprozelten mit dem
Mittelzentrum Miltenberg und dem Bundesfernstrafennetz. Insbesondere der Schwerlastverkehr der
ansassigen Industrie wird durch Engpasse erheblich behindert. Deshalb sollen Ausbaumafinahmen
und Verlegungen vordringlich durchgefiihrt werden.

Die St 2311 dient zwischen Amorbach und der Landesgrenze Baden-Wirttemberg der ErschlieBung
des Odenwaldes fiir den Fremdenverkehr und der Verbindung mit dem Neckartal. Diese Staatsstralle
ist ausbaubedurftig.

Neben den hier genannten vergleichsweise bedeutenden und gréfleren Maflnahmen sind auch an
anderen Staatsstrafien in der Region Ausbauten erforderlich, vor allem damit die Anbindung zentraler
Orte an das Bundesfernstraflennetz weiter verbessert wird.

Das mdgliche Oberzentrum Aschaffenburg liegt im Schnittpunkt zum Teil sehr stark belasteter
Bundes-, Staats- und KreisstralRen. Zur Bewaltigung der daraus resultierenden Verkehrlichen
Situation sieht der Gesamtverkehrsplan Aschaffenburg, auf den verwiesen wird, fir den flielRenden
und ruhenden Verkehr ein System in sich abgestimmter MalRnahmen vor. Die in 2.1 und 2.2 bereits
genannten MaRnahmen an den Bundesfernstralen A 3, B 8, B 26 und B 469, an der St 2309 sowie
an weiteren Staats- und KreisstralRen in diesem Raum dienen vor allem einer weitrdumigen Ordnung,
Entflechtung und Beschleunigung des Verkehrs um Aschaffenburg herum. Weiterhin ist ein
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vierstreifiger Ausbau der B 8 zwischen Aschaffenburg und Haibach notwendig, um den in 6stlicher
Richtung flieBenden Verkehr besser aufnehmen zu kénnen.

Uberdurchschnittlich belastete AusfallstraRen in stidwestlicher Richtung sind die B 26 und die St
3115. Ein deshalb erforderlicher vierstreifiger bzw. zweibahniger Ausbau zumindest einer der beiden
Strallen ist jedoch mit landschaftlichen, denkmalpflegerischen und stadtebaulichen Problemen
verbunden, deren Losung noch nicht endgiiltig abgeschlossen ist. Aulerdem werden die an der St
3115 geplanten Ausbaumaflinahmen zusammen mit der geplanten Umgehung GrofRostheims, einer
bedeutenden kommunalen MaRnahme, den Verkehr entlang der regionalen Entwicklungsachse von
Aschaffenburg in Richtung Grof3ostheim erleichtern und beschleunigen.

Die Verkehrsproblematik des Mittelzentrums Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main ist durch
seine Lage auf beiden Mainseiten mit erheblichem maintberschreitenden Verkehr und durch
bedeutende Einpendlerstrome gekennzeichnet. Zur weiteren Ordnung des Verkehrs im
Einzugsbereich des Mittelzentrums tragen vor allem die in 2.1 und 2.2 bereits genannten MaRnahmen
an der B 469 und an den Staatsstraflen 2308 und 2309 bei. Durch die geplanten Umgehungen
Obernburgs a. Main, Kleinwallstadts, Elsenfelds und Klingenbergs a. Main (einschliellich seines OT
Rdlifeld) sowie die Verlegung in Erlenbach a. Main, eine kommunale Malnahme, werden
insbesondere eine Entlastung vom Durchgangsverkehr und eine Beschleunigung des gesamten
Verkehrsablaufes erzielt werden. Auflerdem soll die Erreichbarkeit des Mittelzentrums durch
Ausbauten an verschiedenen Kreisstralen weiter verbessert werden.

Im Einzugsbereich des Mittelzentrums Miltenberg liegt das Hauptaugenmerk auf einer Entlastung der
Kernbereiche Miltenbergs und Biirgstadts vom Durchgangsverkehr (vgl. das Raumordnungsverfahren
von 1976). In erster Linie soll hierzu ein Neubau der St 2309 erfolgen, der GroRRheubach und
Miltenberg umgehen, uber eine neue Mainbriicke zwischen Miltenberg und Burgstadt fiihren und
Ostlich von Miltenberg an die St 2310 und die St 507 angebunden werden soll. Erganzend hierzu
sollen die vorhandene St 2309 zur Verbesserung ihrer Funktion als nérdliche Ausfallstrale aus
Miltenberg und die St 2310 zur Umgehung von Blirgstadt verlegt werden. Das neue Verkehrskonzept
wird durch die in 2.1 genannten Malihahmen an der B 469, die neben einem durchgehend
vierstreifigen Ausbau auch eine Umgehung Laudenbachs beinhalten, und durch Ausbauten
verschiedener Staats- und Kreisstralen im Mittelbereich Miltenberg vervollstandigt.

Die bestehenden Briicken tiber den Main reichen zur Bewaltigung des Verkehrs nicht aus. Der Grund
hierfur ist in den intensiven wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Verflechtungen zu sehen. Im
Hinblick auf die hohen Kosten konnen neue Brilkken nur dann gebaut werden, wenn eine
ausreichende Auslastung zu erwarten ist.

Zum angestrebten Bau einer Briicke im Raum Seligenstadt/ GroBwelzheim vgl. 2.1 und einer weiteren
Bricke im Raum Miltenberg vgl. 2.5.

Die kleinzentralen Doppelorte Niedernberg/Sulzhach a. Main und Grofiwallstadt/Kleinwallstadt sind
jeweils durch den Main getrennt. Da die nachsten Brlcken in Aschaffenburg und in Obernburg a. Main
bzw. Elsenfeld liegen, wird die angestrebte engere Verflechtung der Doppelorte behindert. Der
Errichtung zweier Briicken steht entgegen, dal3 sie nur ca. 5 km voneinander entfernt zu stehen
kdmen. Die sich daraus ergebenden Probleme hinsichtlich Auslastung und Finanzierbarkeit sind noch
nicht abschlief3end geldst.

Auf langere Sicht wird angestrebt, im Raum Erlenbach a. MainlWérth a. Main eine Briicke zu
errichten, vor allem im Blick auf eine verbesserte Anbindung Erlenbachs an die B 469.

Fir den im Raum Dorfprozelten/Stadtprozelten gewiinschten Bau einer Mainbriicke nach Baden-
Wirttemberg fehlt derzeit die dringende verkehrliehe Notwendigkeit. Die dortige Verkehrssituation
dirfte sich jedoch durch die neue Briicke in Kreuzwertheim verbessern.

Schienenverkehr

Das Neu- und Ausbauprogramm der Deutschen Bundesbahn sieht vor, von der Neubaustrecke
Hannover - Wirzburg einen Abzweig Gemiinden a. Main - Aschaffenburg zu bauen. Hierzu soll die
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vorhandene Strecke teilweise ausgebaut werden, erganzt durch Neubauabschnitte. Weiter ist geplant,
die Strecke Aschaffenburg - Hanau auszubauen. Alle BaumaRRnahmen bedlrfen einer besonders
sorgfaltigen Abstimmung mit den Belangen des Natur-, des Landschafts- und des
Immissionsschutzes.

Durch die geplanten MalBRnahmen am Schienenschnellverkehrsnetz wird der Verkehr auf der Strecke
Frankfurt a. Main - Wirzburg erleichtert und beschleunigt. Gleichzeitig werden die Region und vor
allem das mogliche Oberzentrum Aschaffenburg in ihren (berregionalen Verkehrsbeziehungen
wesentlich gestarkt. Voraussetzung ist allerdings, dal® die Einbindung Aschaffenburgs in das Intercity-
Netz erhalten und zukiinftig noch verbessert wird. Auf lange Sicht kénnte die Anbindung der Region
an den Schienenverkehr durch eine mogliche Fortfiihrung der von Frankfurt a. Main nach Hanau
projektierten Schienenschnellverkehrslinie weiter verbessert werden.

Wahrend die Schienenstrecke Miltenberg - Seckach nach wie vor von Stillegung bedroht ist, scheint
die Strecke Miltenberg - Wertheim in ihrem Bestand gesichert zu sein. Eine mdgliche Stilllegung der
Schienenverbindung nach Seckach hatte eine Schwachung der Uberregionalen Entwicklungsachse
zwischen Miltenberg und der Landesgrenze Baden-Wurttemberg zur Folge und brachte erhebliche
Nachteile fur den betroffenen Raum mit sich, beispielsweise flr Berufs- und Ausbildungspendler, fir
Unternehmen mit Gleisanschlu3 und flr den Fremdenverkehr im Odenwald. Deshalb muf} der
Regionale Planungsverband die Stillegungsabsichten entschieden ablehnen.

Im Verlauf der regionalen Entwicklungsachsen zwischen Miltenberg und KreuzwertheimlWertheim
sowie zwischen Kahl a. Main und Schdllkrippen haben die dortigen Schienenstrecken eine erhebliche
regionalwirtschaftliche Bedeutung fir die Personen- und Giuterbeférderung. Deshalb soll die
Verkehrsbedienung auf diesen Strecken voll aufrecht erhalten und maéglichst noch verbessert werden.
Hierzu soll darauf hingewirkt werden, daf} die private Kahlgrundbahn weiterhin nachhaltig unterstitzt
wird (vgl. Gesamtverkehrsplan Bayern 1980, s. 134).

Im Verlauf der Uberregionalen Entwicklungsachse zwischen Aschaffenburg und Miltenberg wurde der
Schienenpersonenverkehr in den letzten Jahren ausgediinnt. Die Bedeutung der eingleisigen
Schienenstrecke wird jetzt mehr darin gesehen, den erheblichen Verkehrsanfall im o&ffentlichen
Personennahverkehr wahrend der Hauptverkehrszeiten aufzunehmen und den Guterverkehr zu
bedienen. Durch den Schienenersatzverkehr mit Bussen entstehen langere Reisezeiten und weitere
Belastungen des StralRenverkehrs. Bei entsprechender Linienfihrung und Fahrplangestaltung (vgl.
1.3) kénnten diese Nachteile durch die Vorteile einer besseren Bedienung der Gemeinden ohne
eigenen Bahnhof zumindest teilweise kompensiert werden.

Die Bundesbahn hat Absichten bekundet, den Schienenpersonennahverkehr innerhalb der
Uberregionalen Entwicklungsachse zwischen Aschaffenburg und Lohr a. Main zumindest teilweise auf
Busse umzustellen. Aufgrund der ortlichen Gegebenheiten brachte dies insbesondere in
Heigenbriicken ganz erhebliche Verschlechterungen fur Bevoélkerung, Unternehmen und
Fremdenverkehr mit sich. AulRerdem liefe eine Verlagerung von der Schiene auf die Stralle dem Ziel
einer Verbesserung des Bedienungsstandards im OPNV zuwider (vgl. 1 und 1.1).

Entsprechend dem Stlickgutmodell 400 der Bundesbahn ist die Zahl der Stlickgutannahmestellen in
der Region erheblich zuriickgegangen. AufRRerdem entstehen durch die Diskussion mdglicher
Streckenstillegungen und Betriebseinschrankungen Verunsicherungen beispielsweise hinsichtlich des
Fortbestands von Industriestammgleisen und Privatgleisanschlissen. Um Standortnachteile fir
Handel, Gewerbe und Landwirtschaft in der Region zu vermeiden, soll der gesamte Guterverkehr in
seinem derzeitigen Bedienungsumfang voll aufrecht erhalten werden. Stiickgutannahmestellen sollen
vor allem im moglichen Oberzentrum Aschaffenburg und im Mittelzentrum Miltenberg langfristig
gesichert werden. Dem Bedarf entsprechend wird angestrebt, im Mittelzentrum Obernburg a.
Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main die Stluckgutannahmestelle wieder zu erdffnen. Auflerdem
bestehen in Kahl a. Main und Schéllkrippen private Annahmestellen.

Der kombinierte Stral3en- und Schienenverkehr (Container- und Huckepackverkehr) eroffnet nicht nur
Rationalisierungsmoglichkeiten fOr die verladende und die transportierende Wirtschaft, sondern
entlastet die Stralen von Langstreckentransporten und trégt zu einer besseren Auslastung der
Bundesbahn bei. Da die Region in dieser Hinsicht noch nach Frankfurt a. Main ausgerichtet ist, soll
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zur Ausschopfung des im kombinierten Verkehr liegenden Entwicklungspotentials angestrebt werden,
im Verdichtungsraum Aschaffenburg eine Einrichtung fir den Container- und Huckepackverkehr zu
schaffen.

Ziviler Luftverkehr

Im Hinick auf die wirtschaftliche Bedeutung ist zur Anbindung des mdglichen Oberzentrums
Aschaffenburg an den Luftverkehr ein Verkehrslandeplatz fiir die Allgemeine Luftfahrt erforderlich (vgl.
LEP B X und Gesamtverkehrsplan Bayern 1980, S. 154). Solche Landeplatze sind vor allem fiir den
Werkverkehr wichtig, daneben aber auch fiir Sportflige u.a. Hierzu ist der Verkehrslandeplatz
Aschaffenburg geeignet, dessen weiterer Ausbau zu einem Verkehrslandeplatz fir die Allgemeine
Luftfahrt angestrebt wird.

Im Luftsport ist die Konzentration auf einige Schwerpunkte notwendig, weil eine Streuung der von ihm
ausgehenden Emissionen vermieden werden soll und weil die technischen Anforderungen an die
Bodenanlagen zunehmend steigen. Weitere Beschrankungen ergeben sich in der Region aus dem
erforderlichen Schutz der Naturparke. Als Luftsportschwerpunkt fir den Motor- und Segelflugsport
kommt gemal® LEP B X und gemalt Gesamtverkehrsplan Bayern 1980, S. 154, der
Verkehrslandeplatz Mainbullau in Betracht, dessen entsprechender Ausbau angestrebt wird. Daneben
liegt in der Region noch das Segelfluggelande Altenbachtal, das fiir Motorsegler und Segelflugzeuge
(Winden- und Flugzeugschlepp) zugelassen ist und in seiner Leistungsfahigkeit erhalten werden soll.

Binnenschiffahrt

Der Main ist insbesondere flir Massenglter ein bedeutender Verkehrstrager. Nach Fertigstellung des
Main-Donau-Kanals und dem weiteren Ausbau der Donau wird mit der Rhein-Main-Donau-
Schiffahrtsstra8e ein Verkehrsweg von europaischer Bedeutung zur Verfiigung stehen, der die
Standortvoraussetzungen fiir Handel und Gewerbe in der Region weiter verbessert.

Im Hinblick auf die zu erwartende weitere Zunahme des Schiffsverkehrs, die gréRer werdenden
Schiffseinheiten und die Schubschiffahrt ist eine Steigerung der Leistungsfahigkeit des staugeregelten
Mains anzustreben. Notwendig sind vor allem eine Vertiefung der Fahrwasserrinne auf 2,9 m, eine
Verbreiterung einzelner Kurven und Mallnahmen zur Steigerung der Leistungsfahigkeit der
Schleusenanlagen (vgl. LEP B X). Alle Vorhaben sollen mit den Belangen des Gewasserschutzes,
des Immissionsschutzes sowie des Natur- und Landschaftsschutzes eng abgestimmt werden.

Die Binnenschiffahrt bendtigt Liegemdglichkeiten und Stellen fir den Glterumschlag. Da
Umschlagplatze auBerdem gute Ansatzpunkte fir die Industrieansiedlung bieten, sollen die
vorhandenen Landen in ihrem Bestand gesichert und den jeweiligen Erfordernissen angepaf3t werden.
Hierzu gehért auch die Vorhaltung landseitiger Einrichtungen, die eine umweltgerechte Abfall- und
Abwasserbeseitigung der Schiffe sicherstellen und ihre Trinkwasserversorgung ermdglichen.

Der Staatshafen Aschaffenburg ist gemessen am Umschlagvolumen einer der bedeutendsten bayer.
Hafen am Main. Ausbau und Modernisierung des Hafens sind unentbehrlich, um der zunehmenden
Umschlagstatigkeit gerecht zu werden und um interessierten Unternehmen eine Niederlassung im
Hafengebiet zu ermdglichen. Die geplanten MalRnahmen zur Kapazitdtsausweitung beziehen sich
weitgehend auf den in der Gemarkung Stockstadt a. Main befindlichen Teil des Hafengebiets. Sie
sollen baldmdglich in Angriff genommen werden. Sie umfassen insbesondere die Verlangerung des
Umschlagufers und des Hafenbeckens, den Bau einer Ladestrale und einer Kranbahn sowie eine
Erweiterung der Gleisanlagen zur Verbesserung des Anschlusses an den Schienenverkehr. Die
Anbindung an das Straennetz soll gesichert und weiter verbessert werden, insbesondere zur
Gewabhrleistung des stark gestiegenen schweren und schwersten Kraftfahrzeugverkehrs vom und zum
Hafengebiet.

Die Stadt Worth a. Main ist Heimathafen einer der groRten Schiffsflotten am Main und Wohnsitz
zahlreicher Schifferfamilien. Der daraus resultierende gro3e Bedarf an Schiffsliegeplatzen kann nur
ungentigend durch die vorhandene Liegestelle gedeckt werden, da dort die Wassertiefe und die
Uferverhaltnisse unzureichend sind. Der deshalb geplante umfangreiche Uferausbau, der eine hohe
Dringlichkeit hat, sieht zugleich die Verbreiterung des Flussbettes vor, damit Schiffe in diesem Bereich
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gefahrlos wenden kénnen. Dies kommt auch der auf der anderen Mainseite in Erlenbach a. Main
gelegenen Schiffswerft zugute.

An der Lande in Wérth a. Main kann aus o.g. Grunden kein Giterumschlag mehr erfolgen. Da
Umschlagplatze erfahrungsgemal gute Ansatzpunkte fir die Industrieansiedlung bieten, sollen
Méglichkeiten flr die Wiederaufnahme des Gulterumschlags an einem geeigneten Standort
geschaffen werden.

Die Schiffslande in Miltenberg ist nicht mehr ausbaufahig und mit schweren Fahrzeugen nur erschwert
erreichbar. Deshalb erfolgt kaum noch ein Gulterumschlag. Zu seiner Wiederbelebung und zur
Verbesserung der Standortvoraussetzungen im Raum Miltenberg soll eine angemessene Liegeund
Umschlagmdglichkeit an anderer Stelle geschaffen werden. Im Stadtbereich ist ein geeigneter
Standort vorhanden.

Dorfprozelten ist Heimathafen der groBten Schiffsflotte am Main und Wohnsitz zahlreicher
Schifferfamilien. Deshalb hat die Liegestelle eine erhebliche Bedeutung fir den ruhenden Verkehr,
dessen Anforderungen sie gerecht werden muf3.

Die Fahrgastschiffahrt dient ebenso wie die Sportschiffahrt dem Fremdenverkehr sowie der Tagesund
Wochenenderholung. Im Hinblick auf die zunehmende Freizeit und die Bemiihungen, im Maingebiet
die Erholungsmdglichkeiten zu verbessern (vgl. B VII), sollen die vorhandenen Anlegestellen gesichert
und bei Bedarf weitere geschaffen werden. Eine ausreichende verkehrsmaRige Einbindung (Zufahrts-
und Parkmdglichkeiten) sowie Ver- und Entsorgung sollen gewabhrleistet sein.

Die Mdoglichkeiten der Sportschiffahrt auf dem Main werden durch die Belange der Glterschiffahrt,
des Natur- und des Immissionsschutzes beschrankt. Im Rahmen der angestrebten Erweiterung der
Wassersportmdglichkeiten auf dem Main (vgl. B VII 2.5) bietet sich auch die Anlage von Bootshéafen
an. Planungen hierfir gibt es in Groflheubach und Stadtprozelten.

Energieversorgung

Gemal Art. 2 Nr. 9a BayLplG, LEP B Xl 1 sowie aufgrund des Energieprogramms flr Bayern (1980)
ist die Versorgung der Bevolkerung und Wirtschaft mit Energie sicherzustellen. Von den im LEP
genannten energiewirtschaftlichen Zielen ist fir die Region neben dem Ziel der Sicherheit und
Preiswurdigkeit der Versorgung mit Energie - vor allem mit Strom und Erdgas - das Ziel einer
mdglichst geringen Beeintrachtigung der Umwelt durch energiewirtschaftliche MalRnahmen von
besonderer Bedeutung.

Auch in der stark industrialisierten Region Bayer. Untermain ist in Zukunft mit einem wachsenden
Energiebedarf bzw. -verbrauch wohl mindestens in Héhe des durchschnittlichen Verbrauchsanstiegs
in Bayern zu rechnen. Auch wenn sich der Energieverbrauch insgesamt z. B. aufgrund von
Energieeinsparungsmaflnahmen nicht in der bisher erwarteten Héhe entwickeln sollte, so sind doch
die beiden Energietrager Strom und Erdgas differenziertzu betrachten, wobei insbesondere fiir Strom
auch in Zukunft ein Uberdurchschnittliches Wachstum anzunehmen ist.

Die langfristige, am Bedarf zu orientierende Sicherstellung der Versorgung mit Strom und Erdgas
umfasst vor allem eine entsprechende Trassenplanung bzw. Freihaltung fiir Gberregionale Transport-
und innerregionale Verteilernetze sowie ggf. auch die Erweiterung von fossilbefeuerten
Warmekraftwerken. Ferner sind in der Energieversorgung bestehende innerregionale Disparitaten und
Benachteiligungen der Region gegenulber benachbarten Rdumen nach Mdglichkeit weiter abzubauen.
Elektrizititsversorgung

Zu den bestehenden Kraftwerken vgl. die Karte Siedlung und Versorgung”.

Die Verringerung bestehender Umweltbelastungen im bayerisch/hessischen Grenzraum ist unter
Ausschopfung aller Mdglichkeiten als standige Aufgabe zu bewerten. Vgl. dazu auch B XIll 2.2.
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Die Notwendigkeit einer grenziiberschreitenden Betrachtung ergibt sich zwangslaufig aus den natur-
und siedlungsraumlichen Verflechtungen beider Teilrdume. Grundsatzlich ist eine landertbergreifende
Abstimmung Uber eine im Grenzraum insgesamt mdgliche Kraftwerksleistung sowie tUber Art und
Umfang einzelner Erweiterungsmafinahmen herbeizufihren.

Bei dem Ersatz einer Altanlage kann trotz beachtlicher Erhéhung der Leistungsabgabe der Neuanlage
beim heutigem Stand der Technik sogar eine Verringerung der von dieser Einzelanlage verursachten
Umweltbelastungen herbeigefihrt werden. Anzahl, GroRe und raumliche Verteilung notwendiger
Kraftwerkserweiterungen bzw. —modernisierungen kdnnen also im Grenzraum so aufeinander
abgestimmt werden, dall eine Erhéhung der Umweltbelastungen im Grenzraum nicht oder nur
geringfligig verursacht werden mufte.

Der Standortsicherungsplan fiir Warmekraftwerke in Bayern von 1978, der als fachlicher Plan gern.
Art. 15 BaylLplG Aussagen (ber mégliche Standorte von Wérmekraftwerken enthélt, weist in der
Region Bayer. Untermain keinen Standort aus, im Gegensatz zum  hessischen
Standortsicherungsplan fiir den hessischen Grenzraum. *

Die freizuhaltenden Standorte und Trassen sind in der Karte Siedlung und Versorgung” als
Umspannwerke/Schaltwerke bzw. Freileitungen zeichnerisch erlduternd dargestellt.

Die Region ist aufgrund ihrer geographischen Lage durch grenziberschreitende Hoch- und
Hochstspannungsleitungen bereits erheblich belastet. Den durch das dichte Netz von Freileitungen
gegebenen Vorteilen einer hohen Versorgungssicherheit mit guten Einspeisungsmaoglichkeiten in das
regionale Verteilernetz stehen die Nachteile einer hohen landschaftlichen Belastung gegenuber. Fir
die wenigen, im Planungszeitraum noch zu verwirklichenden MalRnahmen sollte es maoglich sein,
jeweils eine Trasse unter Wahrung aller Interessen zu finden. Hierbei soll vor allem zur Schonung des
Landschaftsbildes im Rahmen des technisch, energiewirtschaftlich und wirtschaftlich Vertretbaren
eine Zusammenfassung von mehreren Leitungen auf einem Mast oder von zwei oder mehr
selbsténdigen Leitungen so eng wie mdoglich parallel nebeneinander (EnergiestraRen) angestrebt
werden.

Das 220 kV- und 380 kV-Hochstspannungsnetz erfullt in erster Linie Uberregionale
energiewirtschaftliche Versorgungsaufgaben. Es wird im Planungszeitraum in der Region nicht mehr
erweitert werden, abgesehen von der geplanten 380 kV-Leitung GroR3krotzenburg-Dipperz (Hessen),
welche die Region an der Nordgrenze nur unwesentlich bertihren wird.

Das 110 kV-Hochspannungsnetz dient vor allem der innerregionalen Energieversorgung. Mit dessen
Ausbau werden weitere 1 10/20 kV-Umspannwerke notwendig, um das kleinrdumige Verteilernnetz
auf der 20 kV-Spannungsebene sicher mit Strom versorgen zu kénnen. Die im Ziel genannten
MaRnahmen auf der 110 kV-Spannungsebene runden das bestehende Versorgungsnetz ab. Hierbei
werden neue Einspeisungsmdglichkeiten in das kleinrdumige Verteilernetz eingeplant, z. B. flir die
Raume GroRostheim, Woérth a. Main und Faulbach sowie fiir den Aschaffenburger Raum. Der
Standort und die Leitungszufiihrung fiir ein 1 10 kV-Umspannwerk nérdlich von Kleinostheim an der
Bundesstralle 8 sollen so geplant werden, daf3 der Lindigwald nicht Gberspannt wird.

Gasversorgung

Die geplante Erdgasleitung Rimpar-Gernsheim ist in der Karte “Siedlung und Versorgung”
zeichnerisch erlduternd dargestellit.

Im Suden der Region verlaufen mehrere Uberregionale Ferngasleitungen in West-Ost-Richtung.
Langerfristig soll parallel zu den vorhandenen Leitungen noch eine weitere Uberregionale
Ferngasleitung verlegt werden; diese ist bereits raumgeordnet.

Zum bestehenden Erdgasverteilernetz vgl. die Karte Siedlung und Versorgung”.
Zum Abbau regionaler Disparitaten in der Energieversorgung, zur Verbesserung der Infrastruktur, zur
innerregionalen und O&rtlichen Versorgung und zur Erhéhung der Versorgungssicherheit im

gewerblichen und industriellen Sektor soll auch in der Region Bayer. Untermain der Energietrager
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Erdgas mehr als bisher zum Einsatz kommen (vgl. LEP Begriindung zu B XI 3). Der Erdgaseinsatz
wird ferner Immissionsprobleme im Verdichtungsraum Aschaffenburg verringern helfen. Hier ist der
deutlichen Vorbelastung, die zum Teil noch durch Auswirkungen aus dem hessischen Teil des
Verdichtungsraumes Rhein-Main vermehrt wird, entgegenzuwirken. Der Erdgaseinsatz mildert auch in
ortlich begrenzten Fallen merkliche Immissionsbelastungen, wie die Anschlisse von,
Industriebetrieben in Laufach und Amorbach zeigen.

Derzeit wird in der Region der Hauptteil des Erdgases von der Industrie abgenommen, danach folgen
offentliche Einrichtungen und private Haushalte. Die derzeitige Situation auf dem Erdgasmarkt Iasst
es allerdings fraglich erscheinen, ob bei weiterer starker Expansion kiinftig gewerbliche und
kommunale GroRabnehmer neben privaten Haushalten versorgt werden kénnen.

Ein verstarkter Erdgaseinsatz kann in der Region auf ein vorhandenes, gut aufgefachertes
Verteilernetz zurtickgreifen. Die Schwerpunkte liegen im Nordwesten der Region und im Raum
Aschaffenburg, die durch ein Leitungsnetz aus dem Frankfurter Raum versorgt werden. Der Raum
Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main wird durch ein noch ausbaufahiges Netz versorgt,
welches von den weiter sudlich verlaufenden Uberregionalen Transitleitungen ausgeht. Die
Versorgungssicherheit dieses Raumes wurde durch eine neue Leitung gestarkt, die von Babenhausen
(Hessen) ausgeht und Uber GroRostheim in den Raum Obernburg a. Main verlauft.

Im Norden der Region soll das Kahltal durch eine neue Erdgasleitung von Alzenau i.UFr. Uber
Mombris nach Schollkrippen erschlossen werden, Diese Leitung ist besonders aus
Immissionsschutzgriinden zu befiirworten. Hier missen allerdings staatliche Férderungen in Anspruch
genommen werden. Im Sdden der Region soll der Raum Stadtprozelten an das vorhandene
Erdgasnetz angebunden werden.

Zu 2.3 In der Region sind bereits folgende Gemeinden an das Erdgasverteilernetz angeschlossen:

Aschaffenburg; Alzenau i. UFr., Bessenbach, Goldbach, GroRostheim, Haibach, Hosbach, Kahl a.
Main, Karlstein a. Main, Kleinostheim, Laufach (derzeit nur Industrieanschlul), Mainaschaff,
Stockstadt a. Main, Waldaschaff, Amorbach (derzeit nur Industrieanschluf3), Birgstadt, Elsenfeld,
Erlenbach a. Main, Kleinheubach, Kleinwallstadt, Klingenberg a. Main, Miltenberg, Obernburg a. Main
und Wérth a. Main.

Ein Anschlul an das Erdgasnetz ist vorgesehen fir die Gemeinden Sailauf, Niedernberg,
GroRwallstadt und Sulzbach a.Main. Bei Sulzbach a. Main muf® noch entschieden werden, ob die
Stichleitung von Niedernberg oder von Kleinwallstadt aus gefiihrt werden soll. In Amorbach und in
Laufach sollten neben den Industriebetrieben auch andere Abnehmer mit Erdgas versorgt werden.

Dariber hinaus soll ein Erdgasanschlul® noch fiir folgende Gemeinden angestrebt werden:

Glattbach, Heigenbriicken, Mémbris, Schéllkrippen; Groltheubach, Ménchberg und Weilbach sowie
evtl. Dorfprozelten, Stadtprozelten, Faulbach und Collenberg, obwohl bei den vier letztgenannten
Gemeinden eine Anbindung vorerst wenig wahrscheinlich ist.

Wasserwirtschaft
Ubergebietlicher Wasserhaushalt

Das AbfluBverhalten der FlieRgewasser der Region ist unausgeglichen. Das schon von Natur aus
geringe Wasserdargebot - insbesondere das Grundwasser - wird bereits sehr stark in Anspruch
genommen. Die Region wird zunehmend ein Wassermangelgebiet. Es ist daher notwendig, fir die
Region neuen Entwicklungsspielraum durch die Erhéhung des Niedrigabflusses des Maines und
kiinftig auch durch Beileiten von Trinkwasser aus der Region Wiirzburg zu schaffen.

Der Main ist der Hauptvorfluter fiir die Region. Das Niederschlagsgebiet des Maines betragt beim
Eintritt in die Region 20.700 km?, beim Austritt aus der Region Kahl a. Main 23.400 km?2 Die
charakteristischen Abflisse am Pegel GroRheubach (Niederschlagsgebiet Fy — 21.505 km?, Flu-km
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121,7) sind fur die Jahresreihe 1959/73:

Jahr Winter Sommer
(m3/s) (m3/s) (m?/s)
(Nov.-April (Mai-Oktober)

NQ 13,8 21,0 13,8
MNQ 38,8 60,1 43,5
MQ 148,0 191,0 106,0
MHQ 702,0 699,0 354,0
HQ 1.800,0 1.800,0 738,0
NQ = Niedrigster Abflufy
MNQ =  Mittlerer Niedrigwasserabfluf}
MQ = Mittlerer Abflud
MHQ =  Mittlerer Hochwasserabflu
HQ = Hochwasserabfluf}

Die angegebenen Werte zeigen deutlich sowohl die unausgeglichenen Abflisse in den Sommer- und
Wintermonaten als auch den relativ geringen Niedrigwasserabflu® (Abflulverhaltnis MNQ:MQ =
1:3,8). Im Sommer 1976 ging der MNQ-Wert des Maines am Pegel Groflheubach auf 8 m3/s
(Tagesmittel) zurtick, was nicht nur auf die auRerordentlichen klimatischen Verhaltnisse des Sommers
1976, sondern auch auf die erheblichen Wasserentnahmen aus dem Main und seinen Zufliissen
oberhalb der Region zurtickzufihren ist.

Auf seiner Flie3strecke innerhalb der Region wird der Main durch

- kommunale und industrielle Abwassereinleitungen,- Wasserentnahmen fiir die Industrie,
- Wasserentnahmen fir die Landwirtschaft,

- Wasserentnahmen zur Trinkwassergewinnung aus dem Mainalluvium,

- Aufwarmung durch Kihlwasser (u.a. von Warmekraftwerken),

- erhdhte Verdunstung Uber den beim Kiesabbau geschaffenen Wasserflachen,

insbesondere in Niedrigabflulizeiten, erheblich belastet. Infolge der geringen FlieRgeschwindigkeit -
bedingt durch die Stauhaltung und die niedrigen Abfliisse - wirken sich die Belastungen am Main
besonders stark aus.

Die Uberleitung von Wasser aus dem Donau- in das Maingebiet soll dazu dienen, die
wasserwirtschaftliche Ausgangsbasis und die Standortbedingungen fir die wirtschaftliche Entwicklung
zu verbessern.

Gemal der Studie der Obersten Baubehérde im Bayer. Staatsministerium des Innern vom Mai 1970
fir das Projekt der .Uberleitung von Altmiihl- und Donauwasser in das Regnitz-Main-Gebiet” ist eine
Erhéhung des mittleren Niedrigwasserabflusses (MNQ) in der Regnitz am Pegel Huttendorf (oberhalb
Erlangen) von 11,9 auf 27 m3/s vorgesehen. Mit der Verwirklichung des Uberleitungsprojektes wurde
unmittelbar nach einem entsprechenden Beschlul® des Bayer. Landtages vom 16.07.1970 begonnen.
Es soll in den wesentlichen Teilen bis zum Jahre 1990 fertiggestellt werden.

Den Gebieten mit bedeutenden nutzbaren Grundwasservorkommen in der Untermainebene und bei
Rollfeld/Gemeinde Klingenberg a. Main stehen die Wassermangelgebiete groRer Teile des Spessarts
und des Bayer. Odenwaldes gegenulber. Die Dekkung des regionalen Wasserbedarfs aus eigenen
Wassergewinnungsanlagen allein wird in absehbarer Zeit nicht mehr mdglich sein. Im Bedarfsfall soll
deshalb zukiinftig Zusatzwasser aus der Region Wirzburg beigeleitet werden. Der grof3raumige
Verbund mit den Nachbarregionen, SOU auch der Versorgungssicherheit dienen.

Das Konzept des kiinftigen Uberregionalen Wasserversorgungsverbundes Nordbayern ist in dem

Fachplan .Wasserversorgung in Bayern — Ausgleich und Verbund” (Bayer. Landesamt fir
Wasserwirtschaft, Miinchen 1977) aufgezeigt.
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Wasserversorgung

Von den ca. 320.000 Einwohnern der Region sind fast alle an zentrale Wasserversorgungsanlagen
angeschlossen, davon 81,7 % an Anlagen, die als technisch und hygienisch einwandfrei gelten
kénnen (Stand 1980). Im Landkreis Miltenberg wird gegenwartig noch ein weit Uber dem
Landesdurchschnitt liegender Prozentsatz der Bevodlkerung aus Anlagen versorgt, die sowohl in
versorgungstechnischer als auch in qualitativer Hinsicht als unzureichend und nicht zukunftssicher zu
beurteilen sind. Obwohl in den letzten Jahren durch den weiteren Ausbau der
Wasserversorgungsanlagen eine Vielzahl von Gemeinden neu zentral versorgt worden ist oder durch
Zusatzwasserbezug die Mangel an ihren eigenen Anlagen behoben werden konnten, ist der
Versorgungsgrad aus mangelfreien Anlagen insgesamt noch recht unbefriedigend. Die folgende
Tabelle zeigt den Stand des Versorgungsgrades im Jahre 1980:

Versorgungsgrad
(Anteil der versorgten Einwolhner in %)
Stand 1980 Ziel 1990
aus Wassergewinnungsanlagen aus Anlagen

Gebiet ohne Méngel mit Mangel ohne Méangel
Stadt
Aschaffenburg 100 - 100
Landkreis
Aschaffenburg 87,6 12,3 98,0
Landkreis
Miltenberg 64,2 35,4 98,0
Region 81,7 18,1 98,5

Zur bestmoglichen Nutzung der Wasservorrate und zur Erhéhung der Versorgungssicherheit sollen
die in 2.1 bis 2.6 genannten MaRnahmen durchgefuhrt werden.

Ein Wassermangelgebiet stellt im nérdlichen Bereich der Region der kristalline Vorspessart dar, der
selbst in tektonischen Lockerungszonen eine so geringe Wasserwegsamkeit aufweist, dal® er auch fir
begrenzte Nutzungen nicht in Betracht kommt. Im nérdlichen Bereich der Region muf} die Versorgung
deshalb durch Uberdrtliche Anlagen erfolgen. Der Ausbau der Anlagen des Zweckverbandes
Spessart-Gruppe ist bis auf geringfligige Erweiterungen des Verbandsgebietes im Osten
abgeschlossen. Das Versorgungsgebiet umfafdt rund 34.000 Einwohner in 35 Siedlungseinheiten. In
mehreren Bauabschnitten wurde die Wasserversorgung des Gebietes nordlich von Aschaffenburg bis
zur Landesgrenze nach Hessen auf absehbare Zeit gesichert. Ahnlich stellt sich die Lage im
Verbandsgebiet des Zweckverbandes der Aschafftalgemeinden dar. Der Zweckverband ist nach dem
gréRtenteils erfolgten Abschluf der BaumafRnahmen in der Lage, rund 30.000 Einwohner ausreichend
mit hygienisch einwandfreiem Trinkwasser zu beliefern.

Die Anlagen der Spessart-Gruppe und der Aschafftal-Gruppe kénnen als Beispiel daflir gelten, wie
eine gréfRere Anzahl unzureichender Einzelanlagen durch einen lberértlichen Verbund in einer ersten
Stufe saniert werden kann. Auf weite Sicht gesehen, werden allerdings neue Uberlegungen
anzustellen sein. Fur die optimale Versorgungssicherheit gerade von Fernwasserversorgungsanlagen
ist zu fordern, da diese nicht nur moglichst Gber mehrere Wassergewinnungsanlagen verfligen,
sondern dall sie zur gegenseitigen Aushilfe untereinander mit moglichst leistungsfahigen
Verbundeinrichtungen zusammengeschlossen werden. Fir die weitere Zukunft ist aus diesen
Grinden eine einheitliche Wasserversorgung fir den Stadt- und Landkreis Aschaffenburg
anzustreben. Dieses Ziel bedingt vor allem einen versorgungstechnischen Verbund zwischen der
Spessart-Gruppe, der Aschafftal-Gruppe, den Stadtwerken Aschaffenburg und den restlichen
Gemeinden im Umland Aschaffenburgs mit eigenen Versorgungsunternehmen. Das Bayer.
Landesamt flir Wasserwirtschaft hat die nétigen Baumalinahmen fir die Stadt Aschaffenburg und den
Landkreis Aschaffenburg in einer Studie vom 19. 05. 1978 aufgezeigt. Diese Studie ist beim Ausbau
der Wasserversorgung zu beachten.
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Der mittlere und insbesondere der sldliche Teil der Region muf’ wegen des schlechten hygienischen
Zustandes der bestehenden Anlagen grofrdumig - mit Wassergewinnung aus wenigen,
mengenmafig sicheren und hinsichtlich der Qualitdt einwandfreien ErschlieBungsgebieten - saniert
werden.

Durch die positiven Ergebnisse der Erkundungen im Maintal bei GroRBwallstadt und bei Rdllfeld mit ei-
ner maximal moglichen Entnahme von ca. 300 I/s und 100 I/s und durch die Beiziehung bereits
vorhandener erweiterungsfahiger Wassergewinnungsgebiete ist es moglich, das Gebiet des
Landkreises Miltenberg Uberortlich aus gesicherten Wasservorkommen zu versorgen (zur
Grundwassererkundung vgl. 2.4).

Das Bayer. Landesamt fiir Wasserwirtschaft hat die
noétigen Baumalnahmen fiir den Landkreis Miltenberg
in einer Studie vom 22. 05. 1978 aufgezeigt.

Danach soll der Landkreis Miltenberg im wesentlichen
durch zwei grof3raumige Verbundsysteme versorgt
werden, wobei neben 6rtlichen Grundwasserentnahmen

- der nérdliche Teil des Landkreises im wesentlichen aus dem ErschlieRungsgebiet GroRwallstadt,

- der stidliche Teil des Landkreises im wesentlichen aus dem im nérdlichen Bereich nicht benétigten
Wasser des Erschlielungsgebietes Grolwallstadt, dem Wassergewinnungsgebiet Erlenbach a.
Main, dem ErschlieRungsgebiet Rollfeld und dem Wassergewinnungsgebiet Kleinheubach

beliefert werden sollen, Die Studie ist beim Ausbau der Wasserversorgung zu beachten.

Zur Steigerung der Versorgungssicherheit insbesondere im Landkreis Miltenberg sollte eine moglichst
frihzeitige Anbindung der Wasserversorgungsnetze im Landkreis Miltenberg an die Anlagen der
ErschlieBungen im Raum Aschaffenburg angestrebt werden.

Im Aschaffenburger GroRraum wird moglicherweise fir den Endausbau noch Zusatzwasser bendtigt.

Neben einer vollstdndigen Ausnutzung der Grundwasservorkommen im Aschaffenburger Becken wird
deshalb die Zufiihrung von Wasser aus der Region Wurzburg im Bedarfsfall nicht ausgeschlossen.
Das Problem des Zusatzwasserbedarfs in der Region Bayer. Untermain kann zweckmaRig zusammen
mit der Region Wiirzburg geldst werden, die ebenfalls einen Zusatzwasserbedarf hat.

Nach dem von der Obersten Baubehodrde im Bayer. Staatsministerium des Innern herausgegebenen
Grundwassererkundungsprogramm (“Grundwassererkundung in Bayern”, Minchen 1974) werden in
der Region grundwasserhoffige Gebiete erkundet. Die Erkundungen sind zum Teil abgeschlossen.
Dabei erwiesen sich bisher nur die Erkundungen bei Grofwallstadt und Roéllfeld als nutzbar (vgl. 2.2);
sie wurden durch die Einrichtung von Wasserschutzgebieten gesichert.

Die Grundwassererkundungsgebiete Alzenau i. UFr., Breitenbrunn (Gemeinde Faulbach) und
Ringheim (Gemeinde GroRostheim) werden gemalR LEP B XIl 3.1.2 als wasserwirtschaftliche
Vorranggebiete ausgewiesen. Die Ausweisung als wassetwirtschaftliehe Vorranggebiete dient der
vorlaufigen Sicherung der Grundwasservorkommen gegenuber konkurrierenden
Nutzungsanspriichen, bis eine Inschutznahme nach wassergesetzlichen Regelungen erfolgt ist.

Das wasserwirtschaftliche Vorranggebiet Alzenau i. UFr. Uberschneidet sich mit der Vorrang- sowie
Vorbehaltsflache flir Sand .Nordwestlich Alzenau” gemafl B IV 2.1.1.1. Es grenzt im Westen an ein
Trinkwasserschutzgebiet der Wasserversorgung der Stadt Hanau an. Die Ausweisung des
wasserwirtschaftlichen Vorranggebietes schliet den Sandabbau im Trockenabbau in diesem Gebiet
grundsatzlich nicht aus. Einzelheiten beim Sandabbau bleiben den jeweiligen Wasserrechtsverfahren
vorbehalten.

Die Versorgung des mittleren und sudlichen Teiles der Region beruht hauptsachlich noch auf
Einzelanlagen und kleinen Gruppenanlagen. Es ist auf lange Sicht geplant, sowohl die Einzelanlagen
als auch die kleinen Gruppenanlagen in die Uberdrtliche Lésung fir den Landkreis Miltenberg
einzubeziehen, soweit dies mit vertretbarem Aufwand mdglich ist. Dabei sind entweder technische
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Anschlisse oder geeignete organisatorische MalRnahmen vorzusehen. Dabei sollen leistungsfahige,
hygienisch einwandfreie Wassergewinnungsanlagen bestehen bleiben, da aus der Region Wirzburg
nur im begrenzten Umfang Wasser beigeleitet werden kann. Nur hygienisch und technisch
mangelhafte, ferner im Betriebs- und Unterhaltungsaufwand nicht zu vertretende kleine und
unwirtschaftliche Gewinnungs-, Férderungs-, Speicherungs- und Zuleitungsanlagen sind aufzulassen.

Mit den technischen bzw. organisatorischen Anschlissen ist die Voraussetzung geschaffen, dass nur
noch Anlagen betrieben werden, die von geschultem und qualifiziertem Personal betreut und
Uberwacht werden, bei entsprechenden technischen Voraussetzungen ein Uberértlicher
Mengenausgleich méglich ist und Dargebotsengpasse besser und leichter Gberwunden werden. Nur
so sind der Bestand und die Betriebssicherheit der mit hohen staatlichen Zuwendungen gefdrderten
und noch zu férdernden Anlagen gewahrleistet. Im Endausbau soll somit die Zahl der
Gruppenwasserversorgungsunternehmen in der Region auf wenige leistungsfahige Einheiten mit
geschultem Fachpersonal reduziert werden.

Die fur die Trinkwasserversorgung genutzten Grundwasservorkommen sind ortlich durch
konkurrierende Flachennutzurigen (z. B. durch landwirtschaftliche Intensivkulturen, Kies- und
Sandgewinnung u. a.) qualitativ beeintrachtigt oder gefahrdet. Es sollte deshalb verstarkt darauf
hingewirkt werden, dal} bei der landwirtschaftlichen Dingung und Schéadlingsbekampfung die
erforderliche Sorgfalt angewandt wird, um eine Verunreinigung des Grundwassers zu verhiten.

Industrie und Gewerbe haben teilweise einen erheblichen Betriebswasserbedarf. Dies gilt nicht nur fir
den Raum Aschaffenburg, sondern ist auch fir die tbrige Region bedeutsam.

Um das zum Teil mit hohem Aufwand gewonnene Trinkwasser sparsam zu bewirtschaften und um
das knappe, fur Trinkwasser nutzbare Grundwasser moglichst diesem Verwendungszweck
vorzubehalten, miissen die Betriebe in verstarktem MaRe ihren Bedarf an Betriebswasser aus
Grundwasser mit geringer Qualitat oder aus oberirdischem Wasser decken. Dies ist bereits bei der
Standortwahl fur neue Betriebe zu bericksichtigen.

Sobald die Uberleitung von Altmihl- und Donauwasser in das Regnitz-Main-Gebiet verwirklicht ist,
werden die Voraussetzungen zur Deckung des Betriebswasserbedarfs aus dem Main spurbar
verbessert werden.

Gewaidsserschutz

Entsprechend einem Beschlul des Bayer. Landtags vom 19. 07. 1973 legte die Oberste Baubehorde
im Bayer. Staatsministerium des Innern im Jahre 1974 ein .Sanierungsprogramm fir die
Abwasserbeseitigung und -reinigung in den Entwicklungsachsen Main und Regnitz” vor, das zum Tell
bereits abgewickelt ist und Uber die noch erforderlichen MaRnahmen Auskunft gibt. Das
Programmgebiet erstreckt sich in der Region entlang des Maintals von Faulbach bis Kahl a. Main und
umfasst damit auch den Verdichtungsraum Aschaffenburg.

Schwerpunkt des Gewasserschutzes in der Region ist in den nachsten Jahren der Main. Infolge
seiner durch die Stauhaltungen und die niedrigen Abflisse bedingten geringen Flieigeschwindigkeit
wirkt sich die hohe Belastung am Untermain besonders stark aus. Der biologische Abbau organischer
Schmutzstoffe wird durch die starke Erwarmung im Sommer unter hoher Sauerstoffzehrung bei
vermindertem  Sauerstoffeintrag  intensiviert. Ein  groBes  Nahrstoffangebot und hohe
Wassertemperaturen beglinstigen die Massenentwicklung von Algen.

Im Raum Obernburg a. Main war der Main (mittlerer NiedrigabfluB MNQ rund 45 m3/s) mit einer
Schmutzfracht von 7 t BSB,/Tag (BSBs = 5tagiger biochemischer Sauerstoffbedarf des behandelten
Abwassers = organische Restbelastung) allein aus dem Chemiefaserwerk bisher kritisch belastet
(Guteklasse Il bis Ill). Seit Sommer 1976 werden nun die Abwasser aus dem Chemiefaserwerk und -
Uber die Anlagen des Abwasserzweckverbandes Main-Moémling-Elsava - die Abwasser aus den
unmittelbar anliegenden Kommunen der Gemeinschaftsklaranlage “Bayer. Untermain GmbH”
zugeflihrt und gereinigt.

Unterhalb von Aschaffenburg weist der Main trotz Inbetriebnahme der mechanisch-biologischen
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Klaranlage Aschaffenburg, die statt bisher rund 5 t BSB5/Tag noch weniger als 1 t BSB,/Tag
Restschmutzfracht ableitet, die Guteklasse lll (stark verschmutzt) auf. Dieser Abschnitt ist eine der am
schwierigsten zu sanierenden Fluf3strecken Bayerns Im kommunalen Bereich ist deshalb neben dem
vollstandigen Anschlul der Einwohner sowie der kleineren Industrie- und Gewerbebetriebe an
mechanisch-biologische Anlagen auf lange Sicht eine weitergehende Reinigung bei den Klarwerken
der Stadt Aschaffenburg und auch der Abwasserverbande Main-Momling-Elsava und Main-Mud
vorgesehen.

Folgende gréRere Sammelkldranlagen wurden in den 70er Jahren in der Region entlang des Maines

in Betrieb genommen:

- Abwasserverband Main-Mud mit 100.000 E + EGW (Einwohner und Einwohnergleichwerte),

- Gemeinschaftsklaranlage “Bayer. Untermain GmbH” mit 185.000 E + EGW (fir den
Abwasserverband Main-Mémling-Elsava und das Chemiefaserwerk in Erlenbach a. Main),

- Gemeinde Groflostheim mit Anschlufd der hessischen Gemeinde Schaafheim mit 50.000 E + EGW,

- Stadt Aschaffenburg und Randgemeinden mit 200.000 E + EGW (biologische Stufe),

- Abwasserverband Untermain mit 50.000 E + EGW.

Die wichtigsten MaRnahmen im Bereich des Sanierungsprogramms fiir Main und Regnitz sind:

- Abschluly der Baumaflinahmen des Abwasserverbandes Main-Mémling-Elsava,

- Umstellung des Kiihlverfahrens im Warmekraftwerk Aschaffenburg,

- innerbetriebliche Mallnahmen im Zellstoffwerk in Stockstadt a. Main und im Papierwerk in
Aschaffenburg,

- Baubeginn der Anlagen zur Phosphatelimination und zur weitergehenden Reinigung fur
Aschaffenburg und die Abwasserverbéande Main-Mémling-Elsava und Main-Mud.

Uber die im Sanierungsprogramm fiir Main und Regnitz genannten MaRnahmen hinaus ist in der
restlichen Region der Ausbau der Sammler und Klaranlagen weiterzufiihren, um die Vorbelastung der
Zuldufe moglichst gering zu halten. An abflussschwachen Vorflutern missen an die
Abwasserreinigung sogar besondere Anforderungen gestellt werden.

Im Tal der Kahl, die Gber weite Strecken nur die Guteklasse Il bis Il (kritisch belastet) oder sogar llI
(stark verschmutzt) aufweist, haben sich deshalb die Gemeinden zu einem Abwasserverband
zusammengeschlossen. Die Bauarbeiten fir die Entwasserungskanale mit Sonderbauwerken sind in
vollem Gang. Die vollbiologische Verbandsklaranlage fir 54.000 E + EGW ist in Betrieb gegangen.

Im Raum Stadtprozelten hat der Abwasserzweckverband Sildspessart wesentliche Teile seiner
Verbandsanlagen fertiggestellt. Die vollbiologische Verbandsklaranlage fir 15.000 E + EGW st in
Betrieb gegangen.

Insgesamt wird eine Erhéhung des Anschlussgrades der Bevolkerung an mechanisch-biologische
Klaranlagen auf 92 % im Jahre 1990 angestrebt:

Anschlussgrad in %

Stand 1980 Ziel 1990
(mech. und (mech.-
Gebiet mech.-biologisch biologisch)
Stadt
Aschaffenburg 98 99
Landkreis
Aschaffenburg 68 90
Landkreis
Miltenberg 51 85
Region 67,5 92

Die FlieRgewasser der Region kennzeichnet ein zumeist rasch fallender AbfluR in Trockenzeiten. In
diesen Fallen sind die Vorfluter durch Abwassereinleitungen nur entsprechend gering belastbar. Auch
der Main als Hauptvorfluter bringt in solchen Perioden infolge der vielen Stauhaltungen und niedrigen
Abflisse zahlreiche Probleme fiir die Selbstreinigungskraft und die Belastbarkeit. Es mul} bereits
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durch eine richtige Standortwahl von abwasserintensiven Betrieben dafir Sorge getragen werden,
daR die Beeintrachtigung der Gewasser mdglichst gering gehalten wird.

Fir abwasserintensive Betriebe ist an den Nebengewassern des Maines keine Aufnahmekapazitat
mehr vorhanden. Lediglich in einigen Abschnitten des Maintals ist ein Gewasser-
Entwicklungsspielraum flir abwasserintensive Betriebe gegeben, zumal nach der Verwirklichung der
geplanten Uberleitung von Zusatzwasser aus dem Donauraum mit einer Stabilisierung der
Guteverhaltnisse gerechnet werden darf.

Das Entnehmen von Wasser aus dem Main und seinen Nebengewassern flir betriebliche Zwecke und
das Wiedereinleiten des entnommenen Wassers ist auch weiterhin méglich, wenn die Benutzung des
Wassers im Rahmen einer wasserrechtlichen Erlaubnis geschieht und die Gewassergite nicht
beeintrachtigt wird. Derartige Betriebe gelten nicht als abwasserintensiv.

Die kritischen Gewasserglteverhaltnisse im Main unterhalb Aschaffenburg und die Schwierigkeit der
Sanierung sind in erster Linie auf die Belastung aus den Papier- und Zellstoffwerken in Aschaffenburg
und Stockstadt a. Main zurickzufihren. Erhebliche Anstrengungen zur Verminderung der
Restverschmutzung flihrten dazu, dal® nach wasserrechtlichen Bescheiden ab 01.05.1979 die
Abwassereinleistungen aus dem Werk Aschaffenburg auf eine Schmutzlast von 8 t BSBs/Tag, aus
dem Werk Stockstadt a. Main auf 33 t BSBs/Tag (BSBg = 5-tagiger biochemischer Sauerstoffbedarf
des behandelten Abwassers = organische Restbelastung) begrenzt werden konnten. Nachdem aus
wirtschaftlichen Erwagungen von der urspringlich bis 1979 vorgesehenen Stillegung des
Zellstoffwerkes in Stockstadt a. Main wieder Abstand genommen wurde, war in den Bescheiden
vorgesehen, bis 01.01.1980 die Schmutzfracht aus diesem Werk auf 22 t BSBs/Tag zu beschranken.
Langerfristig ist geplant, die Schmutzfracht aus beiden Werken weiter herabzusetzen.

Das Warmekraftwerk Aschaffenburg erwarmt nach dem .Warmelastplan Bayern 1981”
(herausgegeben von der Obersten Baubehdrde im Bayer. Staatsministerium des Innern) den Main
wegen der dort angewandten Durchlaufkiihlung in kritischen Niedrigwasserperioden im Sommer
teilweise auf 28°C. Es ist vorgesehen, durch Umstellung auf Kiihltirme, die dem neuesten Stand der
Technik entsprechen, die Warmebelastung des Maines herabzusetzen. Eine finanzielle Beteiligung an
den AusgleichsmalRnahmen fir die Verdunstungsverluste ist ebenfalls vorgesehen.

Zur Stabilisierung der Gewassergiteverhaltnisse im Main wird neben den Malnahmen der
Abwasserreinigung die Niedrigwasseraufbesserung durch das Uberleiten von Altmihl- und
Donauwasser einen wichtigen Beitrag liefern. Die Uberleitung wird es ermdglichen, den mittleren
Niedrigwasserabflul® erheblich zu erhéhen und damit die auch nach der Abwasserreinigung noch
vorhandenen abbaubaren Stoffe sowie die Warmebelastungen schadlos aufzunehmen.

Bis zur Wirksamkeit aller dieser Mallnahmen kann insbesondere im Sommer, aber auch im Frihjahr
und Frihherbst bei geringem Abflud und hoher FluBwassertemperatur der Sauerstoffhaushalt
gefahrdet sein. In diesen Fallen werden entsprechend dem Alarm- und Einsatzplan fir den Untermain
Produktionsumstellungen in Industriebetrieben, Betriebseinschrankungen in Warmekraftwerken sowie
Sauerstoffeintrag durch Turbinen- oder Wehrbelliftung oder BellftungsmaBnahmen in den
Kraftschlussbecken der Warmekraftwerke auch fur die ndchste Zukunft nicht zu umgehen sein. Ein
Abstimmen des bestehenden Alarm- und Einsatzplanes mit dem Ausbau der automatischen
GutemeRstationen, die im Rahmen der Errichtung eines Gewassergitemelnetzes erstellt werden, ist
deshalb geboten.

Regelung des Bodenwasserhaushalts

Eine Bewasserung ist insbesondere auf den meist sandig-kiesigen Boden im Maintal, die zudem eine
intensive landwirtschaftliche Nutzung aufweisen, erforderlich. Auch durch die Flurbereinigung werden
Bewasserungsmalinahmen beglinstigt.

Voraussetzung fir die Bewasserung (Beregnung) ist die Sicherstellung des dafir erforderlichen — und
zweckmafig dafir zu verwendenden — Oberflachenwassers. Da die Wasserentnahme in der
Hauptsache aus dem Main erfolgen muf3, ist die Erhdhung des Niedrigwasserabflusses des Maines
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durch Uberleitung von Altmiihl- und Donauwasser auch aus der Sicht der Bewésserung dringlich. Die
noch stérker als die Beregnung wassersparende Tropfchenbewasserung wird zunehmend Bedeutung
erlangen.

Fir die nachsten Jahre zeichnet sich bei der Bewasserung ein groer Zuwachs ab. Bis 1990 wird mit
einem Ansteigen der Beregnungsflache auf rund 1.000 ha (Stand 1980: etwa 250 ha) gerechnet, was
einem Zuwachs von 300 % entsprechen wiirde. In der Beregnungsflache von 250 ha sind auch noch
ungenehmigte Anlagen enthalten. Die kiinftig mogliche Gesamtberegnungsflache entspricht rund 2,3
% der landwirtschaftlichen Nutzflache.

Die Bewasserungsmaflnahmen sind insgesamt dringlich, wie aus entsprechenden Antrdgen und
Anfragen sowie aus der Zahl der ungenehmigten Anlagen hervorgeht. Der Schwerpunkt der
MafRnahmen liegt im Maintal und seinen angrenzenden Flachen.

Abflussregelung

Der Main ist als Wasserstrafle mit Kraftwerkskette ausgebaut. HochwasserschutzmafRnahmen sind
nur an einzelnen Strecken mit Auffillung bzw. Deichbauten durchgefiihrt. Bis auf Kleinostheim,
Stockstadt a. Main, Mainaschaff und Teile von Aschaffenburg (Mainschleife) sind samtliche
Gemeinden entlang des Maines nur unzureichend gegen Hochwasser geschiitzt. Besonders betroffen
sind die Ortskerne von Stadtprozelten, Dorfprozelten, Collenberg, Miltenberg und Wérth a. Main. Ein
Gewasserschutz zum Zwecke eines moglichst guten Schutzes der Bevolkerkung vor Hochwasser ist
in diesen Ortschaften aufgrund der Gegebenheiten schwierig — u. a. aus stadtebaulichen Griinden.

Soweit hochwassergefahrdete Siedlungsgebiete nicht vor Uberschwemmungen geschiitzt werden
kénnen, besteht die Méglichkeit, Nutzungsanderungen der betroffenen Gebaude oder Umsiedlungen
durchzufihren. Es wird vorgeschlagen, den stark hochwassergeféahrdeten Kernbereich der Stadt
Worth a. Main in der Umgebung des alten Rathauses zum Sanierungsgebiet zu erklaren.

Ein vollstandiger Hochwasserschutz bis zu einem bestimmten Ausbauabflufl ist am Main nicht ganz
so vordinglich wie an den kleinen Gewassern, da eine gentigend lange Vorwarnzeit besteht. Diese
Vorwarnzeit ermdglicht eine rechtzeitige Vorbereitung auf die zu erwartende Hochwasserwelle.
Wesentlich ist hier eine Abstimmung des Warnsystems auf diesen sog. passiven Hochwasserschutz.

Die AbfluBleistung der Nebengewasser des Maines in den Ortsbereichen ist teilweise sehr gering, so
dass bereits mittlere Hochwésser groRflachige Uberflutungen hervorgerufen. Ein Teil der geplantenten
HochwasserfreilegungsmalRnahmen ist auch durch abflussbeschleunigende MalRnahmen bei
Flurbereinigungsverfahren veranlasst. Hier sind Kostenbeitrdge von den Teilnehmergemeinschaften
zu fordern. Mehrere Hochwasserfreilegungsmaflinahmen sollen wegen des leichteren Grunderwerbs
zusammen mit Flubereinigungsverfahren ausgefihrt werden.

Geplante Hochwasserfreilegungen (Auswahl):

Ort bzw. Ortsteil Gewasser
Altenbuch Faulbach
Alzenau i. Ufr,, Stadt (in Bau) Kahl

Alzenau i. Ufr.; OT Michelbach Kahl

Alzenau i. Ufr.; OT Kalberau (in Bau) Kahl
Aschaffenburg, OT Gailbach Gailbach
Bessenbach, OT Oberbessenbach Bessenbach
Elsenfeld Elsava
Goldbach, OT Unterafferbach (in Bau) Afferbach
Goldbach/Hdsbach (im Zuge der

geplanten Verlegung der B 26) Aschaff
Heigenbriicken Lohr

Laufach Laufach
Ménchberg BrunnfloBwiesengraben
Waldaschaff Kleine Aschaff
Weilbach Weilbach
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Soweit es die Regelung des Hochwasserabflusses erfordert, sind nach § 32 Wasserhaushaltsgesetz
Gebiete, die bei Hochwasser (berschwemmt werden, zu Uberschwemmungsgebieten zu erklaren.
Uberschwemmungsgebiete sind natiirliche Retentionsrdume, die zu Verminderung der
Hochwasserspitzen  beitragen und daher erhalten werden missen. Von groRerer
wasserwirtschaftlicher und raumordnerischer Bedeutung sind insbesondere die
Uberschwemmungsgebiete der Gewasser erster und zweiter Ordnung.

Die Talrdume der Gewasser in der Region sind bis auf die Untermainebene relativ eng, so dass die
verschiedenartigen, zuum Teil stark konkurrierenden Nutzungen in den Talern — wie z. B. Erholung,
Siedlung, Industrie, Landwirtschaft und Verkehr — eine Abstimmung verlangen. Der Siedlungsdruck in
die Uberschwemmungsgebiete ist in der Region besonders ausgepragt. Eine Einengung der
Talraume durch Ansiedlung in Gewasserndhe hat stets einen Verlust an Retentionsraum, oft auch
eine Stoérung des Hochwasserabflusses zur Folge. Eine Ausweitung der Bebauung einschl.
Industrieansiedlung und die Schaffung neuer Verkehrswege sollen in den
Uberschwemmungsgebieten mdglichst vermieden werden und sind ohne AusgleichsmaRnahmen an
den Gewassern nicht mehr durchzufiihren.

Die Niederschlagsgebiete der Gersprenz, MOmling, Mud und Er-f - alles Gewasser zweiter Ordnung -
liegen zu einem grofRen Teil in Hessen bzw. Baden-Wirttemberg. Die Gersprenz und Mémling treten
erst in ihrem Unterlauf in die Region ein. Wasserbauliche MalRnahmen gré3eren Umfangs im Oberund
Mittellauf dieser Gewasser wirken sich auch auf ihr AbfluRverhalten im Unterlauf aus. Dies gilt
insbesondere fiir die Mdmling, deren verhaltnismalig enges Tal dicht besiedelt ist. Hier fihrt der
hessische Wasserverband Mémling” umfangreiche AusbaumafRnahmen durch.

Dort, wo abfluRregelnde und die Gewassergute der Flieligewasser wesentlich andernde MalRnahmen
(durch Abwassereinleitungen, Stauerrichtungen usw.) vorgesehen sind, ist auf eine rechtzeitige
Abstimmung im Rahmen der .gemeinsamen grenziiberschreitenden Rahmenplanung des Landes
Hessen und des Freistaates Bayern” und der sonstigen Kontakte zwischen den benachbarten
Landern hinzuwirken.

Technischer Umweltschutz
Abfallbeseitigung

Far dieses Ziel besteht ein aufgestellter und verbindlicher Teilplan des Abfallbeseitigungsplans -Bek
des StMLU vom 22.05.1978, LUMBI 1978 S. 71sowie 1. Fortschreibung vom 21. 08. 1980, LUMBI
1980 S. 108 -. Der Teilplan Hausmdill und hausmillahnliche Abfalle ist ein fachlicher Plan nach Art. 15
BayLplG. Die in ihm enthaltenen Ziele der Raumordnung und Landesplanung sollen gern. Ziff. Il 3.2
der Bek des StMLU vom 25.08.1975 Uber die Ausarbeitung und Verbindlicherklarung von
Regionalpldnen (LUMBI 1975 S. 101) nachrichtlich in den Regionalplan Gbernommen werden.

Fir das Gebiet Bayer. Untermain liegt ein Projektgutachten von 1972 vor. Aufgrund des hohen
Abfallaufkommens und der geringen Deponiekapazitaten wurde der Bau einer zentralen maschinellen
Anlage als langfristige Losung vorgeschlagen. Die Vorbereitungsarbeiten zur Festlegung des
Standorts und zum Bau der Anlage muissen so bald wie mdglich durchgefihrt werden. Bei einem
zentralen Standort in der Region ware keine Umladestation notwendig, wohl aber bei einem Standort
im Norden oder im Suden der Region.

Bei der Auswahl der Anlagenart kann zwischen einer Kompostanlage mit Reststoffverbrennung, einer
thermischen Verwertungsanlage (z. B. Pyrolyseanlage) sowie anderen maschinellen Verfahren (z. T.
mit Sortiereinrichtung) gewahlt werden.

Hinsichtlich der Investitionskosten und der jahrlichen Betriebskosten bestehen zwischen einer
Kompostanlage mit Reststoffverbrennung und einer reinen Verbrennungsanlage erfahrungsgemaf
keine wesentlichen Unterschiede. Entscheidend fiir die Auswahl ist, ob der Kompost rentabel
abgesetzt werden kann. In der Region ist dies wohl kaum mdglich.
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GroRere Pyrolyseanlagen sind derzeit noch nicht ausreichend erprobt, so da® nach dem derzeitigen
Erkenntnisstand fur die Region eine Verbrennungsanlage in Betracht gezogen werden mufte. Vor der
Errichtung der Anlage sollte die Mdglichkeit des Baues einer Pyrolyseanlage noch einmal Gberpruft
werden.

Bis zur Errichtung einer zentralen maschinellen Anlage stehen derzeit die Deponien Stockstadt a.Main
(Landkreis Aschaffenburg), GroRheubach und Wo6rth a. Main (Landkreis Miltenberg) als
Ubergangsdeponien zur Verfligung. Die Deponie Groftheubach wird in absehbarer Zeit verfiillt sein.
Ggf. miissen weitere Ubergangsdeponien eingerichtet werden.

Als Alternative zu der Errichtung einer maschinellen Anlage in der Region kommt mdglicherweise
auch der Anschluf} der Region an eine geplante Abfallverbrennungsanlage im Main-Kinzig-Kreis
(Hessen) in Betracht. Bei Verhandlungen zwischen dem Landkreis Aschaffenburg und dem Main-
Kinzig-Kreis wurde erwogen, den Landkreis Aschaffenburg und ggf. die gesamte Region an eine
geplante Abfallverbrennungsanlage im Main-Kinzig-Kreis anzuschlieRen. Die Realisierung dieser
Anlage ist aber inzwischen zweifelhaft. Fir den Landkreis Aschaffenburg und fir den Landkreis
Miltenberg wirde bei dieser Alternative der Betrieb je einer Umladestation erforderlich. Hierdurch
wirde eine kostenoptimale Losung unter Berlicksichtigung der Verwaltungsgrenzen erreicht.

Im Falle der Errichtung dieser Abfallverbrennungsanlage (Alternative) ist die vorlibergehende
Ablagerung von Abfallen aus dem Main-Kinzig-Kreis in einer Deponie bei Kleinostheim (Landkreis
Aschaffenburg) vorgesehen. Das Raumordnungsverfahren fiir diese Deponie wurde von der
Regierung von Unterfranken durchgefihrt, wobei das geplante Vorhaben in der landesplanerischen
Beurteilung vom 09. 09. 1976 bei Einhaltung von Auflagen und Bedingungen positiv beurteilt wurde.
Das Planfeststellungsverfahren wurde bereits eingeleitet.

Fir dieses Ziel besteht ein aufgestellter und verbindlicher Teilplan des Abfallbeseitigungsplans - Bek
des StMLU vom 01.02.1977, LUMBI 1977 S. 1 sowie 1. Fortschreibung vom 15. 12. 1980,
LUMBI1981 S. 6 -. Der Teilplan Sondermiill ist ein fachlicher Plan nach Art. 15 BayLplG. Die in ihm
enthaltenen Ziele der Raumordnung und Landesplanung werden nachrichtlich in den Regionalplan
Ubernommen und erganzt.

Ziele Teilplan Sondermll (nachrichtlich)

,Die in der Stadt Aschaffenburg bestehende Sondermillsammelstelle der GSB ist dem jeweiligen
Sondermillaufkommen anzupassen.

Der Einzugsbereich der Sammelstelle umfasst die Stadt Aschaffenburg und die Landkreise
Aschaffenburg und Miltenberg.”

Begriindung Teilplan Sondermill (nachrichtlich)

,,Die GSB Ubernahm im Jahre 1971 von der ehemaligen Vereinigung fir Siedlungswasserwirtschaft
eV. (VSW) die Sondermillsammelstelle in Aschaffenburg. Infolge des wachsenden
Sondermillaufkommens waren die Kapazitdt und Funktionstiichtigkeit der Sammelstelle nicht mehr
ausreichend. Daher mufite diese Sammelstelle inzwischen von der GSB zu einer funktionsgerechten
und leistungsfahigen Anlage ausgebaut werden. Durch die inzwischen durchgefiihrten
EinzelmaBnahmen (Errichtung einer Trennanlage, Ausbau der Zwischenlagerbecken, Beschaffung
von Arbeitsmaschinen, Ausbau des Betriebsgebdudes und der Werkhalle, Errichtung einer Fahrzeug-
Waage) sind eine ordnungsgemafle Sammlung, Lagerung und Vorbehandlung des jeweils
anfallenden Sondermidills sichergestellt.

Die Sammelstelle muf® bis zur Errichtung der Sammelstellen in den Regionen 2 und 3
Sammelstellenfunktionen fir den gesamten unterfrankischen Raum ausiben. Bis zur Errichtung von
Sondermillbeseitigungsanlagen im angrenzenden hessischen und baden-wirttembergischen Raum
kénnen weiterhin etwaige freie Kapazitdten der Sammelstelle Aschaffenburg fir den auf hessischer
und baden-wirttembergischer Seite anfallenden Sondermdill zur Verfligung gestellt werden.

Nach dem Endausbau des Sammelstellennetzes Ubernimmt die Sammelstelle Aschaffenburg
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Sammelfunktionen fiir die Stadt Aschaffenburg sowie flir die Landkreise Aschaffenburg und
Miltenberg. In diesem Bereich fielen 1975 rund 8.900 t Sondermull an: fur 1980 wird ein Aufkommen
von rund 11.600 t erwartet.” (Stand 1985: 16.000 t).

“Bei der weiteren technischen Ausstattung der Anlage ist zu berlcksichtigen, dal der Sondermull im
wesentlichen aus den Branchen des Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbaues, des Holz-, Papier- und
Druckgewerbes, der Elektrotechnik und der chemischen Industrie stammt.”

Im Landkreis Aschaffenburg verfigen noch nicht alle Gemeinden uUber Altélsammelstellen fir
Kleinverbraucher (Selbstwechsler). Zur llickenlosen Entsorgung sollen in diesen Gemeinden
entsprechende Sammelstellen vorgesehen werden.

Im Landkreis Miltenberg besteht bereits seit 1974 die Mdglichkeit, Altol bei der jeweiligen Gemeinde
abzugeben. Die gemeindlichen Altdlsammelbehalter werden von einer Privatfirma kostenlos entleert.

Unberthrt bleiben die Entsorgung und Beseitigung von Altél nach dem Altélgesetz.

Uber die Errichtung und den Betrieb von Anlagen zur Lagerung und Behandlung von Autowracks hat
das Bayer. Staatsministerium fir Landesentwicklung und Umweltfragen ein Merkblatt veréffentlicht
(LUMBI 1977 S 128).

Zur ordnungsgemalen Beseitigung von Autowracks sollen fir die Region Autowrackplatze
(Sammelstellen und Verwertungsanlagen) errichtet werden. lhre Zahl ist auf ein Mindestmall zu
beschranken, da sie die Umwelt gefadhrden und beeintréchtigen. In der Regel sind nicht mehr als zwei
zentrale Autowrackplatze pro Landkreis oder kreisfreie Stadt fiur die Autowrackentsorgung
erforderlich.

Als Standort fiir einen zentralen Autowrackplatz in der Stadt Aschaffenburg ist das Hafengebiet
geeignet. In diesem Gebiet bestehen schon mehrere Autowrackplatze. Die an die Errichtung und den
Betrieb eines solchen Platzes zu stellenden Anforderungen kdnnen dort erfiillt werden.

Die Anforderungen lassen sich ebenfalls bei dem z.Z. schon betriebenen Autowrackplatz in Karlstein
a. Main, OT Dettingen, erflllen, so dal sich dieser Platz als zentraler Autowrackplatz flr den
westlichen Teil des Landkreises Aschaffenburg anbietet.

Die in Stockstadt a. Main bestehende Anlage ist nicht erweiterungsfahig. Die bestehenden
Autowrackplatze in Alzenau i. UFr., OT Michelbach, in Kleinostheim, in Karlstein a. Main, OT
GroRwelzheim, und in Mémbris, OT Koénigshofen a. d. Kahl, erfiillen nicht die Anforderungen des
Autowrackmerkblattes.

Die beiden bestehenden Autowrackplatze in der Stadt Miltenberg und der Gemeinde Sulzbach a.
Main stellen die Autowrackbeseitigung im Landkreis Miltenberg sicher. Sie sollen als zentrale
Autowrackplatze weiterbetrieben werden.

Zur vollstandigen Erfassung der Altreifen soll ein Netz von Sammelstellen eingerichtet werden. Dabei
sollte das Einzugsgebiet flr eine Sammelstelle den Bereich eines Landkreises nicht Uberschreiten,
um moglichst kurze Anfahrtsstrecken zu erhalten.

Im Landkreis Aschaffenburg besteht auf der zentralen Milldeponie in Stockstadt a. Main eine
Altreifensammelstelle.

Im Landkreis Miltenberg bestehen Sammelméglichkeiten fiir Altreifen auf den Ubergangsdeponien
Grof3heubach und Wérth a. Main.

In letzter Zeit wurden verschiedene Verfahren fiir die Verwertung von Altreifen entwickelt, wie z. B.
Einsatz in der Zement- oder Kalkstickstoffindustrie, Granulatherstellung, Verfeuerung in speziellen
Verbrennungsanlagen, Pyrolyse. So werden bereits bei zwei Zementwerken in der Region Wirzburg
(Karlstadt und Lengfurt) Altreifen als Brennstoffe verwendet und dadurch fossile Brennstoffe
eingespart. In den Zementwerken werden auch Altreifen aus der Region Bayer. Untermain eingesetzt.
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Tierische Abfalle sind die in § 1 des Tierkorperbeseitigungsgesetzes vom 02.09.1975 (BGBI | S. 2313;
S. 2610) aufgefiihrten Tierkorper, Tierkorperteile und tierischen Erzeugnisse.

Die in der Stadt und im Landkreis Aschaffenburg anfallenden Tierkorper, Tierkorperteile und tierischen
Erzeugnisse werden in der Tierkdrperbeseitigungsanstalt Niederwdllstadt (Kreis Friedberg, Hessen),
die im Landkreis  Miltenberg  anfallenden  tierischen  Abfdlle  werden in  der
Tierkorperbeseitigungsanstalt Hardheim (Neckar-Odenwald-Kreis, Baden-Wirttemberg)
ordnungsgemal beseitigt. Die Beseitigung der tierischen Abfalle ist in der Region damit gesichert. Die
Errichtung von Sammelstellen oder einer neuen Tierkorperbeseitigungsanstalt in der Region ist nicht
erforderlich.

Luftreinhaltung

Der Verdichtungsraum Aschaffenburg ist neben einer unglnstigen meteorologischen und
orographisehen Situation durch eine deutliche grofRraumige Immissionsbelastung vor allem an SO2
(Schwefeldioxid) gekennzeichnet. Die Belastung durch No (Stickoxide), CO (Kohlenmonoxid), CyHm,
(Kohlenwasserstoffe) und Staub kann als primar verkehrsbedingt angesehen werden und hat daher
keinen grolRrdumigen Charakter. Bioindikatoruntersuchungen zeigen teilweise relativ hohe
Schwefelanreicherungen in den Indikatorbaumen an.

Aufgrund des 5 44 Abs. 2 Satz 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) hat die Bayer.
Staatsregierung die Stadt und den Landkreis Aschaffenburg als Belastungsgebiet festgesetzt
(Verordnung Uber die Festsetzung von Belastungsgebieten nach dem BImSchG vom 29.04.1976,
BayGVBI S. 176). Fur das Belastungsgebiet wurde vom Landesamt flir Umweltschutz ein
Emissionsund Immissionskataster nach Q 46 BImSchG aufgestellit.

Das Belastungsgebiet Aschaffenburg umfalt den gesamten Landkreis Aschaffenburg, obwohl nur
Teilgebiete des Landkreises, vor allem das Maintal und die Randgebiete der Stadt Aschaffenburg, als
belastet angesehen werden kénnen. GroRRe Teile des Landkreises, insbesondere der Osten mit dem
Spessart, sind dagegen nur gering oder nicht belastet. Der Regionale Planungsverband ist daher fir
eine Herausnahme dieser Gebiete aus dem Belastungsgebiet Aschaffenburg.

Im einzelnen ergibt sich folgendes Bild:
Stadt Aschaffenburg

In der Stadt Aschaffenburg liegt eine deutliche Emissionsdichte an SO,, CO, NO,, C,H,, und Staub
vor. Sie wird hauptsachlich durch Industrie und Stralenverkehr, weniger durch Hausbrand verursacht.
Die starken Emissionen fiihren aufgrund der unglinstigen orographischmeteorologischen Verhaltnisse
sowie der Vorbelastung durch den hessischen Teil des Verdichtungsraumes Rhein-Main zu einer
deutlichen Immissionsbelastung.

Landkreis Aschaffenburg

Die Emissionsdichte im Landkreis Aschaffenburg an S02, CO, NOx, CnHm und Staub ist insgesamt
gering, sie ist allerdings nicht gleichmaRig verteilt. Der Westen des Landkreises, vor allem das Maintal
und die Randgebiete der Stadt Aschaffenburg, sind durch die Emissionen aus Industrie und
Hausbrand starker belastet als der Osten des Landkreises. Zusammen mit der Vorbelastung durch
den hessischen Teil des Verdichtungsraumes Rhein-Main ergeben sich im Westen des Landkreises
merkliche Immissionbbelastungen. Verscharft wird die Situation dadurch, dall im Maintal h3ufig
Inversionswetterlagen auftreten.

Landkreis Miltenberg

Die Emissionsdichte im Landkreis Miltenberg an SO,, CO, NO,, C,H, und Staub ist insgesamtgering.
Ortlich - insbesondere im Raum Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main und allgemein im
Maintal - treten jedoch merkliche Immissionsbelastungen auf, die hier noch durch Geruchsstoffe wie
Schwefelwasserstoff und sonstige schwefelhaltige Verbindungen verstarkt werden.
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Bedingt durch die bestehende Vorbelastung und die unginstige orographisch-meteorologische
Situation im Maintal bedarf es bei der Errichtung und der Erweiterung emittierender Anlagen
insbesondere im Verdichtungsraum Aschaffenburg einer sorgfaltigen Uberpriifung der zu erwartenden
Immissionssituation. Bei allen MaRnahmen zur  Emissionsbegrenzung sind die
immissionsschutzrechtlichen Bestimmungen (BImSchG) malRgebend. Hinsichtlich der Begrenzung der
Emissions- und Immissionswerte wird auf die Vorschriften der Techn. Anleitung zur Reinhaltung der
Luft (TA Luft) und der Grof3feuerungsanlagenverordnung hingewiesen.

Obwohl grundsatzlich eine moglichst geringe Emission anzustreben ist, wird bei zahlreichen
Anlagenarten wegen fehlender technischer Méglichkeiten mit ausreichender Wirksamkeit auf grof3e
Schornsteinhdhen zurtickzugreifen sein, um die Immissionen im Einwirkungsbereich der Anlage zu
vermindern. Die teilweise deutliche Vorbelastung und die Neigung zu Inversionswetterlagen sind bei
der Ermittlung der erforderlichen Schornsteinhéhen zu bertcksichtigen.

Zur Verbesserung der lufthygienischen Situation sollen insbesondere im Verdichtungsraum
Aschaffenburg die nach MalRgabe des Bundesimmissionsschutzgesetzes (Stand der Technik,
wirtschaftliche Vertretbarkeit) moglichen Sanierungsmaflinahmen an schadstoffemittierenden Anlagen
durchgefihrt werden. Zum Schutz der Bevdlkerung vor schadlichen und belastigenden
Luftverunreinigungen ist eine Verminderung der Emissionen an der Anlage gegenulber einer
Verringerung der Immissionen im Einwirkungsbereich der Anlage vorzuziehen.

Vordringlich ist eine Reduzierung der SOn-Emissionen. GroRere SOn-Emittenten befinden sich in
Aschaffenburg  (Warmekraftwerk, Papierfabrik), Karlstein a. Main, OT GroRwelzheim
(Warmekraftwerk), Stockstadt a. Main (Zellstoffabrik) und Erlenbach a. Main (Chemiefaserwerk).

Der Aschaffenburger Raum, insbesondere der nordwestliche Teil des Landkreises Aschaffenburg, ist
erheblich durch Immissionen aus dem hessischen Teil des Verdichtungsraumes Rhein-Main
vorbelastet (Kraftwerk Staudinger). Zur Verbesserung der Immissionssituation im bayerisch-
hessischen Grenzbereich ist u.a. eine grenziberschreitende Koordinierung umweltbeeinflussender
MaRnahmen anzustreben.

Die Luftbelastung der beiden Naturparke Spessart und Bayer. Odenwald ist zwar gering, wegen der
Okologischen Bedeutung und der wichtigen Erholungsfunktionen dieser Gebiete ist hier aber eine
besondere lufthygienische Schutzbedirftigkeit gegeben.

Besondere Beachtung verdient die lufthygienische Situation im Luftkurort Amorbach, der besondere
Schutzwirdigkeit genief3t. In Amorbach befindet sich ein gréRerer SOn-Emittent (Faserplattenwerk).
Hier ist eine detaillierte Untersuchung der Emissionsverhaltnisse notwendig.

Das MeRstellennetz des lufthygienischen Landesiiberwachungssystems Bayern (LUB) umfalte 1985
65 Stationen in Bayern, davon liegen zwei Stationen im Stadtbereich Aschaffenburg, eine in Kahl a.
Main und eine in Kleinwallstadt. Ein weiterer Ausbau des LUB-MeRnetzes ist derzeit nicht
beabsichtigt, da fir die Uberwachung und Beurteilung der lufthygienischen Situation am Untermain
aus fachtechnischer Sicht die vier LUB-Stationen sowie das Stichprobenmessnetz mit insgesamt 21
Probeentnahmeorten ausreichend sind.

Da sich in Erlenbach a. Main ein wesentlicher gewerblicher Emittent befindet, sollte der Raum
Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main weiterhin schwerpunktméafig beobachtet werden.
Sollte langerfristig das lufthygienische LandeslUberwachungssystem Bayern ausgebaut werden, so
sollte ergdnzend zum MeRpunkt Kleinwallstadt nach Méglichkeit auch noch eine Melistelle im Raum
Obernburg a. Main/Elsenfeld/Erlenbach a. Main eingerichtet werden, um genauere Aussagen zur
Immissionssituation bei austauscharmen Wetterlagen treffen zu kénnen.

Zur Erfassung der meteorologischen Situation im Aschafftal wurden vom Landesamt fir Umweltschutz
mehrjahrige serologische Untersuchungen durchgefiihrt. Diese Untersuchungen haben gezeigt, daf
im Aschafftal ein ausgepragtes Berg-Tal-Windsystem auftritt, das eine wesentliche Bedeutung fir den
Luftaustausch hat. Bei der Bauleitplanung im Raum Aschaffenburg ist daher darauf zu achten, daf}
das Berg-Tal-Windsystem im Aschafftal nicht durch Bebauung gestort wird.
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Als schadstoffarme Energiequellen fur Heizungsanlagen kommen heute Gas, Fernwarme und Strom
in Frage. Durch den Einsatz von Einrichtungen zur Verminderung von Emissionen bei zentralen
Versorgungsanlagen entsprechend dem Stand der Technik wird der Schadstoffausstol} gegeniber
Einzelfeuerungsanlagen erheblich vermindert. Hinzu kommt, daR durch die zur Erfillung der
Anforderungen der TA Luft Gblicherweise wesentlich héhere Quellhéhe (Schornsteinhéhe) gegentber
den Einzelemittenten auch die Immissionsbelastung zusatzlich vermindert wird.

Durch den Einsatz der Kraft-Warme-Koppelung lasst sich au3erdem noch der Prozel3wirkungsgrad
von Anlagen erheblich steigern, was zunachst zu einer Verringerung des Verbrauchs an
Primarenergie und somit letztlich auch zu einer Verringerung der Immissionsbelastung fihrt.

Die vom Hausbrand von Einzelfeuerungen herriihrende Immissionsbelastung ist besonders im
Bereich der stadtischen Siedlungsgebiete betrachtlich. Der starke EinfluR auf die
Schadstoffkonzentration in der Luft ist durch die geringe Quellhéhe zu begrtinden, durch die allgemein
eine ausreichende Verteilung der Emissionen erschwert wird. Zusatzlich treten in der kalteren
Jahreszeit haufig Inversionswetterlagen auf und fiihren zu einer weiteren Schadstoffanreicherung in
den bodennahen Luftschichten.

Im allgemeinen kann davon ausgegangen werden, daf} in Stadtgebieten Kraftfahrzeuge, Hausbrand
sowie Gewerbe- und Industriebetriebe zu je einem Drittel zu den Schadstoffemissionen beitragen.
Hohe verkehrsbedingte Immissionen von Kohlenmonoxid, Stickoxiden und Kohlenwasserstoffen
treten besonders an den am starksten befahrenen Stral’en im Stadtbereich auf (Hanauer Strale,
Weillenburger Strale, SchdnhornstralRe, Wodrzburger Strafle). Zur Verminderung der
verkehrsbedingten Immissionen kommen im moglichen Oberzentrum Aschaffenburg u.a. folgende
MafRnahmen in Frage, die teilweise bereits geplant sind oder durchgeflhrt werden:

- Neuanlage bzw. Erweiterung ortlicher Griinziige gemaf Landschaftsplan,

- weiterer Ausbau des offentlichen Nahverkehrsnetzes und Verwendung von schadstoffarmen oder
schadstofffreien Antrieben bei den 6ffentlichen Nahverkehrsmitteln,

- Schaffung weiterer Pkw-Stellplatze in Zentrumsnahe, insbesondere durch die Erstellung von
Parkhausern,

- weitere Optimierung des Verkehrsflusses mittels rechnergesteuerten Verkehrssignalanlagen auf
den Hauptverkehrsstral3en,

- Erweiterung der FuRgangerzone im Innenstadtbereich.

Larmschutz

Gebiete grofl¥flachiger Larmbelastung erstrecken sich in der Region insbesondere langs der beiden
genannten Uberregionalen Entwicklungsachsen im Maintal bzw. Aschafftal. Larmverursacher sind vor
allem Verkehr, Industrie und Gewerbe. MaRnahmen zur Verminderung des Larms sind in den beiden
Entwicklungsachsen vordringlich.

Stral3en- und Schienenverkehr

Zur Verminderung des Verkehrslarms an stark befahrenen Stral’en und Bahnlinien sollen geeignete
LarmschutzmalRnahmen durchgefihrt werden.

Die Larmbeeintrachtigungen im Bereich von Ortsdurchfahrten kénnen am wirkungsvollsten durch den
Bau von Ortsumgehungen reduziert werden (s. B 1X 2). Dabei ist allerdings darauf zu achten, dass
dies nicht zu neuen Larmbelastigungen bisher ruhiger Wohnsiedlungen flihrt.

Im Ubrigen soll im Einwirkungsbereich stark belasteter Verkehrswege eine Bebauung nur noch dann
erfolgen, wenn geeignete Schallschutzmallinahmen an Verkehrswegen oder an Wohngeb&uden den
Schutz vor Verkehrslarm sicherstellen. Ziel der Larmvorsorge darf aber nicht allein der Schutz vor
Larm im Innern von Wohngebauden sein, vielmehr missen durch zusatzliche Malnahmen an
Verkehrswegen oder durch die Anordnung der Gebaude auch im AuBenraum zumutbare
Gerauschbelastungen erreicht werden.
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Die groften Verkehrslarmemissionen in der Region gehen von der Bundesautobahn A3 Frankfurt -
Wiurzburg und der Bundesbahnstrecke Frankfurt - Aschaffenburg - Wirzburg aus. Erhebliche
Larmquellen stellen auch viele Bundes- und Staatsstralen sowie die Bundesbahnstrecke
Aschaffenburg - Darmstadt dar. Im einzelnen ergibt sich folgendes Bild:

Stadt Aschaffenburg

Beim StralRenverkehrslarm ist die BAB A 3 Frankfurt - Wirzburg im Norden der Stadt der starkste
Emittent. Im Bereich der angrenzenden Wohngebiete sollten so bald wie mdglich Schallschutzwalle
oder -wande errichtet werden, zweckmafigerweise zusammen mit der geplanten Erweiterung der
Autobahn auf sechs Fahrstreifen.

Starken Verkehrslarmeinwirkungen sind auch innerstadtische Gebiete ausgesetzt. Aktive
SchallschutzmalRnahmen an den Verkehrswegen sind hier meist nicht durchfiihrbar. Die B 8 und die B
26 sind vor allem am Tage wegen des Berufsverkehrs und des innerstadtischen Versorgungsverkehrs
starke Larmquellen. Durch die Bundesautobahn und die RingstraRe ist das Kerngebiet von
Aschaffenburg jedoch vom durchgehenden Lkw-Verkehr, vor allem zur Nachtzeit, im wesentlichen
entlastet.

Ein starker Linienemittent fur die Stadt ist ferner die Bundesbahnstrecke Wirzburg - Frankfurt mit ca.
300 Zugbewegungen je Richtung und Tag. Hinzu kommen im Bereich des Hauptbahnhofes die
Larmemissionen durch den Rangierbetrieb der Bundesbahn.

Landkreis Aschaffenburg

Wegen der hohen Verkehrslarmbelastung im Aschafftal (Autobahn, Eisenbahnstrecke, B 26) wird fir
diesen Bereich unter Ziff. 3.1.2 ein besonderes Ziel aufgefiihrt.

Bei den Stralen gehen starke Larmemissionen vor allem von den Bundesautobahnen A 3 Frankfurt -
Nurnberg und A45 GielRen - Aschaffenburg, den Bundesstraen 8, 26 und 469, der Staatsstrale 3115
sowie der KreisstraRe AB 16 aus. Beeintrachtigungen durch Verkehrslarm liegen auch an den
StaatsstralRen 2307,2308,2317,2444 und 3202 vor.

An der Bundesautobahn Frankfurt — Nirnberg sollte im Bereich der Gemeinden Waldaschaff und
Weibersbrunn so bald wie mdglich ein Schallschutzwall oder eine Schallschutzwand errichtet werden.

Bei einigen der genannten Strafen sind Umgehungsstralen fir besonders vom Verkehrslarm
betroffene Ortsdurchfahrten bereits in staatlichen Ausbaupldnen enthalten. Die Umgehung von
GroRostheim ist als kommunale Baumalnahme geplant. Verbesserungen fir die Ortsdurchfahrten der
B 8 in Kahl a. Main, Dettingen/Gemeinde Karlstein a. Main und Kleinostheim kénnen erwartet werden,
wenn die im Bundesfernstrallenbedarfsplan 1980 vorgesehene groRraumige linksmainische Lésung
verwirklicht werden sollte (Verlangerung der B 469 Uber die BAB A 3 hinaus bis Seligenstadt, Bau
einer neuen Mainbriicke zwischen Seligenstadt und Karlstein a. Main, OT Gro3welzheim, Anschluf}
an die bestehende B 8 bei Kahl a. Main).

Bei den Bahnlinien fliihren besonders die Strecken Frankfurt - Aschaffenburg - Wuirzburg und
Aschaffenburg - Darmstadt zu erheblichen Stérungen in Wohngebieten.

Im Bereich der Orte Heigenbriicken, Kleinostheim, Karlstein a. Main, Kahl a. Main (Bahnlinie Frankfurt
- Wirzburg) sowie Mainaschaff und Stockstadt a. Main (Bahnlinie Aschaffenburg - Darmstadt) sind
vordringlich Untersuchungen Uber die Realisierbarkeit von aktiven Schallschutzmalihahmen am
Bahnkdorper durchzufiihren; hierbei ist besonders zu prifen, welche Wirkungen sich durch Blenden in
unmittelbarer Gleisnahe zur Abschirmung der Fahrwerksgerausche erzielen lassen.

Schwierig wird der Schutz von Wohngebieten vor Bahnlarm durch herkdmmliche Schallschutzwénde
und Schallschutzwalle in Kahl a. Main, Stockstadt a. Main und Heigenbriicken sein, weil die dort
bestehende Bebauung sehr nahe an die Bahn heranreicht. In Heigenbricken ist zusatzlich die
topographische Situation fiir die Durchfiihrung von SchallschutzmaRnahmen sehr ungunstig.
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Blenden zur Abschirmung von Fahrwerksgerauschen kdnnten sich fir jene Teilstrecken der Bahnlinie
Aschaffenburg - Frankfurt eignen, die iber Umgebungsniveau verlaufen (Teile von Kleinostheim und
Kahl a. Main). Allerdings ware zunachst zu priufen, welche Wirkung sich durch eine Verblendung
erreichen 1aRt.

Auch in Laufach bedarf das durch die Bahn verursachte Larmproblem dringend einer Lésung.
Landkreis Miltenberg

Durch den Verlauf der stark frequentierten Uberregionalen Verkehrswege im nordlichen Teil der
Region ist der Landkreis Miltenberg weitgehend von Larmimmissionen aus dem Durchgangsverkehr
verschont. Die wesentliche Verkehrsanbindung des Landkreises erfolgt liber die B 469 und die am
Ostlichen Mainufer parallel verlaufende Staatsstralle 2309. Die an den beiden Stral3en gelegenen Orte
Worth a. Main und Trennfurt/Gemeinde Klingenberg a. Main sowie Sulzbach a. Main, Kleinwallstadt,
Elsenfeld, Erlenbach a. Main, Klingenberg a. Main, Rdllfeld/Gemeinde Klingenberg a. Main und
GroRheubach sind jedoch im Bereich der Ortsdurchfahrten von hohen Larmimmissionen betroffen.

In Miltenberg schneiden sich die StaatsstralRen 2309, 2310 und 507. In Verbindung mit dem Zubringer
zur B 469 verursacht diese Verkehrssituation Larmprobleme in den betroffenen Stadtgebieten.

Bei den genannten StralRen sind Umgehungsstrallen fir einige der besonders von Verkehrslarm
betroffenen Ortsdurchfahrten bereits in staatlichen Ausbauplanen enthalten, z. B. fir Worth a. Main
und Trennfurt/Gemeinde Klingenberg a. Main (B 469), fur Kleinwallstadt, Klingenberg a. Main
(Teilortsumgehung) und GrofRheubach (St 2309), fir Elsenfeld (St 2308, 2309) sowie fir Miltenberg
(St 507,2309,2310).

Bei der Errichtung neuer Umgehungsstralen wird insbesondere im Maintal fluBaufwarts von
Obernburg a. Main voraussichtlich auf aktive SchallschutzmafRnahmen zuriickzugreifen sein, Weil es
dort aus topographischen Griinden schwierig ist, larmschutz- und landschaftsgerechte Stral’entrassen
zu finden.

Das Aschafftal im Bereich von Goldbach/Hésbach ist von Verkehrslarm durch Eisenbahn, Autobahn
und Bundesstralie 26 erheblich belastet. Die starkste Linienlarmquelle stellt die Bundesautobahn A 3
dar. Die Immissionssituation im Bereich Goldbach/Hésbach ist in den Einzelheiten in der
Schalltechnischen Untersuchung Aschafftal” (Dorsch Consult, Minchen 1977, im Auftrag der
Regierung von Unterfranken) dargestellt. Eine Verbesserung der Immissionssituation kann hier durch
folgende Malinahmen erreicht werden:

Verblendung der Bundesbahnstrecke oder Errichtung eines Schallschutzwalles, Errichtung von
Schallschutzwallen oder -wanden an der Autobahn sowie die Verlegung der Bundesstralle 26. In der
erwahnten schalltechnischen Untersuchung werden verschiedene Varianten fiur optimale
SchallschutzmaRnahmen aufgefihrt.

Das Raumordnungsverfahren fir die Verlegung der B 26 im Bereich Goldbach/Hosbach wurde
inzwischen abgeschlossen.

Zur Reduzierung der verkehrsbedingten Larmemissionen und -immissionen in der Innenstadt des

maoglichen Oberzentrums Aschaffenburg kommen u. a. folgende Mafinahmen in Betracht:

- Durch rechnergesteuerte Schaltung von Lichtsignalanlagen in den Hauptverkehrsstrafien mit
Angabe der ginstigsten Fahrgeschwindigkeit kann die La&rmbelastung etwas vermindert werden.

- Die durch Parkplatzsuche bedingten Fahrten konnen durch Errichtung ausreichender Stellplatze
- Parkhauser, Kurzparkzonen — im Zentrum und Einschrankung des Fahrzeugverkehrs auf den
Anliegerverkehr in zentralen Wohngebieten eingeschrankt werden.

- Méglichkeiten fir eine Erweiterung der FuRgangerzone im Bereich zwischen Landingstral3e-
WermbachstralRe und WeiRenburger StralRe-Rol3markt sollten gepruft werden.

- Zum Schutz von Wohngebieten vor tGiberhéhten Larmeinwirkungen kommt- bevorzugt ein Verbot
fur nachtlichen Motorrad- und Lkw-Verkehr in Frage.

- Eine Verminderung oder zumindest keine weitere Zunahme des Individualverkehrs kénnte durch
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den verstarkten Ausbau des 6ffentlichen Nahverkehrssystems bewirkt werden.

Luftverkehr

Von den Verkehrslandeplatzen Aschaffenburg und Mainbullau, dem Militarflugplatz Aschaffenburg-
Leider und dem Segelfluggelande Altenbachtal gehen unterschiedlich starke Larmemissionen aus.
Diese fiihren insbesondere an Wochenenden und Feiertagen zu Larmbeeintrachtigungen in den
benachbarten Ortschaften.

Durch geeignete MalRnahmen kdnnen die Auswirkungen der Flugzeuggerausche beschrankt werden.
Insbesondere soll das Uberfliegen von Wohngebieten in der Nahe der Landepldtze vermieden
werden. Bei der Ausweisung von Wohnbauflachen ist darauf zu achten, dal} ausreichende Absténde
zu den Landeplatzen eingehalten werden.

Far die Ermittlung von Fluglarmimmissionen in der Umgebung von Landeplatzen und
Segelfluggelanden befindet sich derzeit unter Federfihrung des Staatsministeriums fir
Landesentwicklung und Umweltfragen eine Richtlinie in Bearbeitung. Erst wenn diese Richtlinie
vorliegt, wird es mdglich sein, im Regionalplan Larmschutzbereiche zur Lenkung der Bauleitplanung
gemall LEP B X | | | 4.2.1 auszuweisen. Dafir in Frage kommen vor allem der Militarflugplatz
Aschaffenburg-Leider sowie die Verkehrslandeplatze Aschaffenburg und Mainbullau.

Das nordwestliche Gebiet des Landkreises Aschaffenburg mit den Gemeinden Kahl a. Main und
Alzenau i. U F r . liegt im Bereich der Einflugschneise des Rhein-Main-Flughafens; Gber GroRostheim
befindet sich der Warteraum . Charly ” . Wegen des Nachtflugverbotes auf dem Frankfurter
Verkehrsflughafen sind die héheren Larmpegel beim Landeanflug vorwiegend auf die Tageszeit
beschranki.

Die Ermittlung der durch den Rhein-Main-Flughafen verursachten Larmimmissionen im Bereich von
Kahl a. Main, Alzenau i. U F r . und GroRostheim ist erforderlich, um bei der Projektierung von
schutzbedirftigen Objekten die ggf. erforderlichen Schallschutzvorkehrungen treffen zu kénnen.

Insbesondere im sudlichen Teil der Region treten Gberdurchschnittlich hohe Larmbelastigungen durch
tieffliegende Strahlflugzeuge auf. Zur Verminderung der Larmbelastung wirde vor allem eine
Verringerung der Anzahl der Tieffllige oder eine Anhebung der Mindestflughdhe beitragen. In Frage
kommen auch passive SchallschutzmaRnahmen an schutzbedirftigen Einrichtungen.

Industrie und Gewerbe

Belastungen durch Industrie- und Gewerbelarm treten in dem relativ hochindustrialisierten Maintal von
Mittenberg bis Kahl a. Main mit dem GroRraum Aschaffenburg und in den Auslaufern des Maintals bis
nach Amorbach, Alzenau i. UFr., Laufach und Waldaschaff auf; sie haben in der Regel nur lokale
Bedeutung. Dort aber, wo sich Wohngebiete und Industrie- und Gewerbegebiete ohne
Abstandsflachen und Gebietsstaffelungen nebeneinander entwickelt haben, ergeben sich
nennenswerte Larmbelastungen.

In Aschaffenburg haben sich Industrie- und Gewerbegebiete und Wohngebiete ohne Schutzabstande
nebeneinander entwickelt. Durch die Haufung von Industrieanlagen treten ortlich 6fter Larmprobleme
auf. Im Landkreis Aschaffenburg tritt Industrielarm lokal bei Betonsteinherstellungsbetrieben auf. Eine
grof¥flachige Larmimmission geht in Stockstadt a. Main vom dortigen Papier- und Zellstoffwerk aus.
Die oft unzureichend abgestimmte Siedlungstatigkeit hat dazu gefiihrt, da® Industriegebiete und
Wohngebiete zusammengewachsen sind, wie z. B. in Alzenau i. UFr., Karlstein a. Main, Laufach oder
Waldaschaff.

Die orographischen Verhaltnisse im Landkreis Miltenberg haben dazu gefiihrt, dall sich die
Siedlungstatigkeit und die Industrieentwicklung vornehmlich im Maintal und dessen Seitentdlern
konzentriert haben. Wohnbebauung und Industrie- und Gewerbegebiete gehen haufig ohne
erforderliche Schutzabstidnde oder Gebietsstaffelungen ineinander Uber. Diese Siedlungssituation
fuhrt in einigen Fallen zu Konfliktgefahren.
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Bei der Errichtung larmintensiver gewerblicher Betriebe sind die Nutzungskriterien nach der
Baunutzungsverordnung und die Immissionsrichtwerte nach der Technischen Anleitung zum Schutz
gegen Larm (TA Larm) zu bertcksichtigen.

Bei verschiedenen industriellen und gewerblichen Anlagen mul} trotz aller Auflagen mit erheblichen
Larmauswirkungen auf die Umgebung gerechnet werden. In diesen Fallen kommt es vor allem auf
eine Uberlegte Standortwahl an.

Im Zuge der Bauleitplanung wére in Zukunft auch ein zu nahes Heranrlicken von Wohnbauten an
larmintensive Objekte zu verhindern

Freizeit und Erholung

Eine besondere Bedeutung ist der Erhaltung ruhiger Zonen in den Naturparken Spessart und Bayer.
Odenwald beizumessen. In den Schutzzonen der Naturparke sollen auch keine mit Larm
verbundenen Freizeitbetatigungen ausgetibt werden.

Auf dem Main - insbesondere zwischen Miltenberg und Aschaffenburg - verursachen Motorboote in
zunehmendem Male Larmimmissionen, die in einzelnen Flufabschnitten und Siedlungsgebieten
stérend wirken (s. B VII).

Zur Verringerung der Larmbeeintrachtigungen kommen folgende Mafinahmen in Frage:

- Den Betreibern der Hafengeldnde, Liegeplatze und Anlegestellen sollte, soweit moglich, zur
Auflage gemacht werden, dal} sie nur Motorsportboote zulassen, die die Anforderung nach 9 14
Abs. 7 der Verordnung fiir die Schiffahrt auf den bayerischen Gewassern vom 09.08.1977
(GVBI S. 469) erfillen.

- Die Anzahl der Motorboote sollte beschrankt werden.

- Wasserskilaufen sollte auf Streckenabschnitte ohne nennenswerte Beeintrachtigung von Wohn-
und Erholungsgebieten beschrankt werden.
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